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Yoriiegende, möglichst treu am dem RuMischen 
übertragene, Schrift ist in der Zweiten Abtheilong 
S. K. M. Eigener Kanzettei aasgearbeitet worden. 
Sie ward im Fruhlii^ 1845» ab die beiden ersten 
Iheik des Proyinzialrechts» dem sie gewissermassen 
ein geschichtlicher Kommentar sein sollte, demReichs- 
rathe übergeben wurden» diesem gleichfiiUs zngesandt. 
Der allgemeine Theil der Schrift gibt: 1) eine lieber- 
sieht der politischen Geschichte des Ostseegebiets» de- 
ren Kenntniss die Entwickelang der demselben eigen- 
thomlichen Institationen and Bechtsbestimmnngen erst 
ganz rerstandlich macht; 2) eine Uebersicht der Bechts- 
queUen, mit besonderer Beracksichtigong ihrer Bedeu- 
tOBg far den gegenwärtigen Znstand des Bechtswesens 
im Ostseegebiete; 3) eine Uebersicht dessen, was die 
Sisatsregierung seit der ersten Hälfte des yorigen Jahr- 
honderts ftir die Kodifikation des Proyinzialrechts ge- 
than. Der besondere llieil wird eine Uebersicht der 
aUmählichen Entwickelang des Proyinzialrechts gebent 
je nach den einzelnen Theilen and übefhaapt der An- 
ordnong, welche für dasselbe dem Systeme der Beichs- 
gesetzgebang gemäss angenommen sind« Diejenigen Ma- 
terien« welche gar nicht in das aof Allerhöchsten Befehl 
promnlgirte Proyinzialrecht aafgenommen sind, kom- 
men daher hier iiberhaapt nicht oder bloss beiläafig 

in Betracht 
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ERSTE PERIODE« 

VON DER ERBTEN ANKUNFT DER DEUTSCHEN BIS 

MVR THEILUNO DES OSTSEEOEBIET8 ZWISCHEN 

DEN BENACHBARTEN MiECHTEN. 

(1158 — 1561). 

Die ersten Nachrichleo von den das Ostseegebiet, iiH Kenntnisie too dem 
soweit es jetzt Russland unterworfen ist, bewohnenden Osueegebieic bei den 
Stämmen sind sehr unyollständigund unzuverlässig. Nach * ° V t* ^ 
Tacitus Meinung f ) wohnten die Ehsten ('") auf dem (Srstet Jahrhundert 
rechten Ufer des Suevischen (d. h. Baltischen) Meeres; Dach Christi Geburt). 
ihre Sitten und Gebräuche waren die der Germanen, 
ihre Sprache der Brittanischen ähnlich; sie beschäftigten 
sich mit Ackerbau und fischten aus dem Meere Bern- 
stein, den sie glesum (Glas) nannten. 

lomandes, der Gothbche Geschichtschreiber {***) lornandes. 
des Vl-ten Jahrhunderts, sagt: «am Ufer des Oceans, (5äo nach Christi gc 
in den die Weichsel dreiarmig sich ergiesst, wohnen ^^^^* 
die Windivarier, beim Meere aber die Ehsten.» 

In seiner, Alfred dem Grossen gewidmeten, Heise wuifstan. 
sagt der ums Jahr 890 lebende Wuifstan: «Die Weicb- («H) nwh Christi Oe- 
sel ist ein grosser durch Witland fliessender Strom, ^^^^' 
Witland aber gehört zu Ehstland (Estum). Die Weich- 
sel ergiesst sich ins Ehstische Meer; im Osten von Ehst- 
land fliesst der Strom Ilfin (wahrscheinlich der Niemen), 
aber die Weichsel fliesst aus dem Süden durch Wit- 
land. D 



{*} Taeitiu. De «itn, moribus el popuiis Germaiilae. cap« XLT*. 
C*) Wahrscheinlich erhielten die Ehsten Ihren Namen wegen der 
Las« ^8 durch sie bewohnten Landes nach Osten (Ost, Est, East) ? on 
Germanen. 
(***) lomandes. De Orlglne et actlbus Getarum. Lugd. 1995, pag. 103. 
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Amichtan d«r G«* Aus diesen Bruchstücken und ans dem allgemeinen 
Wirten aber dJ« Her- Q der Völkerwanderung im Anfange des Miüel- 

kunfl der Letten und ^ \ ® ' , , i 

Shfte» in LiTiand. Alters kann man mit einiger Wahrscheinlichkeit schlies- 

sen, dass die Ehsten Finnischen Stammes sind und 
zuerst zwischen der Weichsel und dem Niemen (im 
jetzigen Königreiche Preussen) wohnten. In Folge yon 
Kriegen mit den Baltischen Slaven und den benach- 
barten Gothen nach Osten ziehend^ und wiederum auf 
andere Finnische Stämme und die Russischen Slaven 
drängend, bemächtigten sie sich ihrer nunmehrigen 
Wohnsitze in Ehstland und einem Theile des jetzigen 
Liylands. 

Über die Herstammung des, jetzt den übrigen Theil 
Liylands und Kurland bewohnenden. Lettischen Volks 
giebt es gleichfalls keine sicheren Nachrichten. Viele 
Gelehrten, unter ihnen auch unser berühmter Karam- 
sin (*), meinen, dass zur Zeit ab die Gothen nach den 
Grenzländern des Römischen Reiches fortzogen, die 
Veneder und Finnen die südöstlichen Kästen des Bai* 
tischen Meeres besetzten und, mit den Überresten der 
ursprünglichen Bewohner d. h. mit den Gothen sich 
mischend, die Wälder für den Ackerbau auszuroden 
begannen, worauf sie sich Latischen oder Bewohner 
gereinigter Länder nannten, denn «Lata» bedeutet in 
der Litthauischen Sprache cc Reinigung». Diese Ansicht 
wird auch dadurch bekräftigt, dass in der Lettischen 
oder Litthauischen Sprache sich eine Menge Slayi« 
scher, Gothischer und Finnischer Worte findet. Andere 
Schriftsteller dagegen behaupten, dass die Letten ein 
selbständiger, besonderer Ur^Stamm sind, seit unyor- 
denklicher Zeit in Europa lebten und sich in der Ge- 
schichte ypm Untergange des Römischen Reiches unter 
.der Benennung yon Herulern berühmt machten; die 

{*) Kap«ntnn, HcTOpii FocyAtpcTta Pocciflcnaro, I, ptg. IS. (Aus* 
gäbe Ton Einerling). 



SläTischen und Gothischen in die Lettische Sprache 
eingedrungenen Worte seyen aber nur eine Folge der 
Berührungen des Lettischen Volkes mit den benach- 
barten Völkern (*). . 

Welche übrigens auch die Herstammung und die Oe^uiiuag de* ob- 
ersten Schicksale des Ehstnischen und des Lettischen •••«•'»*•";•*-» ■^»**» 

Jahrhundert«. 

Volkes gewesen seinmögen, so sehen wir doch aus den 
Deutschen Chronisten und Schriftstellern, dassimXII-ten 
Jahrhunderte yerschiedene Stämme dieser Völker und 
namentlich die Ehsten, Liven, Letten, Kuren oder Ku- 
ronen und Semigallen das jetzige Ehstland, Liyland und 
Kurland bewohnten (**), und dass dieses Gebiet seit 
jener Zeit unter der allgemeinen Bezeichnung «cLiyland» 
zusammen gefasst zu werden begann. Die Ehsten be* 
wohnten das jetzige £hstländiche Gouvernement (die 
Kreise Harrien, Jerwen, Wieck und Wirland mit 
Allentacken) bis zur Narowa hin, den nordöstlichen 
Theil Liylands (d. h. die> damals Ungannia und Sak- 
kala genannten Kreise yon Dorpat und Fellin) und die 
Insehi Oesel, Dago und Moon. Die Liyen und Letten 
Sassen im ganzen jetzigen Liyländischen Gouvernement, 
mit Ausschluss des Dorptschen und Fellinschen Kreises 
und der Insel Oesel. Die Kuren nahmen den östlicjien 
Theil Kurlands ein, längs dem linken Ufer der Dana, 

C*} Vergleiche: Schlözer, Probe Bnsiischer Annelen. Bremen, 176S,p«g. 
Il.~ Heder, De liogua Herulica sen Ulhuanica et Samogilica, tum Prui- 
de«, deinde Leltica et Gurlandica, in Miscell. Berol.» Watson, Abhaud- 
langen über den LeiUschen ySlkerstamm, über die Abstammung der 
LetCisehen Sprache Ton der Slavifch-Rnssischen lud über den BlnfloM 
des Gothischen nnd Finnischen aufs Lettische (in den JahresTerhand- 
huigen der Korianflischen Gesellschaft für Litteratur und Knnst, Bd. 9. ' 

llltJa^ f 899). 

{**} Bapel, TIeae nordische MisceHaneen. I nnd II, Riga t7M. yer- 
soeif einer alten Geographie LiTlands. pag. 1—194.— Watson, Darstellung 
der nlten Eintheilug Ton Kurland, wie die Deutschen solche Torfanden. 
(in den JahresTerhandlungen /mt Kurlindischen Gesellschaft f&r Litte- 
mlur nnd Kunst. Bd. 9. Mitau, 1899). 



von Dünaburg bis Goldingen. Die Semgallen nebst den 
übrigen Stämmen Lettischer Herkunft wohnten nach 
Westen hin, yon Windau»bis zum südlichen Ufer des 
Kurischen-Haffs. 

Alle diese Stämme lebten von einander abgesondert, . 
zerfielen in verschiedene freie Gemeinheiten unter 
ältesten (Seniores) (*)9 vrelche im Kriege anführten und 
' in Friedenszeiten Recht und Gerechtigkeit handhab- 
ten (**), Die Berathungen über besonders wichtige ge- 
meinsame Angelegenheiten fanden gewöhnlich in Volks- 
versammlungen Statt, wo oft das Loos die Entscheidung 
bestimmte. Eine Verschiedenheit nach Ständen bestand 
wahrscheinlich nicht; alle Einwohner genossen auf 
gleiche Weise der personlichen Freiheit; die Kriegs- 
gefangenen wurden Sklaven. Die iEltesten lebten in 
befestigten Schlössern, die im Kriege als allgemeine 
Zufluchtsorte dienten; das Volk in den Dörfern und 
Einzelhöfen beschäftigte sich mit Ackerbau, Viehzucht, 
Fischerei, nicht selten mit Seeraub. Die Religion die- 
ser Stämme war eine heidnische; sie verehrten verschie- 
denartige Götzen. Dews war die Hauptgottheit der 
Letten, wie Jummala bei den Ehsten; überdies verehr- 
ten Erstere Perkun oder den Donnergott, Seminik oder 
den Geber der Bodenfrüchte u. s. w.. Letztere Thor 
den Kriegsgott, Wainemoinen den Gott des Gesangs u. 
s. w. Tempel gab es nichts wohl aber heilige Haine; die 
Opfer wurden auf steinernen Altären dargebracht (***). 

Erzählungen des Ne- Sehr bemerkenswerfli erscheint, dass der älteste 

* 

»lor Ton dem osisco- Ghrouist uusercs Vaterlandes, Nestor, in seiner Chro- 

^^ ^ ^' nik aller obengenannten Stämme er^ ahnt. Seinen Er« 

^"■^^^"^■"^^■^""■^■"^■■•"— « 

(*) Vergl. Arndt, Ueflindisclie Chronik I. Origines Uvonin »«er« ec 
ciTÜifl. pig. und flg. 

(**} Kelch, LieflandUche Hisioria, pag. 11 und flg. 

{***) Kelch, pag. S5— 80.— Verhandlungen der gelehrten Ehttnlichon 
GeBellichafl, I, pag. 48, 91.— Dai Inland. 188«, p. 881. 



äUimgen nach lebten znr Zeit Rnrik'g, ausser den 
Slayischea Völkern, anch viele von anderem Stamme 
in Rüssland an den Ufern des 'Waridgischen (Baltischen) 
Heeres, und unter diesen die Liven (in Liyland), die 
Tschuden (in Ehstland), die Narova (in der Gegend 
Narwa's), die Letgalen (Letten), die Simgolen (in Sem- 
gallen) und die Kors (in Kurland) (*). Unter den im 
Jahre 862 den Rnrik und dessen Bruder herbeirufen- 
den Stammen nennt Nestor auch die Tschuden (Fin- 
niscb-Ehstnische Stämme), welche demnach schon da- 
mals in befreundetem Yerhflltniss mit den Russischen 
Slaren standen und im Bunde mit ihnen vielleicht Ret- 
tnng vor den Einfällen der Normannen suchten. 

Wahrscheinlich seit jener Zeit, d. h. seit dem IX-ten VerhiUsUM der 
Jahrhunderte, wurden die Ehstep und die übrigen Be- voikeSiämmodeiOrt- 
wohner des Ostseegebiets dem Wariägo - Russischen "T^J ^^' "* *" "*" 
Beidie zinspflichtig. Aus unsern Chroniken ist ersicht- 
lich, dass ganz Livland dem Wladimir Tribut zahlte. 
Die Zwistigkeiten unter seinen Söhnen gaben jenem Lan- 
de wieder die Unabhängigkeit. Jaroslay {**) unterwarf 
im Jahre 1030 abermab die Tschuden, gründete ein 
befestigtes Schloss in Gersike und erbauete die Stadt 
lurjew, das jetzige Dorpat, an der Stelle einer alten 
Tschudischen Niederlassimg (***). Tribut von den Be- 
wohnern einforderndt wollte Jaroslaw doch nicht sie 
gewaltsam zum Christenthum bekehren und liess sie 
bei ihrem früheren nationalen Bestände. Seitdem blie- 
ben die Ehstnischen und Lettischen Stämme in Abhän- 



C*) Yergl. KarMuin: HcropUroc. Pocc. I, pag. ü— y. lannau, Ge- 
schieht« Ton Lief- uad Ehstland. I, pag. 90, 21. (in Hupels neuen nord. 
MiseeU. IllundlV). 

(**) In der Taufe Georg oder Jniji genannt. Selbst in spatere Zeilen 
hinein hatten Viele in Enssland, besonders toa den Ffirsten, ausser den 
bei der Tanfe erhaltenen Namen, noch andere Tolksthümliche oder nie 
die Ghronislen jener Zeit sagen «Fürstliche» Namen. 

t***) Arndt, Ueflandische Chronik, I, pag. 98. 



gigkeit von den Russischen Fürsten in Pleskow, Now- 
gorod und Polozk; ihre von Zeit zu Zeit wiederkeh- 
renden Auflehnungen zu Wiedererwerbung yöliiger 
Unabhängigkeit blieben ohne Erfolg; die Russen zogen 
gegen die Tschuden und Letten und, mit Schwert und 
Feuer Schrecken verbreitend, bestraften sie die Auf- 
ruhrer. Im Anfange des Xll-ten Jahrhunderts war, nach 
den Erzählungen des ältesten Livländischen Chroni- 
sten (*), in jenen Ländern durch seine Macht berühmt 
der Fürst Wladimir- von Polotzk; er herrschte über 
das südliche Tschudische. Land bis zu den Mündungen 
der Düna, hatte dort ein festes Schlosz Kukenois (jetzt 
Kokenhusen) und erhob Tribut von den Rewohnern, 
die er als seine Unterthanen ansah (**). 
Aokaofi Bremischer Im Jahre 1158 lernten Deutsche Kaufleute aus Rre-. 
Kauiieme in LiTi.nd j^^^ auf der Fahrt nach der Stadt Wisby ff"*) das Ost- 
seegebiet kennen^ indem sie vom Sturme dorthin ge- 
trieben wurden, wo die Düna ins Meer strOmt. Dreis- 



(*} Die Clironik Heinrich des Leiten, der im Anfange desXIIHen lehr- 
huBderU lebie, ist in LeteiDischer Spreche geschrieben und zum ersten 
Male in Druck gegeben Yon dem Hannoverschen Bibliotheiiar Gruber, 
unter dem Titel: Origines Utoni» sacr« et civilis, seu Chronicon Livo- 
nicum vetus, continens res gestas trium primorum Episcoporum: qui- 
bus deTicl«» a Saxonibus et ad Sacra Gristianorum traduct« Livoni« ab* 
Bolvitnr Historie: a pio quodam sacerdote, qui ipse tantis rebus ioler- 
fUit, conscripta et ad annum Christi a«ti ltS6 deducta.— E codice ma- 
nuscripto recensuit, scriptorum cum aetate, tum locis vicinorum tes- 
timoniis illustravit, silvamque documentorum et triplicem indicem ad« 
jecit loan Daniel Gniber. Francofurti et Upsiae. Anno 1740, in folio.— 
Diese Chronik ist ins Deutsche übersetzt von Arndt im Jahre 1747 und 
allgedruckt im ersten Theile seines Livländischen Geschichtsvrerks. 

(**)Karamsin a. a. O. III, p. 59;.^*Kruse, NeeroUvonica. Dorpat,18i49 
Ste Beilage.— Einige Liven und Letten waren 8clv>n zur christlichen 
rechtgläubigen Lehre bekehrt. HiiBrn; Ehst* Lief- und Lettlandische Ge* 
schichte, p. 79 (in den Honumenta Liveni« antiqua» I). 

(***} Die Stadt Wisby auf der Insel Gothland vrar in jener Zeit der 
Mittelpunkt des HandAls der Deutschen mit dem Norden und insbelon- 
dere mit Novgored. 



sig Werst von der Mündung des Stromes, an einem 
Ikeskola (jetzt ÜxkuU) genannten Orte sich eine kleine 
Befestigung erbauend, traten sie in Berührung mit 
den Landesbewohnem and begründeten bald dauernde 
Handelsbeziehungen zu denselben. 

Bei dem jener Zeit eigenthümli eben Bestreben das MelDhard« «rtteru- 
Ghristenthum zu yerbreiten, erschienen bald auf den •«^^'▼•» ^▼>««^*« 
Spuren der Kaufleute auch predigende Priester: der ^ ^ ^ " ^ !^' 

^ r D rang d«r L«nd«ftbe- 

erste Yon ihnen war im Jahre 1186 der Augustiner- Volmer gam Christen- 
mOnch Meinhard. Ihm erlaubte der Fürst von Polozk, timme. 
Wladimir, die ihm unterworfenen Liylandischen Hei- 
den zum christlichen Glauben zu bekehren, die Folgen 
davon nicht yoraussehend und gleich seinen Vorfahren 
auf Liyland keinen Werth setzend. Meinhard taufte 
mit Gute und mit Gewalt, gründete die ersten christli« 
eben Kirchen in Üxkull und Kirchholm und erhielt 
yom Pabste, als Lohn für seinen christlichen Eifer, die 
Würde. eines Bischofls in dem neubekehrten Lande 
mit Abhtagigkeit yom Bremischen Erzbischofie (*). 
. Nach dem Tode Meinhards in Jahre 1 196 nahm sein ^^rthoid, dat iwei- 
Nachfolger Berthold die Waffen zu Hülfe, um sicherer [Jf^t^jJ^"" ^^**"'* ' 
die Heiden zum Lateinischen Glauben zu bekehren. 
Er kam nach Liyland in Begleitung yieler Deutschen 
Bitler und Krieger, die durch den Wunsch angelockt 
wurden, yom Pabste Vergebung ihrer Sünden zu er- 
halten für die Theilnahme an dem Kreuzzuge gegen die 
Lirlindischen Heiden (**). Die Liyen empfingen ihn 
die Waffen in der Hand; Berlhold yergoss das Blut 
der Heiden ohne Schonung, ging als Sieger aus man- 
chen Kämpfen heryor, und fiel im Jahre 1198 bei Ver- 
folgung der yon ihm geschlagenen Feinde. 



{*) yoigt, Geschichte Preussens, I, p. 8S0-8M;.- Arndt, I, p. 8 (k). 

(**) Arndt. I, p. 17, S 8 und 4;-Gtdelrafeh, UeflindUche Jahrbücher, 
1, 1, 8 U;-.yoift. I, p. 898-400. 
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Alben Ton Appeu Der driUe Bischoff von Livland, Albort vop AppeU 
dem» der dritte B|- ^q^^j^^ ^jn kluf^^e^ lind ehrgeiziger Prelat, legte im J[ah- 

Griüidun7"Rigt'»,*der ^® ^^^ ^^^ Grund zur Stadt Riga und versetzte 4orl- 
ftisthümer und des hin Seinen Bischoffssitz. Mit Hülfe der K|euzfa[hrcr 
Sehi^rertordenf. besiegte er mehr als einmal die Landeseingebprenen, 

bek^ehrte einen grossen Theil derselben zum Ghjrislen- 
thume und gründete einige Kirchen. Es hei^rite jvir 
noch einer Sicherung der durch diese Erföl^e/gegrün* 
deten Macht. Zu diesem Ende wurden tou Albett^ei 
.Maassregeln yon der grOssten Wichtigkeit ei^gfiffeil:.. <j^:; 
Vergebung der eroberten Gebiete als Lehen anDei^u^^v!: 
Kreuzfahrer ujid die Stiftung eines neuen Ritteroirdeni^. . • 
Die Kreuzfahrer und reisigen Pilger ans Dt^fsch«// 
land erschienen nicht blos um dem Bischoffe iu helfcupr. 
in Livland, sondern insbesondere weil sie den Krieg: 
gegen die Heiden an den Ufern der Düna dfli Krie^KK, 
Zügen nach dem entfernten Asien yorzoged;;! nac^ ^e- ^ *^ 
endigung eines einjährigen Kampfes in LiylÄi^d kehrten \ 
sie meist in ihr Vaterland zurück. Um sie n]EÖ)Lc|at[«rnd^' :\ 
an Liyland zu fesseln, gab der Bischoff vielen i^n jh- ' * ' 
nen eroberte Ländereien mit mancherlei Voircchterf. ** 
aber immer nur zu Lehen und mit der Vetpflichludg; ' 
zur Leistung des Kriegsdienstes. Aus den uiiter die$en*. ;. 
Bedingungen sich ansiedelnden Deutschen AiüwWder^- . - 
rem bildete sich {n der Folge der Vasallenstand^ . 

Zugleich stellte Albert dem Pabste Innocejiz III die* ^- - 
Notfawendigkeit der Griindung eines neuen Biit^hur^ 
dcns vor, der sich ausschliesslich, dem Kaiil]^fe,g^g(M?:: 
die Liyl&ndischen Heiden zu widmen hätte» Iiä.J^hä^v' 
1 202 weihete der Pabst dieses Unternehmen und schrieb ' . 
durch eine besondere Bulle dem neuen Orden der- . 
Brüder yon der Kriegerschaft Christi (Fratres militise;'. . : 
Christi) oder der Schwertbrüder (Gladiferi, Ensifer i) /• 
yor, das Gewand und die Kegeln der Ritter des Tem^' ; 
pels anzunehmen, nur mit dem Unterschiede» dass die 
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Riller, statt auf dem weissen Mantel bloss ein rothes 

Kreuz zu haben, auf demselben das Zeichen eines ro- 
then Schwertes unter einem kleinen ebenfalls rolhen 
Kreuze tragen sollten (*). In Kraft derselben ^uUe war 
der Orden gehalten die Oberherrlichkeit des Rigaschen 
Bischofls über sich anzuerkennen. Albert ernannte den 
Ritter Winno (von Rohrbach) zum Meister (120ß— 
1208) des neuen Ordens, und bestimmte zum Unterhalle 
desselben den dritten Theil aller eroberten und noch zu 
erobernden Länder; die nachbleibenden zwei Drilthei- 
le sollten der Kirche, d. h. dem Bischofle, geboren. 

In den eroberten Gebieten wurden nun, ab abhän- 
gig TOD dem Rigaschen Bislhume, welches 1255 in ein 
Erzbisthnm verwandelt ward {**)y nach einander fol- 
gende Bislhumer gegründet: 

1) das Bisthum Leal, welches aber bereits nach we- 
nigen Jahren seinen besondern Bestand verlor, und erst 
mit dem Dorptschen, darauf mit dem Oesekchen Bis- 
lhume verbunden wurde {***); 2) das Bisthum Dorpat; 
3) das Bisthum Oesel (in Habsal); 4) das Bisthum Sem- 
gaOen (in Seiburg), welches im Jahre 1246 mit dem 
Rigaschen Stifte verbunden wurde {****), und 5) das Bis- 

(') A/ndt I, p, 31, $ 6, II, p. 1-5; Voigt I, p. 898-418. 

(**j Index corporis historico*diplomatici LiToni», Eslhoai», Guro- 
nie, barausgegelien tod Napiersky. Riga 1S3J^, I, N® 467. 

(***} Im Jahre 1219 ernannte Blschofl* Albert von Riga seinen Bruder 
Herrman zu dem eben erledigten BIsthume in Ehslland (Gadeb. 1,1, 
p. 166); da aber der K6nig von Dänemark sich dem widersetzte, so 
gründete Uerbman sich einen Bischoflrssiti in Leal und nannte sich 
Dunmehr Bischoff. fon Leal (Brandts, Chronik p« 79 in den Monumenta 
LiToni« antiqn« ill). Im Jahr lSi4 die Investitar als Bischoff ton Dor- 
pal erbaltend, nannte er sich noch 1234 BischofT Ton Dorpat und Leal 
(Brandts, p. 124. Hon. LiT. anl. 111). Allein Pabst Gregor IX iheilte 1235 
die Wieck, in welcher Leal liegt, demBischoffe Heinrich Ton Oesel xu 
(Tnrgenew. Mouumenta Russin antiqua. N^ 44), der zwar noch 1238 Be- 
stimmangen trifft, um eine Kathedrale in Leal zu begründen (Turgenew, 
K* 45); aber Habsal ward bald der eigentliche Sitz des Bischoffs und 
Kapitels im SUfte Oesel und Wieck. 

(•••*) lodex II, p. a66.-Gadebusch, I, I, p. 8U, 245. 
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thum Kurland (in Pillen). In jedem derselben besass der 
Schwertorden einen bestimmten Theii {*) des Landes 
als Lehn yom örtlichen Bischoffe. Die übrigen Lände- 
reien in den einzelnen bischöfflichen Gebieten, inso- 
weit sie nicht zum Unterhalt der BischölFe, Kapitel und 
Kirchen bestimmt waren, wurden nach dem yom Erz- 
bischoffe gegebenen Beispiele yon den Bischöffen an 
Deutsche Auswanderer, gleichfalls nach Lehnrecht, 
ausgetheilt. — Sehr bald bildeten diese neuen Ansied- 
ler in jedem Gebiete einen besonderen Yasallenstand; 
in der Folgezeit theilte auch selbst der Orden, nach 
solcher Deutschen Gewohnheit, in einzelnen seiner 
Landschaften Lehen aus. 

Alle diese obenerwähnten Einrichtungen Bischoff 

Alberts erhielten ihre Bestätigung yon den Päbsten und 

Römischen Kaisern, und seit der Zeit ward das ganze 

neubekehrte Land ab Besitz des Römischen Stuhls und 

Theil des heiligen Römischen Reiches angesehen {**) . 

Nicht bloss der Erzbischoff, sondern auch die Liylän- 

dischen Bischöffe wurden Lehnsfärsten des Reichs und 

Glieder des Reichstags {***). 

Eroberung Ehstiand« Die Liyeu Und Letten unterwerfend und die Einfälle 

durch den Dinitchen des Fürsten you Polotzk« Wladimir Mslislayitsch, zu- 

Kdnigwoidemtrii. fuckschlagend, dehnte Albert seine Eroberungen bis 

Ehstland aus. Aber ein missglückter Kampf gegen die 

(*) Im RigAschen und Oeselschen Stifte ein Drittheii, im DorpU 
•cben die H&lfle, im Kurlandisclien iwei DrittlieUe. (Arndt II, p. 16, 
flg.y- Gadebusch 1, 1, p. SU). 

{**) Siehe die mannigfachen Urkunden der Deutschen Kaieer und Bul- 
len der Pabste. 

<***) Gadebusch I, l,p. 18a;-Hupels Nord. Mise. St. Si, tS, p. 888;-- 

Napiershy, De diplomate quo Albertus, episcopus LiTonis declaratur 

princeps imperii romano germanici, num authenticum sit et quo anno 

' datum, disquisitio. Big», 1838;— Hiern,p. 107. (tfonum. Utod« ant. I).— 

Archiv für Geschichte Liv-Ehst-und Kurlands I, p. Sil.— Brandis p. 
139. (Blonum. LIt. ant. III).— Die Urkunde Kaiser Carl Y, Tom 18 Januar 
1530. (Index, N« 8888, abgedruckt: Monum. Livon. ani. IV, p. GCLIY) 
benennt simmtliche Blichöffe Lirlands als Reichstorglon. 
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Efasten zwang ihn sich an den kriegerischen und in je- 
ner Zeit 80 mächtigen KOnig von Dänemark, Wolde- 
mar II, (*) zu wenden. Dieser König, im Jahre 1219 
an der Ehslnischen Küste landend, eroberte ien grOss- 
ten Theil des jetzigen Ehstlands, erbauete das feste 
Sehloss Reyal, gründete dort ein vom Erzbischoffe von 
Lnnd abhängiges Bisthum, und theilte die eroberten 
LSndereien den ihn begleitenden Deutschen und Dänen 
aus» welche (diese Güter nach Lohnrecht besitzend) in 
der Folge den Stand der Ehslländischen Vasallen bilde- 
ten. Nach dem Vergleiche Albcrt's mit Woldemar II, 
bildeten von den Ehstnischen Landschaften die Kreise 
Harrien, Wirland mit Alientacken, Wieck und Jer- 
wen den dänischen Antheil, während der Fellinsche 
und Dorptsche Kreis zum Gebiete der Bisthümer und 
der Ordensländer geschlagen wurden. Doch diese 
Vertheilung war nicht von Dauer; denn bald darauf 
bemäditigte sich der Orden, während der Entfernung 
des Königs Ton Dänemark, des ganzen Ehstlands, welr 
ches auch bis zum Jahre 1238 in seinen Händen blieb. 

In die Regierungszeit yon Bischoff Alberts Nachfol- Yerelniguii« d«t 
ger, Nicolaus, fJlllt die Vereinigung des Schwertordens »«^^«rtordeni mit 
mit dem Deutschen Orden,«eine Begebenheit^ die mäch- /^^JST'*^ *"" *" 
tigen Einfluss auf das Schicksal Livlands hatte. 

Der Deutsche Orden war im Jahr 1190 unter den 
Mauern von Ptolemais (Akkon) gestiftet worden, wel- 
ches damals von den Kreuzfahrern belagert wurde. 
Er hatte eine zweifache Bestimmung: Pflege der Armen 
und Kranken und Kampf mit den Ungläubigen. Nach 
der Eroberung yon Ptolemais durch den Englischen 
König Richard (Löwenherz) und den Französischen 
Philipp August im Jahre 1191, ward der Orden in der 
genannten Stadt angesiedelt und erbauete daselbst das 



(*) Arndt 1, p. 137 a. folg.-Voigi II, p. 805 ■ SM. 
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Hauptordcnshaos. Anfangs var der Orden anbedeu- 
teod; sein ganzes BeEitzthum bestand aus einigen Gü- 
tern in Syrien ood Palästina, die ihm zum Unterhalte 
geschenkt irordcn. Der Begründer seiner Macht war 
dessen vierler Meister, Herrman von Salza (enrähli im 
>edeutende Herrschaften 
rwerbend, bestimmte er 
Marbui^ zum Oberbefehl 
!r des Ordens in Deutscb- 
ind Vögte; er selbst aber 
nahm den Titel eines obersten Meisters, Hot^hmebters 
(Magister generalis, Summus Hagislcr) an. 

Im Jahre 1228 Hess sieb der Deutsche Orden, auf 
die Einladung des Fürsten von Masoviep Konrad, in 
den Kampf mit den heidnischen Völkern Preusaens ein, 
sich vorläufig vom Kaiser Friedrich II die Laudes- 
hoheit über die zu anterverfenden Lander ausbedin- 
gend. Der Kampf mit den Prenssischen Heiden zog 
sich durch 55 Jahre hin und endigte im Jahre 1283 
mit der völligen Unterwerfung derselben und der Ein- 
führung des Christenlhnms in diesen Landern. In der 
Folge vermischten sich die eigentlichen Landeseinge- 
borenen mit den Siegern und ganz Preossen ward die 
Hauptprovinz des Deutschen Ordens, unter der Ver^ 
waltung eines besonderen Landmeisters (Magister pro- 
vincialis]. Nach der Wiedererobemng von Ptolemais 
durch die Ungläubigen im Jahre 1291, wurde das 
Hanptordenshaus nach Venedig versetzt, im Jahre 1309 
aber durch den Hochmeister Siegfried von Feucht- 
wangen nach Marienburg. Seitdem ward das Scbloss 
von Marienbnrg die Residenz der Hochmeister und der 
Sitz der ganzen Ordcnsverwaltung (*). 

Kaum war der Deutsche Orden in die Grenzen Preus- 
sens eingedrungen, als im Jahre 1229 in Rom beim 
(*) Voigt, II und III. 
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Hoduneister Heroian von Saiza Abgesandte des zwei- 
teD Meisters der Scbwertbrüder, Volquin, erschieaea 
mit dem Vorschlage einer Verbindiuig beider Orden(*). 
Denn die fast nnunlerbrochencn Einßiilo von Seiten 
der Rassischen Fürsleo, die Streitigkeiten mit den Dä- 
nen and die imaufliOrlicl 
nenLivlands bewogen 'V 
eine Stolze in einer Verl 
Orden zu suchen. SaIza 
ein: die Verhandlungen 

Jahre. Unterdessen erlitt der Schwertorden aber im 
Jahre 1236 von den Litlhauem eine enlscbeidcndc Nie- 
derlage, in welcher Meisler Volqnin mit einem gros- 
sen Theile der Brüder ums Leben kam. Da enischlosz 
sieb demi Salza, auf die eindringliche Bitte des Riga- 
schen Blschoffs Nikolaus und der übrig gebliebenen 
Schverlbrüder, die Antrage anzunehmen, und Pabst 
Gregor IX besötigte die Vereinigung(") der Schwcrt- 
bräder mit dem Deutschen Orden durch die Bulle vom 
14-teii Mai 1237. Die Haupthedinguogen dieser Ve- 
reinigung waren: 1} dass der Deutsche Orden in den 
Besitz der den Scbwertbrüdern gehörigen Gebiete tre- 
te; 2) dass er in Livland als Vasall die Oberherriicb- 
keil der Örtlichen Bischoffe anerkenne, und 3) der von 
den Scbwertbrüdern dem Künige von Dünncmark ent- 
rissene Theil Ehstlands diesem zurück gegeben wer- 
de (-). 

t") Arndt, n, p. 33.-VoIgl II, p. HO nnd 341. 

(-*) llUlbiUuiigen au den G«biM« der GMchichuUT-BbiUiuidKar- 
ludl. Riga, 1, P.U0-U7. 

('*') Arndt II, p, 89.— Dogiil, Codex dlplomalicns regnl Polonin v, 
ü* XIX.— DioiiUii Fdbricii LlTonia Hlslori« conpendlOBa Serlei. p. 31 
und 33 — Schuraaeitch, HittarU Kntirwanum Ordlnii Tenlanicl LiTonii- 
nun. p. 3— V. 
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« 

iMiendiiehe Unter- * Nach der Yereini^Dg der OrdeR, bildete der Theil 
werftinf derUndeMin- Liylandsy welcher den Schwertbrudem gehört hatte, 
lebo^eoen des Ottsee- ^^^ Proyinz des Deutschen Ordens. Der Zweig des- 

NAchbaren. selben in Liyland erhielt die inneren Einrichtungen 

(1S37-11S9). des Deutschen Ordens in Preussen und erkannte als 

sein Haupt den Jlochmeister und das Hauptkapitei. 
Die Ortliche Yerwritnog 4^r Ordensgebiete in Livland 
verblieb, eben co wie in den anderen Provinzen des 
Ordens, dem Provinzial-Meister (*), dem Proyinzial- 
Kapitel, den Ordeas-Komthuren und Vögten {**), 

Das Yerhältnisz des Ordens in Preussen und seines 
Zweiges in Livland zu den örtlichen BischöflTen war ein 
durchaus verschiedenes. Seiner Entstehung und seinen 
' Statuten nach war der Orden in Preussen unabhängig 
von der örtlichen geistlichen Gewalt , und die dortigen 
Bischöffe, vier an der Zahl, warenihm in Beziehung auf 
die weltliche Y erwaltunguntergeordnet . In Livland aber, 
nach Inhalt schon des Yereinigungsvertrags und der 
BeslätigungsbuUe Pabst Gregor IX vom 14 Mai 1237, 
befand sich der Deutsche Orden in derselben Unter- 
Ordnung unter die BischöSSe, in welcher bisher die 
Schwertbrüder gestanden hatten; d. h. der Orden er- 

(*} Alle Besitxanfon des Ordern lerSelen In Tier ProTinien: Sicilien, 
Deutschland, Preussen und LiTland. Jede derselben wurde Ton einem 
besonderen Meisler yerwaltet (Magister proTincialis, Landmeister), Ton 
denen der in Deutschland Deutschmeister genannt wurde. Nach Ueber- 
ffihrung der Ordensresidenx nach Marienburg im Jahre 130S, trat in 
Preussen ^n die Stelle des dortigen Landmeisters der Hochmeister 
selbst. Die Livlandischen Meister nannten sich in allen Urkunden bloi 
Meister des Deutschen Ordens in LiTland (Magister Ordinis Theutonici 
per Li? oniam]. Wenn aber ein Ordensbruder oder sonst Jemand sich 
an den Meister wandte, nannte man ihn gewöhnlich: «Domine Magi- 
ster, Herr Meister», woraus in der spatesten Zeit die jetit allgemein 
angenommene Benennung «permeister» entstand. Ans dieser Ableitung 
schon ist ersichtlich, dass es falsch ist «Heermeister» sa schreiben, und 
dass man statt dessen «Hermeister» schreiben müsste. 

(**)yergl. Uebersicht der Anfinge und stufenweifen Entwkkelonf 
der Verfassung des Ostseegeblets. Erste Abtheiiung. 
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kannte die Oberherrlichkeit det fiischoffe; s^in 
Haupt, der Heister, erhielt die Ordensgebiete als 
Lehen yon den Bischöffen und leistete als Vasall den- 
selben den Eid der Treue. In diesem, dem Streben des 
Ordens nach der vollen Landeshoheit über seine Gebie- 
te so widersprechenden Verhältnisse verbarg sich der 
Keim der anhaltenden Streitigkeiten zwischen dem Or- 
den und dem Rigaschen Erzbischofle. 

Bis zum Jahre 1289 war der Orden fast ausschliess- 
lich mit allendlicher Unterwerfung der Landeseingebo- 
renen, Unterdrückung aufrührerischer Stämme und 
Kriegen mit den Nachbaren beschäftigt, nämlich den 
Litthauem und Russen. Die von dem ersten Livländi- 
schen Meister Deutschen Ordens, Herrman Balki im 
Jahre 1238 eroberte Stadt Pleskau blieb nicht lange 
im Besitze des Ordens. Im Jahre 1242 entriss sie ihm 
der Fürst Alexander Newsky (*), zur Zeit von Balck's 
Nachfolger, Heinrich von Heimburg, und uner achtet 
der vielfachen Einteile und der Versuche des Ordens 
sich Pleskau's wieder zu bemächtigen, blieb die^e 
Stadt doch den Russen. — ^Noch während der erst im 
Jahre 1266 mit völliger Unterwerfung .und Bekeh- 
rung endenden Kämpfe mit den Bewohnero der Insel 
Oe8el(**), begann seit 1245 ein hartnäckiger und lang- 
dauernder Kampf mit den Kuren, die vom Christen- 
thume abfielen und den Bischoff Engelbert tOdteten(**^); 
selbst mehrere Ordensmeister verloren in diesem Krie- 
ge das Leben. Mit den Kuren vereinigten sich auch 
die Semgallen und Litthauer. — Im Jahre 1252 nahm 
der Litthauische Fürst Mindogw, vom Orden besiegt, 
die heilige Taufe an und ward Verbündeter desselben. 

(*) jinidt, II, p. 10, II -4S. - GadeboMh I, 1, p. flN.-KAruiuiB, 

IV, p.90,ai. I. 

{**) BuxlMSTd«!!, Beitrife nir Getchiehte der Intel Oetel. 1S3S, p. 4. 
(♦*♦) Arndt II, p. 4S. 
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Allein im Jahre 1260 kehrte er wieder zum Heiden- 
thum zurück, ward wie früher Feind des Ordens uud 
fand Verbündete an den Russen. Endlich im Jahre 
1287 gelang es dem Ordensmeister Konrad. Ton Her- 
zogenstein die Kuren und Semgallen zu überwinden (*). 
Durch seine Siege verbreitete er Schrecken unter den 
Liithauern und sicherte durch Eroberung aller festen 
Plätze (**) die Herrschaft des Ordens in Kurland und 
Semgallen (***). 
Kampf des Deutschen Im Ausgange des XUI-ten Jahrhunderts, als die letz- 
ordens mit den Eribi- ten heidnischen Yölkerschaflen das Ghristenthum anneh- 
Bchoffen Ton Riga. ^1^^^ s[clj yöUig unterwarfen, vermehrten sich die 

Streitigkeiten zwischen der geistlichen und der weltli- 
chen Gewalt immer mehr. Der Bischoff von Riga, 
durch den Pabst zur erzbischöfflichen Würde und da* 
mit zum Haupte der Kirche in Livland erhoben, fuhr 
fort sich als den obersten Gebieter des gesammten Liv- 
lands zu betrachten. Der Orden seinerseits wollte diese 
Ueberlieferung aus der Zeit der Schwertbrüder nicht 
anerkennen; das Beispiel Preussens ermuthigte ihn 
nach völliger Unabhängigkeit von den BischOffen zu 
streben, ja nach Unterordnung dieser unter ihn in 
Betreff der weltlichen Verwaltung. Seine Macht und 
Gewalt wuchsen täglich, und seine sich in allen Ge- 
genden Livlands ausbreitenden Besitzungen waren in 
ihrer Gesammtheit viel bedeutender, als die Gebiete 
des Erzbischoffs und der einzelnen Bischoffe. Wäh- 

(*) Schurxfleisch, Historia Ensiferorum, p. SS. «Victa est taiidem 8e* 
migaUorum periinacia».— niärn, p. 187, (Monum. LiT. ant. I). 

(**) Terweten, Durben, Doblen, Raketen, Sydobre u. a. ra. 

{***) Dieser Kampf ist sehr ausführlich, wahrscheinlich zu Ende des 
Xlllten Jahrhunderts inDiQtleb tou Alnpeke's Reimchronik geschildert, 
welche zuerst als Bruchstuck nach einer Handschrift in Riga Yon Berg* 
mann 1817 herausgegeben worden; der fehlende Theil ward in der Fol- 
ge im Jahre 1844 nach der Heidelberger Handschrift Ton Pfaptcrsky her- 
ausgegeben, und endlich ward diese Chronik in ihrem Tollen Umfango 
Ton der litterarischen Gesellschaft in Stuttgard 1844 gedruckt. 
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rend des Kampfes zwischen diesen beiden Mfichten 
en1s(andimXIII-ten Jahrhimderie eine dritte: die Städte. 
Sowohl der Orden als die Bischoffe luden dringend 
ihre Landslente ans Deutschland ein, sich in dem neube- 
kehrten Gebiete anzusiedeln und ertheilten ihnen yer- 
sdiiedene Priyilegien. Viele zogen selbst herbei, ge« 
reizt durch die Yortheile des Handels. So erhoben sich 
die Städte, meist yon Auszöglingen der freien Deutschen 
Stadtcommunen gegründet; sie erhielten eine mit der 
ihrer Mutterstädte übereinstimmende Verfassung. Am 
wichtigsten Ton ihnen war Riga, welches bald die 
Haupthandelsstadt am östlichen Ufer des Baltischen 
Heeres wurde und eine bedeutende Stellung im Han- 
seatischen Bunde einnahm (*). — Riga hielt die Seite des 
Erzbischofis. Der Besitz dieser reichen Stadt erregte 
den Neid des Ordens und gab die erste Veranlassung 
zum offenen Bruche mit dem Erzbischoffe. Der Ordens- 
meisler Eberhard Ton Monheim brachte im Jahre 1330, 
nach einer durch ein ganzes Jahr sich hinziehenden 
Belagerung, Riga in seine Gewalt. Durch den Unter- 
werfungsyertrag, den sogenannten Sühnebrief (**), er- 
kannten die Rigaschen Bürger die Oberherrlichkeit 
des Ordens an. Bei der Stadt selbst erhob sich ein 
Ordensschloss, Ton welchem aus er sie beherrschte. 
Die Abtei Dünamünde ward in ein festes Schloss ver- 



(*) Peinan, Wiodmii, Goldiogen, Wendan, Wolmar, Lamial, Koktn« 
nad die übrigen kleinen Sl&dte dee Oatieegebieti gehörten In ib- 
fer Geeammüieit zar Hanie. Aber Perneu war bis Ini XV-Ce Jahrhan- 
dett— Biga, Keyal und Dorpat waren bis Ende des XTI-ten Jahrhunderts 
wirkliche slinunfuhrende Glieder dieses Bandes, and erhielten als Sla- 
felorte des Handels mit Bassland, and namentlich mit NoTgorod, Ples- 
kan and Polozk, eine besondere Wichtigkeit. Sartorlns, Geschichte des 
■anseatlsehen Bundes, I, p. i79, i7S, II, p. 455, i5S, 457. —Diese 
Verbiadang mit der Hansa trug wesentlich sur Begründung der unab- 

fagiffea SteUnag bei, welche Torsflglich die drei letitgenannten Stid- 
ihMB Landesherren gegenüber einnahmen. 

(*-) Amdl, II, p. SS.* Index B« Sat— 314. 

2 
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wandelt; an der Hündang der Düna liegend, war es 

der Schlüssel Livlands. 
Erwerbung Ehst- Im Jahre 1347 erweiterte der Orden seine Besitzun- 
lands durch Kauf vom g^Q durch den Kauf (*) des Dänischen Ehsllands vom 
nsubchenKonigeWoi- j^^. Woldemar IIL Diese Landschaft bildele, schon 

demar III. ^ ,1.1 • . -^ . 

(1347). ^^^ d^r Vereinigung der beiden Orden, eine Provinz 

Dänemarks und erhielt von dessen Königen ihre Ein- 
richtung und Verfassung. In den Verband der Ordens- 
länder eintretend, behielt sie die ihr von den Dänischen 
Königen ertheilten Privilegien und eine gewisse Beson- 
derheit gegenüber dem übrigen Livland, da sie un- 
mittelbar dem Hoc^uneister unterworfen war und in 
direkter Verbindung mit ihm stand. Die Erwerbung 
Ehstlands war für den Orden um so wichtiger, als da- 
durch seine Hülfsmiltel in dem Kampfe mit dem Bi- 
gaschen ErzbischofFe vermehrt wurden. Nach langen 
wechselvollen Kämpfen, in denen Biga sich häufig wie- 
der an das Erzslift anschloss, schien endlich das Über- 
gewicht des Ordens entscheidend zu werden. Im Jahre 
1449 gelang es ihm seinen Kanzler Sylvester auf den 
Bigaschen Stuhl zu erheben. Zwei Jahre darauf 
schloss der Meister Johann von Mengden mit dem neuen 
Erzbischofle den Vertrag zu Wolmar, kraft dessen der 
Erzbischoff und das Kapitel von Biga in den Ordens- 
verband eintraten und die Ordcnskleidung {**) tragen 
mussten, eben so wie dies in Preusscn der Fall war. 
Der Pabst bestätigte den Vertrag durch die unter dem 
Namen a Bulla habitus» {***) bekannte Bulle. 

Aber gerade diese Bulle gab Veranlassung zu neuen 
Zwistigkeiten, und der Erzbischoff sah sich genöthigt 

(*} Arndt, II, p. 100. Die betreffenden Urkunden sind abgeditickt in 
Honum. Lir. ant. IH, p. 41—66 der Collecttnea des BI. BrandU. 

(**) Index N» 1847. 

{***) Kallmeyer, Geschichte der nabilsTerandcruni^n des RignMiMn 
Domkapitels (in den Miltheilungen ans dem Gebiete der GesehiehU 
Lif- Ehst- nnd Kurlands, 11, p. lM-340). 
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einen neuen Vertrag zu Kirehholm (im Jahre 1452) 
einzugehen, in welchem unter Anderem auch in Bezug 
Riga 's festgesetzt wurde, dass der Erzbischoff mit dem 
Ordensmeister die Oberherrlichkeit über die Sladt 
theilen sollte« Dieser Vertrag ward auch wieder die 
Quelle neuer yerderblicher Händel, denn er beein- 
trächtigte den Erzbischoff in seinen Gerechtsamen, gab 
der Stadt Riga zwei Oberherm und befriedigte doch 
nicht die Herrschsucht des Ordens. Der Krieg zwischen 
ihm und dem Erzbischofle entbrannte von Neuem mit 
grosserer Erbitterung und Riga ergriff wieder die 
Parthei des Erzbischoffs. Während auf diese Weise in 

Liyland das Recht des Stärkeren den Streit zwischen 

* 

dem Orden und dem Erzbischoffe entschied, suchten 
beide kämpfende Mächte durch ihre Prokuratoren in 
Rom sich selbst zu rechtfertigen und den Gegner zu 
beschuldigen. Übrigens achtete der Orden wenig auf 
die Yorwiirfe des Pabsles, selbst nicht auf den Banu- 
luch, und fuhr in seinen feindseligen Handlungen ^c- 
gen den Erzbischoff fort (*). 

Im Verlaufe dieser inneren Zwistigkeiten erstarkten 
die Vasallen beider streitenden Theile. Dehn, ihrer 
Hiilfe bedürftig, bjBmühten sich der Orden wie der 
Erzbischoff dieselben durch neue Privilegien an sich 
zu fesseln. Die Vasallen der verschiedenen Territorien 
verbanden sich immer enger unter einander, und bil- 
deten besondere ständische Korporationen, welche 
eine Stimme in den Angelegenheiten der Verwaltung 
erhielten. Auf dieselbe Weise entwickelte sich auch 
die Unabhängigkeit der Städte; ihr wachsender Reich« 
thnm erhöhte ihre Wichtigkeit für die Landesherren. 



{*) Siehe bei Dogiel (Codex diplomaticus Regni PolouiaB] V, die auf 
dieien Gegenstand bezuglichen pabstlichen Bnllen— Bergmann, Li?- 
lands Orden und ObergeisUichheil im Kampfe (in dem Magaiine für 
ftiMlaods Geschichte, Linder^ und VöliLcrltonde. MiUn ISSS, ISM). 
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Durch die Handelsverhäitnisse eng mit einander rer« 
bnndent bildeten die Städte ebenfalls einen besonde- 
ren Stand, welcher gleich dem der Vasallen zu den 
allgemeinen Berathungen der Landesherren oder den 
sogenannten Landtagen hinzugezogen wurde, die da- 
mals einen sichtbaren Einfluss auf die allgemeinen An- 
gelegenheiten des alten Liylands erhielten. 

Regierang Pleiten- ^*^^ ^^^ Wahl Walther Ton Plettenbergs zum Or- 
berg**, densmeister wurde das gute Yernehmen zwischen dem 
{14W-1535). Orden und der Rigaschen Geistlichkeit wieder berge- 
'm" *" "pT" stellt; in Livland begründete sich innere Buhe, und alle 
Ua*e. schuchtbei le- Kräfte des Landes konnten auf seine auswärtigen Yer- 

bonk. Weffenstiii. hältnisse gerichtet werden. 
•^•"*' Der Grossfurst Alexander von Litthauen (in der 

Folge König yon Polen), sich im Kriege mit dem Rus- 
sischen Grossfursten Johann III befindend, schloss im 
Jahre 1501 einen engen Bund mit Li?land. Pletten- 
berg, aufgebracht gegen den Grossfursten Johann we- 
gen der yon den Deutschen Kaufleuten in Noygorod 
ausgestandenen Unglücksfolle und wegen anderer Be- 
leidigungen, Hess mehr als 200 Russische Kaufleute 
in Dorpat festnehmen, drang mit einem zahlreichen 
Heere ins Gebiet yon Pleskau und gewann 10 Werst 
yon Isborsk einen Sieg(*). Im Jahre 1502 belagerte er 
Pleskau, wurde aber yon den Heerführern Johanns 
zurückgeschlagen. Ein Waffenstillstand ward im Jahre 
1503 auf 6 Jahre abgeschlossen und 1509 auf 14 Jah- 
t6 yerlängert, — bei welcher Gelegenheit der Orden 
dem Bundnisse mit Litthauen entsagte und sichyerpflick- 
tete« den Bestand der Russischen Kirchen wie fniher 
sicher zu stellen (**). Plettenberg erneuerte im Jahre 
1521 den Waffenstillstand oder Beifrieden mit Rus»- 



CJ Ktramsin, VI, p. 190 u. foIg.-Aradt, II, p. 177. 
r')KaramMB, VII, p. 19« 
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Und aaf 10 Jahre, das Yer^precken wiederholend, 
nicht mit dem Könige yon Polen in Verbindung zu 
treten (*). Im Jahre 1535, nach der Thronbesteigung 
des jungen Zaren Johann lY, schlössen die Noygorod- 

schen Statthalter einen Waffenstillstand mit Liyland 

• 

aof 17 Jahr {**). Auf diese Weise hatte Bussland im 
Laufe Ton ungefilhr 50 Jahren weder Krieg mit Liy- 
land, noch festen wirklichen Frieden, stand aber 
mit den Ostseeländem in freundlichen Handelsbezie- 
hungen (•*•). 

Unterdessen begaben sich wichtige Veränderungen ii. unterffanc dei 
im Zustande des Deutschen Ordens in Preussen. Die ^^^^'^ o^*«»« ^ 
inneren Zerwürfnisse desselben, seine feindselige Stel- ,^^^. 

lung zu den übrigen Ständen des Landes und auswar* 
tiger Krieg mit Litthauen und Polen, stürzten den Orden 
yon jener Stufe der Macht und Grösse herab, auf wel- 
cher er sich im XTV Jahrhunderte befand. Die Schlacht 
bei Tannenberg (1410) erschütterte nicht blos die 
Kraft des Ordens, sondern entschied auch sein Schick- 
sal**'*). Im Jahre 1440 schlössen die Stände der Vasal- 
len und der Städte den sogenannten Preussischen Bund 
zur Vertheidigung ihrer Gerechtsame gegen jede Be- 
einträchtigung. Der Hochmeister sah sich gezwungen 
eine Verbindung zu bestätigen, die yon ihrer ersten 
Stiftung an sich dem Orden feindlich erwies. Im Jahre 
1454 begann der Preussische Bund einen offenen Krieg 
gegen den Orden, undsich eines grossen Theils der Or- 
denschlOsser bemächtigend, trug er dem Polnischen 
Könige Kasimir IV die Herrschaft über ganz Preussen 
an. Anfangs widersetzte sich der Orden und es gelang 



(*) Karamtin, yil, p. 79, Anmerkung Mi. 
{**) Karamiia, yill, p. 18, Anmerkunf 18. 
(***) Karuntia, yill, p. 157. 
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ihm selbst die Polen zu vertreiben; allein im Jahre 
14G6 war er genöthigt mit dem Könige in Thom einen 
Frieden zu schlicssen, vermöge dessen das westliche 
Preussen mit den Städten Danzig, Thorn, Eibingen und 
Marienburg, so wie den Bisthümem von Ermeland und 
Kulm eine Polnische Provinz wurde, während das Öst- 
liche Preussen mit der Stadt Königsberg dem Orden 
als Lehen der polnischen Krone verblieb. — Nach der 
Regierung verschiedener dem Könige von Polen als 
ihrem Lehnsherren huldigenden Hochmeister, ward 
im Jahre 151 1 Albrecht Markgraf von Brandenburg 
zu dieser Würde erwählt, welcher die Huldigung ver- 
weigerte, was einen Krieg mit Polen zur Folge hatte. 
Im Jahre 1525 schloss Albrecht mit dem Polnischen 
Könige in Krakau einen Vertrag, nach Inhalt dessen 
er das Hochmeisterliche Amt niederlegte und mit der 
Herzogswürde ganz Preussen, als erbliches Lehen des 
Königreichs Polen, erhielt. — So endete der Orden in 
Preussen: Markgraf Albrecht ging zur Lutherischen 
Lehre über und die Reformation ward in seinem Lan- 
de eingeführt. Fast alle Ordensbrüder traten in den 
weltlichen Stand. Die Übrigen entfernten sich nach 
Deutschland und vereinigten sich mit den dortigen 
Brüdern, worauf von ihnen ein neuer Hochmeister ge- 
wählt wurde; dieser und seine Nachfolger hatten ihren 
Sitz in Mergentheim (*). 



(*} Seine liemlich bedeutenden Besllxnogen in DeatschlandbewtlmBd, 
ward der Deutsche Orden als Glied des Frankischen Reichskreises aner- 
kannt, und in dieser neuen Gestalt dauerte er fort bis xa Anfang des 
jetzigen Jahrhunderts. AU das Römisch-Deutsche Reich rerschwand, xa« 
gleich mit yielen zu seinem Bestände gehörigen Terschiedenartigen Ho- 
heiten und Gewalten, so hörte auch die Selbständigkeit des Deutschen 
Ordens auf. Im Laufe Ton sechs Jahren, von 1806 bis 18t 1 , ging fast 
all sein Grundbesitz in die Bande der Glieder des Rheinbunds über. 
Seit dieser Zeit besteht der Orden in Deutschland nur in den 6ebiel«n 
des Oestreichischen Hauses und bildet unter dessen Sthnti noch jetil 
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Bei dieser schwierigen Lage des Preussischen Or^ 
dens gelang es Plettenberg sich fast ganz unabhängig 
Ton demselben zu machen {*), obwohl er immer einige 
äussere Formen und Gewohnheilen der Unterordnung 
beibehielt. Für die dem Hochmeister in den Kriegen 
mit Polen erwiesenen Dienste erhielt Plettenberg von 
ihm im Jahre 1520 eine besondere Urkunde^ welche 
die Bruder des Deutschen Ordens in Livland ermäch- 
tigte sich seiht einen Meister zu wählen; Hochmeister 
und Generalkapitel yerpflichteten sich den als Liylän« 
dischen Orden^neister zu bestätigen und anzuerkennen, 
aufweichen die Wahl gefallen. Zugleich ward yom 
Hochmeister die unmittelbare Oberherrlichkeit Aber 
Ehstland dem Orden in Liyland abgetreten (**). Diese 
Urkunde ward im Jahre 1525 durch einen neuen in 
Grobin geschlossenen Vertrag bestätigt; indessen wur- 
de in demselben erklärt, dass die Beziehungen der 
Liyländischen Bruder zum Orden in Preussen auf dem 
alten Fusse bleiben, und dass sie auch in Zukunft den 
Hochmeister als Haupt des Ordens anerkennen und ihm 
gehorsamen sollten» Wie aber Markgraf Albrecht die 
Hochmeisterliche Würde niederlegte und als nunmeh- 
riger Herzog yon Preussen Yasall Polens wurde, 
machte Plettenberg sich zum yöllig unabhängigen Be- 
herrscher der Ordensgebiete in Liyland und ward im 



eiiM hatbgeistlicho fiemlich reiche Korporation mll Tertchledeoen wteh- 
lifSB yorrechten. Es glebl tasserdeiii noch eilten, aus einem BaiUi oder 
Landkomthnr u. zwölf Rittern bestehenden, Zweig dieses berühmten 
Ordens im Königreiche der Niederlande, welcher dort, namentlich In der 
ProTinz Otrecht, alle Ton Alters dem Orden gehörenden Besitzongen 
l>ehalten hat. 
{*} Arndt II, p. 183 n. folg.;— Schnrzfleisch, p. 117 and US. 
(**) Siehe diese Urkunde in der handschriftlichen Sammlung der Ehst- 
ländisehen PrlTÜegien, die sieh in der 94en Abtheilung der eigenen 
Kanielei Seiner Kaiserllehen Majestät befindet« ^yergl. DeBray, Bttai 
crttiqna snr Thiftoire de LlTonie II, p. iO, Sl. 
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Jahre 1527 in den Beichsfurs^nstaiid erhoben (*)• In- 
dessen ist ersichtUch, dass er mit dem neuen Hochmei- 
ster in Hergeniheim in Yerhindung blieb; dies ergiebt 
sich schon daraus, dass er im Jahre 1533 vom Hoch- 
meister Walther von Kronberg die Bestätigung des 
von ihm zum Koadjutor erwählten Herrman yon Brüg- 
geney erbat. 
II f. EinfuiiniBg der In dieser Zeit auch, ungefilhr ums Jahr 1522, drang 
Raformauoa. jj^ Lutherfsche Lehre in Biga ein f*); ihre Erfolge 
* ,in Livland waren gewaltig. Mit Ausnahme der Geist- 

lichkeit und der Ordensbruder nahmen fast alle Ein- 
wohner — ^Vasallen, Stadtbiirger und Bauern — die neue 
Lehre an. Plettenberg verstand sich dies zu Nutzen zu 
machen. Obwohl Haupt eines Bömisch - Katholischen 
Ordens, besctiutzte er oflSenbar die Verbreitung der Be- 
formation und zog dadurch nicht blos Priyatpersonen, 
sondern ganze Stande an sich. Die Bewohner Biga's 
entsagten ihrfem Erzbischoffe Johann Bianckenfeld, der 
die Prediger der neuen Lehre aus seiner Besidenz Ko- 
kenhusen yeijagte; sie yerboten ihm den Eingang in 
ihre Stadt, bemächtigten sich seiner Guter und erklär- 
ten, dass sie über sich nur die Gewalt des Ordensmei- 
sters anerkennen wollten. Plettenberg seinerseits be- 
stätigte alle ihre Privilegien und yemichtete den Kirch- 
holmschen Vertrag, durch welchen die Oberherrlich* 
keit über Biga zyrischen dem Erzbischoffe und dem Or- 
densmeister getheilt worden war {***)• Endlich nahmen 
die aufrührerische!) Vasallen des Erzbischoffs ihn selbst 



{*) SchorifleUch, p. 117. «Aaspiclo Caroli y In Ttlmlts prlacipom 
roUtus». — Arndt, II, p. ISS, 1S4. 

(*') Arndt, II, p. 184. 

{***) Siehe die Urkunde Plettenberg*! tom lahre 159S in der band* 
•chriftlichea Sammlung der Rigtichen PrlTllegien, welche eich in der 
•4en Abtheilung der eigenen Eanielei Beiner Ealierlichea M^ieftit 
beSndet. 
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gefangen (*)» nnd sperrten ihn in Ronnebnrg ein, wo 
er sechs Monate blieb nnd darauf nach Wobnar m der 
allgemeinen Yersammlnng der Stände gebracht wurde, 
h dieser unterordneten sich der Erzbischoff und alle 
Bischoffe Li^lands förmlich und einmüthig dem Schut- 
ze Plettenberg'sy der unter der Benennung eines Pro- 
tektors der wirkliche Beherrscher Liylands wurde (**}. 
Nanckenfeld protestirte später gegen die Bestimmung 
des Wolmarschen Landtags, jedoch ohne Erfolg. 

Der Nachfolger Blanckenfeld's» Thomas Schöning, 
erwies sich nachgiebiger. Wegen seiner Nachsicht für 
die Beformation gab ihm die Stadt Biga die Erzbi- 
schofflichen Güter zurück, in die er darauf sich theilte 
mit seinem Koadjutor Wilhelm, aus dem Hause der 
Harkgrafen Ton Brandenburg, der ein Bruder des 
ersten Herzogs von Preussen, Albrecht, war. Im Jahre 
1530 schloss der Erzbischoff mit der Stadt einen Ver- 
trag, der 1542 auf dem Tage zu Lemsal bestätigt wurde 
und Biga bedeutende Privilegien sicherte. Zu gleicher 
Zeit wie Biga, wandten sich Dorpat und Beyal gleich- 
falls der Beformation zu {***); auch hier führte sie zu * 
Bestätigung und Erweiterung der städtischen Bechte 
und Privilegien. Bie protestantisch gewordenen Städte 
strebten sich auf jede Weise gegen die Einwirkung 
ihrer katholischen Landesherren zu sichern. 

Der Nachfolger Plettenberg's, Herman von Brag* uebersicht der Bh«- 
geney, genannt Hasenkampf, bestätigte und vermehrte ^»'"•**«" ▼<*■ Pietten- 
die Privilegien Biga's. Diese Stadt wurde seit jener 

(*} Htern p. 196 (Uonum. LiT. ant. I). — Die Verhandlungen in Bn» 
jcB und Wolnar im Jabre l&M (Archiv für die Geichichle Lif->Bhil- 
wid Kurlands, II p. 98—180). 

l**) BieMi Protektorat des Ordensmelttere über die fibrigen Lirlandl- 
Mh«B Landesherren dauerte indessen kaum bis nm Tode Plettenberg's. 
Vflrgl. Index N« 8989. 

(***) Taubeabeim, Einiges- ans dem Leben Job. Lobmüller*s, ela Bei- 
Ulf sur Beformatiensgescbichte Li? lands. Biga 1S80. 



26 

tnieiftiiKe des Or- Zeit fast ganz nnabhängig; sie trat in unmittelbare Ver- 

^®"*' bindung mit den Deutschen Protestantischen Fürsten, 

, . "^ . , welche im Jahre 1538 dieselbe in den Schmalkaldi- 

I. Innere Angele- 

cenheiten LivUnds. schen Bund aufnahmen {*), und auch die anderen 

Städte als in ihrem Schutze befindlich ansahen {**). 

Nach dem Tode Thomas Schöning's bemächtigte sich 
Riga der yier Klöster und der Stiftsgiiter, dem im Jah* 
re 1539 zum Erzbischoffe erwählten ^Koadjutor Wil- 
helm von Brandenburg erklärend, ihn nicht in Besitz 
der erzbischöfllichen Güter treten zu lassen, wofern er 
nicht die Freiheit des Augsburgischen Religionsbe- 
kenntnisses bestätige. Im Jahre 1547 erhielt Riga Si- 
cherung der Religionsfreiheit und Bestätigung der Pri* 
yilegien, worauf die Stadt freiwillig dem Erzbischoffe 
, huldigte, um dadurch das Gleichgewicht zwischen sei- 
ner Macht und der des Ordensmeisters herzustellen {***). 

Nach Brüggeney waren Ordensmeister: Johann Ton 
der Recke (1549—1551), Heinrich von jGalen (1551 
—1557), Wilhelm yon Fürstenberg (1557—1559), und 
Gothard KetÜer, der letzte Meister (1559-^1561) (*"*). 
Sie alle erwiesen auf gleiche Weise der Reforma- 
tion Schutz, bedrängten den Erzbischoff, sich bemühend 
dadurch ihre Macht äusserlich zu yermehren, die den- 
noch aber sichtlich ihrem Untergange sich näherte. 
Der Orden« die Bischöffe und die Stände yereinigten 
sich gegen den Erzbischoff yon Riga, Wilhelm yon 
Brandenburg, der im Jahre 1553 den Prinzen Chri- 
stoph yon Meklenburg sich zum Eoadjutor ernennend, 
noch die allgemeine Ungeneigtheit gegen sich yer- 

(*} Siehe hierüber die Urkunde in der Sammlung der Rigaschen 
Privilegien, die sich in der S-ien AMheilnng der eigenen Kanielel Sei- 
ner Kaiserlichen Majestät befindet; 

(**) Ranke, Deutsehe Geschichte im ZeiUUer der Reformation. IV, 
p. 1S9. 

{***) Arndt. II, p. Sil. 

{****) Index II, die SyachrMifUsche Taballe. 
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# 

mehrte. Alle furchtclcn sich, unter den Landesherren 
einen ErzbischoOT aus regierendem Hause zu haben, 
and erklärten einstimmig, dass durch diese Ernennung 
der Wolmarsche Abschied (1546) gebrochen worden, 
laut dessen kein ausländischer Fürst von irgend einem 
Herrn oder Stande in Livland zum Koadjutor berufen 
werden dürfe f ). Dies führte zu vielen Zwistigkeiten, 
ja selbst bis zum Kriege, welcher bis zur Theilung 
Liylands dauerte. 

Nach dem Tode Wilhelm's im Jahre 1563, ward 
sein Koadjutor Christoph yon den Polen sieben Jahre 
lang gefangen gehalten, bis er förmlich dem Erzbis- 
thume entsagte und nach Deutschland ging. Zum Erz- 
hischoff aber ward der kaum siebenjährige Herzog 
Sigismund August von Meklenburg bestimmt, allein 
schon im Jahre 1566 das Rigasche Erzbisthum aufge- 
hoben (^). Die bereits protestantisch gewordenen Bis- 
thiimer Beyal, Oesel und Kurland waren selbst noch 
früher in den Besitz des Herzogs Magnus von Holstein 
gekommen {***), während das Dorptsche yon den Bus- 
sen besetzt worden. 

Der letzte Waffenstillstand mit Russland war im Jah- ii. Krieg mit Johann 
re 1535 auf 17 Jahre geschlossen; nach Ablauf des- ^^-s^""**^ ^*' ^'- 
selben im Jahre 1553 endete der Frieden, der Dun- ™*j^* ^^ p^^^ ^^^^.J^ 
mehr fünfzig Jahre gedauert hatte. Johann lY, im di« Rassen. 
Beginne seiner Regierung die Erhebui^ Russlands (155S— 1560). 
durch innere bürgerliche Ausbildung beabsichtigend, 
sah mit Aerger die Missgunst des Ordens, der nicht 
nur den des Kriegshandwerks Kundigen, sondern auch 
den Künstlern, den Weg nach Moskau yersperrte. Im 
Jahre 1554 willigte der Zar noch einmal, auf die Bitte 
der LiTländischen Gesandten, in eine Verlängerung des 

(*) Hi«rn. p. 101 (Monnm. Li?, ant. I). 

{**) Index II, p. 858. 

(***) Hittni. p. Itt, iS0. («onnm. LW. «bI. i). 
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Waffenstillstands auf 15 Jahr, unter der Bedingung, 
dass das Dorptsche Gebiet den althergebrachten Zins, 
zu einer Mark von jedem Manne, zahlen solle und 
zugleich innerhalb drei Jahren die aufgelaufene Schuld 
für die letzten 50 Jahre, — dass der Ordensmeister eid- 
lich y erspreche nicht im Bunde mit dem Könige yon 
Polen zu sein, — dass die von den Lutheranern zugleich 
mit den Katholischen Kirchen zerstörten Bussischen 
in Dorpat, Beval und Biga wieder aufgebaut würden, 
und dass der Handel für frei erklärt werden solle. 
Als aber im Februar 1557 die Gesandten des Ordens- 
meisters und des Bischoffs yon Dorpat ohne den Zins 
zu bringen in Moskau erschienen, mit der Absicht die 
Unrechtfertigkeit der Forderungen Busslands zu be- 
weisen, so befahl ihnen der Zar zuBÜck zu kehren, 
und fing an sich zum Kriege yorzubereiten f ). 

Derselbe begann im Jahre 1558; das Bussische Heer 
drang mit Feuer und Schwert in Livland ein und zer- 
störte in einer Ausdehnung yon 200 Werst dessen gan- 
zen südlichen Theil. Die Landesherren entschlossen sich 
nochmals Gesandten nach Moskau zu schicken; aber 
der Zar yerlangte nun nicht mehr den blossen Zins, 
sondern auch Unterwerfung. Der Krieg entbrannte wie- 
der. Die Bussen drangen abermals in Liyland ein. 
Dorpat, Wesenberg, sechs andere Festungen und zwölf 
Schlösser ergaben sich ihnen; in den nicht unterwor- ^ 
fenen Gebieten yon Fellin, Beyal und Wenden ward 
Alles zerstört. Im Januar 1559 standen die Bussen 
drei Tage yor Biga, yerbrannten die Schiffe in der 
Miindung der Düna, yerheerten deren Ufer und Kur^ 
land bis an die Gränzen yon Preussen und Litthauen (**), 
Der greise Fürstenberg legte die Meisterwürde nie- 

{*) Karamtia yill, p. 159.-Arndt II, p. HS a. flf. 
('*} Karamsia yill, p. ITO.-Bredenbacb, BeUi Litonici Hlitoria, p. 
15-14. (Hittorla Rulhoiic« ScriptoiM ezUri, Smevli Tfh yol. I). 
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inr und der Komlhttr von Fellin, GotUaard Kettler, 
öbeiiiahm dieselbe; aber 8cbon gab es keine Mittel zur 
Bettung. 

Wahrend dessen erschienen Fürsprecher für Liyland. 
Der Konig von Polen, Sigismund August, begehrte von 
Johann^ er solle dieses Land nicht bekriegen, weil es 
Tom Kaiser und den Deutschen Ständen ihm übergeben 
worden. Johann antwortete: «Die Livländer sind alte 
Zinsner Itusslands und nicht die eurigen; ich bestrafe 
sie für ihre Untreue, ihre Betrügereien, ihre Yer- 
brechen und die Zerstörung der Kirchen». Gustav 
Wasa bat Johann, als grossmühtiger Nachbar Liv- 
land den Frieden zu geben aus Mitleiden mit der 
Menschheit, und erklärte sich bereit dem Ordensmeister 
zu schreiben, er möge sich reuig dem Zaren zu Füssen 
werfen. Johann antwortete: «es ist nicht nöthig dem 
Meister zu schreiben; ich werde schon selbst Mittel 
finden ihn zur Vernunft zu bringen» . Der König von 
Dänemark^ Friedrich II, bat Johann Ehstland nicht zu 
beunruhigen, welches eine uralte Dänische Provinz 
und nur auf gewisse Zeit dem Orden anvertraut sey. 
Der Zar antwortete, dass dieses Land schon sechs hun- 
dert Jahre Bussland gehöre und dass der Grossfürst 
Georg Wladimirowitsch, genannt Jaroslaw, Livland 
erobert, die Stadt Dorpat gegründet, dort griechische 
Kirchen erbaut und das ganze Land mit Zins belegt 
habe (*). 

Endlich willigte Johann ein, dem Orden einen Waf- 
fenstillstand von sechs Monaten (vom Mai bis zum No^ 
vember 1559) zu geben, unter der Bedingung, dass der 
Ordensmeister entweder selbst in Moskau vor ihm als 

■ 

Bittsteller erscheine oder statt seiner die Vornehmsten 
sende, zur Abmachung eines ewigen Friedens (**). 

n lanaulB VIll, p. 176-t7S. 
{**) Karamsin, VIII, p. 178, 179. 
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Allein der Heister und der Erzbistchoff kamen znm 
Beschlüsse sich nicht Johann zu unterwerfen, und schlös- 
sen in Wilna mit Sigismund August die sogenannten 
Verträge zur Yertheidigung Livlands (pro defensione 
Liyonia;), der erstcre am 31 August, der andere am 
15 September» in welchem sie sich dem Schutze 
des Königs unterwarfen, jedoch unter Vorbehalt der 
Oberherrlichkeit des Römischen Reichs. Als Pfand 
ihrer Ergebenheit traten sie dem Könige ab: der 
Ordensmeister auf dem linken Ufer der Düna sechs 
Schlösser, worunter Dunaburg,-— der Erzbischoff zwei 
auf dem rechten Ufer> nämlich Lennewarden und Ma- 
rienhausen. Der König yerpflichtete sich Liyland ge- 
gen den Angriff des Moskauischen Fürsten zu yerthei- 
digen (*). 

Der Krieg mussle nunmehr yon Neuem beginnen. 
Die Russen drangen in Liyland ein, schlugen die Deut- 
schen bei Fellin und zogen yerheerend durch das ganze 
Land yom Peipus-See bis zum Rigaschen Meerbusen. 
Der Ordensmeister wurde bei Dorpat und Lais zurück- 
geworfen, der Landmarschall Philipp Schall yon Bell 
wurde in einer Schlacht fünf Werst yon Ermes aufs 
Haupt geschlagen, seine Schaar yöUig yernichtet, er 
selbst mit einigen Komthuren und yielen Rittern gefan- 
gen genommen. In Folge dessen ergab sich Fellin, und 
der unter den Gefangenen befindliche frühere Meister 
Fürstenberg ward nach Moskau geführt {**), 
Theiiaog Li?iands Der Untergang des Ordens wurde unyermeidlich; 
fwiÄchonPoieD,schve- j^^j ^^^^^ unglückUcheu Lage desselben begannen die 

den und Danemark. , , , , * 

benachbarten Mächte nicht an Hülfe für Liyland, son- 

(*) Dogiel y, N« GXXXUI nnd CXXXIV, die yollmachlen der Abge- 
sandten zum Abschlüsse dieser yertrage, Tom ErzbbcholTe anter dem 
90-8len, Yom Meister anter dem a3-sten Januar 1559 erlheilt. Dogiel 
y, N<» CXXiX..8iehe aach die N» GXXX und GXXXH.-Karamsin yiH, 
p. 188.— Arndt II, p. MS.— HisBrn p. S83 (Monam. Liy. «nt. 1). 

(*') Karamsin IX, p. 13, 15 und folg.-Aradt II, p. SM, »7. 
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dern an die Yereinigong mit ihren eigenen Gebieten, dw i«iit« ordanuB«!- 
wenn auch nicht des ganzen Landes, so doch eines*'"' 6«uiiard K«ui«r 
Theils desselben m denken. In dieser Absicht sachten •"»«»"«••»•«>8"'"« 

Kurland als polnucAet 

sie die Livländischen Stände dazu willig zu machen, ^eim. 
dnrch das Versprechen ihnen die Yortheile und Rechte 
zn bestätigen, welche uhter der Herrschaft des Ordens 
und der Bischüffe zu bewahren sie bereits nicht mehr 
hoffen konnten. Denn die Bitten der LirJänder um 
Hülfe beim Reiche blieben ohne Erfolg. Von Seiten 
der sonst eng yerbiindeten Hansa war gleichfalls eine 
kräftige Unterstützung nicht zu erwarten, sowohl weil 
die Macht derselben bereits verfiel, als auch weil ihr 
Bestreben Handelsbeziehungen mit Russland ohne Ter- 
mittelung der Liyländischen Kaufleute anzuknüpfen 
(welche alle Yortheile dieses Handels mit unserem Ya- 
terlande an sich rissen), nothwendiger Weise die fast 
Töllige Lockerung des alten Verbandes der Hansastädte 
mit den Liyländischen vorbereitete {*). 

Als erster Bewerber um die Livländischen Gebiete 
trat der Dänische König Friedrich U auf, welcher, um 
seinen Bruder Magnus für die Abtretung eines Theils 
von Holstein zu entschädigen, für ihn die Bisthumer(^*) 
Oesel und Kurland vom Bischoffe Johann von Mönnich- 
hausen kaufte; dazu erwarb der Herzog selbst später 
den Bischoflstitel und die Stiftsgüter des Bisthums Re- 
val vom Bischoffe Moritz Wrangel {***). 

Herzog Magnus landete im Aprii 1560 in Oesel nicht 
weit von Arensburg. Im July erschien er auf dem 
Landtage in Pernau, wo der Ordensmeister, der Erz- 
bischoff und alle Livländischen Stände zusammenka« 
men, während Fellin sich den Russen ergeben muss- 

(*) Hiarn p. ItS, iS4 (Mon. LW. aal. l}.-6adebiuch I, t, p. 560. 
{**) Seit der Reforaiaüou war in den proCesUntisch gewordoien Lan- 
dern das Bisthum mehr eine ffinlliehe als eine geiiUiclie Wurde. 
(***) Amdl II, p. 951, 953.-Hittrn, p. iS5, SM (Mon. Liv. aat I). 
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te (*); als aber die bisher mit ihm yerbündeten Russen 
ihn angriffen» war er gezwungen wieder nach Oesel za 
fliehen (**)• Inmitten der allgemeinen Verwirrung des 
Landes fuhr er fort nicht blos Oesel zu besitzen, son- 
dern auch das alte Bisthum Kurland oder Piltennnd 
einen Theil Ehstlands um Habsal herum. 
Nach Dänemark bemühte sich einen Theil Livlands 

■ 

zu erwerben der schwedische König Erich XIV, wel- 
cher, die geheimen Unterhandlungen des Ordensmei- 
sters Kettler mit Polen erfahrend, den Ehstlandischen 
Ständen und der Stadt Reyal antrug, sich Schweden zu 
unterwerfen, und ihnen Bestätigung ihrer Pririlegien 
so wie Yertheidigung gegen ihre Feinde yersprach. 
Die Landes-Ritterschaft (die Vasallen) und die Stadt, 
die bereits yergeblich in Dänemark Hülfe gesucht (***), 
Tertrauend auf die Seemacht des gleich ihnen lutheri- 
schen Schwedens, erklärten feierlich und Öffentlich dem 
Ordensmeister, dass sie vom Feinde bedrängt, TOn ihm 
keine Hülfe erhaltend und folglich sich selbst über- 
lassen, sich genOthigt sähen andere Mittel zur Verthei- 
digung zu suchen und dass sie daher seiner Herrschafk 
entsagten. Kettler wandte, um sie zurück zu halten, so- 
wohl Versprechungen als Drohungen an, aber vergeb- 
lich (*''*). Am 4-ten Juni 1561 huldigte dieRitterschafi 
dem Könige, am 6-ten Juni die Stadt, nachdem sie yon 
den Schwedischen Kommissaren die durch besondere 
Urkunden verbürgte Versicherung erhalten hatten, dass 
Schweden iuEhstland die Augsburgische Konfession 
aufrecht erhalten, die Privilegien, welche Ritterschaft 
und Stadt von früheren Herrschern des Landes erhal- 



n NyeiiiUedt, Lieflindisehe Chronik, p. 69 (Moiram LW. ant. II}. 
(**) KaramsiD. IX, p. 15 und. folg.-Htini. p. iS9 (Mon. LIt. ant. I}. 
{***) HUürn. p. ilS, MS. (Mon. UT.ant. I). > Rniiow, Chronika dor 
ProTini Liefland 157S, fol. 67. 
{***n Kelch, p. i58, und folg. 
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teiitbesUltigen and das Land gegen die Feinde schützen 
und schirmen werde (*). Erich bestätigte alle Abma- 
chni^en der Kommissare durch die am 2-ten Augast 
zn NorkOping ausgestellte Königliche Urkunde. Die 
wichtigsten Punkte für die Ritterschaft sind: 1) die 
Aofrechthaltung der Ey angelischen Religion; 2} die 
Bestätigong der früheren Freiheiten und Rechte , wie 
solche Ton Alters her yon Königen, Hochmeistern und 
Meistern ertheilt worden; 3) die Restätigung des Re- 
sitzrechts an den Gutem, mit der yollen peinlichen 
Gerichtsbarkeit in deren Grenzen; 4) Yertheidigung 
gegen den Ordensmeister, dem sie die Treue aufge- 
kündigt; Schulz yor den Ansprüchen des Königs yon 
Dänemark und des Romischen Kaisers, falls sie ihre 
alte Lehnsherrlichkeit überEhstland beanspruchen woll- 
ten; 5) die Erhaltung für die Ritterschaft der Ämter und 
Wurden in der Landesyerwaltung, auf welche sie zur 
Zeit des Ordens ein Recht gehabt; 6) die Restätigung 
des Rechts^ nicht yor gesprochenem Urtheile, selbst bei 
floehyerralh« gefangen gesetzt, sondern immer nach alter 
Gewohnheit yor die Gerichte des Landes gefordert und 
dort gerichtet zu werden. Der Stadt Royal ward am 
selben Tage in NorkOping eine besondere Urkunde au&- 
gestellt, welche, ausser yier Punkten, die den ersten 
der eben erwähnten ähnlich sind« noch einige beson- 
dere dieser Stadt eigenthümllche Vorrechte enthält,, als 
da sind: die der Stadt gewährte Erhaltung ihrer Han- 
seatischen Rechte u. s. f. {**). 

(*) Arndt II, p. ««0-S68.— Dogiel y, N<^€XXXyih^yoll0liB4iS6 Ab- 
ichrilleB dieier Urkunden 1) der der Utterschaft tbergebenea Tom i-len 
JanJ; 9} der Stadt Tom 6-ten Jony, befinden sich in der handschriftU- 
clieii Sammlung der Prifilegien der Ehttlandischen Ritiertchafi und der 
Sladt Reval, welche aus den dortigen Archiven der 8-ten Abtheilung 
Sauer Kaleerlichen Hajeitat Eigenen KanieUei mitgetheilt worden sind. 

(*^)Beinogiel Anden sieh diete PrirUegien nicht. Eine toltetindige 
DvoUdie Abtebrift ist In der Sammlung der S-Un Abiheilung enthalten. 

3 



u 

Nachdem die Schwddisclic^n Trappen iti Btfral eitt^ 
gerückt ^aren, sendete Erich Gesandte an den Zaren 
Johann, nm über die Ursachen der Besitznahme Ehst- 
lands Anfklärung zu geben, mit Antrag Ton Frieden 
mid Freundschaft. Obwohl der Zar nicht ohne Aerger 
die Vorginge in Ehstlaüd erfuhr, so willigte er doch 
in den Frieden um flicht die Zahl der Feinde zu Ter- 
mehren, bevor er mit LiTland fertig geiworden. 

Yor aOen drängte sich Polen zur Thcilung und Er- 
werbung Livlands. Köfiig Sigismund August mischte 
sich 1557 in die Zwistigkeiten zwischen dem Erzbi- 
Schöffe Wilhelm, dem Ordensmeister, den LiTlftndi- 
söhen Ständen utid der Stadt Biga. Ursachei dazu war 
dass Fürstenberg, damals (1556) Koadjutor des Ordens* 
meisters Galen, den Erzbischoff sammt dessen Koadja« 
lor ergriff und in eine FestuAg einsperrte (*). Unter 
dem Vorwande den Erzbischoff zu befreien, fiel Sigis- 
mund mit einem zahlreichen Heere in Kurland ein. Im 
September 1557 wurde zu Poswol (sieben Meilen von 
der Stadt Bauske), unter Vermittelung der Kaiserlichen 
und der Dänischen Abgesandten, diese Sache dahin bei- 
gelegt, dass der Erzbischoff und sein Koadjutor die 
Freiheit erlangten und ihre Güter und Bechte wieder 
erhielten; unter Anderem ward Letzterem die Nach- 
folge im Erzbisthnme gesichert und endlich die Grenze 
rwischenLitthauen:und den TerschiedenenLiTländischeii 
Gebieten festgestellt (**). Zu gleicher Zeit ward ein 
Bundniss zwischen Polen und den LiTländem gegen 
den Buflsischen Zaren geschlossen, mit der Abma- 
«htmg, dass die Wirksamkeit desselben bis zum Ablaiih* 
fe der Waffenstillstände aufgeschoben bleiben sollte, 

n Arndt II p. SM, ni.-N7«iisadt. p. 41 (VoBom. Uf. tmi. II). 

r')1>ogiBlT,N«CXXriini(IClXVfl.^e«d«lNlieh 1,1, p. Mf 
fblf^ 
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die der König Ton Polen mit dem Russiscben Fürsten 
tof fönf Jahre (bis 1563) und der Orden auf 15 Jahr^ 
(bis 1569) eingegangen. Doch der Krieg mit Johann 
begann» me oben angegeben, acbon nach einigen Mor 
aateiv; ^ie Siege der Russen drohten dem Orden uipi- 

Tfcmeidlidben Untergang, und ErzbischofT Mnd UedMer 
begaben sich, im Herbste 1559, unter deu Schutz Po- 
lens. Allein der König gab, ßeiAes eigenen Interesses 
wegen, keine wirksame Hiilfe. Yergeblich wandte^ 
sich die Livländer an Kaiser und Reich {*); auf^ küm- 
merte sich Ketller, wie man Toraussetzen katm, wenif 
um Erfolg. Während die Yerhandlungen in Dentseb- 
laad noch fortdauerten, rersammelte er diehaapl- 
siüJdichsten Ordensgebietiger in Riga und erhielt am 
5 April 1560 Ton denselben eine Urkunde, durch wel* 
ehe sie ihn rwar beauftragten, nochmals beim Kaiser 
lo wie anderen Fürsten um Unterstüitiung anKusiuoben, 
äun jedoch Twbehaltend— *um Livland nithi fretudev 
Hindun fibergeben su müssen^in den weltlichen Fiirr 
atenstand zu treten, sich zn yerheirathen und di« (^ 
dcnsgebiete als eri>liches ForsiMthum zu besitzen, 
indeasen unter der Abmachung, dass er sich verpflichte 
llinen ahnliche Vortheile zu verschaffen. Für den Fall 
aber, dass dieses sich als nnansffthrbar erweise, beroU* 
michtigten sie ihn, sich an den Konig van Polen zu 
wenden, mit dem sie schon durch den Poswoler«*Yeiv- 
%tmg und die Terpf)lndung eines grossen Theüs von 
Lirland und seiner Schlösser in doppelter Verbindung 
standen, und sich ihm zu iibergeben, aber mit der 
Bedingung, dass der Meister, die Gebietiger und die 
abrigen Ordensglieder vom Könige Landguter erhiel« 



i*} IMe Crkuideii nber die«« Yerhandlungsa findea sieh ia Abschrff- 
im BliiiiiiiiioirsehMi Museum (StolM HiUheUaagea ans dsm Gsbtou 
CkftUehUUT.-Bhsl- and KurUads II p. lOS aad foli). 
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len {*). Diese Abmachung wurde aller Wahrsdiein* 
iichkeii nach geheim gehalten, um den bereits drohen^ 
den Abfall Ehstlands zu Terhindem, um so mehr als 
derKoadjator des Erzbischoffs, Christoph von Mecklen- 
burg, und die Stadt Riga den Gedanken einer Unter* 
werfung Livlands unter den König von Polen zutucJl- 
stiessen f*). 

Statt aller Hülfe yon Sigismund August erschien im 
September 1561 sein bevollmttchtigter Gesandte Funt 
Radzitil, Woiwode yon Wilna, Marschall und Gross* 
kanzler des Grossfurstenthums Litthauen, in Riga (***). 
£r schlug den Ständen yor sich Litlhauen zu unterwer- 
fen, ihnen bedeutende Yortheile aus dieser Yerbindmug 
v^srheissend, zugleich mit Restätigung aller ihrer alten 
Rechte und Freiheiten« 

Am meisien widerstrebte dem die Stadt Riga. ]>er 
Magistrat ging auf nichts ein, yor Allem im Namen der 
StSdÜschen Korporationen yerlangend: 1) die Versiehe^- 
iwig, dass die Anerkennung der Oberherrschaft lÄtr 
tbauens für die Stadt keine nachtheiligen Folgien haben 
and nicht den Zorn des Römischen Reiches erregen 
werde; 2) die Sicherung der Augsburgischen Lehre 
^und 3) die Bestätigung aller Privilegien, Rechte und 
-Gewohnheiten d^ Stadt durch besondere KtaigiicheUr- 
Jumde'n. Radsiyil yersprach dies und ertheilte der Stadi 
im Naihen des Ktoigs am 8*ten September die söge* 
•nannte Cäutio prima Radziyillana {**^*). Rei den indes- 



(*) Arodi. II, p. 85S.— Die Urkunde bferüber abgedrackt bei Ziegen* 
hörn: Staatsrecht der Herzcgthümer Kurland und SemgallMi. Beilage 
N« 45 p«f . la. 

(**) Hi«rn. p. SSa (lIonuiB. tii. ant. I). 

f***) Littera fidei, dat« Nicolao Duci Palatino yilnenai ad ArehiepU- 
copum Rigensem ac reliqnos LiTonic Status Legate, vnd: Littera pleat- 
pete^y» eidem Duci. Dogiel y, N« CXXXyi. 

(*•**} Sie findet sich bei Arndt, II, p. 870 und bei Ziegenhorn. Beüa^« 
>• ♦7, pa/. 45. 
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len begonneneii Unterhandliuigai madite Haikiril den 
LiTlindischen Stimden folgende Vorschläge: 1) der 
Enbiscioff und sein Kapitel sollten unter der Oberherr* 
lichkeit des KMigs stehen; 2) der Ordensmeister solle 
die geistliche Würde ablegen» 3) Liyland auf dem 
rechten Ufer der Duna ndt Biga dem Könige ahgetre^ 
ten werden und 4) Kettler als Lehen tod Polen, Kur« 
land erhalten. Der Meister und die Ordensgebietiger 
aeiglen sich 2ur Annahme dieser Anträge; aber die 
Stände des Landes erklärten auf den dritten PunkU sie 
wünschten Kettler zum alleinigen Herrn oder wenig- 
stens erblichen Verwalter des ganzen Landes, und 
ober dies yerlangten sie eine ftormliche Bestätigung so- 
wohl der Freiheit des Augsburgischen Bekenntnisses 
als auch ihrer Priyilegien (*). Zu grosserer und yoU- 
kommener Versicherung über die Absichten des Kö- 
nigs von Polen, sandten die Li^ländiscben Stände nach 
Wilna, wo die eigentlichen Verhandlungen vor sich 
gehen sollten, ihre Deputirten mit der Vollmacht den 
ünterwerfungsyertrag auf folgende drei Hauptgrond- 
lagen abzuschliessen: 1) dass die Freiheit des Augsbur- 
gischen Glaubensbekenntnisses bestätigt und gesichert 
werde; 2) dass die Freiheiten und Bechte der ¥er- 
schiedenen Stände und Korporationen des Landes ^ben* 
falls bestätigt würden, zuf^eich mit Beibehaltnng Deut- 
sdber Verwaltung und Justiz, $o wie der Deutschen 
Sprache in allen Verhandlungen; 3) dass die Lefangüter 
in weiblicher wie in männUcher Linie ye^erben, und 
di^ Besitze das Becht haben sollten Cresammt-Iiaiid'- 
Verträge über dieselben zu schlicssen (^*). 

In Wilna, wo zugleich mit den Deputirten der Kö- 
nig selbst, der Kanzler Badzitil, der ErzbischoffHAd 

(*) Zlegtnlioni S OS, SS und BeiUge N* 4S. 

r*} DofM T, No CXXXYI, Deuttcl^ M Zlegrali^ni- IV» it. -^ An|dt, 
II, p. «TS. 
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der Ord^meiirfer sidh befimden, wurde nttdi 
Verhandlungen das Schickaal Livlands endlich durch 
dien AbscUuss des UnCerwerfungayertrags vom 284e9 
Noyember 1561 (Pacta Subjectionis) entschieden. Dit- 
aer Vertrag wurde )>ekrajrtigt durdi Beschwörung T09 
Seiten des Königs, des Meisters, der Ordensgehietigert 
der Deputirtepi der Bitterschaften luid Stidte. Der Ente 
bischoff, für sich den Eid leistend, erUärte« dass er jwm 
ider Bittersobaft und den Stäpidai des Erzstifb mofat 
Vollmacht cum Huldigui^seide erhalten. Die Stadi Bir 
ga nahm für diesmal nichtt an der Beeidigung Theil (*}, 

iniiait des Unter- ^i^ Hauptpunkte des UnterwerfungsTertrags sind; 
werftuigsTerirags uud 1) Der König nimmt die Vertheidigung Lirland« 
des •ogenannien Pri- ^j^^ gj^jj^ ^ ^^ ^^y^ j^^j^^ F^inde uud pamentHch die 

Tilegimni Sigiimundi ^ .<.« . v 

Aüfiuu. *^«*» (Moschos). 

(issiden ts-ten No- 2) Er Tcrspricht seijtie Verwendung und seinen 

Tember.) Schutz dahin, dass den Liylfindem aus der durch die 

ffrösste Gefahr reranlassten Unterwerfung durchaus 
keilt Nachtheil an Vermögen und Bechten bei Kaiser 
und Beich erwachsen soll«. 

3) Er verspricht allen Standen freie Ausübung der 
Augsburgischen Konfession und die Aufrecbthaltung 
^ler ihnen bisher ^nigestandenen Verwaltung des gan* 
sen' Kirchenwesens (**). 

4} Er bestätigt alle Kechte und Freiheiten, geistUr 
che und weltlidie, insbesondere des Adels, und na- 
mentlich das Becht der samenden Hand und das Gnaden- 
recht {***), so wie alle Würden, Besitzungen, ständi- 
schen Beschlüsse imd hergebrachte Gerichtsbarkeit. 

(*) Die Eidesformel bei Dogiel V, p. iiS-S50. 
- (**) «Liberua utimi Religiottl«, Gnltaique nififtl et iMeptoMm ri- 
t\uuD, lettuiduiB AttgiuUUBtin GöofeMioiiem, In euis S^celeslM, tetiiM^ 
rei SeelefiaBtiG» integrem edminiilrttiooem, e^eut eem heeteiiat ha- 

bneruni» . 

r**) «Tem slmutUne« inTeeiftunft Jus, quam et llbertutem gratim ia 
•occessione b«reditaria ad utmmque eexiun». Unter der Beieichnius 
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5} Fär Diejenigen, n« eiche kraft dieses Vertrags an- 
mittelbar dem Könige unlertbänig geworden, soll die 
Appellation nur an den Königlichen Statthalter erlaubt 
sein oder an die Richter und Senatoren, welche in 
Riga eingesetzt werden sollen, durch Wahl der frü- 
heren Ordensglieder und der Landesritterschaft und 
2war aar aus der Mitte der besitzlichen Eingebore« 
aen, nXaUioh der Ritterschaft (Vasallen) uad der Rath»- 
glieder in den Städten. Für die Unterthanen des Her* 
zogs soll die Appellation an diesen selbst gehen, und 
nur Ar besonders wichtige Falle wird der Ritterschaft 
erUmbt, von der Entscheidung des Herzogs nach alter 
Gewohnheit an den allgemeinen LiylSndischen La^ndtag 
zu appelUrea (*). 

6) Der Konig Terpflichtet sich, dass deutsche Ge- 
richte und Verwaltung aufrecht erhalten und in die 
Aemter nur Landeseingeborene Deutscher Herkunft 
und Sprache eingesetzt werden sollen. 

7) Der Ordensmeister wird gleich dem Herzoge von 
Preussen zum erblichen Herzoge in Kurland erhoben. 
In demlheile des alten Liylands, der dem Könige yer- 
bleibty wird er dessen Statthalter sein. 

8) Dem Herzoge yon Kurland werden, als Lehen des 
Königs Ton Polen, yerliehen Kurland und Semgallen 
(die damaligen Grenzen derselben waren fast dieselben 



«GnadABreeht». (Feadani gratis, liberUs gratie) Teriland man die Auf- 
Sekniuig des Erbrechtt im Lehen bii lom ftnften Glied« minnlieheii 
nad ifoibUeheii Gefehlecbti. Pi^^ei Recht imrde Im lahre IStTdea 
Taaallen in Harrien und Wierland Tom Hochmeister Ton Jungingen 
•itMlt, den Yaiallen des Higatchen Erittlfti aber 1457 durch den Bn- 
Mschoir Sylvester. In der Folge ward es auch in den flbrigen UtUüi- 
dieehen Laadichaften eingeführt. 

(*) «In cantii tarnen graTlbiu et maximi momenti,^ Ucebil eqveitri 
Mdiai a Frincip« lao ad ConTealum proTincialem terranus Llfoni^ 
Josta ^eterem contnetiidinem, provocare». 
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wie jetzt). Der König erhftlt als unmittelbare Herr- 
tchaft das ganze übrige nicht vom Feinde eingenom- 
mene Liyland auf dem rechten Ufer der Düna, mit dem 
Anrecht auf Ehstland und das Stift Dorpat, sobald die- 
selben aus Feindes Hand befreit sein werden. 

9) Im Falle der Polnische Reichstag nicht auf die 
Vereinigung Liylands und dessen Yertheidigung ein« 
ginge, so findet die Vereinigung nur mit dem Gross- 
furstenthume Litthauen Statt (*)• 

Am selben Tage (28 Noyember) ertheilte der König 
die denkwürdige Urkunde, die unter dem Namen «Pri- 
vilegium Sigismund August's» bekannt ist; sie diente 
auch in der Folge als Uauptgrundlage aller Rechte 
und Privilegien Livlands und Kurlands. Diese Urkun- 
de (**) besteht aus sieben und zwanzig Artikeln, von 
denen die wichtigsten nach der Reihefolge sind: 

Artikel I — ^HL Die Freiheit des Glaubens nach dem 
Augsburgischen Bekenntnisse bleibt unverletzlich, die 
Kirchen werden etrhalten, die in Verfall gerathenen wer- 
den hergestellt, das ihnen Abgenommene wird wieder 
zurückgegeben; die Prediger erhalten genugenden Un- 
terhalt; es werden Masregeln ergriflen werden zur 



(*) Dogiel, V, N« CXXXVIlI.-Ziefenhorn. HeiUge N« SO« 

(**} DoRiel, V, N» CXXXIX. PriTÜegU NobiliUti a Sigimraado Äug«« 
tto Rege, circa fabjectionem aniTcri« LiTonla indnlU. natam Viloa. 
Carla leita poel feitlam St. Gatbario« Anno IftSl.^Anf diesen Worten 
«ferla sexia posi festum 61. Caiharin»» baben Arndt {II, p. S75} und 
Andere ge#cb|osie9, dass die Urkunde am 30>ten NoTomber ansgestelU 
•e7, weil der Tag der beil. Catbarina nacb dem rdmiscben Kalender an 
Sl*ten November gefeiert werde, folglicb der 6-te Tag darnach auf 
den 30-tep NoTember falle. Allein im ^ahre 156t war der Sontag*- 
bucbfttabe (Liltera dominicalit) E . in diesem Jahre fiel der Sonntag aaf 
denSSten; derDiemtag als der tS-te (feria tertia) war der Cathari* 
pentag, also der SS-te die: feria sexU post festum S. Catharinn.— Sieh« 
Zfegenhom S71.-L*art de T^rifier les dates: I, p. 81 und Galeodrier 
•olalre perpdinel p. SS. Hots NoTombre. 
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Einriditaiig von Schulen » Hospitller und anderen 
gottgeftlligen Ansialten. 

Art. IT. YerwalUing nnd Geriditswesen bleiben Imi 
den einheimischen Deutschen Gesetzen und Gewohn- 
heiten; zur Abfassung eines ProTinzialgesetzbuchs 
ans den Gewohnheiten, Priyilegien und Präjudikaten 
wird der König gesetzkundige Männer ernennen, wel- 
che, wenn ihre Arbeit von den Liyländischen Ständen 
gebilligt worden, sie dem Könige zur Bestätigung vor- 
legen« 

Art. Y. Der KOnig wirdWiirden, Aemter und Haupt- 
mannschaften (dignitates, officia, capitaneatns) anord- 
nen und dieselben nur besitzlichen Landeseingeborenen 
ertheilen, gleich wie in Preussen. 

Art. VI. In Riga soll ein oberstes Gericht seinen 
Sitz haben, die Glieder desselben soll der Adel aus 
Landeseingeborenen mit Bestätigung des Königs wäh« 
len. Das Gericht wird sich einmal jährlich versammeln 
um in Appellationssachen zu entscheiden. In besonders 
wichtigen Sachen geht die Beschwerde über seine Ent- 
scheidungen an das Königliche Tribunal. 

Art. YII und YIII. Der Lehnbesitz wird nach Lehn- 
briefen, Urkunden» Gewohnheiten und langjährigem 
Besitz bestätigt, und die ausser Gebrauch gekomme- 
nen Rechte erneuert. Besonders wird das Recht Yer- 
. träge über die gesammte Hand zu schliessen (jus si- 
multane« investiturs seu conjunctae manus), sowohl in 
den bisher besessenen als in den in Zukunft auf jede 
gesetzliche Weise erworbenen Lehngutem bestätigt, 
und zwar so, dass es erlaubt sein solle solche Yerträge 
nicht bloss mit Bluts-oder Geschlechtsverwandten zu 
schliessen, sondern auch mit Fremden. Der Adel wird 
also hiermit berechtigt über die Lehngüter zu schalten, 
sie zu verschenken, zu verkaufen, zu veräussem und 
sie willkuhrlich zu benutzen, ohne hierzu einer Ein- 
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wUligiiDg des Königs oder eines sonstigen Oberen m 
bedürfen f ). 

Art. IX. Die Livlindischett Edelleule haben das 
Hecht auf alle Wurden, Freiheiten und Vorreehte des 
Pofaiischen Adels» eben so wie sich die Preussischen 
fidelieute dessen erfreuen. 

Art. X. Das Erbrecht in den Lehngutem, wie sol- 
ohes dem Adel in den Ehstlindischen Landschaften 
Harrien und Wierland und in dem Rigaschen Ersstifte 
aus besonderer Gnade bewilligt worden, soll auf alle 
Liylllndischen Edelleute auagedehnt werden, mit Vor- 
behalt jedoch des Königlichen Rechts an ausgestarbe« 
neu Lehen. 

Art. XYIII. Der Verlust des Eigenthums kann nicht 
anders als nach auf ordentlichen Process gefillltem Ur^ 
theile erfolgen. Dem dennoch Gekrankten wird gestat- 
tet, auf ausserordentlichem Wege seine Klage in das 
Tribunal Tor den KOnig zu bringen, und zu diesem 
Ende sicheres Geleit zu yerlangen. 

Art. XXL Das Jagdrecht, die Wald-und Wiesen^ 
nutzung, das Senritutsrecht in fremden Wäldern, das 
Recht des Rierbrauens zum Verkauf u. s. f. werden 
nach Inhalt der Verleihungsurkunden und nach Jahr^ 
hunderte aller Gewohnheit bestätigt, jedoch ohne Nach- 
theil för die Erhebung der Steuern, welche mit Restinn 
mung der Stände und sämmtlichen Adels auferlegt 
werden. 

Art. XXU und XXIII. Die Rauern sollen nach alter 
Gewohnheit denjenigen ausgeantwortet werden, wel- 



(*) «1}t hAbeamot Uberam potcfUCem de boBlt Boitrii dlsponMidi, 
dandl, donandi, Tendendi, alieaandi et in uios bene pUciios, non requi» 
•tu» Mejetiatii Yeslr« consensa et alteriuf cuJatYif saperiorit, conTer- 
tendi.» Hierbei Ist m benerken, dait dlete fasie Urkuade nur ekM Be» 
üllifatsH «usffibrUcber AidUblv»! det tw 4M UvlSiidiwteB De- 
f «ilrteatsfftlflftea Artikel Iti. 



(BbcB m€ Mch EigeiidiiUKi»r«€lit geJiöreB» wann iiiekl 
ilire Herren selbst in ihren Ueberiug yriUigen. Dersel- 
|»en Gewohnheit nach sollen auch die Bauern zu keinen 
Arbeiten anders als für ihre Herren gezwungen wer- 
den. 

Art. XXYL Dem Livländischen Adel wird nach 
Vorbild des EhsÜändischen das Recht der bürgerlichen 
und peinlichen Gerichtsbarkeit, einem Jeden über sei- 
pt Bauern, ertheilt 

Zum Beichstage nach Warschau ziehend, um Ton nesFUrttonRtdiiTii 
demselben die Bestätigung dieser Verträge zu erhallen, ▼•w«ch«ruiigMchrin 

* j wm • j 1?- -» i> j • -1 für dieRUtartchaft des 

ernannte der König den Fürsten Radziyil zu semem »„gtifi^ni-i^/nni^^ea 
Bevollmächtigten in Liyland. Unterdessen entliess Kett- niriiMS). 
ler die Stadt Biga des ihm geleisteten Eides der 
Treue (*), und am 4-ten März 1562 erhielt die Erz- 
Miflüsche Bitterschaft Ton Badzivil eine besondere 
Tersichemngs-Urkunde (**). Die Hauptartikel dieser 
fast ihrem ganzen Inhalte nach dem Privilegium Si- 
jgismund August's ähnlichen Urkunde sind: 

1) Kapitel, Bäthe, Bitterschaft und übrige Eingeses- 
sene des Bigaschen Erzstifis haben Freiheit des Glau- 
bens und des Gottesdienstes nach Augsburgischem Be- 
kenntnisse. 

2) Die Kloster werden in Lehr-und Wohltfaätigkeit». 
.anstalten verwandelt. 

3) Kapitel, Bäthe und Bitterschaft bleiben bei dem 
dem Erzbischoffe geleisteten Eide, jedoch unbeschadet 
dem unmittelbaren Huldigungseide an den König (***), 
nnd behalten das Becht nach dem Tode des Erzbischofis 
ihm einen Nachfolger zu wählen. 

4) Die Livländischen Adligen (Nobiles) sollen vor- 
zugsweise (pra aliis) zu den geistlichen Wurden, den 

— ^ü^— ■ ■ I I I H I— —————— 

(*) AnHil II, p. tSS.-Ziegeiihoni: Beilage N^ 5i. 

(*') Zlesenbora: Bellaf e II* 65. 

{***] «Mrecio Ubmb «raiiaii jvraMBto MigeüaU Begtas stlTO». 
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BefehbhabersteUen b den ScUOfisern und zu den 
gen Aemtern ernannt werden. 

5) Wie den geistlichen und weltlichen Ständen des 
Erzbisthums, so auch allen übrigen Eingesessenen des- 
selben, werden alle ihre PriTÜegien, Gewohnheiten« 
Statuten und Gerichte, ihre Besitzungen bestätigt, wie 
auch das Recht der samenden Hand in den Lehen, das 
auch auf das weibliche Geschlecht ausgedehnte Erb- 
recht in den Lehen, genannt Feudum gratis , und die 
andern Rechte, nach Inhalt der yon den Erzbischoffen 
und dem Kapitel ertheilten Urkunden, wie solche yon 
Pabsten und Kaisem bestätigt worden. 

6) Es soll Niemand einer Strafe unterworfen werden , 
ausser nach Urtheil und Recht; sollte aber sich gegen 
Jemand eine Sache ergeben, so ist dieselbe nach alter 
Gewohnheit vor dem Kapitel und den zwOlf Räthen 
des Erzbisthums zu yerfolgen. Appellationssachen sol- 
len in Liyland selbst yon Königlichen, aus den in der 
Proyinz angesessenen Adligen und Landeseingebore- 
nen zu wählenden Räthen beurtheilt werden. 

7) Der Adel bleibt steuerfrei, ausser in Beziehung 
auf die bestehenden oder mit Einwilligung der Stände 
aufzulegenden Steuern. 

8) Die Bauern sollen ihren rechten Herren ausgeant- 
wortet werden. 

9) Die Erzstifllischen Bäthe, der Ritterschaftshaupt- 
mann und die beiden Hannrichter sollen nach dem 
Alten bei den Mann-und Gerichtstagen yon dem Lan* 
desherm ihren Unterhalt bekommen. 

Bnd« der Mitetia- Hierauf (den 5-ten März) legte Kettler auf Offentli- 
digen Eiutem Ut- eher Versanunluug der Stände die Meisterwürde nieder. 
Ordtnthemchali. ^^® Ritterschaft des Erzstiflls und der Ordenslande, so 

wie die kleinen Städte, huldigten dem Könige; Radziyil 
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Ttrlas das Diplom» 4aroli welcbes Ketder lom Hersage 
Ton Karland erhoben wurde, worauf die Ritterschaft 
Ton Karland and Semgallen ihm den Eid der Treue 
kistete: am folgenden Tage ward KeUler auch als Ad* 
ministrator yon Livland proklamirt (*). 

Nan fehlte nur noch die Huldigung Riga's. Diese Stedt 
aber verlangte yorher die Bestätigung der ersten söge« 
nannten Gautio Radziviliana yom 8ten September 1560 
and aller alten Privilegien, Urkunden und Rechte« yon 
wem sie auch gegeben se jen, und forderte zugleich, dass 
alle diese Urkunden so wie die Unterwerfungsyertrage 
nicht bloss yon den Litthauischen Ständen, sondern auch 
Tom Polnischen Reichstage bekräftigt werden sollten. 
Zu diesem Zwecke gab Radziyil der Stadt am 17-ten 
Merz 1562 eine neue Yersicherungsurkunde (Gautio 
altera Radziyiliana), durch it eiche, neben Bestätigung 
aller alten Rechte und Priyilegien, der Stedt Riga 
Unabhängigkeit zugesichert wurde, für den Fall der 
Polnische Reichsteg die Verträge nicht bestätige und 
es Riga nicht möglich erschiene in einen Yerband mit 
Polen und Litthauen zu treten, so wie auch für den 
Fall der Konig ohne Erben stürbe (**). Auf diese Bedin- 
gmigen hin bequemte sich Riga dem Könige den Hul- 
digungseid zu leisten {***). 

Auf diese Weise zerfiel das alte Liyland in fünf 

Theile: 

1) Narwa. Dorpat und Theile der Landschaften Jer- 
wen und Wierland, so wie alle an Russland gren- 
zenden Ortschaften, waren damals in der Gewalt Jo- 
hann rv. 

2) Schweden erwarb Harrien, Reyal und die Hälf- 
te yon Wierland. 

C) Ziegeohorn S76. Beilage N*61. 

(**) Dofiel y, K* CXLIII.-Ziefenhoro. Beilag« N« 57. 

(***; Dogiel y, p. aSS, aSS «n« StS.*ZiegeBkora. Beilage N« AS. 
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3) MagMis Ton Holiteiii besaas da$ ikbrige Ebslbnd, 
Pilten und Oesel. 

4) KetUer: Kurland und Semgallen,— -und 

5) Sigiamund: daa audlicke LiTland mit der halb 
unabhängigen Stadt Riga (*). 



n Karimtia IX, p. 17.-^Afii4t II, p. 191«-fl9i. 



ZW£IT£ PEttlODE. 

tlBEmSiCttf DM »OLrTlSCHBll BBOBBBlIHEItBll» 

tON BEM VHTBBGANGB BBS OEDBHS BM SUB VBB- 

EniGUHO BE8 OSTSEEGEBIEtA MIT BÜSiLAÜD. 

ERSTÜS KAPITEL- 

UAerncht der Begebenheiten in LivUmd zur 
Zeit der Polmechen wld darauf der Schwedi- 
schen Herrschaft. 

Der Uniergaüg des Ordens v^rmoclite nicht den Lei- i. Anfanf d«r Fol- 
ien Liylaiids din Ende zu bringen, wo die vier nordi' »•»«*«» Hemehaita«. 
sehen Mächte in NebenbuhlerschaA sich befanden, je- /*"^' "fw«iM« 
de nach Ausdehnung ihrer Herrschatt strebend (*). (i56i-i57S.) 
Sigiamund August, sich als den rechtmässigen Erben 
der flämmüichen Liyländischen Gebiete betrachtend, 
forderte gleich nach Abschluss des Unterwerfungsrer« 
trags den Zaren Johann lY auf, sein Heer aus den 
froheren Ordenalanden heraus zu ziehen und allen 
TOB demselben angerichteten Schaden zu ersetzen. 
Aber der Zar antwortete ihm: adass er die Yerträge 
seiner Vorfahren und den eigenen Eid yergessend, in 
das Eigenthum Kusslands eingedrungen; dennLiyland 
ist unser, war es und wird es sein {**y • 

Ton den yergeblichen Yerhandlungen abstehend, nah- 
men nun beide Michto ihre Zuflucht zu den Waffen. 
Es begann ein hartnäckiger Krieg, mit wechselndem 
Glücke, aber unwandelbarer Grausamkeit geführt. Ton 



n Kmmiia IX, p. 17 u. Iblf. Gadtkascfc« II, l»-»ns Bray* UV 
Atehaftta. 

(^*) Ktfamala, IX, p. SS «ad folf. 
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Zeit itt Z^il nahmen auch Schweden und Dänemark Chi« 
tigen Aniheil an demselben; Entere«, um seine Her rsdiaft 
über die Grenzen Ehstianda hinaus zu erstrecken, das 
andere Reich zu Gunsten des Herzogs Magnus, der den 
Gedanken gefasst, aus den alten Ordens • und bischoflli- 
dien Ländern sich ein Königreich zu schaffen unter 
der Oberherrlichkeit Russlands. Aber obwohl im Jah- 
re 1570 in Moskau als KOnig yon Liyland prokla- 
mirt (*), erreichte er doch nicht sein Ziel, da er — bald 
dem Zaren wieder untreu — ^von den Russen eben so 
oft angegriffen wurde, als von den durch seine Ansprü- 
che auf Liyland und Ehstland beleidigten Königen Ton 
Polen und Schweden. — Mehrmals schlössen die krieg- 
führenden Mächte Waffenstillstände (**), und griffen 
dann doch wieder zu den Waffen. Liyland erlitt un- 
terdessen das äusserste Mass des Elends und der Zer- 
störung, zerrissen yon allen Schrecknissen eines lang- 
wierigen Krieges, und Opfer und Beute der benach- 
barten Völker. Hunger und Elend wutheten nicht bloss 
in den Hütten, sondern auch in den Schlössern {***). 

Inmitten der allgemeinen Verwirrung bewahrte 
Riga, das nur bedingungsweise Sigismund August 
gehuldigt hatte, eine Art Unabhängigkeit. Die Stadt 
schlug nicht blos den Anfall der Russischen Heerfüh- 
rer zurück, sondern widersetzte sich auch den Eingrif- 
fen des Litthauischen Gross-Marschalls Chodkiewicz. 
Beyor er die Oberherrlichkeit des Königs anerkenne. 



n Gftdebusch, IT, 1, p. IM. 

(**) Der irichtigBie dieser yertrige ist der vob Steuiii, inft lakre IftTt 
fwiselieii PioeniArlL, Schweden lud dem Ktieer gesehlesseo, ia wel- 
chem Letslerer noch als eigentlicher Oberherr der Ut landischen Gebie> 
te aofiritt, und Dänemark die Schntiherrschafl über die fom Könife 
f&r Heneg Magnus gekauften Gebiete fibeitrigt,— Schweden aber nur 
Torlanflg im Besitse von EhsUand l&stt. Gadebiuch, II, 1, p. 198. 

(***) Karamsin IX, p. ISS. — yergl. die Schildemng des Krieget bei 
Rnssew, der Zeitgenosse desselben w«r und in RtT«l lebtet 
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Tcrlangle der Magistrat eine Torlflofige formliche Be« 
latigui^. aller städtischen Rechte und Privilegien (^}. 

In Grundlage des UnterwerfungsTertrags Terwaltete 
ÜTland anfangs, unter dem Namen eines Administra- 
ters, der Herzog yon Korland, Gotthard Kettler. AI* 
hin bald kam an seine Stelle der Litthanische Gros»- 
Marseliall Ghodkiewicz, der im Jahre 1566 eine beson» 
4ere Instruktion über die Yerwaltung des Landes 
erhielt (* 0- 

Es konnte sich die innere Verfassung Liylands mit- 
ten im Kriegsgewuhle nicht befestigen. Als dieses Land 
dem Polnischen Könige unterwarf, bemühte sich 
August die Liebe seiner neuen Cnterthanen 
zu erwerben durch die Bestätigung der alten und die 
Ertheilung neuer Rechte. Allein von den feindlichen 
Hichten zerrissen, so dass einzelne ^Theile des Lan- 
des bald yon dieser, bald yon jener derselben besetzt 
vaien, konnte Liyland der ibm ertheilten RecMe und 
Vortheile nicht froh werden. 

Die Stellung Liylands war eine sonderbare und so- 
gar in Beziehung auf Polen und Litthauen eine ungün- 
stige, deren Regent, nun auch sein Beherrscher gewor* 
den» nicht die geringste wirksame Hülfe brachte. Die- 
se Stellung wurde noch ungewisser als Ghodkiewics 
znm Statdialter ernannt ward und damit selbst jeder 
Schatten einer besonderen Unabhängigkeit yollkom- 
men yerschwand. Endlich beschlossen die Liyländischen 
Stände sich mit den Litthauem zu yereinigen, wie man 
es ihnen yorschlug. 

Diese Vereinigung Liylands mit dem Grossfursten- 
tfaume Litthauen geschah in Grundlage eines besonderen 
Vertrags {*^*) zwischenden Liyländischen und Litthaui« 



n nogiei y, IT cum. 

(**) noflel, y, H* CXLII.-GadsMueb II, 1, p. Sä. 

V**) ZiefeoJMra, Btaafs, !!• •«««-Doflel, y, H« OLtlf »a4 CUy. 

4 
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tcheit StiUidM tu, Grodno am 25Hrten Deccfmber 1560 
. geschlossen und vom Könige bestätigt. Die Haupipunkie 
desselben sind: 1) Aufrechthaltnng des Angsburgischen 
Bekenntnisses und der alten Rechte nnd Freiheiten 
Livlands; 2) die Berechtigung der Liylttnder an den 
Versammlungen der Litthauischen Stünde Theil zu neb* 
men, und das Versprechen dass nichts ohne ihr» 
der Liylander» Wissen in Bezug auf Livland beschloa- 
sen werden solle. 3) Die Ernennung eines Administra* 
tQrs aus den Deutschen oder in Ermangelung dieser 
aus die Deutsche Sprache verstehenden Litthanem* 
4) Die Theilung des nunmehr als Herzogthum bezeich- 
neten Livlands in verschiedene Kreise, mit je einem 
aqs den Eingeborenen ernannten Senator. 5) Die EisH 
riehtung von Landgerichten in jedem Distrikte nnd ei- 
ner Appellationsinstanz aus den Senatoren. 6) Die Ab- 
fassung eines Codex der Ortlichen Gesetze. 7) Die Be-» 
Setzung der Aemter in Livland mit Eingeborenen u. •• 
w. — Bald darauf ward Livland im Jahre 1569 zugleich 
mit Litthauen in Grundlage des Beichstagsbeschlusses 
zu Lublin (*) mit Polen vereinigt. Die Livländer erba* 
len sich hierbei vom Könige eine besondere Urkunde, 
durch welche er ihnen versprach, alle durch frühere 
Verträge bestätigten Rechte und Freiheiten zu bestäti- 
gen und dieselben durch die auf die Vereinigung mit 
Polen geschehene Eidesleistung keinen Abbruch leiden 
tu lassen (**). 
lt. iffftamc si^ Nach der kurzen Regierung Heinrich's von Anjon 

*^i5Si ) (J"«"»"^*^ ™), Nachfolger des im Jahre 1572 gestor- 

benen Sigismund August, erwählte ein Theil der Pol* • 



Stände den Kaiser Maximilian ü, ein anderer 
den Fürsten von Siebenbürgen, Stephan Bathory. Maxi- 
milian, dessen Parthei unter anderen auch die Stadt 

n Dofiel* H« CLXVII.-Veifl: N« CLXIII. 
(**) 6«4«bnKh» II, 1, p. lar.-Doiitl, N« GLXTI. 
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Riga ergriff, starb jedoch bald (1576) und BaÜiory be- 
alieir den Polnischen Thron, sich mit der funfzisjahriffeB 
Schwester Sigismnnd Angost's yermdhlend f). 

Bathory, erkennend, dass er Liyland ausserhalb Lir« 
lands erobern müsse, drang in die eigenen GrenzenBnss- 
lands ein, eroberte 1579 Polozk und Weliki Lnki und 
wandte sich gerade nach Moskau. Allein Pleskau hielt 
seinen Zug auf, und die ruhmirolIeYertheidigung Schui- 
skj's rettete Busland yor dem weiteren Eindringen der 
Polen (**). Im Jahre 1582 am 15 Januar yermittelte der 
Päbstli che Legat Antonius Posse vin den Frieden zwischen 
Bnssland und Polen durch den Vertrag yon Zapolje. 
Johann entsagte allen Ansprüschen an Liyland, dasselbe 
als eine Polnische Proyinz anerkennend. Ueberdies trat 
er Polozk und Welisch an Polen ab; die übrigen yon 
Bathory eingenommenen Proyinzen und StAdte yrurden 
an Bussland zurückgegeben {***). — Indessen hatten die 
Schweden die gleich im Anfange des Kriegs yon den 
Bussen unterworfenen Landschaften Liy lands eingenom- 
men; sie blieben Schweden durch einen im Jahre 1583 
geschlossenen Yertrag(****). Die D^en hatten sich schon 
früher yom Kampfplatze zurückgezogen und Herzog 
Magnus starb in demselben 1583-sten Jahre; die Polen 
bemächtigten sich hierauf der noch yon ihm besessenen 
Schktaser in Liyland {*****). So blieb denn diese Proyina 
aar noch der Zankapfel zwischen Schweden und Polen» 
ohne dass es jedoch jetzt zu einem offenen Kriego 
kam {******). Bathory, annehmend, dass seine Siege ihn 
genügend yon Seiten Busslands gesichert, wandte seine 



D Kanmtin, IX, p, 143 and folff. 
C*) Ktfarnttn, IX, p. 191-SOO. 
C**) Karaasin, IX, p. 101-lOS. 
(«•«*) KtraMla, IX, p. US. - Hlami, p. SSl-.SSft.(ll«im. Ih* 

r****) «adatafch, II, 1. p. SM-IIS. 
|o*«««j BiMTBif . tSS«SS7 (Vom». U?. aal. I). 
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▲ufinerkBaiiilLeit auf Lirland, wo Riga noch eioige 
Unabhängigkeit bewahrte, trotz aller gewaltsamen Be- 
strebungen Chodkiewicz's. Sich überzengend, dass sie 
nicht länger sich der Macht des Königs werde wider- 
setzen können, willigte die Stadt endlich ein die Ober- 
herrschaft Bathory's über sich anzuerkennen (*)• Sei^ 
nerseits yerpflichtete sich der KOnig, nicht nor die 
Freiheit des Angsbnrgischen Bekenntnisses so wie die 
städtischen Rechte und Freiheiten aufrecht zu erhalten, 
sondern ertheilte auch der Stadt am 14 Januar 1581 
eine Privilegienurkunde (Corpus Priyilegiorum Sie« 
phaneum) (**}» bekräftigt auf dem Reichstege in War- 
schau am 16 November 1582 {***). Diese Urkunde dien- 
te während der ganzen Zeit der Polnischen Herrschaft 
als Grundlage wie der Stedtverfassung, so auch der 
ständischen Rechte der Bürger {**^*)> 

Die Privilegien Riga's bestätigend und vermehrend, 
welche Stedt sowohl durch ihren Reichthum, als durch 
ihre Handelsbeziehungen zu Litthauen besonders wich* 
tig erschien, begann der König sich auch mit der Ord- 
nung der Livländischen Angelegenheiten zu beschäfti- 
gen. Trotz aller während des Krieges den Livländem 
gegebenen Versprechungen (*****), mit denen er sie zu 
Anstrengungen im Kampfe gegen die Russen aufzumun- 
tern gesucht, begann Stephan Bathory, so wie er des 
Sieges gewiss war und besonders nach erfolgtem Frie- 
den, in dem verheerten und zu Grunde gerichteten Li^- 
lande nur eine Eroberung zu sehen, mit der er naoh 
Belieben verfahren könne, um so mehr, als ein ernst- 
licher Widerstand unmöglich war. Die innere Verlas- 

{*) Facht. Historfa molatl reglminif «t prfYilegionini clTltatls M- 
ftniiam, 1054. pag. 805»S0S. (Momun. Ut. ant. IV}. 
(**) Dogiel, V, N» CLXXXIV. 
(***) Dogiel, V, »• CLXXXIV. 

(****) Der Inhalt dieses Gorput MTÜeglonim Stophaaeua gin^ is 
dli voD GiutaT Adolph der Stadi Ilga am SS September IStl ertheaitt 
Urkniide über. 

{*****) Gadebuseh, II, 1, p. 1S9, MO-ttt.-Htern, p. StS. (Hon. Uw. 
aat. I}. 
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rang Livlandfl war begründet aaf dem Yereinigongfl- 
Tertrag mit Litthaaen yom Jahre 1566, und in Vielem 
Ton der inneren Einrichtung Polens ganz verschieden. 
Bathory wollte diese Verschiedenheit Temichten, um 
so Livland mit Polen zu Terschmelzen: Er theilte im 
Jahre 1582 das ganze Land in Palatinate, ordnete 6e» 
riehtsbehorden nach Polnischem Muster an. unterord- 
Bete sie dem Königlichen Tribunal in Lublin und setz- 
te in V^enden einen eigenen Bomisch-Katholischen Bi« 
schoff ein, dem er grosse Güter und die erste Stelle in 
dem LiTländischen Gerichtskonvente yerlieh {*). Zu- 
gleich wurden, im Widerspruch mit dem Unterwer- 
fimgsyertrage und yielen andern Urkunden, fast alle 
widitigeren Aemter in Liyland mit Polen und Lit- 
thauem besetzt, die Durchsicht aber einer yon der 
Bitterschaft yorgelegten Zusammenstellung der.örtli- 
ehm Gesetzgebung wurde bis auf eine gelegenere 
Zeit aufgeschoben (**). Alle Vorcttellungen der Liylän- 
der gegen diese Eingriffe in ihre Bechte {^**) blieben 
unbeachtet; selbst die Sicherheit des priyalen Grundbe- 
Sitzes warddurch fortwährende Beyisionen (****) beein- 
trächtigt, yermOge welcher yiele Lehngüter zum Besten 
der Krone eingezogen und dann wieder an Polen und 
Litthauer yergeben wurden. 

Der im Jahre 1586 eingetretene Tod Stephan Batho- iii.M«|i«ni]icSifit» 
ly's und die darauf erfolgte Thronbesteigung Sigis-»«"*'"-^*"'"*!^» 
mund in, eines Sohnes des in Schweden regierenden ''*^*"** ■*** sehwt- 
Konigs Johann III, yerbesserte nicht nur nicht die Lage (istr^ieis.) 
Liyland's, sondern es kam zu den früheren Bedrückui^ 
gen nun auch religiöse Verfolgung. Der König erwies 
den schon yon seinem Vorgänger in Liyland eingefuhr- 



(*) ntteksUfibMchliiM ikber LiYltnd (G«B0UtaU«Mt LiTonto). Br 
§m§M tiek Ib d»r allfem«UeB Sammlmif der GaMlio. yoloniMi legaau 
II, lOM. -Bofiel. y, R« GLLXXyiL 

(**) Sdiwaiti. yenach einer Geschickte der LiTlteditchen RUter« «ad 
Undreehte, p. 171, 17S. (Neue Norditclie Miicelleo y uad yi). 
IC**) Hiam, p. 84S-9M (Mob. Uf . uit. I). 
(«••«) sielie: Deberiiclil der finfeBwelseB FeiUteU«n| des SÜndtrediu 
ÜB OtUaegebiete. 
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ten Jesuiten einen besondern Schatz (*). Hiermit staa« 
den auch die schon einige Jahre früher in Riga ausge* 
brochenen Unruhen in Verbindung, zu denen der soge- 
nannte Kalenderstreit die Veranlassung gab {**). Durch 
deren Beilegung gewann Sigismund einen grossem Ein- 
fluss in Riga, als bisher die Königliche Gewalt dort 
gehabt. Indessen bevorzugte auch er diese Stadt, und 
bestätigte alle ihre Privilegien, eben so wie die Dorpats 
und der andernStädtje ("**), welche insgesammt weniger 
als der Adel bedrückt wurden. Die unfreundliche Ge- 
sinnung Sigismund III gegen den Livländischen Adel 
offenbarte sich deutlich in dem Beichstagsbeschlusse (****) 
Ton 1589 (ordipatio Livonis), durch welchen bestinunt 
wurde, alle Starosteien und andere obere Aemter an 
Polen und Litthauer zu ertheilen, alle Güterverleihun- 
gen seit Erzbischoff Wilhelm's Zeit in Untersuchung 
zu ziehen und neue, dem Lande fremde. Rechte statt 
der althergebrachten Rechte und Gewohnheiten einzu- 
fuhren. Bald darauf ward Sigismund auch König in 
Schweden; der Krieg mit den Russen endete und alles 
schien eine Befestigung seiner Gewalt zu begünstigen» 
Allein sie bejgann'auch schon in Schweden wankend zu 
werden, in Folge der Unzufriedenheit wegen' seiner 
Anhänglichkeit an die Römisch - Katholische Kirche, 
nnd dies bewog ihn vielleicht mehr Aufmerksamkeit 
auf Livland zu wenden und sich milder gegen dasselbe 
zu erweisen. Als daher die Livländer 1597 auf deip 
Reichstage (*****) sich heftig über die erlittenen Bedru- 

i*) Gadebasch II, S p. M, 5S. 

r*)N7eiist»dt,p. 87-101, (Hon. Lir. ant. !I].-Hi«ra p. SS6ii]i4 
folg. (Hon. LiT. ant. I). 

r**}FarBiga81Mail5S3, für Dorpat 1 July 1588. 1M«M, wie dto 
Orkimdeii für die kleineli St&dte, finden lieh abiehriftllcli ia 4m- 
t-cen Abtheilong der eigenen Kaniellei Seiner Eaiterlicben If i^tliC 

(«*•*) Schwaru. Beitrag sa 6adebaach*s UTlindiiclier BOiliothek« f. 
7f «Bd folg. (Ifordleche MUeeUen XXVIII). 

(*****)Li?oni«soppUeaniia ad 8. Regiam II«ieetateni illnttrlulau»- 
qM Ordinei Regel Poloni» et II. D. Littbnani« Oratio a Nnaellf Rttbtll- 
UUeliToni«... in Gomltiia VarsaTientibug Ans! MBXGVII di» YU 
Menali Martii publict habit«. Gracof i«. 
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eknngen, ober die fortniähren^en Eingriffe in ihr« 
fiechte, namentlicli durch die letzte Ordination be- 
schwerten» fanden diese Klagen Berücksichtigung* 
Durch die Ordination (*) von 1598 wurde einige Abhülfe 
gewährt und zugleich eine Kommission nach Liyland 
bestimmt, welche den Zustand des Landes untersuchen 
und Vorschlüge zu dessen Verbesserung machen, aber 
auch die Güter-Besitztitel prüfen sollte. Dieser selben 
Kommission ward aufgetragen, ein Gesetzbuch für 
Liyland auszuarbeiten und zur Königlichen Bestäti- 
gong Torzulegen. Als jedoch der in Folge dessen Yon 
Dayid Hilchen angefertigte Entwurf (**) im Jahre 1600 
TOi|[estellt wurde, so verschob der König die Durch- 
sicht auf gelegenere Zeit; zugleich wurde auf demsel* 
ben Reichstage, nach Vorschlag der Kommission, eine 
neue Ordnung der Gerichtsyerfassung (***) in Liyland 
festgesetzt. Indessen erklärten die Schwedischen Stände 
Sigismund des Schwedischen Thrones yerlustig, und 
übergaben die Verwaltung des Königreichs seinem 
Oheime, Herzog Karl yon Südermanland; hierauf ent- 
brannte der Krieg, und wieder ward Liyland dessen 
Schauplatz. Von dem Herzoge, dem Ehstland und 
Reyal noch im Herbste 1600 gehuldigt hatten, Rettung 
yon der Unterdrückung hoffend, trat der Adel, nament- 
lich aus dem nördlichen Theile Liylands, mit ihm in 
Verbindung (****). Auf den Vorschlag des Herzogs aber, 
zugleich mit der Unterthanschaft Schwedisches Recht 
anzunehmen, so wie einige Aenderungen in der Verfas« 
sung des Landes sich gefallen zu lassen, ging der Adel 
nicht ein. Den Ritterschaften der Kreise Wenden und 
Pemau ward yersprochen sie bei der Augsburgischen 
Kmifesnon und ihren alten Rechten und Freiheiten zu 

{*) S€liiraHi,Tercaeli u. f. w. p. 177 u. folg.— 6ad6lmKli,II,i, p.tSt 

-las. 

{**) SchwarU (Terfach n. i. w. p. IM und folg.) fiebt tU« TItol dst 
Pnjakis. 

[***) Seliwarls.yeriiicb a. t. w. p, m*lSfl.-6adebiUck II,lp.ilS. 
C***) Gadebvseli II, S p. t55-Sft«, lM.-SchwarU. ymuch n. t. w. 
f. IM und falf . 
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bdassen. Der Ritterschaft desfrulieTeQ Stifts Dorpa 
ward im Jahre 1602 eine besondere Urkwide ertheilt, 
dorch welche alle ihre PriYile^ien bestätigt wurden (*)< 
Biga» obwohl yom Adel zur Theifaiahme an die hier^ 
ani bezüglichen Yeriiandlnngen aafgefordert, zog €a 
Tor, auf Seite des KiMiigs yon Polen zu bleiben. Im 
Jahre 1605 erlitt der Herzog bei Kirchholm eine be- 
deutende Niederlage; dessen ungeachtet aber wandle 
nch das Kriegsgluck ihm bald wieder zu, da Sigis^ 
nmnd von den Polnischen Standen schlecht unterstütz 
wurde. Der LiTlSndische Adel hielt zum grossen Theile 
die Parthei der Schweden, besonders seitdem Gustay 
Adolph (1611) zur Regierung ^kommen und den Krieg 
mit grOsseremNachdrucke führte. Audigegen das» durdi 
die kaum beendeten inneren Unruhen erschiene Ruaa« 
land fiUirte Gustay Adolph den Krieg mit Erfolg; der« 
selbe endete 1617 durch den für Schweden yortheilhaf« 
ten Frieden yon Stolbowa (**). Durch diesen entsagte 
der Zar Michael unter Anderem auf immer allen 
Ansprächen auf Liyland und schloss dasselbe aus sei- 
nen Titeln aus; diese Bedingung ward gleichfalls iu 
dem im folgenden Jahre mit Polen geschlossenen Ver- 
trage bestätigt C*). 

Liyland bleib, indessen der Hauptschauplatz des 
Kampfes zwischen den Polen und Schweden; die eine« 
wie die andern sahen in ihm ein feindliches, zu ero- 
berndes Land. Die inzwischen stattgehabten Friedens« 
yerhandlungen hatten keinen Erfolg. Gustay Adolph 
kam selbst nach Liyland und nach langer Belagerung 
ergab sich ihm die Stadt Riga im Jahre 1621 auf ge« 
wisse Bedingungen (****)« Der König bestätigte in einer 



<*) nto Batolvtton fttr dm Wandemehen vad PeraaiitelieB Adel rom 
IS Inly 160S. Die PriTÜegleiibetUlllfiuig fOr den DdrpUchea Adel t«ü 
tiiiUTtSQS« 

(**) Geyer. GeieMchte Sekiredenfi III, p.$7.— 6edebiiieh,II«ap. SHL 

(*«*) Oedebtiech, II, p. 615. 
{****) Gi^uMe feMralla circt Irectalot •objeelleiiif, Ten IS Septenbt? 
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JieiQiidereQ Urkunde (*) Tom SS-sten September dessel* 
beD Jahres alle ihre Freiheiten und Rechte. Die Hanpl- 
pnnkte dieser Urkunde , die noch ausgedehnter ist als 
die Stephaa Bathory'a, bezogensich auf Folgendes: l)Er- 
haltnng des Augsburgischen Glaubensbekenntnisses 
und der bestehenden Verwaltung der Kirche und des 
Schulwesens. 2) Die Erhaltung der Stadtverfassung und 
namentlich der BeAignisse des Raths und seiner Juris- 
diktion, Ton welcher nur in wichtigeren Sachen an den 
König appellirt werden soll« 3) Die Einsetzung des 
Burggrafengerichts« 4) die Bestätigung aller auf die 
Verwaltung der Stadt bezüglichen Rechte des Raths, 
der Gilden und Zünfte, und überhaupt aller städtischen 
Rechte und Statuten, so wie auch der hanseatischen 
Rechte. 5) Die Ertheilung des Rechts an die Stadt und 
die Burger, mit Erlaubniss des Königs adlige Güter 
lEU kaufen, unter der Verpflichtung dafür die gewöhn- 
lichen Dienste zu leisten und in Bezug auf dieselben 
anter Jurisdiction der Landgerichte zu stehen. 6) Die 
Erhaltung und Erweiterung aller Rerechtigungen und 
Einrichtungen in Betreff des Handels, der Schiffahrt, 
JJOUe n. s. w. 

Während auf diese Weise die Stadt in aller Bezie« 
hung Sicherung und selbst Erweiterung ihrer Rechte 
erlangte, bat der Adel, der im selben Jahre 1621 hul- 
digte, lange yergeblich um Bestätigung seiner Priyile« 
gien und seines Landbesitzes, Erst im Jahre 1629 am 
18 May erfolgte in allgemeinen Ausdrücken die lange 
erwartete Privilegienbestätigung ('*), und im Herbste 
darauf überliess Sigismund Livland im Vertrag Yon 
Altmark (***) an Schweden» bis zur Wiederherstellung 
des allendlichen Friedens« 

{*) Di6M, irle die Torlge Urkunde, beflndet sieli akMhriftliek in d«r 
Yririlef tensanunlunc der SUdt Big« In der S-I«a AbtheUnnf der Blge- 
9en Kemellel Seiner Kaiserlichen Vajeetli. 

(**) BnddanbroelE, Senualang der deiel« welelM dal htnUf« litlin^ 
diicbeLandrecki enthalten, II, p. 3. 
C*^) Br wards alfMchleeMii i» t« SeplMnliK IStS.^nt Iray, 11» 

f.ioo.. 
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IT. ••kw«diMiii GusUt Adolph suchte wahrend der noch abrig«a 

■OTneUft ia Ufiud. ^q kurien Zeit seiner Begierung das verwüstete, in 

(isss-nioj. meiner inneren Ordnung aufgelöste Livland wieder 

einzurichten. Wie das Gerichtswesen, so wurde aach 
das Kirchen- und Schulwesen von ihm neu organisirt, 
im Jahre 1632 eine Universität in Dorpat gestiftet (*). 
In diesem Sinne wurde während der ersten vierzig 
Jahre von der schwedischen Begierung auch fortge* 
fahren. Freilich wurden als Gener algouvefneure fast 
nur Schweden angestellt, viele Einrichtungen ganz 
nach Schwedischem Muster getroffen, der grössle Theil 
der zahlreichen Kronguter in Livland an Schweden 
vergeben. Dagegen waren aber die eigenthümlichea 
Yerhällnisse des Landes und seine besonderen Bechte 
nicht so unaufhörlichen Eingriffen unterworfen, wie 
nnter der Herrschaft der Polen. So wurde die alte In- 
stitution der Landräthe wieder erneuert, der Bitter* 
Schaft eine den Umständen und den Yerhältnissen zur 
höchsten Gewalt anpassende Verfassung gegeben, ihr 
Becht auf Besetzung der Landesämter wieder aner- 
kannt, ihr die Errichtung einer Bitterbank bewil- 
ligt (**). Auch die Zusammenstellung eines örtlichen 
Gesetzbuches kam wieder in Anregung. Zwar ward 
der von der Bitter schaft (1643) vorgestellte Entwurf 
Engelbrecht von Mengdens nicht bestätigt (***), allein 
die Gerichte wurden angewiesen, nach den alten Bech- 
len und Gewohnheiten und dann erst nach Schwedischen 
und anderen Gesetzen zu urtheilen. Als Ghristina im 
Jahre 1644 mündig wurde und selbst die Begierung 
antrat, ertheilte sie der Bitterschaft eine General-Kon- 
firmation ihrer Bechte und Privilegien (**"**)• Dies war 

(*) GAdobuMh, III, 1, p. 4-SO 

(**) Vergleiche die Cebenicht der stufentreiMn FesIsteUniif dee 84S»* 
dereehle im Oitieegebiele. 

(***) Scliwaru, Versuch a. e. w. p. iOS und folf. 

(•***) Die BeiUtifiuigBarkiinde Chrittina*s iii rem tT Aiirulia«a» 
«eravT die Crlciiiide& der leg enOn Hedwig Bleoaeia vem as R«t. icaa 
«ad €arl XI Tom SO Hai 1678 folgten. 



idkm frfiiier far die Städte geschehen, die gkichftlls 
ii dieser ersten Periode der Schwedischen Regierung 
sich tUen Schutzes der Regierung ta erfreuen hat- 
te» n- 

Mit dem Regierungsantritte Karl Gustay's (1654) 
ward die 25 jährige Ruhe Livlands abermals durch 
iitsseren Krieg gestOrt. Mit allen seinen Nachharen 
mnsste Schweden damals Krieg fuhren, und Liyland 
ward der Hauptschaupiatz seiner Kämpfe mit den 
Polen und Russen. Letztere belagerten Riga (**) ohne 
Erfolg, Dorpat aber ergab sich ihnen nach hartnäcki- 
ger Ycrtheidigung. Dessen ungeachtet ward der Stadt 
die Erhaltung aller ihrer Rechte und Priyilegien yer« 
sprechen, worauf ihre und der Umgegend Einwoh«* 
Her den Eid der Treue leisteten (***). Der Krieg dau- 
erte darauf noch einige Zeit mit wechselndem Glücke 
fort, bis im Jahre 1658 zu Wallisaar ein WaffenMill- 
stand auf drei Jahre mk Russland geschlossen ward; 
Dorpat, Kokenhusen und ein Theil des südlichen Liy- 
bnds blieben in den Händen der Russen (****). Der 
Krieg mit Polen, der hauptsächlich in Kurland und 
Preussen geführt wurde, endete durch den Frieden 
tu Oliya im Jahre 1660: Polen trat auf ewige Zeiten 
Liyland an Schweden ab, behielt' aber den südlichsten 
echon seit 1557 besessenen Theil oder Polnisch-Livland. 
Zugleich blieb dem Könige yon Polen gleich dem yon 
Schweden yorbehalten, Liyland in seine Titel und Wap- 
pen zu setzen (****'). Schon früher waren Friedensyer- 
handhmgen mit Russland in Kardis eröffnet worden; 
sie zogen sich in die Länge, weil die Russen ihre Er- 
oberungen in Liyland behalten wollten, übrigens sich 

(*) Die BesUtigujiKsarkiuidan dar PriTlIegien Riga's sinderthaflt 
T«B Christin« am S Mai 1647, Karl X GusUt am IS Min 1SS1, Hadwif 
Xla^Bora am flS HoTtmber I6S0 und Karl XI am 80 Septambar MS. 
(•*) Gadalraaeh III, I, p. U6-iSS. 
r**) GadaboKb III, 1, p. 461*470. 
(•••«) DMioa Cotfpaaie dasoion, 1, 1650 Dek. 00 (040). 
(*****) Xalaswiriky. Jas PubUcvm la|al FolaaiM, p. 010. Poda 
Ollf«Mta. 
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erbietend dafiir eine Geldentschädigung zu zahlcfn (*)• 
Zuletzt gaben sie aber doch diese Forderung auf, und 
im Jahre 1661 vurde der Frieden zu Kardis ge- 
schlossen« welcher Schweden yöllig in Besitz Liylanda 
setzte (•*). 

Kurze Zeit yor dem AbscUnsse des Friedens tob 
Oliya starb Karl Gustay. Während der nun folgenden 
Vormundschaftsregierung wurden^ eben so wie in den 
ersten Jahren der eigenen Regierung Karl XI (seit 
1672), Generalkonfirmationen der Bechte und Priyilo* 
gien des Adels und der Städte ertheilt, und manche 
nutzliche Veränderungen in Beziehung auf die innere 
Einrichtung des Landes getroffen. Das Bestreben die 
Schwedische Gesetzgebung auch auf Liyland auszu- 
dehnen, wurde immer merklicher. Obwohl die Forde« 
rangen an die Landtage wegen Bewilligung yon Bei« 
trägen an Geld, Materialien, Korn, Fourage zum Un- 
terhalt der Festungen und Truppen zugleich immer 
grosser wurden, so beginnt doch erst mit der Verän- 
derung der Begierungsform in Schweden, d. h. seit 
dem Jahre 1680, in Liyland eine dreissigjährige Perio- 
de yon Leiden, Ungerechtigkeit und Bedrückung, yon 
denen dieses Gebiet erst durch Peter des Grossen sieg- 
reiche Waffen befreit wurde. 

Die Kriege, welche Schweden fast ununterbrochen 
seit Anfang des Jahrhunderts gefuhrt, hatten es er- 
schöpft, alle seine Hülfsquellen yersiegen lassen. Wäh- 
rend zweier Vormundschaftsregierungen hatte der ho^ 
here Adel fast alle Staatsdomainen in seine Hände ge- 
bracht. Mehrfach war daher yon den andern Ständen 
eine Wiedereinziehnng derselben beantragt worden; im 
Jahre 1680 ward endlich beschlossen, diese Maassregel in 
Schweden auszuiuhren und zwar mit dem Zusätze, dass 
dies gleichfalls in Liy-und Ehstland geschehen solle. 
In Liyland wurde sie auch auf die ganze polnische Be« 

<*} fiftOebiifleh, III, 8, p. S-S. 
{**) no«. Cotfpax. Bakob. 1661 Imu tl (SOI). 
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gierungszeit attsgedehnty und somit aller Besitzstand 
im Lande erschüttert. Vergebens machte die Ritterschaft 
Vorstellnngen geg^n diesen Eingriff in alle alten, yon 
den schwedischen Königen bestätigten, Privilegien und 
die rielfach geschehenen Versprechungen. Diese Kla- 
gen führten nur zu noch stärkeren und ungerechteren* 
ja härteren Maassregeln; die Wirksamkeit der sogenann« 
tea Reduktion wurde unter verschiedenen Vorwänden 
immer weiter ausgedehnt, auch selbst die Städte dabei 
nicht verschont. Als endlich die Zahl der Landräthe 
Terringert, zugleich die Höhe der Auflagen immer 
anerträglicher ward, — sandte die Ritterschaft eine 
letzte Deputation, an der auch der berühmte und un- 
glückliche Patkul Theil nahm, nach Stockholm. Die 
Vorstellungen dieser Deputation waren aber nicht bloss 
erfolglos, sondern reizten den König noch mehr, und er 
beschloss mit eitaem Schlage selbst die Möglichkeit ir- 
gend welchen Widerstandes zu vernichten, indem er 
die ganze ritterschaftliche Verfassung (1694) aufhob 
und die Schwedische Gesetzgebung einführte. Seitdem 
handelten die Schwedischen Generalgouvemeure mit 
unbeschränkter Macht und fast willkührlich. Nicht we- 
niger als drei Viertel alles Grundbesitzes des Adels 
wurde von der Reduktionskommission für die Krone 
eii^ezogen, — und nur aus Gnade den aus dem Resitz 
gesetzten Familien der Genuss der Revenuen mit oder 
ohne Arrendezahlung, oder auch wohl der 3-te Theil 
in den Revenuen ihrer Güter gelassen. Dies dauerte 
auch nach der Thronbesteigung Karl XII, im Jahre 
1697, fort und in dieser Lage befand sich Livland, ab 
der grosse nordische Krieg entbrannte. 

Peter dem Grossen war es bestimmt, d^n Leiden 
dieses Landes ein Ende zu machen durch Vereinigung 
desselbenmit Russland, und durch die grossherzige Wie- 
deraufrichtung und Erweiterung seiner früheren Rechte 
und Privilegien, die zu der Zeit der Schwedischen Re- 
gierung so völlig verloren gewesen waren. 



ZWEITES KAPITEL. 

lieber sieht der poltlishen Begebenheiten auf d$r 

Insel OeseL 

(1561-1721). 

Es ist oben gesagt worden, wie im Jahre 1559 der 
König Ton Dänemark das Stift Oesel und Wieck yon Bi- 
schof Johann gekauft und damit seinen Bruder Herzog 
Magnus, für Abtretungen in Holstein, entschädigt hatte. 
Indessen wurde dieses Stift immer als Provinz Däne- 
marks angesehen, unter dessen Schutz es auch in frühe- 
ren Jahrhunderten mehrmak gestanden. Noch während 
des Herzogs Lebenszeit ertheilte daher der König der 
Oeselschen Ritterschaft eine Bestätigung aller ihrer 
Rechte und Privilegien, was später auch von seinen 
Nachfolgern auf dem Dänischen Throne geschah (*)• 
Magnus führte indessen den Titel ab Bischoff, und 
verwaltete das Stift, so weit sein unruhiges Leben es 
erlaubte. In dieser Eigenschaft gab er Arensburg 
eigentliches Stadtrecht und konfirmirte die Privilegien 
der Ritterschaft (**), die bei ihrer frCiheren Yerfassyng 
blieb, insoweit nicht das allmähiige Aufhören des aus 
der Katholischen Zeit herübergekommenen Kapitels, 
und das Yerhältniss zu einem blossen Statthalter des so 
entfernten Herrschers» Veränderungen herbeiführte. 

Der furchtbare Krieg, der in der 2-ten Hälfte des 
16-ten Jahrhunderts die sämmtlichen jetzigen Ostseegou- 
Temements verheerte, liess auch Oesel nicht unyer- 
schont. Zu verschiedenen Malen fielen die Schweden 
plündernd ins Land und setzten sich selbst auf dem 
ahen Ordensschlosse Sonnenburg fest (1568). Herzog 
Magnus, yon dem Gedanken gereizt in Livland sich 
ein Königrich zu erkämpfen, kümmerte sich wenig um 

(*) Zur Zelt der Diniteben H«rrfeh«n arhiaU dia Oeselscbe niltatr 
tdUft Be rt i ti gtmgtnrkttndea toh Friedrick II am 14 Min 15it aa4 li 
September 1574, und Ton Chriititn IV «m 17 September 1S9S. 

(**) Die Urkunde fflr Areneburg iet vom • Mal tS6t, fOr dls ftib- 
lilfckafl vMiHiMMirakrUtafa 1M4. 
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Oeiel, dessen Schiksal aber Gegenstand derUnterhand- 
langen in Stettin (1570) war. Der Kaiser, rermittelnd 
zwischen Dsnemark und Schweden« überliess dem Kö- 
nige Ton Dänemark die Schutzberechtignng über Oesel 
mit Einschluss von Sonnenburg, so wie der festen 
Schlosser in der Wieck (*). Die feindliche Stellung des 
Herzogs Magnus aber in Livland zu den Schweden, 
machte einen dauernden Frieden unmöglich. Die Wieck 
blieb der Kampfplatz zwischen des Herzogs Schaaren« 
Russen» Polen, und Schweden. Letztere bemächtigten 
sich auch wieder Sonnenburg's und König Johann III 
Terkhnte dasselbe dem Herzoge Magnus von Sach- 
sen (**), der aber bald von den Dänen yertrieben wurde 
(1576). Herzog Magnus yon Hoktein, an seinen Unter- 
nehmungen in Livland verzweifelnd, begab sich mit 
seinem Stifte Pilten in Litthauischen Schutz und hatte, 
wie es scheint, auf Oesel gar keinen Einfluss mehr. Der 
Besitz der Insel wurde den Dänen im lahre 1580 durch 
Erneuerung des Stettiner Vergleichs von Seiten Schwe- 
dens wieder anerkannt (*''*), und blieb für 30 Jahre un« 
gestört, mit Ausnahme des gleich Anfangs vom Statt- 
halter Georg von Fahrensbach gemachten aber miss- 
d^uckten Versuchs, unabhängig zu werden. Magnus's 
Tod im Jahre 1583 sicherte die Herrschaft des Kö- 
nigs von Dänemark über die Insel jedenfalls noch 
mehr. — Im Jahre 1611 wurde Oesel neuen Leiden 
unterworfen. Der Krieg zwischen Dänemark und 
Schweden brach abermals aus, und im Jahre dar- 
auf landeten die Schweden nicht nur auf Oesel und 
verheerten einen Theil desselben, sondern brachten 
auch Viele vom Adel auf ihre Seite. Indessen entsag- 
te Schweden schon ,1613 seinen Ansprächen und trat 
den Dänen nochmals Sonnenburg ab {****)• Dreissig 

r } Gadehoseli II. 1. p. IM-ISS. Dia Vartrafiiirkaide, aoHat^lMTMi 
inIaiMrlielMnEoiiimiMari«n, Ul iiBtonchrialMa am 1$ Daeambar tVW. 
r*) «aaeboiah, II, 1, p. 171. 

I**«) GftdihaMb, II, 1, p. aia. 

V***} Gadabmcli, II, t. p. U$. 
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Jahre darauf kam e$ m einem neueil Kriege, in wel* 
ckem Dänemark gezwungen wurde, imFrieden zu Arem» 
iebrO am IS-tenAngust* 1645 Oeael nebst Arensbm^ 
der Krone Schweden abzalreten. Der König WladialaT 
Yon Polen prolestirte dagegen, weil die Insel za LiT- 
land gebore, schickte selbst Abgesandte nach Oesel, die 
dort auch Yerbindungen anzuknüpfen sachten. Allein 
die Schwedische Regierung hatte schnell ihre Maassre- 
geln ergriffen, und behauptete sich in der neuerworbe« 
neu Provinz (*)• 

Die Geschichte der Schwedischen Herrschaft in 
Oesel fiült zusammen mit der bereits dargestellten Be^ 
herrschung Liylands. Auf dieselbe Weise wurden An- 
fangs die Rechte und Freiheiten der Ritterschaft von 
jeder neuen Regierung bestätigt (**), und manche 
wohlthxtige Anordnung im Lande getroffen; vielleicht 
vmrde selbst in Oesel weniger als in Livland nach 
Schwedischem Muster und Gesetzen dabei verfahren, 
weil in der verhUtnissmässig friedlichen Dfinischen 
Periode sich die innere Einrichtung des Landes hatte 
voUständiger ausbilden können. Ueberdies war die 
Verwaltung Oesek anfangs fast mit der Ehstlands verei- 
nigt, welchem Lande die Schweden geneigter sich er- 
wiesen als den Livländem. Obwohl mit jener Provinz 
unter demselben Schwedischen Gouverneur stehend, 
behielt Oesel doch seine eigene unabhängige Verfas- 
sung, — ja es erhielt endlich auch einen eigenen Statt* 
halter. — Aber eben so wie in Livland bildete das 
Jahr 1680 für diese Insel einen Wendepunkt des 
Schicksals. Die Reduktion wurde auch hier mit glei- 
cher oft ungerechter Strenge durchgeführt; die Auf- 



n GadeboMh, III, 1, p. ISS und folg.-Im Frltdea von OlWa ealMcto 
Fol» allen Anfprichen «nf Oesal. 

{**) Zar Zelt der Schwediechen Herrsehaft erUelt die OeeelMka Wl. 
ienchali BeeUU(iuigsiirkonden tob ChrlfUna an IS Aofiist lS4t, 
▼OB Hedwif Eleonora am It Aiigiut tS64 und tob Karl XI aoi IS Oki** 
bar iS75. 
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lageo stiegeiiy und die GerichbrerfaiSttiig ward yeran- 
dert. 

In dieser Lage blieb Oesel wahrend des grossen nor* 
difchen Krieges. Bis lu dessen letztem Ende war die 
luel im Besitz der Schweden, obwohl im Jahre 1710 
die Bnssen einen rerheerenden Einfall gemacht and 
irensbiirg zeitweilig eingenommen hatten.— Die dro- 
kende Gefahr scheint zu einer gr(is8eren Milde von 
Seiten der Schwedischen Begierong gefuhrt za ha« 
len, besonders als die Bitterschaft mit dem Bnssischen 
GeneralgonTeniear in Biga sich in Yerbindnng setz- 
te f). Ja im Jahre 1719 am 30 Juny ertheilte die KO- 
ugin Ubrika Eleonora der Oeselschen Bitterschaft eine 
Urkunde, die zugleich auch' auf Liyland und Ehstiand 
lieh bezog. Durch dieselbe bestätigte sie nicht nur, 
nndem erweiterte auch noch die Priyilegiai des Lan- 
des. Allein diese Urkunde konnte in Liy-und Ehstiand 
Bidkt mehr Gesetzeskraft erhalten, wo die Bitterschaft* 
len and Städte schon 9 Jahre früher sich feierlich y<m 
Schweden losgesagt hatten, und auch in Oesel mochte 
sie kaum irgend welche Wirkung gehabt haben; denn 
sckon 2 Jahre darauf ward diese Insel durch den 
Njstftdter Frieden an Bussland abgetreten. 



DRITTES KAPITEL. 

Üebersickt der polittsehen Begebenheiten in 
Ekstiand zur Zeit der Schwedischen Herr^ 

Schaft. 

(1561—1710.) 

Die Siege der Bussen und der Untergang des Ordens 
Mhigten die Stadt Beyal und die drei Ehstländischen 
Landschaften Harrien, Wierland und Jenren, Hülfe 
l»ei dem Schwedischen Könige Erich XIY zu suchen 
And sich ihm zu unterwerfen. Herzog Magnus fuhr in-* 

(*} BuhoeTden. Beiirfife nur OMeUchte der ProTins OeMl p. M. 

5 
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dessen fort den Titiel eines Bischoffs von Reyal sa IoIh 
ren, und es gelang ihm selbst sich einiger an die Wieck 
grenzenden Landstriche zu bemächtigen, zu der Zeit 
ab die Rnssen einen Theil yon Wierland (Alientacken 
«nd Wesenberg) inne hatten. In Folge yerschiedener 
Waffenstillstände, wurde Ehstland während mehrerer 
Jahre Ton den Russen in Ruhe gelassen (^); mit den 
Polen und DStaen dauerte dagegen der Kampf fort. 
Zu diesen Feinden kamen noch SOldnerschaaren, die so- 
genannten Livländtschen Hofleute (**), — in dieser unru- 
higen Zeit aus Inländern und Audändem gebildete 
Haufen von Söldnern, — die bald dieser, bald jener 
Macht dienten, bald aber auch nur für sich selbst han- 
delten, mehrere Versuche machten sich Reyals zo 
bemächtigen, und eine Zeit im Besitz aller Schlosser in 
der Wieck waren. Im Jahre 1570, als auch mit den 
Russen der Krieg wieder begonnen, forderte Magnus 
yon Holstein die Ritterschaft und die Stadt Reyal auf» 
rieh ihm zu unterwerfen. Sein Verlangen wurde aber 
abgewiesen und seine langdauemde Belagerung Re- 
yals blieb ohne Erfolg (*^). Der Friede yon Stettin 
richerte im selben Jahre die Schweden gegen Däne- 
mark, während der Kaiser ihnen Reval und Ehstland 
überliess, sich nur die Einlösung yon Stadt und Land- 
schaft gegen Ersatz der yon Schweden aufgewandten 
Kriegskosten yorbehaltend (****): nicht im Stande diese 
Bedingung zu erfüllen, entsagte er aber das Jahr darauf, 
auf Anfrage König Johann III yon Schweden, seinen 
Rechten (*****). Unterdessen bedrängten die Russen und 
Herzog Magnus die Schweden immer mehr und mehr. 
Reyal wandte sich an die Hansa imd bat um Abstellung 
des die Stadt so beeinträchtigenden Handels nach Nar- 



S*) Karamsin, IX« p. SS.— Gadebiuch, II, 1, p. 99 and folg. 
{**) Gadebuscli, 11, t, p. SS. 
(***) BnsMW. fol. ft5-iao. 
{•***) Der Slettiner Vertraf Yom i» Deetmber 1570. 
(*****) yergleicbe den Beschluit der EluaiadialiMi Ritt«nehaft ?mk' 

ao Hin ns4. 
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va, 80 wie um WiedereiriCtoong dnrch das Seich (*). 
Allein die Hansa zog den freien Handel mit den Rns*- 
MD Tor, und liess es bei Unterstiitzukigen bewenden, 
die namentlich 1576 {**) und rwar tu gelegener Zeit 
erfolgten, da Beval im folgenden Jahre eine schwere 
Belagenmg durch ein Bussisches Heer auszuhallen hat- 
te (***)• Musste dieses Heer auch unverrichteter Sache 
abziehen, so verheerte es doch das ganze Land. Erst 
dordi das Bundniss mit Stephan Bathory, im Jahre 
1580, ward es den Schweden möglich sowohl den Bus- 
aeo, als den DSnen und den Hofleuten die Spitze bie- 
lea zu können. Sie bemfichtigten sich ganz Wierlands, 
Jenrens und der Wieck. Im Jahre 1582 unterwarf 
lieh ihnen auch die Wiecksche Bitterschaft (****)> die 
hisdahinzu Herzog Magnus, als dem Bischoffe und Fär^ 
it^ des Stiftes Oesel und Wieck, gehalten hatte. Bus»- 
land liess, durch den Waffenstillstand Ton 1583 {'***'), 
die seit mehr als 20 Jahren inne gehabten EhstlSndi- 
aehen Landschaften im Besitze König Johann UI. Auf 
diese Weise wurden im Jahre 1584 alle das jetzige 
Ehstland bildenden Kreise unter Schwedischer Herr- 
schaft in ein Fürstenlhum yereinigt. Johann UI dehn- 
te nunmehr die ursprunglich nur der Bitterschaft 
Ton Harrien und Wierland zustehenden Bechteund 
Freiheiten auf die gesammte Bitterschaft Ton Ehstland 
ans f **•*). 

Nachdem der Friede von Zapolje (1582) die Polen 
im ungestörten Besitze yon Liyland gelassen, forderte 
Stephan Bathory das dazu Ton Alters her gehörige 
Ehstland Ton den Schweden* Die Yerfaandlungen hier- 
über blieben erfolglos, bis der Schwedische Kron- 
prinz Sigismund den Pobüschen Thron bestieg. Die 

{*) Gadobusch, II, 1, p. IM oad folg. 
{**) 6ad6l»iifch, II, 1, p. 1S4. 
t***} Bnsfow, foL ITS— IM. 
(****) nie ünldTwerftuggurltiuide Ist Tom Angiut 158S. 
p*«*«j Karamfliii, IX, p. 2U5.-6ada]iiueb, II, 1, p. 807-309. 
(•••«**} KSnislicbs teiblattoii ?om tS Angnil lftS4. 
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EhsÜänder, die Vereimgimg mit Polen fürchtend, erba- 
ten sich von König Johann. III, 1588, eine fbnniiche 
Urkunde darüber, dass Sigismnnd EbsÜand nie von der 
Krone Schweden trennen werde (*). Eineslheils mochten 
aie hierzu, wie man annehmen muss, durch das Verfah- 
ren der Polen in Livland bewogen sein, andern Theib 
aus Furcht Yor Sigismunds Vorliebe für den Römisch» 
Katholischen Glauben. Doch versprach er bei seiner 
Thronbesteigung, durch einen besonderen Abgesandten, 
der Ritterschaft und der Stadt Reyal die Aufredithal- 
tung des Augsburger Glaubensbekenntnisses, während 
er freilich zur selben Zeit den Polen den Besitz Ehst- 
: lands zusagte {**)• 

Bald brachen die Missheüigkeiten des Königs mit 
den Schwedischen Reichsstanden aus, welche Letztere 
einen Schutz und eine Stütze an Herzog Karl von Sü- 
dermanland fanden, der die Verwaltung im Namen des 
nach Polen zurückgekehrten Königs führte. In dieser 
Eigenschaft brachte er auch den Frieden zu Teusina 
(1595) mit den Russen zu Stande, wodurch Schweden 
von dieser Seite im Besitze Ehstlands sicher gestellt 
wurde {***). Als es darauf im Jahre 1597 zum offenen 
Ausbruche zwischen ihm und seinem königlichen Nef* 
fen Sigismund kam, und er die EhstlMndiscbe Ritter- 
schaft und die Stadt Reval aufforderte seine Parthei zu 
ergreifen, wiesen die Ehstlflnder seinen Antrag ab 
und rüsteten sich fiir Sigismund. Sie erklärten, als die 
Schwedischen Reichsstände ihnen die beschlossene Ab- 
setzung desselben mittheilten, dass sie bei dem recht- 
mässigen Könige, aber auch bei der Krone Schweden 
bleiben wollten (****). Die Folge dieser Ausrede wrar, 

(*) Königliche Retolatlon Tom 6 SaptemlMr 1588. 

(**) Gadebutch II. 8. p. ISS, ISi. 

{***) Der bei den Yerhandlunf en ni Teiuina f egenwirtift Gesandt« des 
Rfimitcben Kaiieri proteitirte gegen die Abnachongen über BhstUad 
und Lifland, weil dieaei den Rechten leinet Herrn an dieeen Lindern 
nwiderlaufe. Gadebuaeh I. 8. p. IM. 

('***} Gadebusch IL 8. p. 169, 188, 198 und feig. 
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thtt ak Sigismimd wirklich auf immer des Throns in 
Schweden für Terlustig erklärt ward, und derselbe zu- 
gleich am 12 Mflrz 1600 durch eine förmliche Urkunde 
die Einyerleibung Ehstlands mit Polen aussprach (*), 
Herzog Karl aber selbst in diese Provinz kam, ihm Bit- 
lerschaft und Stadt huldigten, worauf er ihnen alle ihre 
kchte und PriTÜegien bestätigte (**), wie solches auch 
TOD allen seinen Nachfolgern geschah. 

Gleichwie Liyland hatte auch Ehstland seit der Mitte 
des XYI Jahrhunderts viel yon Krieg und Verheerung 
gelitten. Obwohl nun auch, im folgenden XYII Jahr* 
hunderte, die Kriege Gustav Adolph's und Karl Gj|A 
sbTS mit den Bussen manche feindliche EinfUle vaKr 
Tarwüstungen veranlassten, so konnte doch im Verhält- 
nisse zur früheren diese Zeit als eine Periode der Buhe 
angesehen werden. Während dessen, dass die Polen 
Livlands Verfassung umstürzten, kam die Schwedische 
Regierung ihren den Ehstländem in dem Unterwerfung»« 
vertrage gemachten Versprediungen nach, und liess sie 
ungekränkt sieh ihrer alten Bechte und Einrichtungen 
erfreuen. Karl IX machte zwar den Ehstländem whon 
gleich im Anfange seiner Herrschaft den Antrag das 
Sdiwedische Becht anzunehmen, liess es aber, als man 
nicht darauf einging, dabei bewenden. Gustav Adolph 
«Mrgie auch hier insbesondere für das in den Kriegs- 
Jahren völlig vernachlässigte Kirchen-und Schulwesen. 
Auch manche andere wohlthätige Einrichtungen wur- ^^^ 

den in Ehstland von ihm und seinen Nachfolgern getrof- sMr 

(*) nogi«! V. 11^ CXXV^ Iin Frieden tob OlWa entsagte Folen allen 
AnspraelMB aa Ehstland. 

(**) Zur Zeit der Schwedisehen'.HerrsehafI haben Bestatifungsorkon« 
den erhalten, nach denen ton Erich XIV: a) die Ehstlindische Ritter- 
schaft: f OB Johann 111, S Octbr. 1&70; Sigismnnd 10 October 1594; Karl 
von S&dermannlaud, nachmals Karl IX, S September 1600; Gustar 
Adolph 17 Septbr. 1613 und S4 Noybr. 1617; Ghristina 17 Januar 1651; 
ncgOBtia Hedwig Eleonore 8S IfoTbr. 1660 nnd Karl XI 80 Septbr. 1675. 
B) me Stadt MoTal: Ton Johann III, 11 Febr. 1576; Sigismnnd 10 April 
1564; Karl IX, 10 Angost 1601; GbsUt Adolph SS September 161S nnd 
t« HoThr. 1617; ChrisUna 10 Angost 1646; Karl XI« IS September 1675. 



^^ 
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fen, nnd alles dies ward immer io UebereinsÜmminig 
mit der alten Yerfassusg imd den allen Rechten des 
Landes in Ausführung gebracht Nur zur Zeit der MiiH 
derjährigkeit und der eigenen Regierung Ghristina's 
geschahen einige Eingriffe und wurde auch die Bestä- 
tigung des Ton der Ritterschaft Torgelegien Entwmrfii 
des Ritter*und Landrechts ausgesetzt, was aber dessen 
Einfuhrung in die Praxis nicht hinderte. Im Allgemein 
nen blieben die Rechte der Ritterschaft wie der Stadt 
nngekrfinkty bis zur Regierung Karl XI, dessen Mas»» 
regeln besonders seit dem Jahre 1680 eben so Ter* 
Aferblich auch für Ehstland sich erwiesen, als für 
^le übrigen Theile des alten Livlands. Seit 1685 be- 
gann auch hier die Reduktion, jedoch mit geringerer 
Strenge und Ungerechtigkeit, als in Liyland. Sie wurde 
einigermaassen gemildert durch Ertheilung yon Arren- 
den und Überlassung eines Theils der Einkünfte an die 
alten Besitzer der yon der Krone eingezogenen Güter. 
Dessen unerachtet führte die Reduktion in Ehstland 
gleichfalls grosses Elend mit sich, wozu auch hier eise 
Überlastung mit Abgaben, mancherlei Willkührhand» 
Inngen und Veränderungen in der Gesetzgebung bei- 
trugen. In Ehstland entscblos^ man sich zwar nicht bis 
zur Aufhebung der Landesyerfassung yorznschreiten, 
dennoch aber befand sich auch diese Proyinz in einem 
höchst gedrückten Zustande, als der grosse nordische 
Krieg ausbrach. 



/ 
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VIERTES KAPITEL. 

Uebersicht der polüiscken Yerhälttdsse im Her-- 

zagthume KurUmd. 
(1561—1795). 

Beim AbscUuss des Unterwerf uogs-Yertrag« mit dem 
Polnisehen Könige Sigismund Augosi (28 Noyember 
1561), nahm Gotlhard Keitler den Titel eines Herzogs 
Ton Kurland an nnd übernahm die Herrschaft über das 
neue Herzogthnm. Er bestätigte alle Rechte und Pri* 
tflegien der Bitterschafit (d« h. der früheren Yasalleq) 
und der übrigen Stände in Kurland am 17 Märi^ 
1562» nnd ertheilte der Bitterschafit insbesondere noch 
eine, unter dem Namen yon des Herzogs Gotlhard Pri- 
vilegium für den Kurländischen Adel (PriTilegium 
Gotthardinnm) bekannte, Urkunde am 20 Juny 1570. 
Sie wurde Tom Polnischen Könige Stephan Bathory am 
25NoTeniber 1581 bestätigt f )• Auf Grundlage dieser 
Urkunden und späterer Landtagsbeschlusse wurde der 
innere Bechtszustand nnd namentlich auch das Kirchen- 
wesen in Kurland festgestellt und den neuen Verhält- 
nissen gemäss geordnet. Zugleich gelang es dem Her- 
zoge den Krieg Ton seinem Lande entfernt zu halten» 
der in dieser selben Zeit Liv-und Ehstland verheerte» 
Durch seine Heiradi mit einer Prinzessin von Meclüen^ 
bürg aber, trat er ganz in die Beihe der Fürsten ein, 
was ihm auch eine unabhängigere Stellui^ gegen Po« 
iengab. 

Herzog Gotthard starb am 17 Mai 1587, seinen bei- 
den Söhnen Friedrich und Wilhelm gleichen Antheil 
in der Verwaltung des Herzogthums hinterlassend« 
Eine solche Zertheilung der Herrschaft yemrsachte 
Streitigkeiten zwischen beiden Herzogen und dem AdeL 
Diese inneren Zwistigkeiten, in denen beide Partheien 
in Polen Hülfe suchten und abwechselnd fanden, full- 



D Zitftiüiofii. Bellagt RH* 76 vad Sl. 
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len das Ende des XYI und den Anfang des XYII 
Jahrhunderts aus, wAhrend zugleich der Krieg zwi- 
schen Sigismund III und den Schweden auch über ei- 
nige Theile Kurlands yielfaches Elend herbeifuJirte. 
Nadi dem Tode Karl IX schwieg der '\'\^ffenlXrm des 
auswttrtigen Krieges; dagegen aber artete der Streit 
des Adels mit den Herzogen in« blutige Händel (die 
aogenannten Nolde'schen Hlindel) (*) aus. Dies ging end- 
lich so weit, dass im Jahre 1616 die Polnische Regie- 
rung eine besondere Kommission anordnete, um die 
Kuriändischen Angelegenheiten in Ordung zu bringen. 
Diese Kommission erklärte den Herzog Wilhelm seines 
Rechtes fiir yerlustig und yertraute die Regierung sei- 
nem Bruder Friedrich. Eine andere Kommission er- 
liess im folgenden Jahre, auf Grundlage der Yorschläge 
des Adels, zwei Verordnungen, die Formula Regimi- 
nis und die Statuten, welche mit den Urkunden aus der 
Zeit der Unterwerfung und dem Priyilegium Herzog 
Gotthard's die Hauptgrundlage des Öffentlichen, wie 
des Priratrechts yon Kurland bilden {**). 

Herzog Friedrich starb an 16 August 1642. Ihm 
folgte sein Neffe Jakob, der Sohn des am 17 April 
1640 in der Yerbannung gestorbenen Herzogs Wilhelm. 
Seine Regierung (1642 — 1681) war weise und für 
Kurland segensreich. Die gesetzlichen Rechte des Adels 
nicht yerletzend, wusste er die seinigen zu bewahren, 
und erhob Kurland, soweit die durch den Krieg Polens 
mit Karl X herbeigeführten unglücklichen Yerhil- 
nisse es erlaubten, auf eine hohe Stufe des Wohl- 
standes. Er schloss Handelsrertrage mit Ludwig XIY 
und mit dem grossen Kurfürsten yon Rrandenburg, 
hatte mehrere Fregatten und besass, übrigens nicht 
lange, die Insel Tabago in Westindien und einen Theil 
Ton Guinea. 

(*) IVaplertky. Aklenitficko nr Getclilcht« dtr üoldttelMB BiadU 
(Von. Ut. ant. IIj. 

(**) Zlogenlioni. S IIT und folf. -Knut. GsMhlcU« EurUnds naiir 
dfs Bviofii I| p. loa ttDd folg. 
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Nach dem Tode Herzog Jaeob's und seines Sohnes 
Friedrich Kasimir (1698), war die Yormundschaft über 
deo minderjfthrigen Herzog Wilhelm und die Regie- 
nmg des Herzogthnms seinem Oheime, Herzog Ferdi« 
■and, anvertraut. Wahrend dessen Verwaltung ward 
Kurland mehrmals yerwiistet und litt überhaupt durch 
die Begebenheiten des grossen nordischen Krieges* 
Dnm zu Polen gehörend, musste dieses Herzogthum 
sowohl an dessen Ausseren Kriegen, als häufig auch an 
dessen inneren Unruhen, bald mit den Waffen, bald 
mit Geld, Theil nehmen. Nachdem der Herzog Fried- 
rich Wilbehn zur YoUjtthrikeit gekonunen, yermahl- 
le er sich mit Anna, der Tochter des Zaren Johann 
Alexiewitsch. Allein auf der Rückreise aus St. Pe« 
tersbnrg erkrankte er und starb eines fast plötzlichen 
Todes am 21 Januar 1711 {*). 

Herzog Ferdinand übernahm nun abermals die Re- 
gierung. Aber die unaufhörlichen Misshelligkeiten mit 
der Ritterschaft brachten ihn auf den sonderbaren Ge- 
danken Kurland zu Tcrlassen und sich in Danzig nie- 
derzulassen, von wo aus er das Herzogthum yerwal- 
ten wölke. Die Reschwer den des Adels yeranlassten 
die Polnische Regierung abermals Kommissarien nach 
Korland abzuordnen. Ihre Entscheidungen, bekannt 
unter dem Namen: Decisiones Commissariales de 
amo 1717, beschrankten ausserordentlich die Macht 
des Herzogs und gaben die Verwaltung in die Hände 
der Oberrttthe, so lange der Herzog abwesend sein 
▼nrde. Letzterer aber, die Rechtskraft dieser Ent- 
scheidungen nicht anerkennend, übergab dem Rela- 
tions -Gericht in Warschau eine Appellation und ge- 
wann seinen Prozess. Dies musste zu neuen Streitig- 
keiten zwischen ihm und dem Adel fuhren, da durch 
das erfolgte Ürtheil doch auch die Kommissariaii« 
sehen Entscheidungen nidit yOllig aufgehoben wor- 
den waren. 



(*) ZiafnüMia. S ISS. 
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ladessen erwilhlte der Korlindiscfae Adel auf Bei • 
ne eigene Hand den berubmten Grafen Moriür Ton 
Sachsen lom Nachfolger des kinderlosen Herzogs Fei^ 
dinand. Der Reichstag yon Grodno Temichteie diese 
Wahl und setzte fest, dass beim kinderlosen Absler- 
ben Herzog Ferdinand's Kurland ab erOflhetes Lehen 
Unmilteibar mit Polen vereinigt werden solle. Allein 
die yerwittwete Herzogin yon Kurland, Anna loan* 
Downa, die yrährend dessen den Bussischen Thron 
bestiegen, nahm sich Kurlands an und brachte den 
Polnischen Reichstag dahin, den Beschluss der unmii« 
telbaren Y^sreinigung Kurlands mit Polen aufzuhebeSt 
dem Adel das Recht &berlassend sich einen Herzog 
unter Bestätigung yon Seiten des Königs und des 
Reichstags zu erwählen (*)• Bussland erhielt seit die* 
ser Zeit emen entscheidenden Einfiuss auf die Ge- 
schicke Kurland's und mehr als einmal yerhinderle es 
die Polnische Begierung die Rechte und Freiheiten 
dieser Landschaft zu yernichten. 

Mit dem in Danzig am 5 April 1737 erfolgten To* 
de Herzog Ferdinand's starb der Kettlersche Stamm 
aus, und es ward Graf Johann Ernst Biron zur Her« 
aoglichen Würde yon dem Kurländischen Adel, der 
mit dem Neuerwählten rieh über gewisse Bedingungen 
yereinigte, erkoren und yom Könige und deni Poini« 
fchen Beichsti^e bestätigt (**)• Bald darauf, im Jahre 
1740, ward Herzog Biron in Folge der im Bussischen 
Kaiserhausse yorgekommenen Veränderungen aus Pe- 
terabui|[ entfernt, und es begann für Kurland ein mehr 
ab zwanzigjähriges Zwiscbenreich (bis 1762). In die* 
•er Zeit ward Prinz Karl yon Sachsen yon seinem Y»- 
ter August HI zur HerzogswArde erhoben (**^). Er ge- 
nosa derselben aber nicht lange» weil der aus der Yer« 
bamwng znrnckkebrende Herzog Jobann Ernst durch 
Bussland in seine Rechte wieder eingesetzt wurde und 

(*) ZiH«i^oni, S 17S-aia. 
(*M Zlflcsnbwa, Mlaft N« tSO. 
r**)IiHndkoni,SS61. 



75 

die Regierung too neueiii fU>enialiiD. Der kort da* 
raaf in Polen zum Könige erwählte Stanislaus Angust 
bestätigte nicht bloss die Bechte des Herzogs, sondern 
anch die der Bitterschaft und Städte ("} Kurlands, von 
denen letzteren einige rar Zeit der Herzöge neube- 
grundet inirden. 

Während der Begierung Ton Johann Emst*s Nach- 
folger, seines Sohnes Herzog Peter, der dieselbe am 
25 MoTember 1769 antrat, entstanden neue Misshel- 
Hgkeiten mit dem Adel. Dieselben veranlassten die 
Abfassung zweier Verträge, bekannt unter dem Namen 
der Kompositionsakten yom 8 August 1776 und vom 
21 Februar 1793, welche das Yerhältniss und die ge- 
genseitigen Bechte des Herzogs, der Oberräthe und 
des Adels feststellten. Diese Kompositionsakten wur- 
den Ton der Polnischen Begierung durch den Beichs- 
tagsbeschluss Tom 19 November 1793 bestätigt. 

Die Kaiserin Katharina U, die Bitte des Kurläadi- 
schen Adeb in Gnaden aufnehmend, würdigte die Kom- 
positionsakte yom 21 Februar 1793 ihrer Gewährlei- 
stung. In dem bei dieser Gelegenheit erlassenen Ma- 
nifeste vom 22 Februar 1794 heisst es: «Uns herab- 
lassend hierdurch den Namen und die Terpflichtung 
eines Burgen auf Uns zu nehmen, in Bezug auf die 
erwähnte Kompositionsakte, geloben Wir mit Unserem 
Kaiserlichen Worte für Uns, Unsere Erben und Nach- 
ibiger, darauf zu halten dass diese Akte aufrecht ge- 
halten werde bei yoUer Kraft und Wirkung und nicht 
zu erlauben, dass den yon Uns beschlossenen Yerpflich- 
tongen zuwider gehandelt werde». 



(•) 
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FÜNFTES KAPITEL. 

Uehersicht der politischen Begebenkeilen im 

Stifte Pillen. 
(1561—1795). 

« 

Bei dem Zerfallen der Ordena- und bischöflichen 
Gebiete im Jahre 1561, war da« Bisthum Kurland oder 
Pilten in den Besitz des Herzogs Magnus Ton Hobtein 
gekommen. Ab der Unterwerfungsyertrag vom 28 No^ 
yember 1561 abgeschlossen wurde, Terpflichtete sich, 
auf Vorstellung Kettlers, Sigismund August den Her- 
zog Magnus zur Vereinigung des Piltenschen Stifts 
mit dem Kurländischen Herzogthume zu yermögen. 
Allein dieses Versprechen ging nicht in Erfüllung, weil 
Letzterer die ihm vorgelegten Bedingui^en nicht an« 
nahm Wohl aber übergab er, nachdem er seine Plane 
auf Liyland hatte aufgeben müssen, im Jahre 1579 
sich und sein Stift, in welchem er die letzten Jahre 
seines Lebens zubrachte, dem Schutze Stephan Ba-« 
thory's (*). 

Mach Magnus Tode im Jahre 1583, entspann sieh 
zwischen Dänemark und Polen ein. Streit über seine 
Besitzungen. Auf Grundlage des Kronenburgschen 
Vertrags yom 16 April 1585 yerblieb Oesel bei Dä- 
nemark, während das Stift Pilten, dessen Rechte und 
Freiheiten namentlich in Beziehung auf Religion ans- 
drucklich gesichert wurden, an Polen fiel (**}. Polen 
zahlte Dänemark deshalb 30,000 Thaler, die es Ton 
Markgraf Georg Friedrich yon Brandenburg aufnahm, 
dem dafür das Stift yerpftbadet wurde (***). Die Pol- 

(*) ZIegenhorn, SM. - GAdebosch II, f , p. 1S9, 196, SIT. 

(**) Zieganhorn, p. lOS.— Nettelbladt. FMcicuIas ramm Carlaodie«- 
mm 17M.— p. ItS und folg. TraniacUo de Anno 15S5. 
(***) Ziegenhorn, p. 100 und folg.— Manif est der Rilterschall und Land- 
schaft dei Piltenichen Kreiiet über die Aofkfüidigiing des mit Poloa 
batlehenden Lehntterbendes Tom **^ Min 1705. Siehe nojn. CoKp. 
den. II* ITSIO. yergleiche auch Neitelbladi: AaecdoU Gvlandi», pr»- 
dpw territorii ot epiicopaUii Pilieutii 1780. 
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msche Regienmg ertheiUe mm iwar den Herz<)gien 
TOD Kurland das Recht der Einlösung des Pfandes; al« 
lein, anfangs wollte der Markgraf dies nidit gestatten, 
und als nach seinem Tode der Herkog Wilhelm dazu 
berechtigt wurde gegen eine der yerwittweten Mark« 
gräfin zu zahlende Summe, so widersetzte sich dem 
der Piltensche Adel. Endlich im Jahre 1617 erklMrte 
die Polnische Kommission den Herzog auch Piltens 
Terhstig. Das Stift wurde nun gleichfalls durdh eine 
Formula Regiminis in eine ordentliche Verfassung ge- 
bracht und die Rechte der Markgrttfin wieder aner- 
kannt. Der Ton ihr unter polnischer Resttttigung in 
Pillen eingesetzte Hauptmann, der Kurlflndische Edel- 
mann Hermann Ton Maidel« kaufte ihr das Pfandrecht 
ab und erhielt im Jahre 1623 den Piltenschen Kreis 
ab Starostei vom König Sigismund HI ron Polen. Im 
Jabre 1656, zur Zeit des Krieges zwischen Polen und 
Schweden, wo der Piltensche Adel zu einer Yereini- 
gong mit dem Neutralität geniessenden Kurland mehr 
gestinunt war, lösete dessen Herzog Jacob Pilten ein. 
Er musste nicht nur die 30,000 Thaler an den damali- 
gen Starosten Otto yon Maidel zahlen, sondern auch 
noch 50,000 Thaler an die Schweden, die sich dieses 
Kreises als einer Pobiischen Proyinz gewaltsam be- 
mächtigt hatten. 

Seitdem hielt Pilten sich ganz zum Herzoge von 
Kurland und erfreute sich aller dem Adel des Herzog- 
thoms zustehenden Rechte und PriTilegien; dennoch 
brachen auch hier Zwistigkeiten zwischen dem Her- 
zoge und dem Adel aus. Zwar wurden sie durch den 
Gnionsyertrag von 1685 beigelegt; allein die Pohlische 
Regierung hatte schon Mittel gefunden sich einzumi- 
<dien, ja es war sogar ein Romisch-Katholischer Ri- 
schoff von Pilten ernannt worden, der dem Herzoge 
entgegen zu wirken suchte. Da Ferdinand Ton Kur- 
land sich ganz in Danzig niedergelassen und der Adel 
daher nur wenig Ton ihm erwarten konnte, zugleich 
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Tieüeidit aueb aicli nadiieiiier nauhhangigerenimJaiira 
1617 eriialteiieii Yerfassang zuracluehiile, so fiel es der 
Pobiischeii Rq^iemng nicht schwer Yerfizüdeningen m 
den YerhAlüdissen des Landes herbeizufuhren. Im Jahre 
1717 seilte sie die Einrichtungen yon 1617 wieder in 
Kraft, entzog eigenmächtig dem Herzoge Ferdinand die 
ihm auf den Piltenschen Kreis zustehenden Rechte und 
bestimmtet dass fortan Pillen unter der unmittelbaren 
Oberfaerrlichkeit des Königs yon Polen stehen solle.— 
Im Jahre 1727 und später 1791 yersudite die Pofau* 
sehe Regierung die unabhängige Existenz des Pilten- 
schen Kreises zu yemichten und denselben unmittelbar 
und unbedingt mit Polen zu yereinen. Allein der Rus- 
sische Hof yerhinderte die Ausführung dieser Absicht 
und zwang Polen zur Abänderung der bezüglichen 
ReiGhstagsscfalüsse* 



DRITTE PERIODE. 

▼EBEimOüNG DES 08TSEEGEBIET8 MIT 

aOSSLAND. 



ERSTES KAPITEL. 

Üeherstcht der Vorgänge bei der Unterwerfung 

Uvlands, Ehstlands und der Insel Oesel unter 

die Russische Herrschaft. 

Es ist bekannt, wie gleich seit dem Anfange des gros- 
sen nordischen Krieges Livland und Ehstland der fort- 
währende Schauplatz desselben waren. Zuerst fielen die 
Sächsischen Truppen ins Land und suchten inewohl 
rergeblich sich Riga's zu bemächtigen. Später drangen 
die Russen ein und eroberten im Jahre 1704 Dorpat (*), 
dessen Rechte und Privilegien durch die Kapitula- 
tion gewährleistet wurden. Gleich darauf erklärte der 
Zar durch eine besondere Urkunde (**), dass er das 
Land unter seinen Schutz nehme ab eine Proyinz sei- 
nes Yerbündeten» des Königs August Ton Polen. Nach 
der Erstürmung Narwa's versprach er im Vertrage 
Ton Grodno (1705) August II , Polen alle seine Erobe- 
rangen in Liyland abzutreten. Zur selben Zeit bedang 
sich Karl XII im Vertrage zu Warschau von Stanislas 
Lescjnsky aus, dass dieser sich nicht in seine Anord- 
DUDgen für Livland mischen solle (***). Da aber Au- 
gust II zu Altranstädt (1706) einseitig mit den Schweden 
Frieden schloss, so konnte und brauchte der Zar, den 
Krieg für sich älleine fortführend, sich nicht weiter 
verpflichtet zu halten, auf die etwanigen Rechte und 
Anspräche Polens Rücksicht zu nehmen. 

D Gftdetmseh, III, t, Anliauff, p. 8S8— 834. 
(**] DiaM ürkiuda bl aussestelU im Lager Tor Rarwa d«n 1t 
My 1104. 
r**) eadülMUcli, III, t, ABbaaff, p. SM~S96. 
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Die Russischen Truppen dehnten ihre Eroberni^en 
bis nach Karland aus, obwohl es ihnen nicht gelang die 
Schweden aus den Städten und festen Plätzen heraus- 
zudrängen. Der Sieg bei Poltawa, allen UntemehmuiH 
gen und der Macht Karl XII ein Ziel setzend, hatte die 
rasche Einnahme des noch nicht eroberten Ilieils Toa 
Liyland und Ehstland zur Folge. In der Gewalt der 
Schweden blieben nur noch Riga, Pemau und Reval, 
wohin ein grosser Theil der Rewohner des Landes, na- 
mentlich des örtlichen Adels, zusammen geströmt 
war {*). Peter der Grosse, persönlich auf dem Kriegs- 
schauplatze erscheinend, erliess einen Aufruf (Uniyer- 
sal) an die Einwohner Livlands, in welchem er sie zur 
Unterwerfung aufforderte, und ihren Eyangelischen 
Glauben aufrecht zu erhalten yersprachi so wie alle 
ihre alten Privilegien und Rechte (**). 

Die Belagerung Riga's, die im Noyember 1709 be- 
gonnen, zog sich trotz der in der Stadt wuthenden Pest 
und Hungersnoth bis in den Juli Monat des nächsten 
Jahres. Da liess sich der Befehlshaber der Schwedi- 
schen Garnison, General Strömberg, nach stattgehab- 
ter Berathung mit Adel und Bürgerschaft, in Verhand- 
lungen mit dem General-Feldmarschall Scheremetjeff 
ein und willigte in die Übergabe der ihm anver- 
trauten Stadt. Zugleich sandten der in der Stadt ver- 
sammelte Adel und die Bürgerschaft besondere De- 
putirte hinaus mit der Anzeige, dass sie Willens seien 
sich Russland zu unterwerfen und den Eid der Treue 
zu leisten, wobei sie aber Vertragsbedingungen oder, 
wie sie in jener Zeit genannt wurden, Akkord-Punkte 
vorlegten über die Rechte und Privilegien, die sie 
aufrecht zu erhalten baten. D ie Verhandlungen dauer« 
ten bis zum 4 Juli und endigten mit der zwischen 

(*} G«d«bascli, III, S. Anhaiiff, IS 100-174. 

(**) Gadebnseh,Ill, S. Anhang, p. 4M, 467. Im MoTonber 1700 •rlieit 
Scheremeljeflr Im Uger Tor Biga eina Bakannimachnng, in welcher er 
iagt, daM der Zar der LiTlindltchen und ShsUandifchen Ritterachall 
Tarif reciiea habe, sie Ton der Schwediichen Dienstbarkeit m befMast 
und ihre Rechte, Freiheiten and flewehnheiten wieder henualeUMi. 
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dem Gcneral-Feldmarschal Scheremetjeff und der 6ar^ 
iiison geschlossenen Kapitulation (*)• Zugleich "wurden 
?onSdieremet|effyorlAufige Antworten und Sesolutio- 
nen auf die yon den Deputirten des Adels und der 
Bürgerschaft yorgelegten Akkordpunkte ertheilt; ande- 
re Punkte aber» deren Entscheidung seine Gewalt 
überstieg, ynirden der Allerhöchsten Einsicht Torbe« 
yiCD {**). Darauf leisteten am 12 Juli Adel und 
Bürgerschaft der Bussischen Herrschaft den Eid der 
Treue. Peter der Grosse seinerseits ertheilte ihnen am 
30 September 1710 Gnaden-Urkunden, in welchen er, 
die TOD Scheremetjeff ertheilten Antworten und Beso*- 
lutioaen bekräftigend, im Allgemeinen alle Bechte und 
PriTilegien wie der Livlandischen Bitterschaft, so auch 
der SUdt Biga bestätigte (***). Durch andere Urkunden 
Tom 12 October 1710 entschied Peter der Grosse auch 
die Paukte, welche beim Absehluss der Capitulation 
seinem Gutdiinken yorbehalten worden waren (***'). 
Nach Biga ergab sich Pemau (12 August 1710), bei 
welcher Gelegenheit der Schwedische Kommandant 
Sehweigel, die Bürgerschaft und der in der Stadt zu- 
ttmmengeströmte AdeL mit dem Bussischen General 
Bauer eine Kapitulation schlössen, aus welcher yiele 
Ptuikte nach Inhalt der auf die Bigasche Kapitulation 
ertheilten Besolution besteigt wurden {**''"). 
Das Schicksal Ehstlands war dem Liylands dmlich. 
Zuerst erliess Peter der Grosse am 16 August 1710 
gleichfalls einen Aufruf (Uniyersal) an die Einwohner 
des ganzen Furstenthums und insbesondere der Stedt 
Beral, in welchem er sie bei der Eyangelischen Lehre 



(') 1710 den i Jiüi (»77). 

(**) 1710 den 4 Juli (1S78 nnd ITO). 
{***) 1710 den 80 September (S301 und S302). 
{**'*) 1710 dm 19 Oetober (iSOS nnd SSOi). 
n**) 1710 den li Angnrt (1S8S). 
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und ihren alten Rechten und Freiheiten ra erüalten Ter« 
sprach (*). Da aber dieser Aufruf ohne Erfolg blieb, 
so begann die Belagerung der Stadt, die sich am 29 
September ergab auf eine Kapitulation, die zwischen 
dem General-Lieutenant Bauer und der Schwedischen 
Garnison geschlossen wurde. Auch in dieser wurden 
Tiele Punkte nach Inhalt der Antworten auf die Biga- 
sche undPemausche Kapitulation bewilligt f *) • Zugleich 
wurden auf die von der Ehstländischen Bitterschaft und 
der Burgerschaft Beyals Torgelegten Punkte Torlttnfige 
Antworten undBesolutionen ertheilt (***), einige dersel- 
ben aber der Allerhöchsten Entscheidung vorbehalten, 
mit dem Versprechen, dass alle Artikel der Bigaschen 
und Pemauschen Kapitulation, welche dem Ehstländi- 
schen Adel zum Vortheil gereichen könnten, auch für 
ihn gleiche Geltung haben sollten (****). Peter der Grosse 
ertheilte der Bitterschaft am 1 März 1712, der Bürger- 
schaft am 13 März desselben Jahres, nachdem sie den 
Huldigungseid geleistet hatten, förmliche Bestätigungs- 
Urkunden (*****). Zehn Jahre nachdem Li?- und Ehst- 
land sich Bussland unterworfen hatten, ward der Ny- 
städtische Friedensy ertrag geschlossen, durch welchen 
Schweden an Bussland alle seine Bechte auf Liyland, 
Ehstland und die Insel Oesel abtrat, mit der Bedingung, 
dass Bussland den Einwohnern freies Bekenntniss der 
Evangelischen Beligion und die Privilegien, Bechte 
und Gewohnheiten erhalten solle, die sie unter der 
Schwedischen Herrschaft gehabt (•*•***). 

n 1710 den IS August (8987). 

(**) 1710 den 19 September (»97). 

{***) 1710 den 99 September (9298 und 9999). 
{****) 1710 den 99 September (9999) Punkt iO. 
{*****) 1719 den 1 Hin (9405) und 13 Mari (9501J. 
(*♦***♦) 1791 den 80 August (8819). 
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ZWEITES KAPITEL. 



hgabe des Inhalts der bei der Unterwerfung 
IhUmds, Ehstlands und der Insel Oesel unter 
Russlands Botmässigkeit ausgestellten Aktenr 

stücke. 

Die Unlerwerfnng Lhlands und Ebstlands unter die 
Bofanäasigkeit Rasslands geschabt in Uebereinstimmnng 
mit den ton der Bussischen Begiemng erlassenen Uni- 
Tenalen, TermOge der Kapitulationen und Akkords» 
oder Yertrags-Punkte, die mit der Bitterschaft des 
Landes ond den Deputirten der Städte abgeschlossen 
wurden. Diese Aktenstücke umfassen die allgemeinen 
Graadlagen der in den Gouyemements Liyland und 
£lttUaiid geltenden partikulairen Bechtsbestimmnngen 
imd Terdienen wegen ihrer Wichtigkeit eine detailUrte 
Uebersicht. 

I. UiiiYEBSiLB uia> Eapituultionen« 

h dem Umyersale oder Aufrufe an die Bewohner 
Estlands (*) ist gesagt, dass der Monarch «nicht alleine 
ob&e einige Innovation die im ganzen Lande und SVkdr 
Um bisherzu iibliche Evangelische Beligion, alle ihre 
allen Privilegien, FreiheiteUt Bechte und Immunitäten» 
▼eiche unter der Schwedischen Begiemng zeithero 
wettkündig violiret worden, nach ihrem wahren Sinn 
^ Verstand heilig zu conserviren und zu halten gesin- 
nt sey, sondern auch gelobe dieselbigen mit noch am-^ 



(*) nastelbo ist abfediuckt lo der nojHoe Go6paBie 3aKOHovb T. I 
P* S187); das andere Ton KaUer Peter I an die Bewoliner LiTlands er- 
Ittiane UniTereal ist nicht auf uns gekommen. Im Archive der Livlin« 
äichea Ritterschaft wird die Abschrift eines Tom General-Feldmarschall 
htStm Scherenetjefr ergangenen Anfhifs bewahrt, als Antwort tnf die 
tturendnngeii des Sehwedischen Geufemears 8tr9mberf gegen da* 
hfversal Peter des Grossen. 
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pleren und herrlicberen nach Gelegenheit zu vermelH 
Ten*» 

Kapitulationen sind geschlossen worden mit den Stif- 
ten Biga f )t Pernau f *) und Beral {**'), als mit von 
den Schweden besetzten Festungen betrachtet« Daher 
hatten nicht alle Punkte dieser Kapitulationen die Be- 
stätigung der Bechte der Einwohner zum Gegenstande; 
Tiehnehr bezog sich der grossere Theil derselben auf 
die Bedingungen der Festungsübergabe, auf die Erlaub- 
niss die Stadt zu verlassen, aus dem Lande zu ziehen, 
und dem ähnliche temporaire Bestimmungen. 

In der Kapitulation der Stadt Biga erwähnen nur 
vierzehn Punkte der Sicherung von Standearechten. Aus 
diesen bekräftigen vier Punkte (33, 36, 39 und 53) dem 
Adel seine alten Bechte, Landgüter, Gerichte, die freie 
Ausübung der Lutherischen Beligion, die Erhaltung 
Deutscher Gewohnheiten und Sprache in den Gerichten 
und Kanzelleien, und sichern den Pfand-und Arrend^ 
besitz. In zehn Punkten (45, 46, 48, 50, 62—57) ist 
den Bürgern freie Ausübung der Beligion versprochen, 
die Bestätigung der alten Privilegien, Gerichte, des 
Magistrats, die Sicherheit des Handels, der Stadtein- 
künfte u. s. f. 

Die Kapitulation der Stadt Pernau enthält siebzehn 
Punkte, welche die Bechte und Immunitäten der Ein- 
wohner betreffen. Neun derselben (18 — ^26) sichern das 
Augsburgische Glaubensbekenntniss, bestätigen die 
Bechte des Adels und der Landschaft, sichern das Ge- 
richtsverfahren, befreien die adlichen Häuser in den 



(*) 1710 dra i Juli (SiTT) in $5 Punkten. 

{**) 1710 den IS August (2286) in 41 Punkten. 

{***) 1710 den 20 September (2297) in 81 Punkten. Die KapItnUÜon der 
Stadt Dorp«t ist nicht in der nojioe Cotfpanie SaRoaoBib abgedmcki 
ond flhdet sich auch nicht In der Im Archive der 14en Abtliefiviig 
Seiner Kaiserlichen ll^estäli.Blgeaer Eenaellei befiodUeheo Semmfainy 
der trif llegjen und Akienitäcke, 
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Stidlen Ton Einquartierung, Foliren n. s. w. Acht Punkte 
(27 — 34) haben xum Gegenstande die Bestätigung der 
Hechte der Burger. 

Die Kapitulation der Stadt Beyal enthalt dreizehn auf 
die Sicherung der Beehte und Privilegien bezügliche 
Punkte, ohne dabei getrennt von den Bechten des Adeb 
oder der Stadt zu sprechen. In neun von diesen Punk* 
ten (12 — 20) wird die freie Ausübung des Augsburgi- 
scheu Bekenntnisses gesichert, so wie die Erhaltung der 
Kirchenverfassung, des Eigenthums der Kirchen und 
der Prediger. Zufolge der vier übrigen Punkte, wer« 
den die Krieg&-und Givil-Beamten^ die in der Stadt 
Hfluser besitzen, von Einquartierung, Wache und 
Schiessstellung befreit u. s. w. (P. 21); die Obligatio- 
nen, Pfandverschreibungen, Immissionen u. s. w. bei 
voller Kraft erhalten (P. 22); Beehte und Privilegien 
der Dombürger bestätigt (P. 24) und wird endlich ver- 
sprochen, als Gouverneur in Ehstland einen die Deut- 
sche Sprache verstehenden Beamten anzustellen und die 
Deutsche KanzeUei zu bewahren (P. 26). 

n. Akkoedpunktb und Ybruugsaetikel. 

Hierher gehören folgende Aktenstücke: 

1) Die Akkordpunkte, geschlossen zwischen der Bit- 

terschaft [*) und Landschaft des Fürstenthums Livland 

und dem General-Feldmarschall Grafen Scheremetjeff 

am 4 Juli 1710 (2279); sie enthalten 30 Artikel und 



O In dem Iwittelien Text« der Akkordponkte wtrden okie lenan** 
N Ualerscheldnog die Worte: HiUersdiafl (puuapCTBo), Adel (amp«b- 
CTBo, nuATercTeo), Landsehaft (aeHcno), Landesbewohner (seiiciKie 
sareAi) gebraucht. In gegenirSrtiger Ueberaicht haben vir naa he* 
Mfthi die Bedeutung dieaer Worte In Debereinatimmung mit dem nent» 
•eh«B Texte n bringen, wo der auaaifehe nmifelheft erKheinl. Oebri- 
gens sind in eUen naaeren Aoasdgen naeb HSglicUKell die elgenfn Aae- 
drilcke der Akkerdponkte aelbat beibehalte» irerdea. 
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überdies in dem sogenannten Additamente noch 3 Ar-» 
likeL 

2) Die Entscheidung Kaiser Peter I auf die deni 
Gutdünken Seiner Majestät yorbehaltenen Artikel des 
Adels und der Bewohner Livlands bei ihrer Unterwer- 
fung an das Russische Beich vom 12 Oktober 171Q 
(2304). 

3] Die Yertragsartikel Torgelegt von den Deputirten 
der SUdt Biga am 4 JuU 1710 (2278), in 22 Ar- 
tikehi. 

4) Entscheidung Kaiser Peter I auf die dem Willen 
Seiner Majestät bei der Übergabe der Stadt Biga yor-r 
behaltenen Punkte, yom 12 Oktober 1710 (2303). 

5) Die Yertragsartikel zwischen der Bitterschaft 
und Landschaft des Herzogthums Ehstland und demGe* 
neral - Lieutenant Bauer, yom 29 September 1710 
(2299) in 41 Artikeh. 

6) Der Vertrag, abgeschlossen yon den Deputirten 
der Stadt Beyal mit dem General-Lieutenant Bauer, 
yom 29 September 1710 (2298); in 33 Artikeln. 

Diese Aktenstücke, obwohl in y|ele|i ArtU^eln ein- 
ander yoUkommen ähnlich, sind indessen in anderen 
wiederum yerschieden. Jede Proyinz, jede Stadt er- 
hielten abgesondert ihre Yertragsartikel, und berufen 
sich nie oflizieU auf die Punkte aus denen einer ande« 
ren Proyinz oder Stadt, wenn diese Punkte nicht aus- 
drücklich auch auf sie ausgedehnt sind. Dazu kommt, 
dass obwohl auf gleiche Weise die früheren Bechte 
wie Liylands so auch Ehstlands bestätigt werden, die 
Rechte dieser beiden Proyinzen nicht dieselben waren. 
Die Geschicke Ehstlands, wie schon aus dieser kur- 
zen historischen Übersicht heryorgeht, unterscheiden 
sich yom ersten Anfange seiner politischen Existenz 
an yon denen der übrigen Tlieile Uvlaiids. Ehst? 
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land erhielt seine erste Einrichtmig, seine Priyilegien 
und Gesetze yon den Königen yon Dänemark; der Ein- 
fluss der Kaiser und Päbste war hier weniger gross, 
die Herrschaft Schwedens aber weniger driickend« als 
in Livlandy nnd endlich hatte es nie unter Polnischer 
Verwaltung gestanden. Daher ist bei der Übersicht der 
oben angeführten Akte unumgänglich, dieselben abge- 
sondert für jede Proyinz und jede Stadt zu betrachten. 
Einige der in diesen Aktenstücken enthaltenen Punkte 
sind dauernden Inhalts: diese bilden noch jetzt die Grund- 
lage der Priyilegien des Ostseegebiets; andere sind 
temporair oder zuiWig: sie bezogen sich auf Ver- 
zeihung Ton Verbrechen* die gegen die Sussische Re- 
gierung zur Zeit des Krieges begangen worden, auf 
Sicberstellung der Bechte der das Land Verlassenden, 
auf Bestätigung der damaligen Pfand-und Arrende-In- 
baber in ihrem Besitz, auf die Zurückstellung der Ge- 
fangenen u. s. w. Die Punkte der zweiten Gattung ge- 
hören nicht in die gegenwärtige Übersicht« 

Ä. Akkordpunkie, ge$chlo9$en xu>i$chen der Lwländi- 
sehen Rü$erschaft und dem FeldmarschaU Sehereme-^ 

tjeff. 

\) Bewahrung des Augsburgiscben Glaubens* 

bekenntnisses. 

Sowohl auf dem Lande als in den Städten soll der 
Eyangelische Glaube nach den Vorschriften der Augs- 
burgischen Konfession aufrecht erhalten werden. Die 
Konsistorien, Kirchen und Schulen sollen La den Kreisen 
lind in den Städten nach dem Alten rerbleiben, mit Be- 
gtimmung der Unterhaltung derselben aus den Kronein- 
kunften; die Pastore sollen auf Vorstellung der Ein- 
gepfarrten angestellt werden (P. 1—3)« 
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2) Rechte der Bitter-ond Landschaft. 

«} In Bedebiing auf die korporatiye YerfMSiing. 

Der frühere Provinziabtaat f ), soll hergestellt und 
die Bitterschafl bei Ihren früheren Rechten bewahrt 
werden (P. 5). In allen Distrikten sollen die unteren 
und oberen Gerichtsinstanzen beibehalten, in denselben 
aber Personen aus dem Adel des Landes oder sonstige 
dazu geschickte Eingeborene Deutsher Nation ange« 
stellt werden, mit aus den öffentlichen Einkünften be- 
stimmtem Gehalte (P- 6). In den Gerichten sollen die 
Sachen abgeurtheilt werden nach den Liyländischen 
Privilegien, nach alten Gewohnheiten und nach den 
alten Livländischen Ritterrechten, wo aber diese defi- 
ziren mochten, nach den gemeinen Deutschen Rechten, 
so lange als nicht ein vollständiges Landrecht zusam- 
mengestellt und bekannt gemacht sein wird (P* 10}. 

b) In Beiiehanf auf den Dienilp 

Der Adel und die Landeseingeborenen sollen ein 
Vorzugsrecht haben bei der Anstellung zu allen Civil- 
und Kriegsämteni (P- 11)- 

t) In BeilelnuMr anf 6erkbtov«ieA und IiiminaltacbaB. 

In Kriminalsachen soll der Adel nur der Jurisdiktion 
der Krone unterliegen (P. 7). Die Bestrafung der Ver- 
brechen gegen die Regierung und die Staatseinrich- 
tungen soll nicht auf Andere, desto weniger auf die 
ganze Korporation ausgedehnt werden (P. 8). 

d) In Bedebnng auf Abfaben «nd ObUegenbeften. 

Auf die adligen Besitzungen sollen, ausser den be- 
stehenden, keine Abgaben gelegt werden (P. 18). 
Edelleute, die in den Städten Häuser besitzen, sollen 

(*) Unter Bezeichnang ProtinzialsUat werden die ritterscbaflUebea 
tandisamter Terstanden, wie Landrltbe, LandmarMbaH, die Garicbis 
vnd anderen rittericbaftlleten Blnrlcbtnngen 4m Uaäu. 
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aller adligen Vorrechte geniessen und frei yon allen 
persOnlicben sttdlbchen Lasten sein (P. 26). 

e) In Besiehiing auf YermSgen. 

«Adlige Güter sollen ins Künftige Niemanden als 
Nobilibos Livonis zu kaufen frei stehen, diese auch 
solche Torhin dem zugegen verkaufte Güter zu reluiren 
befugt sein» (P. 19) (*). 

Es Trird das unantastbare Eigenthum sicher gestellt 
an den gesetzlich yon Priyatpersonen und Ton der Kro- 
ne sey es durch Kauf oder Pfand erworbenen Gütern, 
so lange diese nicht ausgeloset worden (P. 12, 14). Die 
Arrendirung der Staatsgüter wird der Ritterschaft vor- 
behalten (P. 17) (*•). 

B. Pwiki€f entsckieden durch den Kamt Peier Iam42 

Oetohw 4740 (2S04J. 

1) Auf die allgemeine Bitte um Bestätigung für die 
Bitter-und Landschaft der Privilegien» Bechte, Gewohn- 
heiten, Freiheiten, Eigenthumsrechte und Gerechtig- 
keiten in geistlichen und weltlichen Dingen, ind[>eson« 
dere aber des Privilegiums Sigismund Augusts vom 
Jahre 1561» erfolgte diese Entscheidung: «Seine Ma- 
jesUU ertheilt hierdurch seine huldreichste Bestätigung 
alles dessen, was von dem General-Feldmarschall Gra- 
fen Scheremetjeff dem Adel und den Landesbewohnem 
namentlich zugestanden worden, und spricht eine glei- 
che Huld auch in Beziehung auf ihre übrigen unter- 



(*) Auf dleMübnchsÜibUeli MugMchriabenMi IS-ten Punkt b«frii»- 
ael d«r LiTlindiMhe Adel leia aiiMclili«Mllchef Rechl auf Eigrathiim 
an «nbawegUclMiii VermSfeB. 

{**) Im 17-teii Punkte bittet die littenchaft um einen Vonnc bei 
BotsnleMonf und Anende der Krengdter, besondere aber Tor den U« 
f aacben Bfirgern; die ReMlntlon let aber nur mit den im Texte anfa> 
fahrten Worten fegeben. In der Folgie jedoch in 4er Bntechektnnf anf 
daa Hemerial vom 1 Miri 1711 ii t das Wert «Tamifwette» hlaiaia- 
fuffi. 
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thflnigsten Bitten aus. Namentlich aber auf die yorge- 
legten Punkte und die allgemeine Bitte der Bitterschaft 
und der Landesbewohner werden dieselben Seiner Kai- 
serlichen Majestät allerhuldreichste General-Konfirma- 
tion aller Privilegien, Bechte und Freiheiten dieser 
Bitterschaft erhalten« 

2) Bei der Universität in Livland (damals in Pemau) 
wurde entschieden geschickte Professoren Lutherischen 
Glaubens zu halten, jedoch auch einen Professor der 
Slavonischen Sprache anzustellen (?• 4-). ' 

3) Die Verfassung der Landesämter wurde bestätigt; 
die Entscheidung über den Gehalt und Bang der Land- 
räthe aber aufgeschoben (P. 5) (*)• 

4) Die Zusammenstellung eines neuen Landrechta 
wird zugestanden (P. 10), 

5) Die früher den Klöstern abgenommenen und zii 
weltlichen Zwecken verwandten Güter, eben so die 
gekauften oder gepfändeten Krongüter, werden im Be- 
sitz der Käufer oder Pfandhalter gelassen, so lange sie 
nicht ausgelöst werden (P. 13 und 14). 

6) Auf die Bitte, dass auf die adligen Güter kei- 
ne anderen Lasten, als die seit Alters bestehenden, ge- 
legt werden mögen, erfolgte die Entscheidung: «dass 
in Friedenszeiten die adligen Güter nicht mit andern 
Auflagen belastet werden sollen, ausser denen, welche 
unter der Schwedischen Begierung bestanden; dass 
aber zur Kriegszeit die getreue Bitterschaft sich nicht 
entziehen werde auf ihren Gütern Truppen ins Quar- 
tier zu nehmen und denselben den nöthigen Unterhalt 
zu geben» (P. 13). 



(*) Sit erfolgte In der BaUcheidanf anf du Memori«!. 
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C. Pwnktt ßr die Stadt Riga, ieitätigt v(m Feldmar-' 
ichall Scheremetjeff am 4 Juli 4740 (2278). 

1) Freie Ausübung des Augsburgischen Be- 
kenntnisses. 

Da^ Augsburgische Bekenntniss soll unverändert in 
allen der Stadt gehörigen bürgerlichen und geistlichen 
Kreisen aufrecht erhalten, die zur Polfiischen Zeit be- 
standenen inappellablen Konsistorien wieder herge- 
stellt werden, und dem Magistrate die Wahl und An- 
stellung der Pastoren und der beim Gymnasium, den 
lateinischen und deutschen Schulen Dienenden yorbe* 
halten bleiben. 

2) Allgemeine Bestätigung der Privilegien. 

Der Stadt sollen erhalten werden die ihr gehören- 
den Ländereien, Einkaufte» Vorzüge, Privilegien, 
richterliche Gewalt, Gewohnheiten, Freiheiten auf dem 
Wasser und zu Lande, wie solche v(m Alters her von 
Ordensmeistem, Pohlischen und Schwedischen Köni«- 
gen überkommen, sowohl im Allgemeinen, wie im 
Besonderen (P. 2). — ^Die städtischen, Privilegien sollen 
nicht anders als mit Theilnahme des Magistrats ausge- 
dehnt werden bei einer neuen Anordnung, damit die- 
selbe die Kraft eines Privilegiums erhalte (P. 17). 

3} Korporative Bechte. 

a} SUdUscha Einrichtongen. 

Der Magistrat und die Bichter sowohl in Polizei- 
ais Bechtssachen sollen mit den zu ihnen gehörenden 
Beamten bei ihren Aemtem, Privilegien, Bechten ulid 
den Gehalten aus den Stadteinkünften erhalten werden 
. (P. 4). Der Magistrat und die Stadt Biga sollen bei ih- 
ren alten Würden, Inupunitäten , GerichtsbariLeiten 
und namentlich bei dem Burggrftflichen Bechte belas- 
sen werden» so wie der Magistrat insbesondere bei 
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der Macht alle geistlichen und weltlichen Beamten m 
wählen und einzusetj^en (P. 9). — Es sollen weder in 
der Stadt, noch in ihrem Gebiete Bichter oder Rech- 
te ansser den bis zu dieser Zeit bestandenen eingeführt 
und angeordnet werden, auch soll weder in der Kan- 
zellei , noch in der Korrespondenz eine andere Sprache 
ab die Deutsche gebraucht werden (P. 10). — Die 
grosse und die kleine Gilde, die Kompagnien, Aemter 
aollen aufrecht erhalten, und die geistlichen wie weit« 
liehen Anstalten in der Stadt und ausserhalb bei ihrer 
jetzigen Einrichtung, bei ihren Einkünften, unter der 
bis zu dieser Zeit stattgehabten städtischen Verfassung 
belassen werden (P. 5).«— Essoll nicht gestattet wer- 
den, zur Beeinträchtigung der bestehenden Aemter we- 
der in der Stadt, noch in ihrem Gebiete neue einzib- 
richten (P. 7). 

b) BetiliuBgaa dar itSdtUchea Korporation. 

Der Stadt sollen zu yoUem Eigenthum wie ihr altes 
Patrimonialgebiet, so auch die ihr später verlieheneii 
Güter mit den dazu gehörigen Ländereien, Einkünften» 
Rechten und Allem was sonst dazu gehört, erhaltra 
bleiben (P. 3 und 14). 

4) Bechte der städtischen Korporation, jeder 

einzelnen Person zustehend. 

Dass alle städtischen Aemter, Kollegien, Zünfte und 
Kompagnien, gleich wie alle Bürger und Einwohner» 
adlig und nicht adlig, wie solches von Alters her^b- 
racht, bei ihren Landgütern, Priyilegien, Rechten» 
Sehragen, Verrichtungen und Besitz- in der Stadt, wie 
ausserhalb und in den Kreisen, yerbleiben sollen. 

5) In Beziehung auf Abgaben und Obliegeft- 

heiten« 
Auf die Bitte der Stadt, sie mit keinen Einqnartie« 
rangen (ausser den Kasernen), Kontributioneo and 
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anderen Anlagra tu beschweren» erfolgte die Reflo> 
lution: a mit ungewöhnlichen Auflagen oder ausseror» 
dentlichen Kontributionen wird Niemand belastet wer- 
den» (P. 16). 

D. Pnnkie ßr die Stadt Riga entickieden durch Kaiar 

Peter L^ am 4% Oktober 4140 (2S05). 
Die Stadt bat um Schutt des Handeb, um Erhaltung 
4er früheren groben Münze, um Nichterhohung der 
Zollabgaben und Auflagen, um Entscheidung für den 
fireien Handel mit Masten und Russischem Holze, ins- 
besondere aber um Belassung bei dem alten Stapelreoht. 
Der Kaiser befahl dies Alles fur's Erste auszusetzen bis 
zu einer ruhigen Zeit und bis zu weiterer Unterso- 
chung und Sammlung yollständiger Auskunft. 

E. Äikordpunkte der Ehstländischen Rittenchaft, vom 

29 September 4740 (2299J f). 

1} Aufrechterhaltung des Augsburgischen 
Glaubensbekenntnisses. 

Das Augsburgische Glaubensbekenntniss soll in seiner 
ganzen Reinheit aufrecht erhalten, bei den Schulen 
nur Personen dieses Bekenntnisses angestellt, die Pre- 
diger nach dem Alten gewdilt, und über sie ein Bi- 
schoff ans der Mitte der Land - und Stadtgeistlichkeit 
eingesetzt werden (P. 1). Die Kathedral-Kirche auf 
dem Dome, yon Alters her der Ritterschaft gehörend, 
soll ihr gelassen werden, ein anderer Gottesdienst als 
ein Deutsdier in derselben nicht statt haben (P. 33). 

(*) Hier sind im Ansinge tnfegeben die Im Banptqnartiere In dnr 
HfilM von ReTftl nnfgtMixtnfi TertngMrtikel swlschea der BlUer-ond 
Lnndfchnft des Henoglhums BhstUnd nnd dem Buisif dien General« 
Lieutenant Bauer. Besondere Entscheidungen Peter des Grossen finden 
a&eh weder in der Dejnoe ColSpanle danonon«, noch in der band« 
•clirimichan Sammlung der FriTÜegien des Elistlandischen Adels, wel- 
clie der S4«n Abtheilung der Eigenen Kaniellei Seiner Majeatat tnge- 
knmMMi« Die Stadt Narwa, damals aa Bhatlnnd gehörend, genleift d«r 
in diesnn Pnakten der Previns TarbalialteBMi Bechia (P. S7). 
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2) Allgemeine Bestätigangder Privilegien und 

Rechte. 

Alle Tririlegien» Donationen, Statuten, Freiheiten 
und Gewohnheiten, welche dem Lande und insbesonde- 
re dem Adel yon den Dänischen Königen, den Hochmei* 
Stern und Meistern yerliehen worden, sollen yon Wort 
zu Wort und ohne allen Eindrang bekräftigt und er* 
halten werden (P. 2 und 38). Alles was in der Riga- 
sehen und Pernauschen Kapitulation festgestellt worden 
und was dieser Ritterschaft und Adel sammt Landes- 
bediente und Eingesessenen auf irgend welche Weise 
zum Yortheil dienen kann, soll als hier ausdrücklidi 
eingeschlossen angenommen werden (P. 40). 

S) Korporative Rechte der Ritterschaft. 

t) In tieziehong auf den Landetstaat. 

Die zwölf Landrätfae und der Landmarschall sollen 
ihre vorige Würde, Dignität und Rang, die der Rath- 
stuhl von den Königen in Dänemark und Hoch-und Or- 
densmeistem gehabt, wieder einnehmen und ihren 
Rang beibehalten (P. 5). 

b) In Beiiehung anf den Landtag. 

aEs hat auch eine edle Ritterschaft von Königlichen 
Dänischen, wie auch Heermeister und Königlichen 
Schwedischen Regierung her die Freiheit gehabt und 
behalten Landtage und Versammlungen mit Yorbe- 
wusst der hohen Landesobrigkeit zu halten, wenn sie 
ihre Angelegenheiten abzuhandeb gehabt, auch wann 
die hohe Obrigkeit etwas denen Landesständen anzu« 
sinnen gehabt. So ist selbige Proposition von dem Herrn 
General - Gouverneuren, nach vorhero ausgeschriebe- 
nem Landtage, denen Land-Räthen, Landmarschall und 
sämtlichen Ritterschaft übergeben, darüber deliberirt 
und der erfolgte Schluss dem Herrn General-Gouvemeu- 
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len dieses Herzogthtuns nnd so weiter der höchsten 
Jbrigkeit» im Fall etwas Wichtiges obhanden gewesen» 
mr ferneren Resolution übergeben; wobei E. £* Bitter- 
Schaft Selbiges zu conseryiren und als ein prinzipal 
Stuck Ihrer Privilegien beizubehalten unterthänig bit- 
tet». In der Antwort Bauer's ist gesagt: aWird in allen 
Stücken placidirt» (P. 8) (*)• 

4)Landesyerfassung in Beziehungauf Polizei-> 

und Gerichtswesen. 

Der GeHeral-GouTerneur soll aus den Eyangelischen 
Glauben bekennenden Deutsehen angestellt werden 
(P. 6) . Die Landespolizei und Gerichtsverfassung sol- 
len bei früherer Einrichtung und Würde belassen 
werden, wie sie yon Alters her und von den Ordens- 
Meistern her bestanden haben (P. 4). Im Oberl^ndge- 
Hiohte soll der General-Gouyerneur den Vorsitz haben. 
Und in seiüer Abwesenheit der älteste Landrath, die 
Verhandlung in Deutscher Sprache gefuhrt werden 
(P. 6). Zum Unterhalte des Gerichts und der Landräthe 
sollen die früher dazu bestimmten Landgüter ihnen 
Yerbleibfen (P. 7). 

Auf die Bitte das Burggericht dahin abzuändern, 
dass kein Edelmann demselben unterworfen sey, erfolg- 
te die Besolution: «bleibt bei der früheren Verfassung 
bis zur Entscheidung des Kaisers» (P. 22). Die Bich- 
ter sollen wegen ihrer Urtheile nicht yerklagt und einer 
Verantwortung unterzogen (P. 29), in den oberen wie 
den niederen Gerichten keine andere Bichter ab die 
bestehenden angeordnet und keine andere Sprache ab 
die Deutsche eingeführt werden (P. 31). 





(*) Wegen der Wichtigkeit dieses Pvnlct« wird er »U den Wortra des 
Originali angeführi. 
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5} Rechte der RiUer-nnd Landschaft, insbeiofi» 
dere jeder einzelnen Person zustehend. 

a) In Beiieiiiiiig anf du peinliehe Gericht. 

Die Bewohner sollen Land - Stadt- und Hausfrieden 
gemessen, die Schuldigen abgeurtheilt und bestraft 
werden nach den bestehenden Gesetzen, ohne Nachtheil 
für einen Andern, um so weniger for die Korporation 
(P. 30). Für Yerrath soll nach den Landesrechten in dem 
Gerichte, dem der Verbrecher unterworfen ist, geur- 
theilt und die Strafe auf ihn persödich fallen, ohne 
seine Familie oder sein Vermögen zu. berühren» wel- 
ches an seine nächsten Verwandten filllt (P. 13). 

b) In Bedehong auf YermSf en und YerpflichUmgen. 

Den Gutsbesitzern und wirklichen Eigenthümem sol- 
len die ihnen im Laufe der Zeit yon der Schwedischen 
Regierung yerliehenen Güter zum yoUen Eigenthum 
gelassen und zurückgegeben werden, wie sie dieselben 
yon Anfang laut Privilegien, Donationen, Pfandbriefen 
besessen, das etwa Verlorene aber ersetzt werden (P. 3}b 
Die Krongüter sollen Persona aus dem Ortlichen Adel 
zu billiger und gewöhnlicher Arende gegeben werden 
(P. 19). 

c) Rechte in Betlehong auf Abgaben lud OUiegenhellen. 

Die der Ritter- und Landschaft, so wie den Landes- 
bedienten gehörenden Hftuser und Plätze auf dem Dome 
und in der Stadt, innerhalb und ausserhalb derselben, 
sollen nicht mit Einquartierungen, Kontributionen, Ar- 
beitstagen, Fuhren u. s. w. beschwert werden (P. 11 
und 8). Auf die Ritte die Steuer für Stempelpapier ab« 
zuschaflen, erfolgte die Resolution: «wird aufgescho* 
ben bis zur Entscheidung Seiner Kaiserlischen Maje- 
stät» (P.31). 
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1^. dUardptmkiß dir Stadt Reval, tom $9 Septmhiet 

47 fO (9298). 

1} Aufrechthaliang des Augsbargisehen 
Glaubensbekentnisses. 

D^r Gottesdienst Bvangeliscben Glaubens hacb der 
Aagsbtirgiscben Konfession soll in allen stildliscben Kir- 
Aßik imyerbrücblich anfrecht erhalten werden (P. 2)» 
Aqs ien städtischen Kirchen sollen' weder Schmuck 
noch sonstiges Eigenthum genommen, die Pastore, Pro- 
fessoren und Lehrer ihrer Gehalte und Einkünfte nicht 
beraubt, diesi^lben auch nicht wider ihren Willen zu* 
Hidigehaki6n werden (P. 3 u. 5). Es wird der Stadt zu^ 
gestanden das Episkopalrecht nach früherer GewoluH 
beit auszuüben (P% 4). 

S} Allgemeine Bestätigung der Pririlegien. 

Alle d^ Stadt Uüd deren Bewohhertl ton d^n D«ni- 
idien KAnigen, Hochmeistern, Meistern, Schwedischen 
Kömgen verliehenen Pririlegien, Pakte, Freiheiten, 
Gewohnheiten, Königliche Resolutionen (*) sollen im 
Allgemeinen wie im Besonsonderen bestätigt und für 
immer nach ihrem Wortverstande und ohne alle Aus- 
legoDg aufrecht erhalten werden (P. 1 und 38). Wenn 
'ie Stadt Riga joder Pernau irgend welche andere Vor- 
theile für sich ausbedungen, so sollen dieselben gleich- 
falls der Stadt Reval-gerade so Torbehalten sein, als ob 
sie hier absichtlich abgemacht seien (P. 31}. 

3} Rechte der stadtischen Korporation« 

«Die freie Rathswahl und Besetzung aller Aemter 
Meh dem Alten und die rorigen Bathsrange», die städ- 

(*) Bt ▼«ntaht sich, diM bloM diijaiiifai Köoiglielieii RMolatloaen 
>li MTileg im angeMben irar«l«D, welche bei dem EInCrilte in die Unter- 
^■ichaffl oder bei Terleihnog beeonderer Vorrechte an irgend einen 
*t«»d erthellt worden. Die fibrigen BefoUe, Terordmiiigen, Gesetie, die 
Vtta Zeit in Zelt gegeben wurden (Ton denen eine grotM Menge fftr diese 
>rofiiij«o voa der Sehweditehen Regiemng erfolgten) find keine Privi- 
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tuchen Gilden, wie die grosse KanfmaimsgUde mit 
ihren priyilegirten Schrägen, so auch die Schwarzen- 
häupter und die (kleine) Gilde des heiligen Kanut, sol* 
len aufrecht erhalten werden (P. 9). 

4) Städtische Einkünfte und Besitzungen. 

Der Stadt sollen alle ihre Güter erhalten, die abg^ 
nommenen zurück gegeben und ihr alle Einkünfte be- 
stätigt werden, wie aus dem Hafen- Zoll, die Accise 
ohne Bekognition, die Wagegelder, das halbe Procent 
Ton allen eingeführten und ausgeführten Waaren u«a.w. 
(P. 9). Die Hoapitale und JLnnen-, so wie die Stadtgü- 
ter aollen you Lehnspflicht und Bossdienst befreit aeia 
(P. 9). 

5) Bürgerliche Gesetze und Gerichtsrerfaa- 

aung. 

Auf die Bitte der Stadt das gemeine Kaiserliche 
Becht (*) und das Statut der Stadt Lübeck zu erhalteOf 
erfolgte die Besolution «Dieser Punkt wird bis zu ih- 
rer Grosszarischen Majestät fernerer Allergnädigsten 
Disposition anheim gestellt» (P. 6) {**)• 

Auf die Bitte in der Stadt einen die Deutsche Spra-* 
che yerstehenden Gouverneur anzustellen, alle Befdiie 
in Deutscher Sprache auszufertigen, in den Kanzelleieii 
und Gerichten keine andere ab die Deutsche Spradie 
zu gebrauchen,— eifolgte die Besolution: «der General 
«Bauer hofft, dass Seine Kaiserliche Majestät dieses 
«Alles zugestehen wird (P. 25)i>. 

Auf die Bitte in Esthland ein besonderes Tribunal xa 
errichten, yon welchem keine weitere Appellation statt 



{*) DieMs KaiserliclM Recht i«t woU dAS, vat Jetil als «geneiBet 
Recht» beieichnel wird. 

(**) Es ist onbekannt ob dleier Ponkt Tom Kalter bettailgl worden. 
Indesien gebraucht die Stadt Reral bia jetzt daa logeDaiiiite «geoieiii« 
Recht» und die Lübitchen Statuten, eich auf diesen Punkt bexiebend« 
Dbrigent kann dieser Gebrauch auch durch die all gemein« BftitalJgTing 
aller Rechte and Gewohnheiten begründet werden. 



m finden habe, erfolgte die Eesohtion: «Weil dieser 
«Punkt der Billigkeil gema», ab werden aach Jhre 
«GroesiarisGhe HajesUit darein consentiren» (P. 7) (*)• 

6) Bechte der Stadtkorporation einer jeden 
einzelnen Person im Besonderen zukommend. 

A) In Beiielnuig auf GeriehtoveMn nnd peinliche! ReehL 

Die des Yerraths Scbnldigen sollen abgenrtheilt nnd 
bestraft werden nach den hergebrachten städtischen 
Bediten, ohne nicht an dem Verbrechen Theil habende 
Personen in Yerantwortnng zu bringen (P. 8). 

b) In Berielmaf anf den Dienst. 

Die Girilamter in der Stadt: beim Zoll, beim Post- 
hanse nnd andere, sollen an die städtischen Burger nnd 
Einwohner yerliehen werden. 

€} In Bexielmng auf Auflagen nnd Obliegenheiten. 

Die Stadtsoll nicht mit Einquartierungen belästigt 
werden (P. 14). Auf die Bitte die Stadt von der Steuer 
für Stempelpapier zu befreieUt erfolgte die Besolution; 
«Wird seiner Grosszarischen Majestät Gnade anheim- 
gesteUt» (P. 25). 

d) In Beiiehnng auf YermSgen nnd Terpflichtnngen. 

Die städtischen Einwohner und Bürger, welche in 
den Kreisen Landguter nach Erbrecht besitzen oder 
als Pfand, oder aber Immission in solchen haben, sollen 
derselben nach gleichem Bechte mit den Edelleuten ge- 
messen. Wenn auch Jemand Ton4||lel, seine Eltern oder 
Vorfahren, Schuldner geworden und die Schulden nicht 
bezahlt, weil ihre Güter yon der Krone eingezogen 
wurden, so sollen die ihre Güter zurück erhaltenden 
Schuldner yerpflichtet sein diese Schulden ohne alle 
Einrede der Yerjährung zu bezahlen (P. 18). Es soll 
keinem yerboten sein, nadi Bezahlung der der Stadt ge- 
bührenden Abzugsgelder, mit seinem Termögen auf im- 
mer an einen andern Ort zu ziehen (P. 20 und 21). 

(*) Indegaen iai in Etthland nie ein Oherttea Tribunal eingerichtet 
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•) In Betiehimc auf dM Band«!. 

Eb soll der SUdI die Freiheit der Seefahrt und des 
Handels besUtigt sein (P. 22 nnd 23). Es sott eine Post 
eingerichtet, Niemandem die freie Fahrt in eigenen 
Geschäften von einem Orte zum andern verwehrt, deö 
Bürgern kein Hinderniss gesetzt werden des Handels 
wegen in die anderen Länder der Zarischen Majestät 
zu reisen, Waaren ein-nnd auszufuhren mit Bezahlung 
der gewöhnlichen Steuer (P- 16). Es soll Keinem, der 
nicht in die Bürgerschaft eingeschrieben oder in eine 
städtische Korporation getreten, gestattet werden in der 
SUdt Waaren oder Fabrikate zu verkaufen (P. 29). 



DRITTES KAPITEL^ 

Bestätigung der Akte über die Vereinigung Uv^ 
lands, Esthlands und der Insel Oesel mit 

Russland* 

Die Aktenstücke über die Vereinigung Livlaüds, 
Esthlands und der Insel Oesel mit Russland sind bestä- 
tigt durch: I) die Gnadenurkunden Peter des Grossen» 
IV) den Frieden von Njstadt, HI) die Gnadenurkunden 
der Nachfolger Peter des Grossen, ertheilt bei ihrer 
Thronbesteigung. 

I. DiB Gnadbniuuindbii Pbtbb ues Grossbh. 

, Beim Eintritt der Bewohner des Ostseegebiets in die 
Russische Botmässigkeit, ertheilte Peter der Grosse ke« 
sondere Urkunden: 1) der Liviändischen Ritterschaft; 
2) der Stodt Riga; 3) der Esthländischen Ritterschaft; 
4) der SUdt Reval. 

In der der Liviändischen Ritterschaft am 30 Sepfem- 
ber 1710(2301) er theilten Gnadenurkunde, welcheallea 
später ausgestellten zur Grundlage diente, ist ausge- 
sprochen: «Hierdurch Unseren getreuen Ritter • und 

Landschaft und ihren Nachkommen alle ihre vorhin 
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irohlenrorbene und m uns gebrachte Privilegien, inaon- 
derlieit aber das Privilegium SigiamuDdi Auguati da- 
tirt zu Wiha im Jahre 1561, Statuten, Ritterrecfate, 
Immunitäten, Gerechtigkeiten, Freiheiten (so weit sie 
«of jetzige Herrschaft und zu Zeiten sich appUriren 
lassen), rechtmissige Possessiones und Eigenthnmer, 
welche sie sowohl in wirididben Besitz hab^n und 
gmieasen, als zu welchen sie von ihren Vorfahren 
her, ihren Rechten und Gerechtigkeiten nach, berech- 
tigt sind, für Uns und Unsere rechtmässigen Succes« 
soren hiermit und Kraft dieses gnädigst conßrmiren 
und bestätigen, auch verspredien, dass sie und ihre 
Nachkommen, wie es denn recht und billig ist, bei dem 
Alten« Tollkommen und immerwährend, von Uns und 
Unsem Nachkommen sollen erhalten und gehandhabt 
werden; doch Uns und Unserer Beiche Hoheit und 
Becht in allem vorbehaltlich und sonder Nachtheil und 
Präjudiz» n. 



n Aehalieh« SintekribikiiJifen Buden sich fiut in alles Akten der 
frükefen Hemeher, welche die leckte der Bewohner dec Ostseeg ehielt 
heetiügi heben. In der Urkunde Kaiser Karl V Tom tO Oktober 1$S7 ist, 
naeh der Bettitignng der Pritllegien der Oeaelchen Biiterschafl In 
alloi Ponkten, Artikeln und Bedingongen deraelben, hinmgefügti 
•Doch Uns nnd dem Reiche und Unseren Obrigkeiten and tonst Jede« 
ehnn Schaden.» — In der Tom Dinischen K6nige Friedrich 11 der Oesel* 
tthaa lltterachaft un li Hin ISSS erihe^M Urkunde heittt et: «noeh 
la allewege Untere und Unteret Betehet HRmark Hoheit, Schutt und 
andere Gerechtigkeit unTorgreilUch».— In der Akte fiber die Vereinigunf 
Urlandt mit dem Grottfurstenthnm LItthanen, Tom ^ December tSSS, 
Itgl Sigienrand AngutI bei der Bettitignng hinm: «Salve tarnen In em- 
nÜMit praescHFtae centociatlonit ac fratemitati« fanetlt, articnllt ei 
eenditionibut Jure tuperioritatit ae preemlnentia nottr« Integritqua 
enaibnt Begalibot ae Prlnelpalibot notirlt qsaennoa ratlone nohit 
■agnoque Ducatni forte competentibut.» ^ In der Tom Polnitehen KS- 
nife Stephan Balhory der Stadt Riga am IS NoTember tSSl ertheiltea 
Urkunde (Corpnt priTllegtorum Stephaneum) itt nach Bestitigung aller 
FrivHegien getagu «lu quidem nthaee emnia prefesMs noblt tubjeetionl 
el Idelitatl Juriqme publice non repugnent.« <- In den der LiTlindl* 
•chMi Biltenchafl von der Ktelgin Chrlttina am 17 Auguti IMS, von 
der Ref entin Bedrig Eleonore am iS Rovember ISSS und Ten Karl XI 

am IS Mal li7S erthelUea Urkunden ist getagtt «Uhit tentlmi hiebel und 
Unttiet Riiehet Bohetl und Gerechtigkeil ? erbehaltend «nd nicht mm 
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Die Gnadeirarkiiiiden für die Estbländische Bitter« 
Schaft und die Städte Biga und Beyal sind nicht bloss in 
den Gnindsätzen, sondern selbst in den Ausdrücken der 
der ^«iylfindischen Bitterschafl gegebenen ähnlich, ha* 
ben aber nicht die oben bemerkten Einschränkungen, 

n. Der Fbodb tok Nistidt. 

In dem zwischen Bnssland und Schweden abgeschlos- 
senen Njstädter Traktat Tom 30 Angost 1721 (3819) 
beziehen sich folgende drei Artikel auf Liyland, Est- 
land und die Insel Oesel: 

Artikel IX. «Alle Bewohner der Provinzen Liyland 
und Esthland» gleichwie der Insel Oeset adlige und 
nicht adlige, und die in selbigen Proyinzen befindli- 
chen Städte, Magistrate, Gilden und Ziinfte sollen bei 
ihren Privilegien, Gewohnheiten, Bechten und Gerech* 
tigkeiten, die sie unter der Schwedischen Begierung 
gehabt, beständig und unverrückt erhalten und beschütrt 
werden.» 

Artikel X. «In den abgetretenen Ländern soll kein 
Gewissenszwang eingeführt, vielmehr der Evangelische 
Glaube, Kirchen und Schulen und was das dazu gehört 
auf dem Fuss, wie es unter der letzten Schwedischem 
Begierung gewesen, gelassen und beibehalten werden; 
jedoch,^ass in selbigen die Griechische Beligion hinfuro 
ebenfalls frei und un|^indert ausgeübt werden kOnne.» 

Artikel XL «Es sfflin die von der Schwedischen Be- 
gierung eingezogenen Landgüter allen denen wieder- 
gegeben werden, welche gerechte Ansprüche an diesel* 
ben haben und ihre Bechte gesetzlich beweisenkonnen.)» 

IIL GifAnnüBKOimBN, ton dbn Nachfolgbmi Pbtba dbs 
Grossen bei der Thronbesteigung ertheilt. 

In der Folge bestätigten die Bnssischen Monarchea 
vielfach die Privilegien und Vorrechte der Bitterschaft» 

Praejndii oder Sehtd«n)i.-*Iii dea der BttliKiidiMkett BHlarsehtfl ^om 
GuiULi Adolph ta n SepiMiber I61S «nd 14 NoTomber IStT ertMliM 

UrlnndiBlMlMlfii«Nlclilab0rUaNniKMflklmKH«Ii«a «ad Bd* 
MUb tawidor.» 
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lidben Korporationen und der Städte in Liyland und 
Esthland durch bei der Thronbesteigong ertheilte Gna* 
dennrknnden. 

Die Priyilegien der Livllndischen Ritterschaft sind 
bestätigt Yon Katharina I am 1 Juni 1725 (4743), 
Peter H am 12 September 1728 (5330), Anna loan- 
üDwoa am 23 August 1730 (5608), Elisabeth Petrow- 
Ba am 25 Juni 1742 (8573), Katharina U am 27 Au- 
gast 1763 (11905), Alexander 1 am 15 September 1801 
und Ton dem Kaiser und Herrn NiKOLij Pawlowitsgh 
im 9 Februar 1827 (889). 

Die Pririlegien der Stadt Riga sind bestätigt: yon 
Peter II am 13 Oktober 1728, Anna loannowna am 23 
August 1730 (5609), EUsabeth Petrowna am 17 Sep- 
tember 1742 (8614), Katharina U am 27 August 1763 
(11904) und Alexanderl am 15 September 1801 (20014). 

Die Privilegien der Stadt Dorpat sind bestätigt von 
Anna loannowna am 28 März 1731 (5731), EUsabeth 
Petrowna am 27 Oktober 1742 (8650) und Katharina U 
am 17 März 1764 (12093). 

Die Pririlegien der Stadt Pernau sind bestätigt yon 
Anna loannowna am 28 März 1731 (5730), Elisabeth 
Petrowna am 27 Oktober 1742 (8651) und Katharina II 
am 17 Februar 1764 (12052). 

Die Priyilegien der Esthländischen Ritterschaft sind 
bestätigt von Katharina I am 1 Juli 1725 (4743), Pe- 
ter II am 12 September 1728 (5332), Anna loannowna 
am 23 August 1730 (5607), Elisabeth Petrowna am 25 
Juny 1742 (8574), Katharina U am 21 September 1763 
(11933), Alexander I am 15 September 1801 (20010) 
und von dem Kaiser und Herrn Nulolai Piwlowitsgh 
am 9 Februar 1827 (888). 

Die Priyilegien der Stadt Reval sind bestätigt von 
Katharina I am 1 Juli 1725 (4743), Peter II am 11 
September 1728, Anna loannowna am 23 August 1730 
(5610), Elisabeth Petrowna am 17 September 1742 
(S615), Katharina U am 21 September 1763 (11932), 
ilexander I am 15 September 1801 und yon dem Kaiser 
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und Herrn Nikolai Pawlowitsch am 9 Febmtf 1827 

(890)- 

Was die Insel Oesel anbetrifft, »o wurden die Ton der 
Li vländisühen Ritterschaft abgeschlossenen Akkordpunk- 
te nicht auf dieselbe ausgedehnt, weil sie bis zum Ab- 
schlüsse des Nystädter Friedens im Besitz der Schwe* 
den blieb. In der Folge aber wurden die Rechte und 
Priyilegien, mit denen die Oeselsche Ritterschaft unter 
die Russische Botmllssigkeit getreten, mehr als einmal 
von den Russischen Monarchen bestätigt. Anna loan- 
nowna bestätigte sie in der Gnadenurkunde Tom 98 
März 1731 (5733), Elisabeth Petrowna am 27 Okto- 
ber 1742 (8653), Katharina H am 17 März 1764 (12092) 
und Alexander I am 13 Oktober 1802. 

Die Privilegien der Stadt Arensburg sind bestätigt 
Ton Katharina II m 17 Februar 1764 (12050) (*). 

Auf diese Wei$e bewahren wSihrend fast schon an- 
derthalb Jahrhunderten die provinziellen Gesetze des 
Ostseegebiets, gegründet auf die Akkordpunkte der Städ- 
te und des Landes und bestätigt durch die Gnadenur- 
kunden der Russischen Monarchen, unverändert ihren 
ganzen Umfang und ihre Kraft. Ja, übereinstimmend 
mit dem Versprechen Peter des Grossen: a nicht bloss 
sie heilig zu bewahren und zu erhalten, sondern auch 
bei Gelegenheit sie durch ausgedehntere ra vermehren» 
[16 August 171Q (2^)], sind diese Rechte und Yor- 
zjige durch allgemeine Geset^ce vermehrt und vervoll- 
ständigt worden, Als die Kaiserin Katharina, um Ein^ 



(*) In den GnadennrkQndea Kaihtrln« I werdra M der BefUtignaf 
di« Ton Peter dem Grosien gemmeklen Binechrlnkangen wiederkoll. im 
den Gnedenarkanden Peter II, Anne Ioennoime*e, Blieabetk Pelrow* 
na*i and Ketkerine II werden die Reckte nnd Prifilegien betätigt im 
der Ereil «wie iie Ton Peler dem Groeeen und Katbarine I kenflrmirl 
worden». In den Gnadenurkonden Alexander I nnd dei Kaiiert M i k • I a i 
Pawlowitiekial gani mit deneelben Worten getagt, datt der Bitter- 
tekaft und den St&dten erlaubt wird «aller dieser Reckte, PriTüegien 
undVonfige, intoweit tie In tbereinttlmmung bH den aUgeoMlnea 
VerfutungMi und GMetMB üatem Beicki ti^d, IM m fealOMMi.« 
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ftnnigkeit in die Staatovenraltung zu bringen, es f&r 
Bothweudig hielt die aUgemeine GouvernemeatSTerord- 
nimg einzuführen« M> befahl sie namentlieh hierbei: 
dass adie in Grundlage der allgemeinen Yerordnun« 
gen angeordneten Behörden und die in die yerschiede- 
neu Aemter eingesetzten Personen verpflichtet seyen 
darüber zu wachen, ein Jeder je nach seinem Amte, 
dass die diesen GouTernements eigenChiimlichen Ge« 
setze, die von den Russischen Monarchen dem Adel 
und den Städten dieser Statthalterschaften verliehenen 
und bestätigten Gnadenurkurden, im eigentlichsten Sinn 
und ohne allen Eindrang ausgeführt wurden» (3 Juli 
1783 [15776] P. 2). —Mit der Wiederherstellung des 
früheren Zustandes der Gerichtsbehörden und der 
Korporationsverfassungen im Ostseegebiete im Jahre 
1796, wurden neuerdings die provinziellen Gesetze in 
ihrer ganzen Ausdehnung bestätigt, und sind seit dieser 
Zeit in ihrem Wesen durchaus keiner Veränderung uih 
terworfen worden. Das alte Livland, das so langel durch 
inneren Unfrieden und die Bedrückungen und Gewalt- 
massregeln seiner temporairen Beherrscher, der Pol- 
nischen und Schwedischen Könige, gelitten— lernte 
endlich unter dem Scepter der Mooarchen Russlands die 
Wohlthaten der Sicherheit, der Ruhe und der Ordnung 
kennen. 



VIERTES KAPITEL. 

Vereinigung des JEferzogthums Kurtand und des 
Kreises Pillen mit dem Russischen Reiche. 

Zur Zeit der HersOgOt unter der LehndierrsdiaU 
Polens, nahm der Kurländische und Piltensehe Adel 
mehr als einmal seine Zuflucht zu Russland. Schon im 
Jahre 1727 verhinderte Kaiser Peter II und darauf im 
Jahvr 1732 die Kaiserin Anna loannowna die unmittel- 
bare Tereinigung Kurlands und Pi}tens mit Polen. Im 
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Jihre 17M ttbendbni die Kaiierin Kadutrina II die 
Garantie der Korapositionsakte zwiadien dem Herzoge 
und dem Korlandiachen Adel, nnd beweg den Polni«* 
sehen Reichstag zor Bestätigung derselben. 

Im Jahre 1795, bald nach der attendlidien Iheilnng 
Polens, beschloss der Adel des Herzogtfaoms Kurland 
nnd des Kreises Pilten sich unmittelbar dem Bussi« 
•chen Reiche zu nntenrerfen. In Folge dessen sagte 
aieh die zum Landtage rersanmMlte Knrlandische Bit« 
terichaft, dnroh das Manifest yom %^ März 1795 reo 
dem in Grundlage des Vertrags Ton 1561 bestehen- 
den Lehensyerbande mit Polen los, und beschloss durch 
ein anderes Manifest vom selben Tage: sidi unmittel* 
bar und unbedingt dem Bussischen Reiche zu unter- 
werfen und eine Deputation nach St. Peterd>urg zur 
Leistung des Huldigungseides zu senden. Unterdessen 
bat der sich in Peterdburg befindende Herzog Ton 
Kurland am 16 Mai desselben Jahres die Kaiserin 
die unbedingte Unterwerfung des Adels anzunehmen: 
«weil dieses allein die dauernde Wohlfahrt Kur- 
lands begranden kOnne», und entsagte zugleich allen 
•einen Bechten auf das Herzogthum zu Gunsten der 



Die Bitterschaft des Piltenschen Kreises folgte dem 
Beispiele der Kurländer. Auf der Versammlung in Ha- 
senpot sagte sie sich, durch das Manifest yom ^J^ März 
1795, yon aller Verbindung mit Polen los, und be- 
schloss durch ein anderes Manifest yom selben Tage, 
sich Bussland zu unterwerfen und gleichfalls eine De* 
putation nach St. Petersburg zu senden, um zu den 
Füssen des Throns Ihrer Majestät der Bussichen Kai- 
serin die unmittelbare und unbedingte Unterwerfung 
SU erklären. 

Der Bitte der Kurländischen und Piltensdien Bitter- 
achaft wiHfahrend, erliess Katharina II ein durch Ukas 
yom 15 April 1795 (17319) an den dirigirenden Senat 
gelangtes Mamfest, in welchem gesagt ist, daii die 
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Kaiserin in die eirlgeVereitiigiingKnrlands und Piltens 
mit dem Russischen Reiche einwiOige und durch ihr 
Kaiserliches Wort erkläre: «dass nicht bloss das freie 
Bekenntniss der Religion, die Rechte, Immunitäten und 
das Eigenthum eines Jeden in ihrem ganzen Umfange 
erhalten werden sollen, sondern dass auch in Zukunft 
ein jeder SUnd der oben genannten Landschaften aller 
Rechte, Freiheiten und Yortheile gemessen sollci die 
die alten Russischen Unterthanen besitzen. » 

In der Folge bestfttigten Kaiser Alelander I durch 
das Allerhöchste Manifest Tom 15 September 1801 und 
der Herr und Kaiser Nikolai Pawlowitsgh durch 
die*Gnadenurkunde yom 9 Februar 1827 (891) die alten 
Rechte und Privilegien der KurlSndischen und Pilten- 
aehen Ritterschaft in ihrer ganzen Ausdehnung, inso- 
weit sie in Uebereinstimmung sind mit den allgemeinen 
Einridlitaiigen imd Gesetzen des Reichs. 



ZWEITER THEIL. 



OBEB 



DIE REGHTS-QVELLEN 

DH OIIIIMIBIIIL 



DI« BHdittf dei Reehto im OftMepbleto war InilMwad«« bif !■ 
41« HilU dM XYI JahrhoiiderU nicht Folg« der Blnwirkniif «Intr f»- 
Mtiveboodeii Q«wftlt, fondeim ertcteiiit dureluiiu gleiehartiff mit d«r 
B«ehtMiitiriek9luiig In Deutschland, dem Vaterltnde der Binwanderer» 
welehe Im XIII Jahrhunderte in diesen Gegenden neae Staaten gründe- 
ten. AnfGnindlage der Ton denselben mitgebrachten Bechtsanelehlen 
lud Gewohnheiten entwickelte sich das Becht auf dem Wege der Aato- 
nomle: thellt nnd Yorifigllch durch die Aussprüche der Bichter mid 
Ihrer SchöflTen, dann aber auch durch die BesehlWe der elnxelnen mit 
besonderem Bechte begabten Korporationen. Selbst die am Binlgungett 
der Landesherren mit Ihren Standen herTorgegangenen Bechtabestim- 
mnngen und die Ton ersteren bewilligte Annahme Ton an bestimmimi 
Orten Deutsehlawla oder dea Ostseegebiets aelbst gellenden Sututen ist 
nur als autonomliche Beehtsentwiekelung anniehen, da hierdurch nur 
daa bereits Gewohnheitliche bestätigt oder die fremde Gewohnheit meiner 
einheimischen gemacht wurde. Eigentlicher, tou einer höheren geseta- 
gebenden Gewalt ausgehender, Gesetm gab es im Terhaltnisse sum Ge- 
irehnheitsrechte nur wenige; doch fehlt es nicht an Deutsehen Belebt* 
gesetien, anansdröcklich fiir^s alte Urlaad fon Kaisem und Pabsten er« 
lassenenYerordnungen, an Privilegien der Landesherren undBesehlfissea 
der allgemeinen Landtage, die bestimmend in das Beehtsleben eingrif- 
fen. Da das alte Livland In dieser Periode noch mm Deutschen Beleb« 
gehörte, so war das Deutsche Becht lud ebenso auch das BÖmlscho 
(obwohl letiteres In Tiel geringerem Maasse und Tiel spater aisin Deutscb« 
land selbst) ein einheimisches, mit welchem die Praxis die Lüeksa 
der alten das Gewohnheitsrecht darstellenden Bechtsbüeher ausfüllt«. 
Seit dem Ende des XYI Jahrhunderts traten an die Stelle jener Geseta« 
die Yerordttungen der neuen Herrscher des Landes, das gemeine Beehl 
blieb aber die Quelle aus welcher das einheimische des OstseegebieU 
itt seiner Weiterentwickelung schöpft«, während dl« Praxis auch an« 
den allgemeinen Gesetien und Yerordnungen der nunmehrigen Landea- 
berren das Ihr Zusagende mir Yerrollstindigung aufnahm. Wie aber das 
Bestreben sich geltend machte, das auf diese Weise gebildete Beehl der 
«Inminen Landestheile rakodiflciren, als etwas Bestimmtes aufkustellen, 
musste das gemeine Becht den Charakter mehr eines Htilfsrechla aa* 
nehmen, mussten die fon der Praxis später adoptirteaBechtsgiundsata« 
SU erweisende Bechtsgewohnheit und Gerichtsgebrauch werden, — n»» 
mentlich gegenüber der so gans aus einer einheitlichen Quelle fliessen- 
den Gesetsgebung des Bussischen Beicht. Hiermit erklärt sieh aneli 
die Aufflnssungsweise Torllegeoden Entwurfs einer Ueberslcht derBechlt- 
quellen, die nicht die Darstellung der Beehtsentwiekelung im Ostsee- 
gebiete beabsichtigt, sondern eine Angabe der Quellen des jetilgan 
Bechts, insoweit dieselben In schrifllichen Denkmalen auf uns gekommen. 
Daher ist auch des Gewohnheitsreehtt nnd der mr YerToUständlgung 
des einheimlsehen Bechts angewandten Bechte nur kun Erwähnung g«- 
achehen nnd auch dies mehr Im Sinn« ihrer geganwärtIgeB Pedinnif 
für d«a B«chti m tland der Ottt«egooT«rn«m«nts« 

Bot« det C«b«rteCa«rt. 



Die in dem Ostseegebiete in Wirksamkeit stellendem VmeUedeaMi in 
Bechtsbestknmimgen sind zahlreich und sehr yerschie« *•■ ÄeckUfMUe«««i 
denartig, denn sie bildeten sich nicht nnr im Lanfe meb- p^o^igJL stiaAtB 
rerer Jahrhunderte, sondern auch unter dem Einflüsse lud z^iubtehBiitM. 
fast fortwährend sich yerändemder Verhältnisse aus, ja 
sie entstammten sogar yerschiedenartigen Quellen. 

1. Die zum Umfange des jetzt Russlpd unterwoiv 
fenen Ostseegebiets gehörigen Proyinzen, bildeten, Tor 
ihrer Vereinigung mit dem Russischen Reiche, uner* 
achtet des zwischen ihnen bestehenden engen Verbandes» 
doch nie einen einheitlichen Staat; sie befanden sich un- 
ter der Herrschaft yerschiedener Gewalten, hatten selbst 
nach der Vernichtung ihres unabhängigen Restandes ab- 
weichende Schicksale. Daraus geht die erste Verschie- 
denheit in den Rechtsquellen des Ostseegebiets nach 
Proyinzen hervor. 

2. In jeder dieser Proyinzen, in Liyland, auf der In- 
sel Oesel, in Esthland, in Kurland und in Pilten — ^moch- 
te sie unter einem örtlichen BischofTe oder unter dem 

»Orden stehen, bildeten sich zwei hauptsächliche Stände: 
ein ländlicher und ein städtischer aus; der ländliche 
oder adlige aus den Besitzern der Lehngüter (Vasallen), 
der städtische aus den Bewohnern der Städte (*)• Jeder 
dieser beiden Stände unterschied sich durch besondere 
Rechte, besondere korporatiye Verfassungen, besonde- 
res bürgerliche und peinliche Recht. Dieser Verschie- 
denheit wegen in den den Ständen eigenthümlichen 



(*) Die BAMra ginien auf den li«ilegt«ii unprflngliehM Bewohneni 
da» Landas harrar and bafandea sUli oatar dw Wirluaiiikflii batandarar 
allar GawahnMlaa iiod KacliCftbaf Uammif aa, dama M das Laadracbtaa 
arwüuii wardaa nird. 
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Bechten, nrasrten die ftechUquclllen des (Htseegebieti 
sichjauchrtheileii in Quellen des Land-und in Q^Uen 
des^Stadt-Beclkts. 

3. Endlicli isl die dritte nicht wenigei^vichtige Ein« 
Iheilung der Quellen Baltischer Gesetzgebung die[,Eio» 
Cheilung derselben nach Zei^erioden. 

Von 120(>— 1561 stand Liyland (unier welcher^ Be- 
zeichnung auch immer Kurland yerstandenjwurde) un- 
ter der^Herrschaft der Bigaschen ErzbischöflTe, der Bi- 
schöffe,[der Hochmeister und Ordensmeister. Esthland 
befand sich bis 1347 unter der Herrschaft der Däni* 
sehen Könige, darauf aber ebenfalb der Hochmeister 
und Ordensmeister. Jeder dieser Landesherm hatte zu- 
gleich mit seinen Ständen gesetzgebende Gewalt, wfih- 
rend zugleich die einzelnen Stände ihre autonomischen 
Befugnisse ausübten und ausserdem das Becht sich selb- 
ständig durch Bichter und Schöffen ausbildete. Die im 
Jahre 1561 erfolgte Yemichiung der bischöfllichen Ge- 
walt und Auflösung des Ordens brachte auch Umwäl- 
zungen im Gange der Bechtsentwickelung herror. In 
der zweiten Periode der Geschichte Baltischer Gesetz- 
gebung, bildete Kurland ein erbliches Herzogthum un- 
ter Polnischer Lehndioheit und eben so ward das Stifl 
Pilten nach manchem Wechsel ein Pofaiisches Lehen. 
Esthland trat in die Botmässigkeit der Krone Schweden» 
die Insel Oesel in die der Krone Dänemark, unter wel- 
cher dieselbe bis zu der im Jahre 1645 erfolgten Ver- 
einigung mit Schweden blieb. Liyland ward in eine 
Polnisch-Litthauische ProTinz ven^andelt, darauf aber 
nach einem langdauemden Kriege anfangs theilweise, 
danuTöilig Schweden unterwt>rfen. Endlich wurden 
Liyland und Esthland seit 1710, Oesel seit 1721, Kur- 
land aber und Pilten seit 1795, ih den Bestand des Bus- 
sischen Kaiserreichs aufgenommen, yon welcher Zeit 
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an fftr diese ProTinzen eine neue dritte Periode tack 
in Beziehimg auf die Getetigebnng beginnt. 

Wir werden dieser dreifachen Eintheiinng in der 
IJehersieht des Ganges nnd der QaeUen BaHaseher 6e^ 
setigebung folgen. In der ersten Abtheilnng dieses Theils 
werden wir die Quellen angeben» aus welchen sich die 
Gesetze und Institationen Liylands nnd der» yorzugswei- 
ae so genannten« «Insel» Oesei ansbildeten, mit Unter- 

• 

abtheifamgen nach den SUnden, in jedem Stande aber 
nach den Perioden bis zum Jahre 1710. Den Vorwurf 
der zweiten Abtheilung werden die Quellen derEsChlin- 
dischen Gesetze und Institutionen bilden; in der dritten 
werden wir die Quellen der Kurländischen, in der vier« 
ten die der Piltenschen Gesetze und Institutionen auf<^ 
weisen» mit denselbenUnterabtheilmigen nach den SUn- 
den und Zeitperioden. 

In der fünften Abtheilung soll die Einwirkung der 
alten Gewohnheiten und ProJudikate, so wie der Sub- 
sidiarrecfate angegeben werden. Endlich werden wir 
in der sechsten Abtheilung den Einfluss der allgemei- 
nen Russischen Gesetzgebung auf die partikulaire Bal- 
tische seit der Vereinigung der Ostseeländer mit dem 
Bussischen Beiche zeigen. 
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ERSTE ABTHEILÜNG. 

«BBSaSIOHT HER aE0HTB«1IBLI.K]t l^IVLAHD» ÜMO 

SKR IH«BI. QSraX- 



. ERSTES KAPITTEL. 

Das 'Landrecht in Livland und auf der Insel 

Oesel 

ERSTER ABSCHNITT. 

DiB Zeit iier Herrschaft des Ordens urd der . 

BlSCnOEFFE. 

Nach Form und Inhalt sind alle Quellen desLandrcchts 
in Liyland und auf der Insel Oesel zur Zeit der Herr« 
Schaft des Ordens und der BischOfle dreierlei Art: 
1) Urkunden, die sich auf besondere Gegenstände der 
Gesetzgebung bezichen. 2) Bechtsbucher, welche die 
zu einer Zeit geltenden Bechtsbestimmungen und 
Gewohnheiten irgend welcher Landschaft« oder irgend 
welchen Standes umfassen. 3) Beschlüsse der Landtage, 
M apntage und anderer Versammlungen, — Verträge der 
einzelnen Landesherren unter sich u. s. w. 

I. Die verschiedenen Arten von Urkunden und deren 

Inhalt. 

Alle Urkunden können nach Entstehung und Inhalt 
in zwei Ordnungen gebracht werden: 1) Bullen und 
Priyilegien, ertheilt yon PlKbsten und yon Bömischen • 
Kaisem nnd Königen {*) als obersten Beherrschern und 
Beschätzem Liylands (**)• — 2) Privilegien .und ür- 



(*) Frfiher führten alle ni RSmlsehen Kaisern Gewählten h\§ mr 
Krfinonf in Rom den Titel Römischer Könige; aber seit dem Jahre lUO 
nannten sich so auch die bei Lebieiten der Kaiser sa ihrhi Nachfolgern 
auf dem Throne des sogenannten heiligen Römischen Reichs Erwählten. 

{**) Für Oesel giebt es anch aus dieser Zeit einige Urkunden Dini« 
scher Könige, als seitweiliger Schntsherm desRisthoms. 



kmim» cbrtlieilt vm de« BMeMto und dem 0rde> 
ak Lindusbarm der «iwdnen TervitorMii« ' ; . • 

1) Bullender Fttbste und Ui*kutideD der kfttiiii 
Beben Kaiser und Könige. ' ' 

Die viclitigsten pUbstlicben' Bnlfen beziehen sieh: i) 
nf den Krieg mit deA Beiden (*>; 2) die 6rfiUdulig äit 
lisdi&tiier nnd die Feststelhmg'ih^er Grenzen, * so irÜ 
der bischofflfcben Rechte, die Erhebung des Rigaschen 
Hschoiffs zur ErzblschoSlichen Würde/ mit der Me- 
tropoRtangewalt über ganz iLitländ, Esthland und 

PrewicnC*)- ' ' *' 

Sjf'Me Grfindung des Schwertonrdens, die Zutheiluiig 

vtni LibJdeTden an denselben, die Feststeffimg ' s^inei^ 

Beziehnngen zu 'den Bls^5ffenund die Tereinigung 

desselben mit dem Deutschen Orden (*^). ' ' " 

4) Die Ebfsebeidnng der Sfireit!gk<äten Wischen denl 

Bigasehen Erzbisehoffe ' und dem Orden (**^), so wie 

zwischen den yerschiedenen Pretendenten an dasselbe 

Die Deutschen Kaiser behandelten, seit den ersten 
Zaiten der Unterwerfui^ Li?Iands» und der Einfobriing 
dsa Chrisdicbenf Glatibena daseUM» dieses Land att ein 
Üben dea heiligeo RoaiisebeBf fteji^beto^' uiid sandt^ 
darthin Urkunden, welche die Ucfbergaibe Liif^andä ab 

(*) Di« Bvllea COletlki IJI ym IISS oad fftor, IaimmMi III ton 
r*} Bte Bollea Ibmcm» Ifl ton 1911, Hoaorhitf lil t. fai7, litt, 

tmk, enf«r IX t. laai «mi iia«, iuomas vr foe laivuiia iksi. 

(***) Di« Bollen Iiiooc«iii III Ton 1910, d«« ptttMck«!! legaleH 
WflM» v«B laa«, fing or IX ? od 1997. 

r**-) Bi« Ball«a Kl«MeM Y ▼«• 1989« Jolmn XXII Toa 9999« 
Int««» ¥1 YM 1999 ud 1999, B«0lfki IX v«e 19M «M dl« tM«« 
9ill«a dM XT i«liiliaad«rtt «• •• v. 

{*****) Z. n. b«i d«a 8lr«itjgkflit«» hUr d«« MUmai 0«i«l im X9 
udlMnaeh taiXVI l«kikud«ri«> «k«rd«« BIMtaH.P«t|»«M«X^ 
^«lirlMuid«rt«. 
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Lehen an die VLbcMK^ und den Orden mit dem Beeilte 
der Landeflhokeit inra Gegenslmde hatten, die Erhe^ 
bung der BiachOffe pnd des OrdeMmeisters in dep 
Beichsforstenrtand und das ihnen ertheilte Yerspre- 
pben besonderen SchiUxea (*)• Znr Zeit der Streitig- 
keiten und Kampfe der EribiscbOffe mit de» Orden, 
Ofdimen die Kaiser nicht so thatigen Anlfaeil an dense^ 
ben wie die Pabste; dessen nng^achlet gibt es aber ei- 
nige auf diesen Gegenstand bexugliehe Urkondoi f *)• 

Im Allgemeinen mnislen die pabsUicheu Bullen und 
KaiMriicben Urkunden, da sie sieh mehr bloss auf die 
politisohe Verfassung und Einrichtung Livlands und auf 
die VerhAltnisse der einzehaen Landeshenm unter mfik 
oder XU den Pabsten und dem Beiche besogen, mit der 
Teränderung der Geschicke Livlands im^Jahxe 1561 
ihre Kraft und Wirksamkeit rolbtandig terlaeien, und 
haben daher nur noch einige Wichtigkeit als der Gih 
schichte gehörende Aklenstncke (***). 

8) Urkunden der Landesherren der einzelnen 

Territorien Lirlands. 
. Die Uiknnden der Bigaschen ErtbischOlle und der 
Bischoflfe sind aweieriei Art; 1) die Einen haben innen 
Apordnungen in Besiehung auf die YerwaUung der einr- 
seinen Terrilorien sum Inbake, und stellen die gegen«* 



.,, (*) IN« MniBdea Philf pt toü Sckwab^ii v«b ItSS, KalMr OUo IT 

▼OD Uli, des BOmitchoB Königs Heinrich Ton ItSi, Friedrieli II v*m 

mii ^ col4e«» Inlie K«rl IV tob ISSQ aad odao ViteaSo f«B tSSe, 

(**) Wo UrkeaSsA Kaloer Jjb4««S «m Balora toBtSSl, FrioMchlll 

tBB 14SI. V« OiBi(0 BBd« 

(***} IB die ZabI soleher darch dio Zeit «BÜqBitior eosocw goMMB 
l id Bts oB Biekt einlgo TorordBUBfeB und BoocklStso der BeleluUzo, 
voltlM in joBoraeit Ib LivloBd Ootetieskran btttoB vad sie Ib «ta« 
io1b«b FilloB bis Jeist bewahrt htboB, BameBtlloh iB ÜeiiohiiBV mmtlmm 
CkfiU Bfid UriaiiBBlproioM. Siehe: anngo* Ueber ABwendbarkeh der 
nsaiMhOB aoftcbifeeeuo In d«B OstsooprovIaMB (Th«ototisch<PfaktiselM 
IrorieninioB ans dem FroTiaxialrtehte ff p. tSt). 
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•dtjgto TeitettniiM 4er BtMbBff» wtor «klipMl <« 
den Ordeadberibno^a kttC); 8) die Aaderen ((die 
etgeatUfili aogeuoaieii PriTibgien) bexiehfen «ch «nf 
4ie dem VaMdlenaUnde, beaqnden m Betieff der Ver> 
faiaug und des I^ihmUiHiet (also auch detErhredUt) 
«rtiieilten Beolite ('*). 

. Mtt der YerSaderonf der YerlMMiBg lind Verwiltw^ 
des QstoeegebietSt verloren die Urkmiden der ersterea 
Art gleichfall« ihn Kraft uad fielea der Gesehiehto 
anhetm. Die Urkwidea der iweilen Art dienea auch 
jetit noch in manchen Beiiehmv» nr Gnuidii^ dar 
Rechte und Yorxage der Bewohner des Otlseegebieto. 
Ihr Inhak iat in der hutoriscben Uebenicht der etufen- 
weden Batwikelongdet Siinderechts nndder Behörden- 
ye rlm on gen dei Ostseegebietes angegeben. 

WIhreiid die Bischöfe ihren Vasallen Privilegien 
eriheiken» begabte anch der Orden die seinfgen Wiit 
lolehen Urkunden, ron denen sich indessen nnr die 
eine' des Ordeasmeisters Br&ggenei Ton 1546, &ber das 
Erbrecht in der samenden Hand nnd die Befugnisse *des 
Lehndierftxea, erhalten hat. 

II. Die Reckiibüeher. 
Hit das Ostseegebiet im Beginne des XIII Jahrhun* 
derts erobernden Deutschen brachten dorthin ihre Ge- 
wohnheiten, ihre Begriffe und ihr Rechtswesen, also 
snch ihr Lehnssystem. Unter dem Einfluss dieser Deut- 
sehen Sitten und Rechtsansichten entwickelten sich in 
der Folge in den Liylandischen Landschaften territo- 

(*) So B. B. difl^Urkundeii des Rifatcken BitckoO^ Albert ron tili 
des Lealtehen BUehofff Hermaiiii Ton liS4. 

(**) Z. B. dl0 ürkuidaii dea BicuelMn Bribisehoffii SyWeaUr fon 
t4S7, dea Oeaelaehea Biaehoin Klwel Toa 15t4, dea Rigaaehen Bribi- 
acbefli Tbomaa fon ISSl, dea Dorplaehe» BlacboSli Jobaan von I&40 
m. i. w. 



Male fie^i^tilielteii uihI BeditM>asHtaiiiii«iigen, welobe 
4^rauf» *nä^ Yotgang dessen wie etln DentseMand ge« 
wAab, fci*'d4e Vtssaltm jeder LtudgdiiJt ittstiea^ader e 
{l9d dbrcfagSligfi^ *fM PHvfltleutett) gesammelt irdlrdeii 
uiid Vll^ Mg«ikMrien fteelitsbuete^ bildeten. Zur Zahl 
derselben gehören in Liyiand: 1) das Ritterrecbt, irei^ 
^Mb bfs' attf^nns in drei'vendiiedenen Gestalten (das 
illeste; mitttere und umgearbeitete Kitterrecht) gekom- 
men Ist^ 0) ^Das 'Wie^k-Oes^cbe Lebnrecht. 3) Das 
PoMiiüftfe lh*ac5dratortiffl Fabri's. 4) Besondere Rechts- 
b^Ätittmütfjfte ftt^ die SiMieni (^.' 

i) basRitteVrecbt- , . 

J^iÜlnstß Ai(t«i;i!^t ^t in, finer bwm4flnß A^ 
schrift im D|e^tacb 4es XY4 J.ahrhwifeilU vfirlmi^bi^ 
irc^he im Ai:ohiTe.(**J 4^ Uyliodiachfp ß^ttafiKARft 
in Rigft 9iffßißi^9hifi mird^ Dip ^fifacbrift laalet: ,«4)ft 

ttttes(e..i|a4. ^e U^llbadi^N ^i^^^*^"^ LindniGlit» 
l^ie 9Qif^eB . Toi^ wcyland Risohoff Albjcepbl dem enfm 
ra R^gf^jHui f^aih Meister Yo^iiin s und seines Ordenst 
auch Bewilligung seines Adels und «ndei:er ii^etegenem 
gesetzt, aufgesetzt und publicirt worden ist, um das Jahr 
nach Christi. Geburt i228(***).i> Ueber den Ursprimg 
und die 2^eit der Abfassung und des Bekanntwerdeiis 

dieses Bechtsbuchs bestehen zwischen den Gelehrtea 

I ■ » • • • 

verschiedene Meinungen •(****}, Als sicher ist nur anzu- 






(*) Vergleiche Bnnger Beitrlgexur Eaade der LiT-Eilb-ond Kurl&ndi« 
•eheii Hechttqaelleo. Dorptfl. f SSt. 

{**) Eine andere Abschrift beflndM sich In der EafedrUcbea St. PMer- 
hurgitchen Bibliothek, und wurde der iweilan Abtheilung der Klfaao 
Kaniellei S. K. M. mitgetbeilt. 

(*•*) Viele Gelehrten, und unter Ihnen Bunge, halten diese Emelcli« 
nvng für nntergeachoben und setien das alte Ritterrecht Ins XIT Jahr- 
hundert. 

{****) Sehwarti. Versuch einer OeMhichte des UTliadiKbea HttUf- 
und Lasdrechts. Riga t7Si. 
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Bthnei^ däs»dftiilteftte£iltetreolil «lea ikbngM.Liir^ 
llirfifldKtt.ft^cldibidieni» ao wie diu ia der V^igmßk 
der fiitterBcNft bdiägUek de« fSor sie» fettenden Piivet» 
reckls erlheilten Urknnieft, zat Grvadbf e gedfeat bat* 
Dasselbe besteht ans 67 Kepittebi eder MliUb» ivfii« 
Ab sich beziieben «nfr die Lebtuia^eititair* die ftidite 
ud PUdKhen dar .VaiflUas in BeUsiff d«i LeblisbesiUea« 
Ae Tominndtekaft nacfa Lcdnreciht^ te burgerlkkn 
Verfahren in Lehnssalßhen, das ^eiaiieki Verlobt, u. s« w» 
Das sogenannte mittlere BitterreeU Ueffi in drei 
Druokansgaben in Niedersttcbsiacber If imdmrt ^er. - Diie 
erste Ausgabe von 1537 ist ohne JkjagAiß . de» Herona- 
gebers nüd des D^uok»rts und kat die Anfsekrill: «De 
gemenen sticbUsohen Rechte ym stiiDht van B^ga, gekd* 
tea dat Ridderrecht». Die zweite Ausgabe ist vom Dok- 
tor der Rechte Oelrichs im Jähre 1773 in Bremen, die 
dritte TOB Bnddenbro^^k iSltt in Kitai TeclMt«ket Wor- 
den; letttefa k^faidetBiek iaa «ersten Bände der Samni'- 
famg der Qe8etze,vrekhe.dM.helrtige'Li¥lfii4i«oh«i Laiidh 
reeht eaAalten. B^ oriltlei'e BaHeri^dUk {*) bseteht an» 
<M0 Arlikeht nnd ist. vae sieh «w Yccglelohw^ d0r 
Qnellen ergibt, naammengesctet: 1) aua60ArtikefaiHlea 
dieaten Bütenrechta, iie sich unter deo ütbrigen 'Art»« 
kdn des Beditebncka lerslreut finden, 3) ana 189.i^m 
Sachsenspiegel, mm Tkeil aber mii Modü^aÜMinii ent»* 
lehnten Artikehi« 3) Aus drei neuen anf die im LamCa 
der Zeit gebildete Gewohnheit gegründeten Artikebi(**)/ 
Das mittlere Ritterrecht> jetzt gewOnhlich bloss dasBit- 
terrecht genannt, ist wahrscheinlich von einem Privat- 



em) nte MeiBwic, d«M dieaes EetbUback am Knde «et XV JalttJum- 
^mU aU «iA G6M4I SMMiMclMm»oli ton dem Ordeotmwttor WaIUmt 
▼OB PlaCtoMterf und dem Knblsekoflfo Hiehael Hildebmd erlMft» 
vardm mI, Ut craugood von SchwarU widorlecl words». V«rglelcka 
Bonffl p. lOand.fpl«. 

(••) Vergl. Bunffo p. SO u. 21. 
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maMt nur ihr die VaMsHen des Bigasches EtnlÜK^ tm» 
MimttMgetlallt. Allein sail dem XY Jaiiriinnderte war 
6a in ganx Liyknd im Gekraucht und noch jatxt w«rdett 
einige tealinim«ng«a denettien in den LiTlXadiaohen 
Gerioliten als g&ltigea (Seaeti angelogen* • 

JMe unter der Beseicbnutig «daa umgearbeitete Kit- 
terreeht» bekannle Handschrift findet sich in rerichie« 
denen Abschriften in Deutscher und Lateinischer Spr** 
che (*). Es ist auch iwur die Arbeit eines PriTatmamea 
und geiiOrt wakrscheiriich dem XV Jahrhunderte. Der 
Verfasser liat sich, nicht gerade mit Erfolg, bemuht die 
Artikel des mittleren Ritterreohts in Ordnung und ia 
rai System su bringen. Die ganze Arbeit xerfkllt ia 
i Bücher mU 33, 40 und 38 Artikeh (*') 



2) Das Wieck-Oeselsche Lehnrecht. 

Das Wieck«Oesebehe Lehnrecht, wie schon aus dem 
-Titel: «Dies seindt die Lehnrechte beide Deutsch und 
Undeulsdi in der Wieck und im Sticht ton Oesele»-^ 
hervorgeht, enthalt eine Angabe der im Oeaebdiea 
Kslhume in Kraft bestehenden Gewohnheiten, und be» 
kieht sich daher zum Theil auf das jetxige Livlaad (ure* 
gen der btel Oesel), zum Theil auf Esthland (wegen 
der Wieck). Dieses Rechtsbuch wurde zum ersten Ma» 
Ic in Druck gegeben im Jahre 1821 von dem Profes* 
ter Bwers, zugleich mit dem Esthlandischen ttitter-und 



(*} EIp« Latainitcbe Abtchrift unt«r dem Tllel: «lut feudalo LiToni- 
cuiB» findet ilehla der Kaiierliehen St. PMerburffiKhen Bibliothek ttii4 
ist der iweiteo AbtkeiluDg der Bifveii Kansellef S. K. M. nitfethelH 
worden.— Bin TbeU des ongeerbeitetea mitterreehtt, tato weit daieelbe 
fttleb nümlicb «■ das ilteste Eitterreeht febaHea bat, ist naeh eiaar 
Heatseben -ff aadsebrUI Ton dem BstfaUindisebea OonTenienents •Pro* 
knremr Fauekdr abfedmkt worden, binter seiner Aüsfabe der Chronik 
von Brandls, in den Hon. Uf . ant. ill p, 147 u. folf . 

{**) »nnfo. p. SS-SS. 
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UndMchCe. b t&tPäÜ ip foaf B&eher (d«f erste ia 
IS, da» nreite in 19, das dritte in 15, das Tierte ia 
iii das fäiifte m 10 Kapittel), deren Inhalt sieh folgtn«^ 
der Weise bestimmt. Die erstjBa drei Baoker anfassen 
iUe Artikel des mittlem Bitterrechts , welche dem 
Sachsenspiegel entnommen sind, übrigens mit einigen 
nicht sehr wichtigen Yerandemngen. Das vierte Budi 
enthalt Bestimmungen für die Esthuischen Banem des 
OeselschenBisthuAis. Das fünfte Buch gibt das älte- 
ste Bitterrecht nur mit einigen Abkürznngen (*)• 

3) Fabri's Formulare procuratorum. 

Auf die in Liyland, in der letzten Zeit der Herrschaft 
des Ordens und der Biscboffei in Wirksamkeit stehenden 
Bechtsbestimmungen und Gewohnheiten begründet sich 
das unter dem Titel: «Formulare procuratorom» be- 
hsuite Werk. Dasselbe ist in den Jahren 1533--38 
Ton dem Livländischen Odenssjfndicus Dyonisius Fa* 
bri yerfasst, und 1539 in Druck gegebisn. SpAter ist es 
wieder herausgegeben worden in Bremen von Oelrichs 
(1773)« anigleich mit den Bigaschen Statuten und dem 
LiTländischen Bitterrechte. Es enthalt eine Zusammen* 
Stellung der in ganz Livlandt die Landschaften Harrien 
und Wierland eingeschlossen, in Anwendung kommen^ 
den Grundsätze des Gerichtsyerfahrens. Die dort rage« 
gebenen Begeln haben der Entwickelung des jetzigen 
Baltischen Gerichtsyerfahrens mit zur Grundlage gedient. 

4) Bechtsbestimmungen für die Bauern. 

In fast allen oben angegebenen eigentlich denVasallen- 
stand betreffenden Bedilsbüchern, finden sich auch Be- 
stimmungen über die Bauern, ihre persönlichen wie 
Eigenthums-Becbte. Ausserdem gab es hierüber noch 
besondere, für die Bauern allein gültige, Bechtsbestim- 

Vi nvBs«. F. a»-»ss. 
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miiDgeii, welcfae, wie tu$ilureM laballe «elbst hervorgeht, 
dfln enCen Zeiten der Erebemng Livlnds gehdrea mid 
a» Am damab dort bestobaideB GewohBheilm hh 
•ammengestoli mid« Dieser Art sind lolgende: 

1. Das sogenannte Liyische Bauerrecht (*)• Dasselbe 
wird gewünhlich dem Bischofle Albert zugeschrieben 

und ist in verschiedenen Abschriften vorhanden. 

■ 

2. Eine andere bSuerliche Ordnung oder Sammlung 
hierher bezüglicher Rechtsbestimmungen unter dem 
Titel: <rDiet Seinnt dye vornemlichen Rechte vonn denn 
Bischoflfen vonn Leylland unnd vonn RiUem Götz mttid 
vonn denn devtschenn unnd oldenn Ljfliendemiii» (**)• 
Dasselbe ist dem Livisohen Bauerveeht sehr ähBÜch, enl« 
hilt aber, ausser der Angabe der Verbrechen und Stra- 
fen, civilreehtliche Bestinimuiigen in Btziefaung «nf 
das Erbrecht der Wittwen und Kinder« 

3. Das Wiecksche Bauerrecht, enthalten im vierten 
Bnche des Wieck-Oeselschen Lehnrechts. Dieses Buch 
fuhrt den Titel: «Das nachgeschrieven Recht ist gege- 
ben vom Bischoff zu Oesell mit Yulbort seines Capi- 
tels den Esthen in der Wieck da die Mannschafll auch 
somit Yollbordt haben» . Dasselbe enthält Bestimmun- 
gen in Betreff des Sürafrechts, des Eherechts, des Ver- 
hältnisses der Bauern zu ihren Herren u. s. w. die ob- 
wohl für die Wieck gegeben, wahrscheinlich auch in 
Oesel Geltung hatten. 



{*) ber Aofanff des LiWsehen Bauerrochts Iiutet: «INu ist daa wSrtli- 
cIm (^«Hllebe) l«cht das ftat^osclit iM ron eintm Herrn Mtcli«r m Ut* 
lud tand fOQ dea Gottesriiteru und foa den iUtottaii Liren, T«n da» 
Bauerveeht, wie es in Lirland gewohnlieh ni halten». — Es ist abge- 
drucht bei Arndt. II, p. SS u. folg. Vergleiche: Bunge p. Si u. folg. 

(**} Vergleiche Bunge p. 36, 37. Es ist daseibat »bge4^u«kt p . ••» 
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ni. Be$eUütm der lAmdiafi$nndd&rMa$Mäg$, fMfrih 

yt^und and9re Akimtiüeke. f 

Seitdem die Liyläiidhi^hen Lnde^erren begamieii 
aaf den Landtagen zusammen in kommen, am sich 
über a^gemeine Aagelegenkeiten cn beratfaen, enlslaii4 
eine neue Art von Gesetzgebung in den sogenanHen- 
LandtagsscUüssen. Ibre Kraft ans der gemeteamen Zn« 
flänmrang der Landesherren und der Stindeabgeord* 
neten ziebend, hatten diese Beschlisse in allen Gebie« 
ten dieselbe Wirksamkeit. Sie bezogen sich anf Gegen«* 
flttnde der öffentlichen Ordnni^ nnd Wohlfahrt, dio 
Feststellung der Grundsätze fürs Munzsyslem, den in» 
llndisehen Handel, die Ansliefenmg entlaoleiier Bauern 
1. 8. w. • 

Ausserdem dienten in Betreff einzelner CegensUndn 
ab Quelle der Gesetzgebung die Beschlüsse der Hamn 
tage, die TertrSge der Landesherren unter sich, die Ei- 
nigungen iiber Auslieferung der entlaufenen Bauen 
and andere amtonomisehe Akte, da das Recht der Au» 
tonomie, eben so wie in Deutschland, jedem einzelnen 
Tertitorium wie jedem einzelnen Stande zukam (*)• • 

2WEITEE ABSCHNITT. 

Die Zeit der Poliuschen Herrschaft in Litlahd. 

Seit der Zeit der schliesslichen Vereinigung Liylands 
mit Litthauen und Polen, war die innere Einrichtung 
des Landes auf die yon dem Könige und dem Beichsta- 
ge ausgehenden Anordnungen begründet. 

Die königlichen Anordnungen erschienen in der Ge- 
stalt yon Urkunden, Reskripten, Resolutionen auf die 
Bitten der Abgeordeneten u. s. w. Die Liyland betreff 
fanden Reiefastagsbestimmungen wurden in dem nUf^ 



n T«f Ickh» Buf«, ». I-ISl IM«r dte LaaÜaf» «ad Htii«li«t 
tieh«: CabonichC der Aiifinfe and allmihlichen Sttiwtetehuf dar b«» 
1 — deren BehSrden-yerfaieiiBsen des 0«Ueesebietei. BrU« AMMlonff« 
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laelnea Bestände der rergchiedeiiarÜgeQ Be^chtiune je^ 
des Betchstages festgestellt, wie dies in Litthaaen und 
Folen Gewoimheit war. Einige dieser Bestimmungen 
beschrankten sich auf einielne besondere VerhäUnisse, 
andere hatten das Ansehen eines allgemeinen Gesetxes» 
oder umfassten eine grosse Menge Gegenstibide und 
biessen dann Ordinationen {*). Fast alle. Königlichen 
Urkunden sind in Lateinischer Sprache geschrieben. 
Die Beschlüsse der Beichstage sind im Pohnischen ab* 
gafasst; in den yon den Administratoren oder den Kö« 
niglicben Kommissarien erlassenen Akten ist Torxug»- 
weise die Lateinische Sprache gebraucht« 

Die Zusammenstellung einer ToUständigen Sammlung 
der Proyiniialgesetie (Corpus patriarum legum) war 
sdmn in der Urkunde Sigismund August's Tom 28 Not. 
1661 (p. 4) und dem Yereinigui^yertrage ron 1666 
versprochoi worden. In der Chodkiewici bei seiner 
Entsendung als Statthalter nach Livland gegebenen In* 
struktion» war ihm 2ur Pflicht gemacht die Livländer 
iKur Annahme des Kulmischen, damak in Preussen gel- 
tenden, Bechts oder irgend eines andern Gesetaes nach 
ihrer Wahl zu bewegen (**)• In den Gonstitutiones von 
1682 wurde dagegen den Gerichten yorgeschrieben nach 
den Livländischen Landesrechten zu richten, von denen 
ein Exemplar an den König eingesandt werden sollte, 
damit er es durchsehen und publiciren lassen könne. Es 
wurde auch ein Exemplar yon den Deputirten der Bit- 
terschafi übergeben, ohne dass dies aber irgend welche 



(*) Bin« b«dealeiide Zahl Köniflleher trkandeii und l^IehsUgsU 
%«0elinife b«find«t sieh in den Akl«n der LItthaaUehMi Uelrik kei dMi 
dritten Oeperlemeui de» Dirigirenden Senmii . Ful eUe KöniftiolMB Vr» 
knnden find abf edrnckt bei Dogiel (Band V), die Heiehstaf sbeschia»- 
ee aber in der allfenelnea Sasmliiag der Velnleehnn tteeelae (Volo- 
«Ina Legnai Toi. II). 

(**)DhMT,II«CXLT. 
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Folge gehabt (*). Denn in der Ordination ton 1589 
irard festgesetit: Da die Proyini Lirland bis zu jetzi^ 
ger Zeit kein eigenes Geseta gehabt hat, noch hat, so 
moss sie zeitweilig sich des Magdebnrgischen oder Sach« 
sischen Rechts bedienen» aber das Gerichtsrerfahren 
•oll nach dem Vorbilde der Prenssischen Landschaften 
eingerichtet werden (**)• 

Auf dem Reichstage von 1A97 erklärten die LiTlindi» 
sehen Deputirten in ihren dem Könige und dem Reich»> 
tage bbergebenen Beschwerden und Bitten«- dass die 
Ordination yon 1589 gegen die in den Jahren 1561 nnd 
1666 gegebenen Versprechungen laufe, für Livland ein 
Gesetzbuch aus den Gesetzen zusammen zu stellen, nach 
denen diese Prorinz sich seit unyordenklichett Zeiten 
gerichtet; sie beklagten sich darüber» dass das yon ihnen 
in fr&herer Zeit yorgelegte Livländische Gesetzbuch 
noch immer keine Berücksichtigung gefunden {***). 

Diese Klagen blieben unberücksichtigt; in der Ordi- 
nation yon 1598 aber wurde den Bewohnern Livlands 
nenerdiogs gestattet ein Gesetzbuch abzufassen» und 
zwar auj Polnischen» Litthauischen und alten Liyländi- 
sehen Gesetzen» und zwar so» dass sie nach Zusammen- 
stellung des Gesetzbuchs dasselbe zur königlichen Durch- 
sicht und Bestätigung bringen sollten {****)• Infolge des- 
sen wurde im selben Jahre 1598 eine besondere Kom- 
mision angeordnet» aus Pobischen Würdenträgern und 
einigen Liyländem» zur Abfassung eines Liylandischen 
Landrechts (Jus terrestre). Die Kommission erwählte 
lum Redakteur den Königlichen Sekretair und Mota« 



{*} Selnrarta p. 170, m.-VBfcwiMifl M» mMkm Elllan««hiaMi 
KSeif« a«B«lt ▼•ifttl«0 irMdan« 

(**} Allfemeine Samaliuiff der F«lMiMh«i Gmto i, II« p. tlik 
{*•*) OrMfto Ll?«ai« tnpplieMiUt p. Si. 
(*'**) AUfemeia« SaauBlanf« II, p. 1474. 
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rlus des WendeiHelKt LändgerichtarDatid Hikbeii. Um 
wom Hilclien aiugetrbeitele Projekl in drei B&ehem 
wurde, naclideni es yon der KeiiiBiis8iou und den De^ 
pttürten des Livläodischen Adeb gebilligt worden» im 
Jahre 1600 dem Reichstage zur Be3ttttiguiigyorgelegt(*). 
AlieiA in der yon Sigismund UI den Liyländischen De- 
pntirten gegebenen Antwort ward die allendliche 
Durchsieht und Bestätigung des Projekts bis zum nftcb- 
aten Beichstage ausgesetzt {**). Der Einfall der Schwe- 
den und die Kriegsbegebenheiten machten allen Planen 
zur Abfassung eioes Provinzialgesetzbiichs ein Ende^ 
das Projekt Hilchen s aber ist bis anf uns gekommen 
und ist ohne Zweifel ein interessantes Denkmai dam»- 
liger Rechtskeuntmss f *). 

DHirnna abscbii irr. 

Die Zeit deb Schwedischem HERRscHApr ik LiyLAHD« 
I. Pie Sckwedisehen Gesetze. 

Die ganze Zeit der Schwedischen Herrschaft zeigt 
fortdauernde Bemühungen der Regierung in Liyland 
die Sehwedischen Gesetze nicht blos in Staats-, sondern 
auch in bürgerlichen Rechtssachen und Landesangele- 
genheiten zur Geltung zu bringen, obwohl der Liyiändi- 
sche Adel fortwährend und auf jede Weise rieh be- 
mühte» seine Priyilegien und eigenthamlichen Gesetze 
zu bewahren (****). 

Zur Zeit der Vereinigung des Dorptschen, Wenden- 
scheu und Pemauschen Kreises mit Schweden im Jahr 



{*) SohwarU p. 177 u. folg. 

{**) Akten der Lithaaischen Metrik N« S7, p. 74. 
{***) Sckwarti p. 1S3 und folg. Dietei Projekt ist nre gedrnkt worden, 
Mftiiff w«U, weil •■ niekt beetillgi war, spiier wftil mtn die Mangel- 
kaftigkeit der Arbeit einiah, nnd die ferliMlerteli yerhiÜBieee wMm ▼•« 
dem teludta anbrasehkar geoMehl. 

{****) Heimeraen. AbhandUwgen M»ama OtMiM d#» LMSttdltekea 
Adeltreckta IS8S, Abtheilong I. 
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MOI^ foUng Herjog. Kaii wq Sidbrnaanlaiid dar Bil- 
lendttft diesef Krei» wr, die Sohwediscbe Getelig#- 
bmig aMEmehmen. Allein die Ritterschaft lekote die$ 
db^ ilurea Wunsoli erklärend für intmer bei den eige^ 
aen fieeetjen zu bfeüben (*}• 

Ohne Rachfichihiemttf bnntxte.dleSehwediache Be* 
giernng die Einricfalung neuer GeriohUheh(Vrdea9 ma 
den Seh^edilciien Geselzeu die Kraft Tenigslena einee 
HttUkrechts zu gehen, in der ttoffnnng damii dem Einr 
Ause dea Deutachen und Bümiachen Rechts auf die 
eifeolfanmlicbe Gesetzgebung Livlands ein Ende in m«- 
ciien f *)• Zttr Zeit dea grossen nordischen Kriegoa 
schrieb Karl XII am 12 Juni 1707 durch eine beson^ 
dere Urkunde Tor, in Allem sich in Litland mir nach 
den Sehvedischen Gesetzen zu richten. Allein dieser 
sein Befehl kam nicht ui|d konnte nicht zur Ausfall 
rang kommen, weil seit 1705 fast ganz Livland Ton 
Russischen Truppen besetzt war« 

In der Schwedischen Gesetzgebung sind au unter- 
scheiden: 1} allgemeina Gesetzbücher und 2} für Liv- 
land selbst erlassene oder von der dortigen Gerichts- 
praxis angewandte Schwedische Verordnungen. 

1) Allgemeine Schwedische Gesetzbücher. 

Die GmndlagQ.djsr in Schweden in Wirksamkeit be- 
stehenden Gesetze bildete^ zwei Geaetzl^ucher ; das 
Landrecht (Landlegfi) und das Stadtrecht (Stadtlagh). D|9 
erste war im Jahr 1442 yerfasst, und nach einer neuen 
parchsicht im Jahr 16Q8 bekannt gemacht. Sq* 
wohl das Land- als das Stadtrecht sind mehrmilb 



D Antwort Iter RittenelMft «nr den Antracr des Herzogs ron sadier- 
■MtliBd wom U MtA laai. VevskMio «nah Sehwtfta p. ISS an« folf« 

{**) tergleleko die Oorpttclie HofserlchtsordBana Tom S Seplenir 
ber 1S30 S 85. Die LandgerichUordnmig vom treten Fobruar IsaSSSa, 
M. Dia ISnisitahftn loMhüi^aon^mn 16 BepHaiXr laaa »« «ad ▼•» 
MKoTemberiaasp. 1. 
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Ausgabe ist aber die 1702 roa Pefer Abraaitoii ift 

Stockbobn yerautaltete» Sie gibt auch eine Men* 

ge Ton AnmerknngeQ t welebe kone Aitsti^ aas 

den spilem Gesetzen und Verordnungen enthalten» die 

den Text entweder abänderten oder Terroiblllndig- 

ten. Nach dieser Ausgabe machten zwei Glieder des 

Livländischen Hofgerichts eine Deutsche üelnsnet^ 

zung, sowohl des Textes als der Anmerkungen, mit 

irerschiedenen VeryoUständigungen und Beilagen, zu 

welchen auch die sogenannten Richterregeb geboren* 

Diese Uebersetzung ist 1700 in Frankfurt und Leipzig 

auf Kosten des Rlgaschen Buchhändlers Mathias Noller 

gedruckt worden (*). 

2) Schwedische TerordnutigiBU, die für Lir« 
fand selbst erlassen sind, oder yon der dorti- 
gen Gerichtspraxis in Anwendung gebracht 

worden. 
Auf Antrag des Schwedischen Generalgouyemeura 
Graf Tott, ernannte im Jahr 1665 die auf dem Land- 
tage yersammelte Hitterschaft eine Kommission, welche 
sie beauftragte, auf Grundlage der bestehenden Gesetz- 
gebung, eine Justizordnung und eine kircUicfae und 
weltliche Polizeiordnung zu entwerfen« Ein llieil die- 
ser Arbeit wurde 1668 beendet und yon d^r Regentin 
Hedwig Eleonora am SS September 1671 bestätigt, wor- 
auf derselbe noch im selben Jahre bekannt gemadit 
und durch das sogenannte Pldkat zur Beforderung der 
Justiz yeryoUständigt wurde. Im Jahre 1673 gab der 
Buchhändler Bessemer diese Ordnungen unter dem Ti- 
telt «Liyländische Landesordnungen» heraus, sie y«rw 
yollständigend und yermehrend durch die späteren 

n 9f»n** Du Llv^u4 SüUteSlMhs Ptitatofeat. Dsrpai UM h f • 
IS u. fols. 
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Mwidischen Terorchangeii, weldie nidit in die eirstc 
Ausgabe aufgenommen worden waren. In der Folgfe 
druckte sie der Rigasche BnöhhäniUer Noller wieder, 
m 1690, daraaf 1704 nnd inletit 1707 (*). Diese 
letzte Ausgabe enthalt nicht bloss die Justiz-und Poli* 
lei-Qrdnüng, wie sie 1671 yeröffeoliicht worden war, 
und die wichtigeren der Torbergehenden Yerord- 
aoiigen, sondern auch die spatern bis 1707^ Die wich- 
tigsten Verordnungen dieser Sanunlung sind: 1) die 
Strafordnung TOin 18 Mai 1653; 2) die Handwerks- 
Ordnung yom 1 März 1669; 3) die Yormunderordnung 
Tom 17 März 1669; 4) das Wechselrecht yon 1671 ; 

5) das Priesterpriyilegium yom 1 Noyember 1675; 

6) die Plakate wegen Kindermord yon 1680, 1684| 

7) Die Dnellplakate yon 1682, 1683, 1688 und 1695; 

8) Die Plakate über den Incest yon 1693, 1699; 9) die 
Testaments-Stadga yom 3 Juli 1686; 10) die Prozess- 
Stadga yom 4 Juli 1695, und yiele namentlich für das 
Gerichteyerfahren und die Gerichtsordnung! so wie das 
Strafrechty wichtige Besolutiotien. 

Von allen diesen, sowohl allgemeinen Schwediseben^ 
ab insbesondere für Liyland erlassenen Gesetzen und 
Verordnungen behielten Kraft und gelten bis jetzt in den 
LiyUtadiscben Gerichten, zum Theil nicht to sehr in ihrcfr 
buchstäblichen Gestalt als Gesetze, sondern in so weit sie 
yon der Praxis in wirkliche Anwendung gebracht sind: 

1) Die mit Buchstaben bezeichneten Anmerkungen 
zum Schwedischen Landrechte, so wie die bei der 
Deutschen Uebersetzung desselben befindlichen Yer« 
yollstflndigungen und Beilagen (**). 

(*) Bmtdenbroek. Sammliuig d«r Geseiie, weleh« dts heutige LiTlia» 
ÜMhA Laadreeht enthalten If, p. YII und folg. 

(**} Dm Sehwediflche Stndlneht kommt nar InBeiiehang anf die ge* 
Mtiliehe Erhfoige bei der Landgeifilicbkeft nr Berackaiehtigiuig. Pri** 
iterpiiyilegiiuB von 1S75 S 13. 

9 
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9) Die Landesordmingeii nach der NöHerscIien Aiiig«- 
be yon 1707, oder der letzten Buddenbrock's tod 1821. 

3) Einige Schwedische Yerordnoiigen, die nicht in 
die Landesordnnngen aufgenommen waren, aber nicL 
namentlich auf Liyland beziehen. 

/T. Vorschläge i^er Änferiigung eines Prirnnzid-Ge^ 
setzbucks zur Zeit der Seku>edischen Regierung. 

Wie schon erwähnt, hatte die LivISndische Ritter- 
schaft den Ton Karl von Sudermamdand, spflter Karl IX 
gemachten Antrag: dasSchwedische Recht anzunehmen, 
abgelehnt, aber nicht Terhindern können, dass Gusta? 
Adolph, Liyland als eine eroberte Proyinz ansehend, 
bei der yon ihm ausgegangenen Reorganisation des 
Gerichtswesens dem Schwedischen Rechte die Geltung 
eines Hülfsrechts ertheille. Wahrscheinlich um der 
hieraus zu befürchtenden allmfihlichen yOlligen Verän- 
derung der eigenthümlichen Gesetzgebung yorzubeu« 
gen, beauftragte die Livländische Ritterschaft den 
nachmaligen Yicepresidenten des Hofgerichts, Engel- 
brecht yon Mengden, ein Liyländiscbes Landrecht zu 
yerfassen. Im Jahr 1643 legte sie den Entwurf der 
Königin Christina zur allendlichen Durchsicht und 
Bestätigung yor; diese lenhte jedoch die Bestätigui^ 
des Liyländischen Gesetzbuchs ab, bis zur Durchsicht 
desselben durch eine besondere Konmiission (*)• in- 
dessen wurde der Ritterschaft darauf durch eine be- 
sondere Resolution gestattet, bis zur Abfassung und 
Bekanntmachung eines Corpus der Liyländischen Ge* 
setze: «sich des sogenannten Ritterrechts zu bedienen, 
welches yon Alters her in Liyland Gesetzeskraft ge* 

(*) Betolotioa Tom i iull 1643 S S. Der Mengdenteh« Entwurf, det» 
•en Inhalt bei Schwarti p . SOi— SOS angegeben, Itt nie gedniekt wordaa. 
Ueber die hierher beükgiichen yerhandlnngen, m wie «ine epJUer« 
heetimmong über Abfaitang eines neuen PngekU dnrehs B«ftHckl 

(BI65S), Tfrgleiebc!6cwartx. p. SIO-SIS. 
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Übt (*}.» Zur Zeit Karl XI wiederholte der Adel 
leine Bitte um Bestätigung eines Gesetzbuchs, doch 
obe Erfolg n. 

Onterdessen beschloss die Schwedische Regierung 
d(m Entwurf eines neuen Gesetzbuchs, sowohl fiir 
Scliweden, als fär Lirland, Esthland und Pommern an- 
fertigen zu lassen. Die hierzu in Stockholm ernannte 
Kommission erOflhete ihre Sitzungen im Jahre 1694, 
und äbersandte von Zeit zu Zeit einzefaie Theile und 
Piragraphe dieses Entwurfs zu einem allgemeinen Ge« 
letdniehe dem Bigaschen GeneralgouTemeur. Dieser 
tollte dieselben den Landgerichten und den Magistrat 
lea der Städte Yorlegen, um mit deren eiaTerlangter 
MeiBiuig der Kommission wieder Torgelegt zu werden* 
Diese Hin-uiid Hersendung dauerte wahrend ungefithr 
drei Jahre. Die Magistrate Ton Dorpat und Pemau 
waren Terpflichtet jedesmal Deputirte nach Riga zu 
lenden, zur gemeinschaftlichen Berathung über diesen 
Gegenstand. Es ist nicht bekannt, ob der Tod Karl XI 
im Jahre 1697 und der mit der Thronbesteigung 
Karl XII beginnende Krieg, oder die Unzweckmftssig- 
keit der zur Durchsicht des neuen Projekts ergriffenen 
Manregeln, Ursache waren, dass seit dieser Zeit die 
Sendung yon Paragraphen nach Livland aufhörte, und 
l'ie Arbeiten der Kommission ohne Crfolg blieben {***)4 

iomerkniis. Die Ijisel Oeial behielt aur Zeil der Seliwediscliea 
BflfitehAfI Ulfe althergebrachten Oesetie. Allei ton der Einwirkung de? 
IckvBdischeB Gesetie in LiTland gesagte besieht lich aneh auf Oesel. 



(*) leioliitlon der Königin Christina Tom t7 Aug. 1648. P. 6. 
r*) lewilatlon vom tO Hai 167S. P. S. 

(^} Schwarte p. SIS, SIS und folg. — Gadebu««h. Versuche In der 
UfUttdieeheo GeechichUkuade II p. füU 
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ZWEITES KAPITTEL. 

Die Stadtrechte in lAvland und «mf der Insel 

OeseL 

■ 

ERSTER ABSCHNirr. 

* Dis Stadtrecht Riga's. 

/• DiM Zeii der Bemckafi der Erzh'ecköffe und ipäief 

der Ordensmeisier. 

1. Urkunden nnd Privilegien« 

Die Stadt ]Riga, im Anfage des XIII Jahrhunderts be- 
gründet durch den Bischoff Albert, erhielt Yon ihm ih- 
re erste Einrichtung, ihre ersten Gesetze. Bis zam Jahre 
1330 stand dieselbe bloss unter der Herrschaft der Bi- 
gaschen Bischoffe, die um die Mitte des XIII Jahrhun- 
derts zur Erzbischöfflichen Würde erhoben worden 
waren. Von ihnen ward sie mit Privilegien begabt, wel- 
che häufig durch Urkunden der pAbstlichen Legalen 
und durch Bullen der Päbste selbst bestätigt wurden. 
Diese Privilegien beziehen sich auf: 1 ) die Ertheilung 
des Gothländischen Rechts, mit der Erlaubniss dasselbe 
den Ortlichen Verhältnissen und den Zeiterfordemissen 
gemäss abzuändern. 2) Die Zutheilung eines Patrimo- 
nialgebiets (Marchia civitatis). 3) Die Zusage des drit- 
ten Theik aller mit Hülfe der Rigaschen Bürger in Kur- 
land, Semgallen und Oesel eroberten Ländereien. 4) 
Die Stadtverfassung, das Recht einen Stadtrichter oder 
Vogt zu ernennen und Gilden mit Zustimmung des Erz- 
bischofls zu begründen. 5} Die Rechte des Magistrats 
in Beziehung auf die Verwaltung. 6) Die Rechte der 
Rigaschen Bürger in Beziehung auf Handel und Ge- 
werbe (*). 



(*) Die Urkunden BiteholT Alberti Ten fttf , det pSbtIlielieB Leffalaa 
Bitchoff Wilhelm Ten Heden t Ten 1SS5 und 13S0, det BItckoA Rico- 
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bn Jahre 1330 nnterwarf gioh die SUdt Big«, die 
nihrend eines langdanemden Kriegs zwicheii den Or* 
densmeisteni und den Erzbiscboflen die Partei kteterer 
gehaltoi, dem Meister Eberhard yon Honheim. In Fot» 
ge dessen erhielt sie Ton ihm eine, die von der SladI 
nibst vorgelegten Bedingungen des sogenannten Snhne- 
veitrags bestätigende» Urknnde« Seit dieser Zeit begab- 
ten die stets um die Herrschaft über die Stadt streiten- 
den Erzbisciiöffe und Ordensmeister dieselbe, jeder von 
flsuier Seite» mit Privilegien, welche allgemeine Besti- 
tigongen* der Bechte der Bigaschen Borger und der 
firenaen dar städtischen Besitzungen enthiellen. Auch 
worden vom Orden Erieichterongen in den Bedingun- 
gen des Uoterwerfungsvwtrags gewährt {*). 

2. Die alten Statuten der Stadt Biga. 

Bei der Gründung der Stadt Biga ertheilten ihr die 
BischöflEs das Golhländische Becht (**}, welches in der 
Folge mehr als einmal bestätigt wurde, mit der Erlaub- 
Dis8 dasselbe den Ortlichen und Zcitverhähnissen gemäss 



lau Tott 1SS1 «od liSS, des Legaten und BUchollk ven Semf aUea Bai* 
lala VM 1S34 imd 1S8S; dae BisckoSk nfedlbia laa ttU nad iSSaf 
dar SrsSMcbdlfo Albarl Tan »7S, Johann von 1S75, 7S und SS, Fria* 
drieh tan ia05, die Ballen der Pabate Honoriuä III van 1S96 und 1SS7, 
Aleiander IV tan 1156, Sixtne IV Ton U7S, Innpeens VIII ton liSO 
and a. ■. Auch an Kaiaerlialiett Urknndan fehlt ea nteM fftr Elsa, la 
Z. ik dia Baataliffnnc des Snhnabrlafa durch tudwig das Baiar« ym 
IM; dia meisten beliehen sich indaasan auf dia Straitifkaitan aftii dam 
Ordeuvtaft denen dia Mhasta vam BSmiachas KSnlfa Bsdalsb t. tSTS« 
aad auf «laBaCsrasatiaa» saZ. B. das Straf mmidal Karl^ V Tan ISSS. 

i*l nie Urhundaat der Maisler Bharhard tan nanhaim. taa ISSd^ Q99<^ 
wla tan Berike tan 1S53, der Eribischöfl'e Johann tou 14SI, STlt aiHr 
tau mo, dar Maislar Haasden vaa 14SA, Barah f aa 1 47^, Plaltanbarf 
tan ISIS uml t&S^, das BchUahalb Themas van 1S9S« das Meiatars 
BrifffaMi tan 1538 and Iftil» das Brsbiaahaffa Wilhelm yaa tS47» das 
Kaadialara vaa der Backe van 1S47, Gatthard Kattlars vaa ISSO u.a» m» 

rnniaHrfcaadaBisaliair Alberts taa Uli. Varfleiahe dialrkuada 
des Lagalan Wilhelm foa iSSS. 
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zu tenrolllülndigien nnd ta TerbeMsrn (*}• Anf Qmiid- 
lage ät69ea hatte sich die allgemeine Meianiig gebiUfii» 
daft Biga seine erste« Gesetce Ton den Gothlia* 
devn vnd anmenüich von der Stadt Wisby entlehnt habe* 
Attein -gtüodlichere . Forschungen brachten viele aaf 
de» Cksdanken^ dass anter der Bezeichnnng des Gotk» 
läüdisohen fieehts^ welches sach Riga herüber geuMH 
iiieny in derToIge, zugleich mit dem übrigen Big»- 
Mhen Rechte, SEof alle andern Livländischea Städte ans-» 
gedehnt wurde, JQur die eingentliche StadtrerfassoBg 
in yerstflhen sei, dass aber die Bestimmungen über 
btirgerliclies und peinliches Becht und über dasVer« 
fahren etitweder. den Statuten einer alter «i Stadt enU 
lehnt, oder zum Iheil wenigstens in Biga seihst eaiU 
standen wären. Jedenfalls sind aber schon in den frik* 
hesten Zeiten Statuten für Biga aufgestellt worden, 
welche im Laufe der Zeit verändert und vervollstän« 
digt wurden; sie bezogen sich auf die bürgerlichen und 
peinlichen Gesetze und das Verfahren. 

Die sogenannten alten Statuten der Stadt Biga, von 
denen .in letzter Zeit einige Handschriften in Biga ge- 
fwaden worden sinck wurden 1756 von Puffendorf ia 
Druck gegeiren, unter dem Titel: Statuta Bigensfa. Sie 
besteben aus 169 Paragraphen nnd sind den Hamburg!- 
sehen Statuten von 1270 entlehnt (*)^ Sie bltßben. aber 
■ieht lange in Kraft; denn noch am Ende des XIII Jahr* 

(*> ltaffl«lch« ai« Vrlmadtti des Bift]i«ffi M ieolaat tm ISSS, mm 
Ball« Almaader TV f ob ItSS, die VrlnindM d«r BrAlMliSflb Jahna 
▼M ISRTS na« ISSS, Frfodricli tm 1SS5, den KtfelüMlmtelMi Twtraf 
tM f ist. 

•r*)BuiK6 p. U oadfolf. MeiHMto iUteMft der SteMsa 4m 
Sisdl llf e, nekr ikii dta tpHer ftniafSfereBden m genennteB Oelrleke* 
•ckea Alf dett PttABttdorl^kea Statnteii fiberef asUmnieiid, Ist tat fahl« 
laia in AveUt« dit tf futhea RaUt aniHeteadea md v*a L. Ila^iit 
efcy im Ar«hlre fiBr die OeieUeMe Llt46ilk-«ad KwlaHa t, f. S^-ilt- 
hfeanifafobdo werden. 



135 

hiuiderts wwden neue Slateien rasammengest^ltt^ de* 
ren OrigiDul-Hkadsohrift in der Bibliothek der SUdt 
Biga aufbewahrt wird* ^e ist in Niedersilchsiflcber 
Mundart geschrieben, in 11 in Kapittel aerfallenden 
Theilen. Hinter jedem finden sich weisse Blätter, auf 
welche, wie man si^, in der Folge die VeryoUsliildi- 
gungen geschrieben wurden. Diese Statuten wurden 
zum ersten Haie 1773 in Druck gegeben in Bremen 
durch Gerhard Oelrichs, woher sie auch als die Oel- 
riohsschen Statuten bezeichnet werden. Sie sind yon dem 
Herausgeber ins Jahr 1542 gesetzt, wahrscheinlich 
weil dies das Jahr seiner Abschrift war; allein es Un» 
terliegt keinem Zweifel, dass sie ins Ende des XIII 
Jahiiiunderts geh(ta*en. Die Oefarichsschen Statuten be« 
hieltea Gesetzeskraft bis zur Abfassung neuer Statuten 
unter der Schwedischen Begierung, welche auch jetat 
im Gebrauche sind (*)• 

3. Die Bauersprache (Bursprake). 

Das sogenannte Civiloquium von 1376 und die Bur* 
sprake von t412 sind Verordnungen des Magistrats, 
die allgemeine Regeln der Polizei enthalten und jähr«, 
lieh öffentlich den Bürgern yorgelesen wurden. Die 
Bursprake von 1412 ist aus dem Civiloquium von 1376 
zusammengestellt und hat in der F.olgezeit verschie- 
denen Abänderungen unterlegen. Aus derselben wur« 
den in Schwedischer Zeit die sogenannten Willkiihrea 
oder willkuhr^ichen (autononiischen) Gesetze der Stadt 
Riga zusammengestellt. 

4. Die Schrägen der Gilden und Zünfte. 

Ausser den bisher angegdbenen für aUe Bürger der 
Stadt gültigen Gesetze, hatten jede Gilde, jede Zunft 

(*) Sehwarts. Yertuch etnrr OeBCbielit« 4m RlfMcktn Stadireclilt, 
Im Gadeboicb. Vcr^uebe in der Utlliiditckea eMeblcbtskaade II, f. 
166.20S. 
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ihre Ordtamfta oder togemuMea Schrsgea. Dies6 he^ 
t/ogen sich zum Theil auf die imllere YenralUing der 
Gilden und Zünfte, znm Tbeil anf die Ordming bei 
Bändel und Gewerbe f). 

XFl Die Zeit der Pcltmcken Herrweh&fi. 
Ali die SladI Biga in die Pofaiische BoUnawigkeil 
ttat^ besUliigie Stephan Bathory in der Urkunde vom 14 
ianuar 1581 , ausser der Yerfassimg, aneh das unter dem 
NaneQ der Rigaschen Statuten bekannte Stadtrecht, die 
ilädiisebe Gerichtsbarkeit und Gerichtsordnung und 
das Verfahren. Bei der Schwierigkeit die alten Stata^ 
ten den neuen Verhältnissen anzupassen, fing man hsAA 
nn ihre Verbesserung und VervollsUlndigung zu denken. 
Ziicrst wandte man sich zu den Gerichlsformen, darauf 
au den Vormundschaftsgesetzen, die besonders ungenit^ 
gjond waren » bemerkte aber bald, dass auch andere 
Theile der bärgcrlichen wie der peinliclien Gcsetie 
ebenfalls deu ZeitverhAltnissen gemäss einer Verbesse- 
rung bedurften. In den Jahren 1602 und 1604 beschloss 
der Balh daran zugehen, so dass das. neu anzufer- 
tigende Projekt eines Yolktändigen Gesetzbuch^ noch 
vor der Eröffnung des Reichstags dem Könige zur Be- 
stätigung vorgelegt werden könne ^ Allein dieser Vor* 
satz, hatte keine weiteren Folgen, wahr^cheiplich weil in 
jener Zeit der Krieg wieder begann, die Schweden in 
Li y Und eindrangen, und innerer Unfriede in der Stadt 
herrsch!^. Auf diese Wevse blieben zur Zeit der Point* 
sehen Herrschaft die Bigaschen Statuten ohne alle Ver- 
besserung in ihrer früheren Gestalt. 

in. Die Zeit der Schwedischen Herrschaft* 

Während der Dauer der Schwedischen Herrschaft 
(erneuerte sich mehr als einmal der Gedanke, die Riga- 

. (*) Hierher fohorea auch noch andere aot der AuUnomi« der SUdt 
Bjf • fliesMüde Baiümnittaien, wie x, B. die Vertrage de« Raiha mit 
dea Crildan» die Protahollo uod Verordimnfeo deu.'^lhea. 
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9plieii SUtQten zu Teriieneni tmi Ki fervoUsttid^a. 
iMidlicb ' im . Jäire 14i53 ward Ton einem GUede des 
lUtfait Meyer (*;, ein Projekt neuer stödiiacber GeaeUe 
T«rfaS8t, welches jedoch währeikd 10 Jahren ohno aUn 
Bettiibiuig. blieb. Ab aber von der Schwediachen Be« 
^erqng der Befehl erfolgte (am 22 October 1662}» die 
ftrüicben Gesetze der SCadi Riga zu sammeln und sie zur 
Dorohstcht vorzustellen« damit sie wo nölhig verbessert 
and dann von der höchsten Gewalt bestätigt werden 
kAoDten« 90 wandle sich der Magistrat von Riga zu dem 
erwähnten Projekte. Nach beendigter Durchsicht und 
Tielf acher Abänderung desselben, sandle der Ralh im 
Jahr 1674 den neuen Entwurf nach Stockholm, wo der« 
leihe im Reichsarchive verloren wurde, wie aus dem 
königlichen Befehle vom 16 Februar 1681 hervorgeht» 
Der Magistrat aandte zwar eine neue Abschrift bin* 
aber auch dies hatte keine weiteren Folgen. 

Die Schwedische Regierung dachte damals an die 
Abfassung «ines allgemeinen Gesetzbuchs f&r Schweden 
und scijie Provinzen (siebe oben das erste Kapittel). 
All aber verschiedene Umstände diesem Plane in den 
Weg traten, so begann der Rath neuerdings wf eine 
Durchsicht und Bestätigung des Entwurfs von 1679 
zu bestehen. Zu diesem Ende ward 1697 in Stockholm 
^ine Kommission ernannt, die indessen gleicb anlangf 
auf verschiedene Zweifel und Missverständnisae ati^ss; 
Unterdessen wurden aber, durch in demselben Jahre jsrw 
folgende königlich Schwedische Yerordnungen und ReiK 
kripte, verschiedene Artikel dea Entwurfs der StaUilm 
verändert und vervollständigt (namentlich im 2 und 6- 
Bnche). 

Jedoch noch während der Stockholmer Revision be- 
gannen die Rigaschen Stadgerichte, bei der erkannten 



{*) Schwtrti. Vertueh einer Gescklchto der RiffaeclMii Siedirecbte. 
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MMgeftaftigkeil der tMtu Statotea, sich Hack des neu 
tosanimeii gefteUten, d. h. dem fiitworfe yon 1673, xa 
richteii. Diese neuen Statuten» obwoU yon Niemandem 
bestätigt, worden allmüMich durch die Gewohnheit ein- 
geführt und ab gültiges Gesetz angesehen. Sie lerfaüen 
in sechs Bacher: das erste handelt yom Magistrate, das 
zweite yom Gerichtsyerfahren, das dritte und yierte 
yom Ciyil-, das fünfte yom See-, das sechste yom Straf* 
Bechte. Zur Zeit der Vereinigung- der Stadt Riga mit 
Bussland, wurden die Statuten unter der Zahl der übri- 
gen stadtischen Priyilegien und Bechte yon Peter dem 
Grossen anerkannt und bestätigt, und haben bis jetil 
ihre Kraft behalten (*)• 

Ausser den Statuten waren seit der Zeit der Schwe- 
dischen Begierung in Biga einige besondere Yerord^ 
Dungen und Gesetze in Kraft, die theib yon der Schwe* 
dischen Begierung erlassen waren (wie z. B. die Hand- 
werkerordnung yon 1669, das Seerecht yon 1670, die 
Handelsordinanz yon 1673), theib aber yom Magistrale 
selbst ausgegangen und meist yon Niemandem bestätigt 
waren« fiieriier gehören: 1) Die Yormunderordnnng, 
noch yom Jahr 15S1. 3) Die Stadt-Kassaordnung yom 
11 August 1675. 3) Instruktionen für yerschiedene 
Städtische Verwaltungen. 4) Handelsordnungen, Wettge- 
richtsordnnngen u. s« w. 5) die sogenannten willkuhr- 
liehen (antonomischen) Gesetze der Stadt Biga, welche 
allgemeine polizeiUehe Bestimmungen für die Bftrger 
enthiellen. Sie sind, wie oben bemerkt« dem Ciyiloqui« 
«m yon 1376 und der Bursprake yon 1412 entnommen. 



i*-^i 



(*) ni6»6 Staloien sind sedrucki worden In Bremen Im Jahr nSS,iia4 
In »ig« im Jahr 1798. 



139 

SWEITBR ABMHiriTT. 

Das Stadtbbcht dbr kleinen StIdte in Liyulnd wm 

Obsel. 

Als Quellen der Yerfassung und des Bechtsweseiis 
in den kleinen Städten Livlands und Oesels dienten die 
Urkunden, mit denen sie zum Theil bei ihrer Grün- 
dung selbst« zum Theil in der Folgezeit yon ihren yer- 
schiedenen Landesherren begabt wurden. Diese Urkun- 
den enthalten: bald die Ertheilung der Verfassung und 
der Gesetze Biga's (des sogenannten Bigaschen Bechts) 
an diese Städte, bald die Zutheilung an dieselben TOl 
Ländereien oder Weideberechtigungen (*). 

Die Pohiische und Schwedische Regierung bestätig* 
ten zur Zeit ihrer Herrschaft den J.iyländischen Städ- 
ten den Gebrauch des Bigaschen BechCs (**}• 



(*} Terfleiche: für Peru au: die Urkunde de> Heisters Gerdt Ton der 
locke Tom 19 Ncyember ISlSt Pur Fellin: die Crkoode des MelsteTi 
Borek v. 14et. Vfir D«rf ai: dM Schreikea des Dorptochen Mafflftrali um 
40H Lfiblseken t. 1477 (bei Dreier: Einleitung sur Kenntnis der Lfibi« 
sehen Yerordnungen p. S3S. Anmerkunff 5). Für Wenden und Wolmtt: 
die Urkunde Stfismund Augusts t. 9S Tlövember 1561. Der Sttdt Arens* 
hmt trnrde dni Bft«Mke Beehi «rtlMÜt ton Blichoff Vagn«« lM9t «■< 
iMtIflgl Ttm ninisohen ESnig« F^edrich 1|, IW4. 

{**) Siehe f&r Dorpat die Urkunde Sigismund Ili t. 1 Jnnl 15S8, der 
Königin Christina T. SO Aug. 1646 8 1. Für Pernau: 'die Urkunden 8i- 
^smuttd Augustes T. SA Nor. lS6t, Stephan Baihory*s t. 7 Deeh. ISittt. 
Wigtumua 111 ▼. a ApcU. läse« KaH IX T. If A«g. ISat, OwUt AMph*i 
T. SS XoTb. 1617 «nd 14 Jall 16SI, Chrislina*» T« 99 Aag. ^Ut. Für Fal- 
Un: die Urkunde Karl IX t. 4 KoTb. 1610. Für Wenden.- die Urknnda 
Stephan Bathory's t. 7 Beeb. ISSa. Für Walk: die Urkunde desselbea 
T* I« Ml iSSA* Fär Woteart die Aw^vUoa de» iHmnMhmt nwm M 
finf OxMitieiMv«« K«t fSSft. F«r AnMhwf: di» VfkmU CMnl* 
IM*# Y. IS A»ff. i64d. 



ZWEITE ABTHEILUNG. 

VEBBASICHT DEB KECBTSQOBLLEIV ESTHLAMD'S. 



ERSTES KAPITTEL. 

J>a^ Landrecht in Esthland. 

f 

EE8TEE ABSGHHITT. 

Bit ZbIT l>Bft HsEASCHiFT DEH DImSGHElf KDRIGB UMD 

DBS Dbütschen Ohdbhs. 

L Urkunden der Däniichen Könige, der Hochmeister 

und Ordensmeüter (*). 

1. Urkunden der Dänischen Könige. 

. Die yon den Dänischen Königen zwischen den Jah-r 
ren 1238 und 1347 den YastUen in EstUand ertheUCen 
Urkunden enthalten: 1) Allgemeine Bestatigangen der 
jftechte und Besitzungen der Vasallen. 2) Bestätigung 
dfiB Rechts der Bithe (Landräthe , consiliarii terr«) 
Recht und Gericht zu üben und allendiiche Urtheile m 
IMlen, ohne darin von den Königlichen Statthaltern und 
^amten beeinträchtigt zu werden. 3) Versprechen 
EatUand nicht ^on der Dänischen Krone zu tremiea. 
4) Ausdehnung des Erbrechts im Lehen auf das weih« 



• (*) Okw«U d«r StiHMit 4cr Ntate sieh atdit m Mkr !■ BAMima 
■!• M U^Hmi s«lMad fSBMh^ so htbtti tick iöA am« fav BilkiMia 
von iknen UrkiiBd«ii erhalien: lo die BMÜtizunc dei V«l[Mtft m d«n 
Orden Ton Kaiser Ladwlf dem BaieroT. ISiSund Ten Papst Kiemeos VI 
▼. IS4S,se die pibslliehea BulleB ffir dasBisthom Bsthlaod imd heraaek 
Beval Ton Uaoeeai III t. ISfO, Grefer IX T. litft, Mariin V Y.UIS u. 
f. w.« die Bullea in Beiielianf auf den Streit iwiscken Uanemark und 
den Orden Aber Bstkland van Cngst 11 «u dan Jakren ItSl-ttSS. 
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Kctie Gesehleetit. 6) BesUli^g ies- 6ebi*Mck des 
(Walirscbeinlieh säehsischen) Landredhts (*). 

2. Urkunden der Hochmeister und 

Ordensmeister. 

Das wichligste der den Vasallen in Esthland yon den 
Hocbmeistern des Deutschen Ordens verliehenen Pri- 
vilegien, ist das Konrads von Jungingenvom Jahre 1397, 
wodurch das Erbrecht im Lehen bis aufs 5-te Glied im 
mflmklichenundweiblichen Gesehlecbte ausgedehnt war«* 
de. Dasselbe ward 1452 vom Hochmeister Ludwig von 
Erlichhausen bestätigt (**). 

Mit dein Uebergange Esthlands in den mehr unniit« 
telbaren Besitz der Livländischen Ordensmeister, wurw 
de die Verfassung und Verwaltung des Lande^ nicht 
geändert. Die von den Meistern den Vasallen in 
Esthland (der Harrisch - Wierischen Bitterschaft) er- 
iheilten Urkunden enthalten: 1) Allgemeine Bestätiguiv- 
gen aller Rechte und Privilegien der Ritterschaft« 
2) Bestätigung des Rechts der Landräthe inappellable 
Urtheile zu filllen. 3) Bestimmung der Verhältnis» 
86 der Ritterschaft zu dem Bischoffe von Revai und 
ober das gerichtliche Verfahren bei Streitigkeiten 
zwischen ihnen. 4) Befreiung der Vasallen von aUe» 
Auflagen und vom Gefängniss während eines Kriminat« 
Prozesses. 5) Bestimmungen darüber, dass die Vasal^ 
len auch bei Hochverrath vor ihrem eigenen Gerichte 
verklagt und dort gerichtet werden sollen. 6) Bestim- 
mungen über die jährlichen Sitzungen des obersten Ge- 
richts und die alle drei Jahre erfolgende Versammlung 



(*) Dl« Vrkandea Christoph I t. ISSI, GhritUph II v. tStl uad 

itaa. 

(**) Die fibrfsen Crkiindea der Hoehmeltlffir enthtltaa neüitSfwif d«r 
«Hea Prif lief i«ii und lleehl«, to wie tneh Be»tiinniiBgen Aber den 
Lehflidieati, f. B die l'rkunden Heiarieh Tafener^t ▼. 1347 «ad IBM. 
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der IfiBBlage. 7) Verofdomigeii über die Atuantwor* 
taug entlaufener Banera und die Crerichtabarkait der 
Hakenrichter bei Streitigkeiten über das Eigenthnm an 
Banem (*}. 

J7. Rechtsiücher. 
1. Das Woldemar-Erichsche Lehnrecht 

Das nnter dieser Bezeichnung bekannte Lehnrecht 
ward auf Befehl des DAnisohen Königs Erich YII im 
Jahre 1315 schriftlich abgefasst, und enthalt die Be* 
Stimmungen Woldemar II iiber die Bechte der Yasal- 
len in dem yon ihm eroberten Lande. Es diente in der 
Folge als Grundlage der Verfassung und des Rechts- 
wesens in Esthland, und hat viel Aehnlichkeit mit dem 
iltesten Bitter rechte, welches auch nach Meinung vie- 
ler Geldirten aus demselben geschöpft ist {**), so wie 
dem Vfoli mar-'Erichs^'^en Lehnrechte selbst wieder 
l^hsische Lehnreehte zu Grunde gelegen haben (***)• 
Dasselbe hat zum Gegenstande: 1) Die LehnsiuYestitur. 
S) Die Erbfolge in den Lehngntern.. 3) Bestimmungen 
in Betreff der Vormundschaft über Minderjährige» de- 
ren Alter, die Bechte und Pflichten der Vormunder. 
4) Die Ernennung durch den König eines Statthalters 
in Esthland (Hauptmann« Gapitaneus), mit d^n Bechte 
XU richten und statt seiner Bichter zu ernennen. 5) Be* 
Stimmungen aber das Gerichtsyerfahren {**^*). 



n Die ürfcandM Vengden's t. 1457, Plettenberf'f t. 1507, 150S, 
UIO, 151S, 15S5, Urfiggraei's t. 153S, Ton der Recke*! t. 1550, Galen*! 
?. 155S, rantenberg*! t. 155S, Eettler*f t. 155S. 

l**) BSBftt p. 11. 

(***) Bniif • p. 14. 

(****) Dm W«l4«aiar-Brichfsae;Lelianc1itifl «bgedracklirshltB: vaa 
Sckvatli in dM Nratn NordiMhea HiMeUes T wid YI p. 157-175 oad 
i«a Swwt la aslaer AMfabe dei BaiaUttdlscheii Eittermad Laadre ehU 
». 5S-U. Um Orlgloal ImI aleli nicU (etaadso; dis ilt«fto Abicteift 
Ullai S!f. MkßB Basht tailuUsB. 



a. Dat Rotbe Bneb. 

Alle ?on den Dlnischeii Königen, den Bitehöffen von 
Reral, den Hocluneistern und Ordensmeistern der Rit- 
tersehaft ertheilten Urkunden und Pririlegien (so z. B. 
mch das Woldemar-Erichsche Lehnrecht) finden sich, 
zugleich mit Auszügen aus dem Longobardischen Lehn- 
rechte, Beschlössen allgemeiner LivlAndischer Landta- 
ge und Beschlüssen der Ritterschaft Ton Harrien und 
Wierlandy gesammelt im sogenannten Rolhen Buche* 
Es erhielt diese Bezeichnung durch seinen rothen Ein» 
band, wurde aber friiher das «Richtbuch» genannt, weil 
seinem Inhalte gemäss Recht gesprochen wurde. Diese 
Sammlung wurde tou dem Sekretair der Ritterschaft, 
Wolfgang Scheffel, unter der Regierung des Ordens- 
meisters Brüggenei, auf Befehl der Landrftthe von 
Harrien und Wierland yeranstaltet. Scheffel trug hier 
alle Urkunden in Niedersfichsischer Hundart ein, theib 
nach den Originalen, theils aus dem Lateinischen in 
dieselbe übersetzend, --^ und yerfasste am 4 September 
1546 eine Vorrede dazu, in welcher er die Yeranlas* 
Song und die Geschichte dieser Sanamlung erzählt (*)• 

Das Rotke Buch ist nie gedruckt, wenn auch yiele Ur* 
kimden aus demselben durch den Druck bekannt ge« 
worden. Das Original wird im Archire der Esthlttndi- 
schen Ritterschaft in ReTal aufbewahrt« Es diente lan* 

ge als Grundlage der Rechte und Priyilegien derselben, 
und wurde in der Folge die Hauptquelle für das zur 
Schwedischen Zeit abgefasste Ritter-und Landrecht. 

3. Rechtsbücher für das Gerichtsverfahren. 

Fabri's Formulare procuratarum ist ausdrücklich 
auch zum Resten der Gerichte in Harrien und Wierland 
▼erfasst, wie aus der Plattdeutschen Aufschrift und 



C) Buas« p. SO VDdMs. 
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auch dem Inhalte desdelbeü hertörgfäht. Ausserdcnl* 
aber fiadeo sich noch in dea meisten vollstindi^en Ab- 
ichriften der Esthländbchen Rechte und Pmil^ien^ 
wie dergleichen viele noch sich erhalten haben« Segeln 
über das mannrichterliche Verfahren« namentlich in 
Gxenzsachcn. 

4. Bechtsbestimmangen für die Batiern. 

l)al Livische Bauerrecht war auch in Esthland ^Ibst 
ZQ IMtti^hel^ Zeit in Wirksamkeit« wie denn anch die 
Esthländischen Abschriflen, die älteste im Bothen Bu- 
che, sich nur in wenigen Punkten Von den Livlahdischeti 
etitfemen. Das Wiecksche Bauerrecht hat wahrschein- 
lich auch Gellung in den übrigen Theilen Esthlands 
gehabt (•). 

///• Bachlütse der Landtage und Manntage, Verträg% 

Schon zur Zeit der Dänischen Herrschaft stand der 
Dänische Antheil Esthlands (Harrien und Wierlaiid) in 
enger Verbindung mit dem übrigen Liylande« was seit 
der Abtretung jener Landschäften » den Deutschen 
Orden in noch höherem Grade der Fall ward. Daher 
kam es, dass Deputirte der Vasallen yon Harrien und 
Wierland« gleich seit dem ersten Beginn der allgemei- 
nen Landtage« ad denBerathungen und Beschlussnahmea 
derselben Theil nahmen« und dass solche Beschlüsse 
auch für Esthland Geltung hatten, wenn die Aus- 
nahme nicht ausdrucklich festgestellt war (**). Auch in 

(*) DftMelbe kann 'mit WahrscheinlichMt wohl von dam f an»B 
Wieek-OoMlek«! Lehnrcchte, so wie ton den LiTlindltchen Ritterrecä* 
IMI« nanentlich dem «mg earbelteCen« anfenammen werden« d. h. dnan 
sie ala YerToUitfindlfiuif der eigenihüm liehen Rechte in Anwendnnf 
gebracht wurden. 

{**) Vergleiche den ins Rethe Bach eingetragenen Befchluia lu W«l- 
mar ? . IMI. 
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EMhland hatten die Beichliksse der MamiUige, auter Zu- 
rtimmqng oder Milwbkuiig derOrdemmeister« Gesetzes- 
kraft und einige floleher Bestimnrangen haben in der 
Folge bei d^r Abfassung des Ritter-nnd Landreohts ab 
Grundlage gedient (*). Einfluss anf die Gestaltung des 
Rechtswesens hatten endlich auch verschiedene YertrAge 
der Ritlerschaft (**), so wie die in den Gerichtsproto« 
koUen enlhahenen Statuten und Gewohnheiten (**'). 

XWEITEA ABSCHHITT* 

Dn laM Mn ScBWBDiicmni Hbbhschavt in Esthlaio». 

/. Die Sehwediichen Gesttxe^ 

Ab Esthland im Jahre 1561 sich der Krone Schwen- 
den unterwarf, liess Erich XIY den Esthlandischen Adel, 
wie früher erwähnt worden, vermöge der Bestätigung»* 
Urkunde vom 2 Aug. 1561, bei dessen eigenthümlichen 
Gesetzen und alten Gewohnheiten. Indessen forderte er 
die Bitterschaft auf« ihm im Originale oder in beglau- 
bigter Abschrift die Privilegien voit^zulegen, auf welche 
sie sich so oft berufe {****). Es ist nicht bekannt, ob die 
Esthländische Ritterschaft den Wunsch des Königs er- 
füllte; gewbs ist aber, dass seine Nachfolger Johann III, 



(*) Z. B. In Betiehantf auf CiUtloB, VerpfSiidtiiif n. s. w. l>«r IlUtta 
BeielilMt, der deoi KSaige tob nSaonitrk rar BMlättgaiif v«rsel«f t 
vM, Ut TOD ItM wid befiehl sieh auf die VerhilinlMe tum Btoelieiri 
TBB Berti (ArehiT f&r Gesehichie u. t. w. I p. S77 N* i). Von iDteresse 
ifll aneh ein anderer ?om Jahre 1306, Über das Sirafterfahren, seinem 
gBttien Inhalte nath angegeben bei HtvUfeld In aeiner Binisehen i hro« 
■Ih f. BIS, SIS. 

(* *) So die VerlrSge mit dem Bisehoffe Ton Beral über den Zehnten t. 
ISMB und llSi, ftber das geistliehe Gericht t. li9S, mit den Landrathen 
aber Oerlehtaordnnag und Verfahren t. f $3S, mtl dem BUehoih ton 
OomI aber Anaantirortang der enilanfoBon Banem t. Ift54. 

(***) B« Ilteste noch Torhandene BrotokoU Isl ▼on Jahre USS, and 
spiler Tlelfaeh als Qaelle benntsl worden. 
(*-**) Besolution Brioh XIV ? . S September tSSS pkl S. 

10 
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and Sigisminid, die alten Reehtet die GerlohtsrerfaMuig 
und Pririlegieii derselben besiäügten, der erttere sie 
aneh auf die nnnmehr yereinigten yier LandBcbaflen 
EslUand's ausdehirte. Im Jahre 1600 schlug Herzog 
Karl Ton Sudermannland den Deputirten des Adels 
Tor» die Schwedischen Landrechte anzunehmen. Die 
Deputirten wiesen den Antrag zurück; der Herzog be« 
stand aber darauf, dass sie wenigstens darauf eingehen 
möchten, den Schwedischen Gesetzen die Wirkung ei- 
nes Hulfsrechts zu geben (*}• Der Adel seinerseits wie* 
derholte indessen die Bitte, seine alten Rechte und Ge- 
wohnheiten zu bestätigen und in ihrer yollen Kraft zu 
belassen (**)• Der Herzog entschloss sich nunmehr am 
3 September 1600 eine Tollständige Bestätigung der 
allen Rechte und Einrichtungen in Grundlage der yon 
ihm bepriiften Original-Urkunden zu ertbeilen, und die 
Kriegsrerhaltnisse jener Zeit machten allen Erörterun- 
gen zwischen dem Herzoge und dem Adel ein Ende. 

Gustav Adolph beabsichtigte, gleich seinem Yater, 
die bürgerlichen Gesetze und das Gerichtsyerfahren in 
Eslhland in Ordnung zu bringen {***). Allein er konnte 
nicht zur Ausfuhrung schreiten, weil er bald darauf 
sich nach Deutschland begab und dort am dreissigjah- 
rigen Kriege Theii nahm. In der Folge entschloss sich 
zwar Karl XL wie in Liyland, so auch in Esthland die 
Schwedischen biirgerlichen Gesetze einzuführen, aber 
es kam der Plan zu dem beabsichtigten allgemeinen 
Schwedischen Gesetzbuche nicht in Ausfuhrung. Kaum 
behielten selbst die ausdrücklich für Esthland erlasse- 



(*) Dl« toa dem Herzoge tob SadermMBltad den DepatirCen der 
Efthlindischen RlUerseheß Tergeleffteft Funkle T.aOAiisas(lfiOOpkjl.a. 

(**) Antwort der Depatirtea der Esthlindisehen MttertdMn «if 
diese Punkte, auch ▼. SO Ang. 1600. 

{'**; Resolution GusttT Adolpk^a t. Si RoTettker IdSS. 
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BMI oder auf diese ProTin auflgedehnteii Verordmm* 
g«i deseOMi Wiriuemkeit, und aneh das nur» gleieh 
wie ia Livland, mehr als Ton der Gericlitspraxis in 
Anwendung gebrachtes Gewohnheitsrecht. Ton solclien 
Schwedischen, fnr Estfaland gegebenen oder daselbst 
ia Anwendung gebrachten, Yerordnungen wrurde noch 
im Jahre 1777 eine Sammlung in Deutscher Sprache 
Tsranstaltet, unter dem Titel: «Auswahl derer wich« 
tigiten in denen Landes- und Stadtgerichten des Her- 
zogthums Esthlend auch noch jetzt geltenden Königlich 
Schwedischen Yerordnungen. Reval. » Von den daselbst 
enthaltenen Yerordnungen, die meist auch in den Li?« 
ländischen Sammlungen sich finden, sind die wichtig- 
Sien: die Gerichtsordinanz y. 1614, der Gerichtsprosess 
Toa 1615, die Strafordnung von 1653, das Plakat wegen 
BeTision in Justixsachen yon 1662 und 1682, die allge- 
meinen Schrägen Ton 1669, die ExekutionsYcrordnun- 
gte von 1669, 1681, 1685, das WechselrDcht yon 1671 , 
das Priesterpriyilegium yon 1675, das Plakat w^en 
Kindermord yon 1684, diei Testamentsstadga yon 1686, 
die Dneilplakate yon 1682 u. s. w., die Stadga wegen 
neu aofgef andener Beweise yon 1692, die Stadga zur 
Verkürzung der Prozesse yon 1694 u. s, w., über 
Kirchenbusse yon 1698, iiber Flachen und Schworen 
Ton 1687 u« a. m» 

IL DU R9cki$iüeker nmd GmizhOchr xwr Zeit der 

Sehtedüeh^n Htmekaft* 

1) Des Fftrstenthums Esthen Ritterrechte. 
I)as Bothe Buch (Richtbuch), welches seit dem Jahre 

1546 in Esthland in den Gerichten gebraucht worden, 
war ab blosse Sammlung yon Urkunden und Rechts- 
I^cstinmiungen schon an sich unyollkommen. Es musste 
sber dieser Mangel mit der Zeit immer fahlbarer wer- * 
<leB, schon weil die Quellen des geltenden Rechts sich 



1 
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8t«t» Termehiicn, die Bekan&tocbaft mil den dürek Qe^ 
liohto-Praxis and Gewohnheit fesigegiolllen GniBdsfttr 
i«n immer schwieriger wurde, und ziigleieh die NoA« 
wendigkeit der Reehtskemiüiiss sich steigerte. Diese 
Ursachen Termochten den, im Jahre 1593 als Bitter- 
sohaftssekretair in E^thland angestellten, Mauritius 
Brandis» entweder aus eigenem Antriebe oder im Auf- 
trage der LandrSthe, eine systematische Zusammen- 
stellung aller noch gulligen Rechtsbestimmungen anzu- 
fertigen» die sich in den verschiedenen alten Bechtsbu- 
chern, Urkunden, Bdsoiutionen und Pririlegien zer- 
streut fanden, und sie mit den durch die Gerichtspra- 
xis eingeführten Regeln zu ycrvoUsUlndigen. Cm das 
jabr 1600 scheint diese Arbeit beendet worden zu sein 
lind ist unter dem Titel: «Bitterrechte des Fnrstentfaums 
Esthen » bekannt. Sie ist auch dadurch interressant , dass in 
derselben der Verfasser sich oft auf das umgearbeitete 
Bilterrecht bezieht und angibt, dass in den nicht durch 
die Privilegien (d. h. die alten Bechte und Ordnungen 
des Landes) zu entscheidenden Fragen auch nach den 
Kaiser-Rechten (d. b. dem Bomischen Bechte) entschi^ 
den werden solle (Buoh II vti. XYI lex 4). Es findet 
sich keine Nachweisong darüber, ob dieses Rechtsbuch 
vom den Landrflthen und der Bitterschaft approbirt oder 
gar der Schwedischen Begierung zur Bestätigung ror- 
gelegt worden; letzteres scheint jedenfalls nicht wahr- 
scheinlich. Soviel ist aber gewiss, dass dasselbe seit 
dem Anfange des XVII Jahrbunderts den Gerichten 
ab Biohlschnur gedient hat, woher es den aueh-ia 
mehreren Abschriften sich bis jetit erballen hat. Es 
zerftdlt in zwei Hauplabtheilungen, von denen die er- 
ste in 9 Kapiteln von der Gerichts- und Landefra^ 
fassong, die andere in 50 Kapitefai von den Bechtea 
des Adels und der Bauern, von dem Privair nnd Kri- 
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ainalreokte and dem Yeriaii^eii handelt: Nach der Ab- 
fuBiing des Büler-Uttd Laadreohts iratdaiielbe ntlar* 
lieh gani in den Hinlergmnd« Auch ist es erst im Jah* 
le 1842 (nach der Handsehriil im Archive der EsthUtah* 
dischen Kitterschaß) Ton dem Esthlünditchen Gonrerr 
asmentsproluireur Panoker in Drnek gegeben vtit«? 
dea, als Thefl der von ihm henuagtfebenen CoUeoti^ 
atei desM. Brandis, die aasser dem Bilterrechte noch 
■efarera Urkunden« Ansage ans den Protokollen jet 
aer SmI^ luid eine reicha Prftjodikalfinsanunlung ent-» 
hilteikn. 

2) Das Rilter-nnd Landrecht. 

' P0e gi»f en da« Eßi^ des XYI ^Uurbnnderts das ßf^ 
(He Bach oitdiLmell^ den ^nfordjerupgusn, entsprochen, 
10 pnmste df es gegen die WUß des XYU Mirhiuidertf 
ski^so mi^ dem Rectipbnfybe des Brandiff ^tv FaH a^ 
Bennkiditacr Feprfoda verbreilnle Rieb, das Studium 
desBeeMa. tiwbMpt ti94.BWiaiidvl^ dfi 99mi|Kbe9 
iamct aK(br«.1v«lcb«iitetMei^ dpn^ffi.d^P Aeeb^attr 
iMlten der PifaklttAr idel Oslw^^i^M .npiUMwame^ 
üAerwiefpoaid.iinrdo» I olMhsb es iJlaB#byif;kn'XY ^»4 
XXI Mn-iHwiMrtf . fottihwa g^MMMiwlcpk.wgM 
JaAnirendqiigg«bfW^t.Yr«r4 R**wy {UiiHttt»4 .^•WN- 
km. di^'E^IMiacbpa lai^rtMb^» 4^|t danalfgp^ fi^^ 
liittonsrath ^jfd; ersten A^assotr des Bm^ericfi^ Pb^ 
%i Kruse (ii) der Folge unter deni Namen Kryseor 
üiern ^.den.Adcl erhoben) .yu b«au{ltra|c;n,. ein qef^ 
Geißtcbiicb fns den Landesgesetzen und Gpewohnheiten 
xa Terfassefi. ^ruse beendigle mit Hülfe, des Sekxsstairs 
der Bitterscfaaft» Kaspar Meier genannt Rosenstock, 
die ihm auferlegte Arbeit noch vor dem Jahre 1650. 



n M«C«UMUM«»tle«ebfiar««fci^ta SMlMdi IllStf ItaiiMMa» 
uUfMtaiuUf««. 
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Dieses Gesettbuch, bekannt unter dem Titel: «des 
Herzogtums Estben Ritter*mid Lmdrecbt» — Mrfiüll in 
secbs Biicber: 1) Vom Landgericbte» geriefatlichen Pro^ 
eesse und was demselben angehürig (36 Titel). 8) Von 
Ebesacben und Vormundscbaflen (14 Titel). 31) VonXe- 
atamcnteUy Legaten oder Gesobiften, Ecbscbaften und 
Brbgang, Donadonen und GescbedLen (17 Titel). 4) Vor 
Kontrakten, Besite, Eigenihum, Geirebr ondYerjihr 
nmg (92 Titel). 5) Von peinHcbea Sacben, Infurien^ 
Gewalt^ ragefagtem Sobaden, Sirafat uiid Bussen (4S 
Titel). 6) Des Fürstentbums Estben Polizei- und Lau- 
desordnung {7 Titel) (*), . 

Das RiUer - und Landrecbt zeicbnet sieb dadurch 
atiK, dass fast unter jedem Artikel die QueHcn an- 
gegeben sind aus ^ eTcben dVisselbe zusambengesteRl 
irorden (*"). ^Dieser Quellen sind: I. Die Heilige 
Sebrift.-^ll. Dte'Becbte vid Oesetee des Ostseege- 
biets, welehid di^HaüpIijuefie bilSeif. Htetfter ge- 
boren: i)'Das> Leftnreobt der DUtilsei^ Könige Wo(- 
demar fi uiidfEri^b VII vom Jabre 1315 oder das ao- 
getlaonte WoMeinWrlÜ'ldRcIre LOäk^Ai. S) Das Lir- 
hlnliscKe LaädiN»eUt, d^b.'das umgtarbeitete Livlfti- 
disehe • WlletwMMi 9) Das Ina LiiFiMMim aeriplonu 
■lerrihti<r' %st äef W D^rifd Afllfcbeit ausgearbeitete 
Entwurf eines Landt-eebts tkt Livlimd tu rerstehen. 
4) Das Livlänidiscbe bitierreefat, iromit bier aber aur 
dks ton Fabri yerfässte Formulare pnk^uratorum be*- 
zeScbnet wird. S) Das Wieck- Oeselscbe Lebnreebl. 
6) Urkunden der Däniscben und Scbwedlseben KOnigOp 
derBischdffe, Hocb-und Ordensmeister. 7) Landtegsbe- 



(*) Verflelehe Bange p. 89-143. 

(**} Bbatt M cetc&laM ditt U tf«m MeekUbueke tm BrAiidli, te w«h 
j«aa «ftaatlM Prtiwds «• t. v« «aialuft fimaclM «M» wttaiift a«r 
Nirefrad« Artikel eataonmMi wwdea. 
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schlösse, sowohl allgemeiM LWIliidische ab besondere 
EsChländische. — ^III. Gerichtsgewohnheiten. Von den Ge- 
richtsprotokoUen, deren sich eine Menge noch' jetit im 
Arehiye der EsthlSndischen Bitterschaft findet, sind be- 
sonders bemerkenswertb: l)da8 alte, das braune und das 
schmale Protokoll, die ihren Namen von der Zeit ihrer 
Abfassung, ihrem Einbände und Formate erhalten ha- 
beo. 2) Die Protokolle des M. Brandis, welche sich 
tarn Tbeil in seinen CoUectaneen aufgenommen finden. 
^-IV. Die Hülfsrechte. Hierher geboren: 1) Das Justi- 
nianeische BOmische Becht und insbesondere die Dige- 
sten. Der grOsste Tfaeil des vierten Bachs im Bi(ter-end 
Landrechte, über die Yert)rfige, ist demBömisobenBech- 
te entnommen. 2) Das Kanonische Becht 3) Das Deut- 
sche Becht, und namentlich das SAchsische Becht, so 
wie auch verschiedene Beichsgeselze, insbesondere die 
Beichsabschiede von 1500, 1548, 1577^ die Kammer- 
gerichtsordnung von 1555 und die Halsgerichtsord- 
nnng KarlY. — ^V. Die Schriften verffchiedener Juristen. 
Viele Artikel des Esthlandischen Bitter-und Landrechts, 
namentlich im lY und Y Buche, sind gestütxt durch Ci- 
täte aus gegen 42 Schriften verschiedener Jurisien, de- 
ren Namen zum Theil wenig bekannt, während die Hin- 
weisungen auf sie Un und wieder unrichtig, zuweilen 
selbst dunkel sind. 

3) Gesetzeskraft und Wirksamkeit desBitler- 
nnd Landrechts zur Zeil* der Schwedischen 

Herrschaft« 

Das Bitlar-und Landrecht wurde vorläufig von den 
Landrälhen und Deputirlen der Bilterschaft durchgese- 
hen und gut geheissen (*), darauf aber am 11 Novem- 

(*) Siehe du EithlündiseheRiUer-OBdUndrechtBueliVJIieilXLVIlI 

«n.i. 
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ber 1650, der Königin Christina mit der Biile überge» 
bcn, dasselbe zom allgemeinen Gebrauche dmckeii las- 
sen an dfirfen. Hierauf erfolgie die königliche Resolut 
tion vom 17 ißmMr 1651« in deren ^tem Punkte gessgt 
ist: «dies kann nicht eher entschieden werden, als bis 
das Gesetdiuch darcl^esehen und mit den Originalprir 
vilegien, Urkunden und anderen Dokumenten, aus denen 
es zusammengestellt ist, Yerglichen worden und es sich 
geseift haben wirdf dass die Bestätigung desselben ohne 
BeeintrSehligung der höchsten Gewalt und anderer Per» 
sonen statt haben kann.» Indessen wurde in 40 Jahren 
nicht SU einer solchen Durchsicht des Textes und Ye- 
rificirung der Quellen gcschriitan. Im Gegentbeil wur- 
de in der Resolution der Regentin Hedwig Eleonore, 
Yom 80 Juli 1663, den Deputirten der EsthlSndischen 
Ritlerschaft zur Pflicht gemacht, bei ihrer R&ckkehr 
n^ich Esthland, eine neue Zusammenstellung der Priifi- 
legien zu veranstalten und dieselbe zur Durchsicht durch 
den Gouverneur, und zur königlichen Bestätigung vor-' 
spstellen* 

*Auf die mehrfach wiederhohen Bemühungen der 
Estbländischen Ritterschaft um Bestätigung, befahl in 
der Folge. Karl XI im Jahr 1690 eine Kommission, un- 
ter Vorsitz des Generalgottvemeurs, ans den LandrSthen 
und anderen der provinziellen Gesetze und Gewohnhei- 
ten kundigen Leute, so wie aus vom Generalgouverncur 
zu ernennenden Beamten, zusammenzusetzen. Dieser 
Komm isslon wurde vorgeschrieben, das von Krusaastiem 
ausgcarbeiCete Gesetzbuch durchzusehen, und dasselbe 
sowohl mit den Sitern, als den neuem von Konigen, 
Hochmeistern und Ordensmeistem erlassenen Gesetxeii 
zu vergleichen, so wie auch mit den Gerichl^go- 
bräuchen und Gewohnheiten, dann aber ihre Bemer- 
kungen und Ansichten der königlichen HajestSt zu 
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aUesdlieber Dorclisieht und BesUtigiing ra «ntcr« 
iegea« Von den BcschüfUgiingeo dieser KommiBBt« 
OD bt Biohb bekannt geworden; allein die in AuMioht 
geiCellte Beprufnng undVergleichong hat» wicea aehelnti 
nicht SUtt gehabt, da in der Resolution Karl XII« 
Tom 87 Jannar 1699 (pkt. 3) bestimmt ist, dass das fr&» 
here Projekt einesGesetzbucbsi da dasselbe vonNieman^ 
dem durcbgesehn ond veriicirt worden, nicbt die Kraft 
eines allgemeinen Gesetzes haben soUei ausser in deip 
Artikeln, welche mit den Privilegien und dem Lehn- 
recbte übereinstimmen. 

Obwohl somit das Ton Krusenstiem abgefasste, und 
unter dem Namen des Ritter-und Landrechts bekannte, 
Esfhlündische Gesetzbuch zur Zeit der Schwedischen 
Herrschaft nicht bestätigt worden, so begann die Esth- 
ISmIischo Ritterschaft doch bald dasselbe in ihren Ge- 
richtsbehörden in Anwendung zu bringeo. Die Schwadi« 
sehe Regicrnng, mit Kriegtühren beschäftigt, Hess die- 
sen Umstand aus den Augen, und so wurde das Werk 
Krnscnsticms allmählich fast die allein g&itige Onelie 

■ 

des Esthlttndiscben Landrechts, und erhielt durch unnn- 
tcrbrochcnen Gebrauch während 150 Jahren Gesetzes^ 

kraft (•). 

///. Andere Rechtsbesttmmnngen. 

Ausser den von der Schwedischen Regierung in 
Stockholm erlassenen Gesetzen und Verordnungen, so 
^ie den inEslhland selbst ye^fassten Gesetzbüchern, gab 
OS in dieser Periode noch zwei auch für die Folgezeit 
wichtige Rccbtsquellen f&r diese Provinz. Dies sind: 
l)die für die Gerichtsordnung massgebenden Oberland- 
gerichtskonstitutionen, die Yon dem Gcneralgouvernenr 

(*) C«brifeM iti dasfolb« auch, tU b«i der Untorwerfunf tob P«(er 
demGrostea OMi »adem Si«i«lea, Prifilef Ua luid a«€hl€ttb««t*üfl, 
ftoitttclMa. 
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(alt Presidenten des OberlandgerichCs) und den Land- 
rMhen erlassen wurden» wie t. B. die emenerte Ober- 
hmdgerichtskonstitution von 1691, die Mamigerichts^ 
Ordnungen Ton 1648, 1653 und 1664; 2) die BescUfi»* 
se der Landtage, die zum Theil auch auf das Gerichts- 
wesen, insbesondere aber auf die innere Ordnung des 
Landes ron grossem Einfluss waren, z. B. die Be- 
schlüsse Yon Wosel (*)t. 1595 und 15979---die emeuer* 
te Landesordnnng von 1645, u. a« m* 



ZWEITES KAPITTEL. 

Die Stadirechte in Esthland. 

EE8TE ABTHEILVHG- 

Das IfoiDTaECDT Rbtal's. 

L Die Zeit der Herrschaft Dänemarks und des Ordens* 

1. Urkunden. 
Die Stadt BeTal, im Jahre 1219 Ton Woldemar II 
begründet, anerkannte die Herrschaff der Dänischen 
Könige bis 1347» und erhielt von ihnen ihre ersten 
BechUbestimmungen und Privilegien. Der Inhalt der 
Yon den Dänischen Ktoigen der Stadt Beval ertheilteo 
Urkunden bezieht sich auf: 1) Verleihung der Gesetze 
und Bechte Lübeck's an die Bürger Bevals. 2} Zuwei* 
sung Yon Gemeinweiden. 3) Bestimmung der Bechte 
der Burger in Beziehung auf den Handel. 4) Fest- 
Stellung der Gerichtsgewalt des Baths, — 5) des Münz- 
rechts, — 6) des Episkopalrcchts {*) u. s. w. 



(*) WoMl iit ein Dorf nieht weit i#n Revtl. 

(*) Di« Urkunden Brick T, ▼. 1148, Clffisto^li I. f. iU& u. 11S7, 
Erick VI. T. 1S65, 1S79 n. 1)79, Kttfairetn*! t. tSSft, ISM, 1S7S, ItTt 
a. fSSl, Erick VII t. ISSS «. 1SS7, CkrlAspk II T. ISSt, Wotaasar 111 
▼• tUi «. ISiS. 



155 

Bei dem Uel^ergmgü der Stadt Btr9i imter die Herr- 
lehaft des Deuteelien Ordens, inirden alle dieaer Stadt 
ertheilten Urkmiden dem Hochmeiater Tnaemer rorge- 
fegt und TOtt ihm 1347 einer allgemeinen BeatMigiing 
gewürdigt. Die in der Folge von den HoclmieiaCeni 
niid Ordensfneistefti der Stadt Beral TerlielieDea Ur* 
kmiden enthaKen iii sich: 1) allgemeine Bestatignng al* 
fer den B&rgern Bevals gehörenden Keehle. 2) Grens» 
hestimmtmgender Städtischen LSndereien. 3} Das Becht 
der Stadt das Wappen des Ordens auf ihre Münzen tu 
setzen ; 4) die Erlauhniss eine eigene Stadlschnle unab- 
hüDgig Ton der bei der Kathedrale (der Domschnle) ra 
errichten; S) die Entscheidung^ einiger zwischen der 
grossen und den beiden kleineren Gilden erwachaeaen 
Streiligkellen (*). 

2. Das Liibische Becht. 

Bald nacJi der GriinduQg der Stadt Beyal kam das 
Lübisehe Beoht daselbst in Gebrauch, und im Jahre 
ia48beatfitigle Kteig Erich V die yon WoMemarll der 
Stadt TeiMahenm PrivU^^en nnd eitheilte ihr inabe«- 
sendete die Freiheit, sich des Bechta der Stadt Uibeck 
fn bedienen (**)• In der Folge irurde diese Freiheit von 
seinen Nachfolgen! mehr als einmal bestätigt, mit Ana* 
dehnung derselben auf alle sowohl weltlichen als geistli- 
chen Sachen f **). Unter dem Lübischen Becht werden, 
in den Urkunden der Dänischen Könige, nicht blos die 
Bechte und Immunitäten der Büiger Lübecks in Bezie- 
hung auf die Verfassung und Verwaltung der Stadt Ter- 



{*) Dto UrkvndMi OofTÜi TOn Heiike*i t. 134S, FrlMrthftim'f. T. 
tnu T^rtk'» T. IMS, 46t ■•tlpetotert SrUckhinMi T. US9, PltttM- 
toif '• U18, Iftl« n. ISaS, MkSfn«r» v. ISSS, tsb 4«r leskt'l f. tül, 
UtlM't T. lisa, FantMkcrTi ▼• tssa, Kstttor*« t. IftSt. 
r*) aitke dleVrliude Srisfe T ▼. IS Hui IMS. 
("*} Ttrstolcke die Crkvndra CMü«»» I t.tes,lf«fmla*i t. tps^ 



slMi^en Ußi bhethwpi die Standesrechle, Mndera anch 
die l^orgerlioliea und peinlidistt Q^teiif* Ab Beweb 
bierfair dieat« daw der Dmieqbe . König Cbriiioph I 
▼om Lobeoker MagMirat für Re?al eiae Ahachrift der 
Lubiiobeji bfirfarUcilMi und yeipIfelMyi Creaetie, ap wie 
dea Gericktsverlahreu» floh erbat« Im jähre 1357 er* 
bielt er einen aoloben Codes:» irelcber in der am Ende 
abgebrochewn Handachrift 103 Ajrtik^l entbüt* Diieser 
AJiachrift geht eine Urkunde vorans, in welcher der 
König der Stadt Her al finrscbrie^, ai^k in allen wekli- 
eben und geistlichen Sachen nach diesen Gesetzen an 
eichten. Im Jahre 1282 übersandte der Bath der Stadt 
Liibeck, auf BUte König £ricb YI qnd ffer Stadt BeTal, 
letaterer ei99 neue vermehrte in 167 Artikeln bestehende 
Handschrift ihres Rechts in Niedersächaiscber Mupdart, 
in welche später bei der Unterwerfang unter den Orden 
(1347) auch die erste Abschrift übersetzt wurde {*). 
Hierbei ist noch tu bemerken, dass der Rath voh Lü- 
beck für die im Revalschen Rathe rerhandeitcn Sachen 
den Oberhof bildete, tmd dass letzerer, siah naoh dem 
L&bischen Rechte richtend, oft sich mit Anfimgieli an 
den eraleren wähdte. Daher wurden die im Lübedk ata« 
tutarisch beliebten Zustttze cum Sladirechte meiat auab 
in Reval angenommen, wo dergleichen auch selbst ge« 
macht wurden, was aus dem autonomisehen Reofcta dea 
Magistrats sich erklftrt. 

3. Die Willkühren und die Bauersprache 

(Bursprake). 

' Cben so wie in Lübeck, hatte auch in Beval der Ralli 

das Recht, Verordnungen in Bezug auf die Innere Ord- 

t*) mo Orlfinal« dt^ser befdea AbMMftMi aet LSkUciMinMlito ▼•« 
«litt tf. f asav weldie SbrifeM aueh BMifttioiiagfta fibtr die ataünw««. 
fastanf 6oihaltaB,irerd«ii.faii Afclilf • <Im a^valaabaa 9iM§ «tfbewahn 
oDd aiad im Jahre ISi» fe» Banfe« iai eaMep TMIa det Qaellea dea 
it^ßn mrtiNmtj ia niaalt feieren werdea. 
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Mng nnd Polttci ra crlaswn, die unter dem Namen 
tm WiHkfihreD bekamt gOmackl wurden. Von dleflen 
md mehrere auch noch bis auf uns gekommen (*)« 
Eine sogenannte Bursprake findet sich {n Betal gleich 
wie in Riga, und wurde auch dort jährlich den Teraam« 
meHen Bürgern rerlesen, ein Gebrauch der bstf jetst 
fortdauert. Die älteste bekannle, bis auf uns gekomase« 
ae, Abfassung scheint aus der Mitte des XIV Jahrhiin- 
derts, und enthält gleich allen späteren Redaktionen 
allgemeine polizeiliche Yorsohrifltjen (**)• 

4. Die Schrägen der Gilden und Zünfte. 
Yon diesen, so wie den Yerträgen des Ra(hs mit den 
Gilden und dieser unter sich, endlich auch den Ge^ 
richtprotokollen, gilt das in dieser Beziehung von der 
Stadt Riga gesagte. 

U. Die Zeit der Schwedischen Herr$chafi» 
Das Recht der Stadt Rcval sich des Lübiscben Rechts 
in bedienen, wurde yon der Schwedischen Regierung 
anerkannt und bestätigt. König Johann III gestattete 
überdies den Burgern Reyals(am 11 Febr. 1570) auch' 
den Gebranch des gemeinen Kaiserlichen Rechts« d. 
h. des Romischen oder wohl eigentlich des gemeinen 

RechU (•••). 

— ' ^—1 ^1— i«— ^— — ^ 

('} Ue hitk%T Mifl«ftiiitftii«Ji WillUhrw, AOi dam XIV u. XY i«hr« 
liiaderte, sind abg adniclU im Ar«lüve für ^«tchiclile 1i. i. ir« II p. S3. 
Ue vichiigsie uad bis jeUi in Geiioog stehaDde ist Aber die sogenann- 
ie «Ordnung des Ralhs», in einer späteren lledaktion abgedruckt in 
den Quellen des RoTaler Siadtrecbts I p. tii. 

(**) Die älteste Redaktion, ungerihr Tom Jahre' tSOO, ist abgedruckt 
in ArebiTe fttr Geschichte u. s. w. 11 p. Si. Eine spitere, ungefUir 
vem Jahre liOO, eben dart II p. SS. Die Redaktion ton ISSO Sndet sich 
it den Qaallas aes Renaler BUdtrechts 1 p. SSS, die vm ISOS eben dort 
1 p. S40. 

{***) Dia Urkunde König Johann III t. f 1 Fabr. ibIO: Zweitens wird 
ihnen (den Bewohnern der Stadt Reval) gestattet» in den Gerichten sich 
Bach dem gemeinen Kaiserlicha%Recht tu halten, sowohl in peinlichen 
Sachen, als In denen Ton Vertragen, wie dies ? on Alters bei ihnen CiO- 
hraach gewesen. Urkunde Karl Xi t. 18 Septemter 1675. 
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Das» nach seiner letden Berisiom im Jebre 1586, in 
der SudI ReY«l geltende Lübisoha Beeht besteht ans 
seclu Bachern« Das erste enthalt das Personeny-Fami- 
lien-nnd Sachai Becht; das zweite das Erbrecht; das 
dritte das Obligationenrecht; das Tierte das peinliche 
Becht; das funfie den Prozess; das sechste das See* 
recht n. 

Ausserdem erliess auch der Beralsche Bath ron sich 
ans, nach dem damab allen sUfdtischen Magistraten zu- 
stehenden Bechte der Antonomie, yerschiedene Ord« 
nungen, die obschon meist yon der Schwedischen Be- 
gienmg nie bestätigt, örtliche Gesetzeskraft erhielten. 
Hierher gehören: 1) die Obergerichta-Ordnong ans dem 
XYII Jahrhunderte; 2) die Advokaten-Ordnung Ton 
1687; 3} die Waisengerichts-Ordnung yon 1694; 4) die 
Konkurs-Ordnung yon 1706; 5) die Strassen-und Han- 
dels-Ordnung {**) yon 1679 u. a. m. 

Die Bewohner des oberen Theils der Stadt oder des 
sogenannten Doms, waren nicht der Wirksamkeit des 
Lübischen Bcchts, noch den Ordnungen des Revalschen 
Baths unterworfen, sondern bedienten sich der Land- 
rechte. 



(*} Bm Lfibiselie Beehl nach der HaTliion Ton 158S üt tbffednikt im 
des Queilmi des Revtler SudreeMt I, p. ISS— 90t. Auter dieMB 8t«- 
toteiiy sind «ach noch andere, elf enUIch fftr die HaneesISdle im Allgo* 
neineo oder für Lflbeck insbesondere erlassene, Gesetse lind Ordnan^ ea 
durch die Cewolinheit In KcTal reciplrt worden, wie die Hanseatische 
Schiffserdnunf t. 1501 nnd das Seerecht t. 1614, die L&bische Seege- 
richCs-Proiessordttonf t. 1SS5, die Lilbische Wechselordannf t* lOOt, 
aie in deMselhen Werke p. SOS— tST abfedmeki find, 

(**) Diese TererdnnngeD sind alle in trstea Bande derQneUeB Aea 
aoTaler Stadtrechit abgedmekt. 
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SWBITBm ABSGBlf ITT. 

Das STADTaKGHT m wsn kleineü E8tiilXrdi8Hbii 

StIdtbh. 

Auf Grundlage der Urkunden des Bischoffs Baxhoew- 
den ▼. 1279 (*} nnd des Bischoffs Kiwel von 1526, 
stand den Borgern HabsaFs die Berechtigung zn , sich des / 
Rigaschen Rechtes zu bedienen. Doch KOnig Johann III, 
durch Urkunde Tom 3 September 15S4, machte es dem 
Habsalscfaen Bathe zur Pflicht, hinfurder Becht und Ge- 
rechtigkeit zu handhaben nach Bevalschem d. h. nach 
L&bischem Rechte, in Ermanglung dessen nach Schwe- 
dischen Gesetzen. Das Reyalsche Recht ward der Stadt 
Habsal bestätigt durch die Könige Sigismund am 8 Mai 
1594, Karl IX am 25 Sept. 1610, Gustay Adolph am 
29JaU1616, und die Königin Ghristina am 26 Juli 16M. 
Aber durch Resolution des Esthländischen Generalgou- 
TemeursGraf Delagardie, dem die Schwedische Regie- 
rung das Schloss und die Stadt Habsal verkauft hatte» 
wurde dieser am 8 Aug. 1665 das Rigasche Recht wie* 
dergegeben, so dass das Reyalsche nur als Hulfsrecht 
dienen sollte. 

Die Städte Wcsenberg und Narwa gebrauchten das 
Reyalsche Recht (**)• Dieser letzteren Stadt wurde, mit 
Vorbehalt ihrer alten Privilegien, im Jahre 1626 das 
Becht gegeben, sich nach dem Schwedischen Stadüagh 
zu richten. Die Rurger in Weissenstein standen unter 
den Esthländischen Landesgesetzen. 

(') AoMerdem erhielt Habsal im Jahre 12S4 fon dem Bischoffe Ja- 
cob T. Oesel ein eigenes Sladlreehl In S7 Artikeln, welches aber fast mu 
poliselliche und das Öffentliche Recht betreffende Bestlmrouiifen ent- 
hilt. (Vergleiche Bonge Beitrage u. s. w. p. 57). Dieses bisher nur In 
Auszügen bekannte Stadirecht ist aenerdings In einer alten Absehrifl 
im ArehWa des Habsalsehen Raths wieder aufgeftinden worden. 

(**} Für Wesenberg Tergleiche die Crknnden Brich yil t. ISO! oad 
Weldemar III t. 1345 a. s. w. Für Ifarva: die Urkunden Waldemar 111 
T. 1345, der Ordeasmeitlcr frlmersheim t. 1374 und Galen ▼. 1558. 



DRITTE ABTHEILUNG. 

VBBBmSICBT DSm RECHT8QUELLEM IN KümLANO 

UND PILTEN (*). 



ERSTES KAPITTEL. 

Das Landrecht im Herzoglhume Kurland. 

Die Landesgesetze iQ Kurland sind zweierlei: die 
einen gehören nun Oflentlicben Rechte und zu den Ver- 
wakuBgseinrichinngen, die anderen umfassen Bestim- 
^lungen in Beziehung auf bürgerliches und peinliches 
Bechty so wie die Standesrechte. 

Zur ersten Abtheilung gehören 1} die Prorisio duca* 
lisseu pacta subjectionis y. 1561, 2) das Priyilegium 
nobilitatis y. 1561, 3} das Priyilegium Gotthardianum 
y. 1570 (**)• 4) die Segimentsformel (Formula regimi- 
nis) y. 1617; 5) die Kompositionsakten y. 1776 und 
1793; yiele Landtagsbeschlüsse u. s. w. Der Inhalt die- 
ser gesetzlichen Bestimmungen ist eigentlich nur wich- 
tig in Bezug auf die geschichtliche Uebersicht der Ent- 
Wickelung der BehOrdenyerfassnngen und der Standes- 
rechte im Ostseegebiete. 

Die wichtigste Quelle für die zweite Abtheilung, bil« 
den die Kurländischen Statuten oder die für den Adel 
der Herzogthümer Kurland und Semgallen yerüflentlich- 
ten Rechte und Gesetze (Jura et leges in usum nobilita- 

(*} Weil Kurland und PiUen bis inr Zcrtlwilung des alten liTlandt 
UlecriraDde Theüe desielbeB waren, ao gUl, wae Ten den Recbtsquel- 
Ion ÜTlanda im Mlttelnlier geeagt worden, ancb ffir Kurland und Filieo, 
deren leibstindife Rcebteenlwtckelnnf auf der alten femelntamen 
Grundlage erst in dieser Periode beginnt. 
V*) ycrgleicbe das im ersten Tbeile bierfibor Sesagte. 
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Do 1617) {y nUMkehmwm im^\i$b»^ 1617 voM de» 
ncbAtflaBl xtur HcMteihing delrOrAiiiiig iii ^«trico 
Aj^^Iagenheüen abgeordbeten PoWAcMivitoMkbartteii 
UMar Mitwirkiiiig der 'ttttotsoHaftv^ifttBit, Welche letz- 
tem mdk im Projekt der KöfiSgHclieii BeMilig«^ tm- 
lerfegte C^*}» Ali Haupt) aeUen bei der Abfassuiig dieiter 
SMileti dknleo die PlltensclMiii Statuten (dielie das 3-te 
Hiqpittol), llrttlelie Oewohnhelleii ilnd DeulscIi^Sy Inabe'' 
«ndrtre teohmclies Reohl; indessen erschein! in einxel«» 
Ml neilen der Knriandiscben l^tatnien, wie unter an^ 
(krein in der Lebre TOn den SerriCnfett, YMrilgeA' vt. s. 

• « 

¥m der Snflnss des Römischen Rechts sehr gross (^*). 
Die Yerwimmg jener Zeiten verliinderte die BesURi'» 
gang der SlMrten duroh den König und den Fobischen 
Reidttti^^ Dessen ungeachtet kamen dieselben in Ge-» 
bfinbb) alle GericbtsbehOrden begannen sich nach ihnen 
m richten und ihre Gesetzeskraft wurde ton der Pobi^ 
sehen Regierung nicht angestrilten, die auch noch in den 
qjütesten ihrer Öffentlichen Akten derselben ab in Kur-» 
hnd wirksamer Gesetze erwähnt (**'*). Eigentlich geltett^ 
die Statuten bfoss för deti Kurlandischen Adel» wie aus 
dem Titel (inusumnobilitaßs) schon heryorgeht. Im Lau- 
fe der Zeit aber ward ihre Gesetzeskraft auch auf die an- 



(*) Ziegenhorii. BeiUf e No 10». Dogiel ▼, K* CCXXVIII. Eine AV 
ickrift beflDdoi sieh In d«r KalterUclMii «ffBiiUi«haa BibUoiielu Im hh- 
ft tSOi worden die Zutaten abf^etondert heransfegeben toii Hem| Bir- 
kel in niiaa, und im Jahre 1SI7 Ins Kusiifche überielzt Ton dem Büren 
V.IeHr. 

(**) Terglelehe das Frojekt mr kSnfftiehen rromalfcUenBorkno- 
^ Neltelbla4i Faeeleu1«f r^nini Cvrlandfeamm t f . SB. 

(***) Siifelhardt.'BeaatwoTtiing der Frage: gebettdie Ter ISei geltond 
(•wesesen elgentbfiinlfebeii Becble dem nSmieeben ^4ex Ter eder ite- 
te sie demselbeA nacb. 

(****) Tergleiebe die GenithatioB dee Folnheben aeicbslaget ▼. t« 
!lovember 1718. 

11 
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4AieftSUUi4e awgttddiat, ittit wir goriagieft rmkAeaM^ 
Ucbem GewoknhBiten gelMtoMn lEiivaiirittikimgeiu J . . 

Im Jdüre 1649 rerfaBBte det KurhlBdisdie BaA.Voft 
Dertohüi^ ifti, Attftrtge der Riitenohaft» ein neues Pro« 
jekt'zu eiiMni Geiatabtidle lürV Land oderrvarbesaerte 
Statutcü (DenokwMShe Stotuteu). Hi&msB Fmjekt wurde 
kaudBchrifdich Johami Kasimir ras BesMÜgutig Yorge** 
^gt. 0er König wollte dasselbe aber nicjit bestttagen, 
weil es Dicht vorber den Deptttirten der* Städte zur 
Durchsicht yorgelagt wond^i auf di^ es sich gfeieUaUs 
beaog(*)» Aps demGericbtsgebrauche beim Protessrer^ 
fahiea ward ia. der Mitte desXVUI Jabrfax9idelr(s vw Ei- 
nern Rechtsgelehrten» dessen Namen unbekannt geblie« 
beo« eine Kompilatiop Teranstallet unter demf litel: 
lastrnctorinm des Korländisehen Prosessei» weloh» 
auch nie bestätigt wordeui aber jetzt immer in den Ge* 
richten angeführt wird und ab Handbuch fikr's Pio» 
zessverfahren dient {**), 

Die Komissarialischen Entscheidungen von 1717 be* 
zogen sich auf die bürgerliche Gesetzgebung und dien- 
ten als Yeryolbtändigung der Statuten, besonders isi 
Allem was mit dem Anklageverfahren» dem Konkurs* 
T^rfahreui dem Erbrechte u. s. w. in Yerbindung steht* 
Die Bestimmungen der Komissarialischen Entscbeiduiv» 
gen sind grOsstentheils dem gemeinen Rechte 



Aunerdem geboren, in Betreff der bürgerlichen Ge« 
setzgebung, zur Zahl der einheimischen Quellen desKur- 
ländischen Landrechts manche Landtagsschlüsse, Her- 



C) aMolnüon im Klnigf Jokana Siiimir f. It F^ir. 1S4S. — Mta« 
MS^Monlsa DfiKhauMkM SUtmen sind nie § edflicU worden. 

{**) n«s lastni«Uriam d«t Knrliadiseheo FroMtMt ifi ISU J9m 
FriTafdoeenten t. Rummel abgedruckl worden fan ereten TMl« d«v 
QMlUa dei SnrliadUeiiea UndrachU. * Ikber die GeacUehl« der Ab- 
faMUBt def iMlxaaiorittmi eiehe die ton Rummel f erfaMla Btolollwi^* 
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■ 

Mglicke Urkimdefi« so wie die KomuMiiiliielieii Birt» 
sckeidiiiigai Ton 1642 a. 1727. 



ZWEITES KAPITTEL. 

Das Stadtrecht im Herzogtkume Kurland. 

Der Stadt Mitau war ragestanden» in allen aowoU 
burgerliclien ab peinlichen Saclien sich nkch dem Biga« 
sehen Rechte zu richten (*}. Unabhungig hierron hiAte 
Mitan eine Polixeiordnnng» die der Stadt von Henog 
Friedrich am 4 September 1606 ertheilt worden. 

Die Stadt Liban war ebeitfalls znm Gebrauche desBi« 
gaschenBechts berechtigt(**)f hatte aber ausserdem eine 
besondere Handelsordnung, ertheilt yon Heriog Fried« 
rieh Wilhelm, 20 Juli 1710, und einige andere weniger 
wichtige Ordnungen. -Auch die Stadt Windau hatte das 
RigascheBechtf ),erhielt aber im Jahre 1694 ein eige- 
nes Stadtreeht unter dem Titel: Windausche Banerspra« 
che-— Ton welchem einige Artikel sich aufs bürgerliche 
Hecht beziehen f *^).— Die SUd( Goldingen bedientn« 
sidi seit den iUesten Zeiten des Bigaschen Bechts ("''*'"'). 
Sie erhielt Bestiltigungsurkunden nicht bloss ron deta 
Qrdensmeislern und den Herzogen, sondern auch yon 



^ 



(*) IUm KrineiHiBd Bmcrordmaf « dw SUidl Vtat «tthtlll ?•■ 
Henof Feier am IS lamur 17S1. 

<**} Yergleicbe die Crkondea Henof Friedrieht t. IS Min tSSS, bs* 
•Citigt TOD Sivtlinnnd III d. f S Marx 1616, Johanii Kailmir d. IS Febr. 
MM» Michael d. S Kot. ISSV, Johann III d. IS April tSTT» Atigiial fl d. 
17 Mal ISM ud AufnH III d. 6 April 1786. 

{***) Vergloiehe dieUrkande def Kurlaudisehen Bieeheflli OUo t. fS7S 
Ar die SUdt Haienpoih, und die UrlEiinde GoUhard Kettler'e t. 1S59. 

r«**) Me Urkunde Heneg Friedrich Karimir*s T. IS Febr. ISSi. 

<**«**) Me Urkunde Biaehoff Otte'a fär naaenpelh T. 187S; die Ur- 
koBde Plettenbers's 7. Uli. 



denPdouchenKteigen Hicbael «m 9 November 1603 
und Stanislaw August am 1 November 1765. Diese Stadt 
hatte ausserdem ein eigenes Sladtrecht, die Goldingen- 
sehe Bauersprache 9 bestätigt Ton Herzog Friedrich 
Kasimir am 2 Mai 1695. -p Die Stadt Grobin stand un- 
ter den Landesgesetzen und hatte gar keine Privile- 
gieil. — ^DieStadt Bauske hatte ein ihr Ton Herzog Fried- 
rich am 1 Aug. 1635 ertheiltes SUdtrecht , bestätigt 
Tom Pofaiisch^n Könige Wladislas am 8 Febr. 1645. 
In demselben (Kapittei H § 2) ist namentlich bestimmt, 
dass in den Ton dem Stadtrechte nicht yorhergeseheneo 
FMlen die Bürger von Bauske sich nach den Deutschen 
Rechten und den Landesgewohnheiten richten kOnnea. 
"—Das von Herzog Jacob gegründete Jtcobstadt, erhielt 
Ton ihm am 12 Febr. 1670 eine Polizeiordnung, wel« 
che Ton August IH den 3 Nov. 1744, Stanislas August 
den 1 Not. 1765 und von Herzog Peter den 10 Januar 
1787 bestätigt wurde. Auf Grundlage dieser Ordnung 
(Kapittei H) ist Jacobstadt freigestellt, in allen Angele- 
genheiten das Magdeburgische Recht anzuwenden. 
Allein die Burger benutzten nie diese Erlaubniss, son- 
dern fahren fort sich nach den eigentlich nur fur^s Land 
gegebenen Gesetzen zu richten, die aber auch bei ihnen 
durch Gewohnheit Gesetzeskraft erhalten haben.— Frie-» 
drichstadt erhielt von der yerwittweten Herzogin E&^ 
sabeth Magdalena, die diese Stadt zum Andenken ikes 
erstorbenen Gemahls Herzog Friedrich gestiftet, im 
Jahre 1647 eine Polizeiordnung, welche bestätigt wur« 
de Ton den Pohlischen Königen Wladblas am 14 Juli 
1647, Michael am 9 Not. 1669, Johann HI am 12 April 
1677, August H am 6 April 1738, Stmislas August am 
1 Nov. 1765. Sie ist durchaus mit der Polizeiordnung 
für Mitau übereinstimmend. Auf Grundlage dieser 
Ordnung (Abtheiinng U, $6) wurden in Friedrich- 
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Stadt alle Sadben geführt And entschieden nach der Po« 
lizeiordnnng, den Landes-Rechten und Gewohnheiten, 
aber in Ennangelnng dieser nach Prenssischen und' 
Polnischen Cresetzen, so wie nach SAchsisohem nnd 
fiherhanpt Deutschem Rechte, je nach den Umsiftäden. 
Un^achtet dieser Yerschiedeidieit in den QueUen 
för die städtische Gestzgebung, verdringte das Land^ 
recht allmShlidi alle anderen Quellen, jedoch mit durch 
Gewohnheit und Gerichtspraxis bestimniten Begren«' 
Zungen und Ausnahmen. 



DRITTES KAPITTEL. 

Die Rechtsquellen im PiUemchen Kreise. 

Im JFahre 1611 rerfasste der Adel des Piltenschen 
Kreises (*) ans den Örtlichen Gesetzen und Gewohnhei- 
len ein, unter dem Namen der Piltenschen Statuten be- 
kanntes, Gesetzbuch und stellte dasselbe zur Königlichen 
BestAtigung vor. Nach Gutheissung der Statuten durch 
besonders deshalb nach Pilten gesandte Polnische 
Kommiasarien, gab ihnen Konig Sigismund III durch 
IJrhunde Tom 28 Oktbr. 161 1 Gesetzeskraft und verord- 
nete, dass man sich in allen Rechtssachen nach denselben 
richten solle. Indessen behielt er sich zugleich vor, die 
Statuten zu vermehren und abzuändern^ je nach den 
Umständen und in llebereinstimmung mit dem Wun- 
sche des Adels (**). 

Die Piltenschen Statuten sind aus einheimischen Ge* 
wohnheiten und Deutschem Rechte zusammengestellt; 
besonders ist viel aus dem Sachsenspiegel entlehnt, 
welcher (wie früher gezeigt worden) eine Uauptquelle 



C) erkunde SigUmuiid III t. SS Okt; 1611. 

(**) nie PiliaBichen Statuten tlnd tbfedruckt bei NettelbUdt. Anek- 
data Garlandia p. l-SS. 
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der Lehnrecbte des allen Lirlands gewesen war. Ana- 
aerdem wurden, durch die Bestimmung der König- 
lich Pohiiachen Kommiasion vom 9 Mai 1617, alle Kur- 
lAndischen Gesetze, die dem Piltenachen Adel von Nut- 
sen sein könnten, audi auf diesen ausgedehnt, insoweit 
sie nicht der Verfassung dieses Kreises entgegen waren. 
In der Folge worden noch drei Ordnungen des Ge- 
richtsverfalnrens yerfasst: 1) Modus procedendi in 
Bauerforderungssachen» 2) Modus proeedendi in li* 
q^iden Schuldsachen. 3) Modus proeedendi in Besti- 
tutionssachen. Alle drei Projekte wurden auf den Land- 
tagen der Piltenschen Ritterschaft gutgeheissen und 
Ton König August III durch die Urkunden yom 22 Not. 
1746 und 30 Not. 1756 bestätigt. 

Die Städte des Piltenschen Kreises: Pilten und Ha- 
aenpoth, hatten, auf Grundlage alter bischofflicber Ur«- 
kunden (*), das Rigasche Becht. Im Laufe der Zeit 
jedoch ward dasselbe yon den Piltenschen Statuten 
yerdrängt, so wie von andern eigentlich nur für den 
Adel gegebenen Gesetzen. 



(*} me Urknndea dei Biich«fft OMo f. tSTS fir HiMap«Ui, dot 
•Uckoffi Johann für PiUea t. 1557. 



VIERTE ABTHEILUNG* 

DIE PUELFMKOHnrE IM O8T8EE0EBIETB, 0IE 

JUAFT PER PRAEJUDIKATE UND DIE WlRKSANh 

KEIT DES ALTEN GEWOHNHEITEN« 



ERSTfiS KAPITTEL. 

Die ffülfsrechle. 

Zur Zahl der Hulfsrechte, welche im OstscegebietQ 
ia Wirksamkeit sind und zum Theil als Quelle bei der 
Abfassung aller bisher angeführten Gesetz-und Rechts« 
bucher gedient haben» gehören: 1} das Deutsche Becht. 
2} das Kanonische Becht. 3) das Römische Recht. 



EH8TEA ABSCHNITT. 

Von DBK Wirksamkbit des Deutsgheh Rbcbts. 

Es ist schon früher angegeben worden, dass die 
Deutschen Einwanderer , die das Ostseegebiet eroberten, 
ihre Gewohnheiten und Rechtsbegriffe dorthin mit« 
brachten. Als man im XII Jahrhunderte begann, die bis 
dahin ausgebildeten Rechtsgewohnheiten schriftlich 
aufzuzeichnen, und darauf die sogenamnten Rechtsbü- 
cher in Deutschland in allgemeinen Gebrauch kamen» 
80 folgte man diesem Beispiele auch im alten Livlande; 
die diesem Lande eigenthumlichen Reehtsbücher wa- 
ren grOaslendieils den Deutschen Rechtsbüchem nach- 
gebiMet. Bei der fortwihrenden Yerbindung des Ost- 
seegebiets mit dem Deutschen Reiche, als dessen Theil 
es angesehen wurde, musste der Einfluss des Deutschen 
Rechts auch nach der Abfassung^ der einheimischen 
Rechtsbücher fortdauern. Dasselbe und namentlich das 
Sichsiscbe Recht behielt die Kraft eines Hulfsrechts, 
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oder vielmehr vervollstäod igte es zugleich mit den Reich»- 
gesctzen die proTiflziellen RechUquellen, wo diese sich 
als unyolIkoiHnif D erwiefeir, «iid^vdd^ioriii'allen Go* 
richten in Anwendung gebracht. Alle wichtigem Denk- 
male der provinziellen R^chtsentwickelung bezeugen 
diesen Einfluss des Deutschen Rechts (*}, und als Llvland 
sich den Polnischen Königen unterwarf, ward in einer be- 
sonderen Redingung festgestellt, dass das Deutsche Recht 
ungekrfinkt erhdken werden solkt (**)., Die Pohiscbe 
Regierung beabsichtigte sogar, wie oben erwlfbnt wor- ' 
den, das einheimische Recht völlig durch das Sächsi- 
sche zu verdrangen, und obwohl dieser Plan nicht zur 
Ausfuhrung kam, so musste sdion diese Absicht an sidl 
den Einfluss des Deutschen und zugleich auch des R5* 
mischen Rechts verstärken. Unter der SohwediscUen 
Regierung sollte dagegen das Provinzialredht durch die 
Schwedischen Gesetze verdrängt wwden, und wahr- 
scheinlich ward dies nur durch den Aufbruch des 
grossen Nordischen Kriegs verhipd^rt. Die früheren 
Rechte wiederherstellend» bestätigte* Peter der Grosse 
das Versprechen Sigismund's in den Akkordpunkten, 
auf Grundlage welcher in den Gerichten geurtheilt 
werden sollte: nach den alten Livländisc^en Ritterrech- 
ten und wo diese deficiren möchten nach den gemeinen 
Deutschen Reclxten, bis so lange kein vollstiiqdiges 
Landrecht zusammengestellt uiid veröfleptlicht wor« 



9^mm^-^m^^mm^mmm^^mm^mmmm-^mmm>^m 



{*) ▼dtgltlolM das obao flbwdie AbfaMwiff d«r ltoeliftM«l|0PO0t»- 
f AfU. hh pelnltflM HalH«9lehUor4iiii»i K«rl V (di« CarfUoa; be«- 
liieli ibre Kraft bis unsere Stfafgesotxe, sowohl durch obfigkeitlKho 
Vorschrift, als durch Gerichisgebrauch allmihlich sie, wie aa«b di« 
Seh wedff eben Qeseiso, immer mehr TerdringCea. 

(**) Die Urkniide SlfismnBd Aufusis Tom M Not. iW ^ki. 4 
f Jtirt germanorum propria te consoela,» 



» < I , i 



sijifkeliing .4e» «htn liriandi im XYIJahriniMefte» 
Ili(4tr FAlgo iRar di« BeiclitoeiitiKifikiBling in dii^ea Vrtf« 
niliita wat Bidi taMhr.eiafc giuui gc»eiiiafliile, herwt^ 
leidbet*. dbok immer «tf deoettie« GniAdlage d« Ve«k 
adheaAiochto» ma idmiMs.der DftraidUuiigiiUtar>Bftdillt 

' Zar Kcit ab' die Deutsclien sich im alten Lirlaiidef 
Biederliessen mid diesem Gebiete eine neae staatlich^ 
Einrichtung und ein neues Recht gaben; d. h/am Ende 
desXlf Jahrhunderts und am Anfange des' iLIlI-tt^n/ 
war daa Kanonische Becht bereits im westliehen Enro^ 
padas herrschende Gesetz, ni^ht Moss fn ' geistliefaetf 
Dhigen, ftbndemf&r einige Gegenstände auüh inirisll- 
Kehen.' Das ahe Livland cfrfaielt' seine kfr(Ailtche Ter- 
fässung Ton dem Römischen Stuhle uiid blieb unter 
dem unmittelbaren Einflüsse der Pubste. Daher musste 
das Kanonische Recht hier um so grössere Wirksam- 
keit gewinnen, und ^nrard wie in dem tilrrigen"Ka- 
thüfitehen Europa in geistlichen" Sachen, nicht selten 
auch in den -weHlichen Gerichten In bftrgerlicheri 
Rechtasachen, angewandt {**). Zu bemerken. ist nobh, 
dass auf der Grundlage des Kanonischen Rechts 

durch deii Rigaschen Erzbiachoff Heoning Scbarfifen-, 

■» ' ' ■ ■" ■ ■ 't . ■■ 

(*} 1710 Jali 4 (atra) pkl 10. ^ Am 14 Jnli 1764 bedchUita (Uf 
JoiliikMlefliini 4er JLlTtf4lsCk.*ttiiil flanliA4i«€lien OMb^deBi Seoa- 
tt, 4m9 d«t Uvliaiiioke l|oD|flri«lil Is einigen FUlen» inRnBcnfelnnf 
aaaerer n^elittbeeilninMuifeB, eick in feinen Entocheidungent an de* 
S&eheieelie fteeht iMke, in toHtn deteelbe nicht dem femeinen Hechte 
wider eprevhe» 

r*) Diec bexengen anter anderem die rrknnde BrsbifeaofrAIberi*!' 
ven 1193 und der sogeiianuttf Wolmarsche Absprach reo 1101. 
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bei« (14M ^ t4l8) ein bgioatoai KtrebeiMUitQt ('} 
erlmtn ward«, deiieii Wirluankeiil sich bald auf alla 
Ortiaelinder entreckte, weil sie Im jdMT'MctropoKtaB* 
diioeie gebdrten. Dieses Statut besieht ans 44 Absduiit; 
tes oder. Titeln, die nicht bloss nach der Bettenlolgo 
dar Bekfetalen Qregor IX geordnet^ sondern anch nadi 
ihtem. Inhalte mit denselben nbereinstinmend sind, mir 
mit einigen partiknlairen Ausnahmen- (!"*)• i In diiiwim 
Statut finden sidi. anaser den anftikatibeDssaehen beiug- 
lichw ArlÜLeln» viele Sestaetnangen &ber4aii geistttche 
Gericht in Ehesachen, in Sachen wegen Yemrandscbaft, 
Scfawägerschaft, Testamente, Kauf und Yeri^auf, Beute» 
Betrug u. s. w« 

Die, in der Mitte des XYI Jahrhunderts erfo^g^de^ 
Verbreitung des Lutherischen Glaubqnsbekenntniteeja 
im alt^o Livl^nde bewirkte ebenso ▼en]|[ im Qstseege- 
biete, ßb in. den übrigen protestantischen UUiderUt die 
Abschaffung des Kanonischen Kechts« Die Wirksamkeit 
desselben ward dadurch nur in den Punkten |>egrenxtt 
we}che mit Dogmen der BYangeliscb-Lntherischen Lehre 
nicht nbeffeinstimmten» An Stelle solcher Bestimmungen 
desiKanomschen Bechts folgte man den sogenannten 
i^mbolischen Büchern, die übrigen blieben dagegen in 
Kraft und werden noch jetzt in einzdneu Sachen in den 
Gerichten des Ostseegebiets citirt, f **)• 



(*] Dieses Siatat, unter dem Tiiei «SUluU per proTincUm Rifeasem 
per domtnum AitShlepIseepmu dMrett» Itl abfedracktM lieolMdn: O«- 
tekichu der Qaellen des Kirchenrecliti des rre uielicIieB Staats I. Kd* 
dif sberg f S97. 

(**) Yerglelelie Ihinfe. BeKrige a. t. ir. p. (S inid 6S. 

(***> lA der AUeiWebst bettitigten MetnuBf des fteiehsreths f o« tO 
Xuioar IStS(lTl.t), Sber dieAnnakuM des loramentani perterreteeB« 
Umt Mset es: der besagte £idlst auf da« Kaaeiilecbis BmM lefrAadeu 
Dieses Hecht ist seit fHkhester Zeit ron der STaDgeüscbaa KIrcM «U 
HAIfsreebi aitf eaeainien,- in sofora es alcbt den Bestinunvu^ea dieaer 
Lehre entgegen iU, und auf dieser Grundlage sind schon Sachen ent- 
schieden iForden Tom instiikollegium, so wie Tom Dirigirenden Senate. 
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DBITTBK ABSOHHITT« 

Von der Wihksamkeit des BOmisciocii Rscim. 

Damals, ab dasDeutscbe Gewohnheitsrecht ins Ostsee- 
gebiet yerpflanzt wurde, war das Römische Recht in 
Deutschland noch wenig bekannt {*). In der Folge aber, 
wo dasselbe in den dortigen Reichsgerichten in allge- 
meinen Gebrauch kam, erhielt der Orden das Recht 
inappellabler Urtheilssprechung in seinen Gebieten f *), 
und die Appellation in Privatsachen an ausländische Ge- 
richtshöfe wurde wiederholt verboten {***). Ans dieseq 
Ursachen hatte das Römische Recht keinen so grossen 
Einfluss, als in Deutschland, auf die Ausbildung der 
eigenthamlichen Rechtsentwickelung des Ostseegebiets 
wahrend des XIII, XIY und XY Jahrhunderts; vielmehr 
behielt diese den reinen Charakter ihrer Deutschen Her- 
stanmiung. 

Im XIY Jahrhunderte drang die Kenntniss des Römi* 
sehen Reclits zum Theil auch nach Livland, gelangte 
aber nicht zu allgemeiner Anwendung, obschon Kaiser 
Karl lY, welcher die Yerbre^tung dieses Rechts in 
Deutschland begiinstigte, die AuT^endung in Livland von 
Statuten und Gesetzen verbot, die dem Römischen oder 
Kanonischen Rechte widersprechen könnten (****)• Mit 
dem XYI Jahrhunderte jedoch verbreitete sich das Rö- 

(*) Blchhom DeiiUelM Belehs-iMid Recktsgetehtehta S ilS. — Yergl«!- 
cteBuge: CMicktniMfeler der tSOO jihrifwi Dauer der OatilMekrAll 
^r iDiÜtatlonen und Pandekten. Biga ond DorpattSSAp.XT-^XXXit. 

{**) OrkoDde dee aSmiachea Könift Sigboiiuid t. US4, die kekanni 
H uler der Benennong: Privllegiva de nen eTeeande* Ungewlsi IM ••, 
eb die andern UTUndiiehen Landetberren aneh dietei PriTilegium ei^ 
bMien; gewlat iel aber, dais im Anfange dee XYI lahrteadeite die Ap- 
HUaUen In Prif aleael^ gegen das Tem Landgerkkle dee Landeebem 
iMpreehMie UriMI an den aUgeoMinen Landlag ging, auf ler In Bilb- 
Und, ve gar niehi Ten dem IJniMfle dee Landgeriekto (dae jelslge Ober* 
ludgeriekl) appelUrt werden dnrfte. 

(***) Z« B. Ber Wolmareebe Landugueblnsa ▼• lUO, der Beicbluee 
der Stande in Weimar i. tSiS. 

(*** *J Die Verordttnng Karl IV t. 1366: «StattiU tingularia ei iniqna 
•rJinaiiones contra Isgilimat civilei et canonicat »aaetionei». 



17S 

mische Recht durchs ganze Oslseegebiet und nahm da* 
selbst immer mehr die Geltuig eines Uülfsrechls (*) an. 
Dies Yerhältniss erhielt sich auch in der Folgezeit, un- 
beachtet aller Bemühungen der Schwedischen Regie- 
rung dasselbe durch die Schwedischen Gesetze zu rer« 
drängen f *). Nicht bloss für die Projekte Hilchens 
(1599), Hengdens (1643), Heijer's (1653), sondern auch 
für das Esthlandische Rilter-und Landrecht und die 
Kurländischen Statuten, diente das Römische Recht als 
eine der yorzuglichsten Quellen (***). Ja^ in dem Projek- 
te eines Provinzialrechts, das yon der ersten durch die 
Russische Regierung ernannten Kommission zusam- 
mengestellt wurde, ward angenommen, dass dem R(V- 
mischen Rechte die Geltung eines Hülfsrechls auch 
nach Yeröflentlichung eines Livländischen Gesetzbuchs 
verbleiben solle (**"). 

Seit der Zeit der Vereinigung des Ostseegebiets mit 
Russland erhielten das Studium und die Anwendung 
des Romischen Rechts erst ihre volle Entwickclung. In 
vielen Fallen begann es das Deutsche Recht zu vef dräiH 
gen, so dass jetzt in der Gcrichtspraxis das gegenseiti- 
ge Yerhlittniss des Römischen und Deutschen Rechts 
einigermassen unbestimmt ist. Die VeröOcntlichung ei- 
ner Darstellung des Provinzialrechts, in welchem alle 
Quellen der Raltischen Gesetzgebung angegeben, zu- 



(*> Veif Mehe die Binieitwig nini nmfearbeiliiBUn RUtemekt« in 
Mm. Ut. ant. III, p. f 47. 

(**)l«idffllehSchwedltcli6 fiesoluUon ant BrtUijidiMiM Oberland- 
gwMht n t7 MisM less und ant Urlinditclio BoffearicIM t. 1t Jiuil 
1707. 

(***) nie geoieinan Kaiaerreehla werden nameailioli nie HflUsredü 
anffestelU Ib BUhlandlMhen RiUer-und Lai^eekCe Butii V Titel 
XLVIli, Ali. S. Bhenao audräeiiiicli findet ilch diee aiiifeepreclMa 
In den Rifaechea Statuten Jlnch 111 Kap. 4. Die Stadt Reval erbat eich 
im Punkte 6 der KapituUiion die Beibebaltnof des ROmitcheM Reebta. 

(****) In dem eben erwähnten Beriehte des Jastixkollefiunit Tom 14 
Juli 1764 ist gesagt, daii das Römische Recht, in Uvland und In B«tb* 
land, und ebense in den Städten Riga und Rev^, die Geltung eines 
Hülfsrechls habe. 
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sammeiigcstellt und in (JebereinsiCiBUQniig werdeii> ge« 
bracht sein, wird schon ah und far sicli diesen Zweifeln 
und Streitigkeiten ein Ende machen* • * 



ZWEITES KAPITTEL. 

Fem der Gellung und Wirksaniketl der allen 
Gewohnheiten und Praejudikate. 

Ans dem hier gegebenen Entwürfe einer Ikbersicht 
der Quellen Baltischer Gesetzgebung ist ersichtlich, dass 
das Gewohnheitsrecht (Jus non scriptom) die Haupt« 
quelle aller wirklichen Gesetze (Jus scriptum) des ObI- 
seegebietes war. In der Folge, bei Zertheilung des 
alten Liylands zwischen den benachbarten MAchlen» 
bekielten Gewohnheiten und Gerichtsgehranch (das ge« 
genseitige Yerhättniss der yerschiedenen im Lande 
aber haupt oder in den einzeben Theilen desselben gel^ 
lenden Bechtsquellen zu einander und die Axt und Ord^ 
Hang ihrer Anwendung bestimmend) ihre ganze Wicfa<* 
tigkeit und wurden so zu sagen als integrirender, das 
Ganze zusammenhaltender, Theil der Baltischen Ge« 
letzgebung anerkannt. Als Beweis hierrür können die» 
nen, nicht bloss Rechtsbestimmungen in denen mm 
sich auf Gewohnheit (*) bezieht, sondern vor Allem 
die Akkordpunkte, die Yertragsartikel, und der Trak- 
tat Ton Mystadt. Denn in allen diesen Akten werdep 
nieht bloss die Beehte und Freiheiten bestätigt, aoadem 
auch die alten Gewohnheiten des Ostoeegebiet^. üebri* 
gens werden die Geltung und die Wirksamkeit der Ge« 
wohnheiten durch einige allgemeine Begeht bestimmt, 
die in positiyed Gesetzen ausgesprochen sind: l)Ge« 
wohnheiten müssen nicht dem Gottlichen Rechte und 
dem der Oberherrlichkeit entgegen sein (**)• 2) Sie mii^ 

(*} Z. B. Die UndgerUhisordnaBg fOr LiTlaad ▼• tSSS S SS. Pfo- 
nMordAang ? . 161» SS S, S6. 
(*') LiTlindiscIie Landgerichttorduung t. 1S8S, S SS, 



17* 

MO nicht emem posititeii Gesetso entgegenstellen oder 
▼on demselben abgeändert sein (*). 3) Sie müssen mit 
den Grundsätzen der Gerechtigkeit übereinstimmen ond 
eine yemünftige Grundlage haben {**). 4) Ihre fort- 
währende WirlLsamkeit muss bewiesen sein (***). 

Als in Esthland das Riiter-und Landrecht abgefasst 
ward, so wurde dadurch die Geltung der alten Ge- 
wohnheiten nicht aufgehoben. Ab Beweis hierfür dient, 
dass im Buche Y, Titel XLYIU Art. 3 den Prozessiren- 
den erlaubt wird: «Da auch jemand auf eine in diesem 
Furstenthume wohlfaer gebrachte, 1) yemünftige» — 2) 
redliche,—^) ron jedermann dafür gehaltene» — 4) durch 
unterschiedene Actus bestätigte Gewohnheit sich bent- 
fen würde: so soll der Part dieselbe in angeregten ih- 
ren wesentlichen Stücken yoBkOmmlich beweisen und 
da sie durch dieses Bitter-und Landrecht nicht aufge- 
hoben o^r demselben zuwider laufend befunden wird» 
derselben allerdings gemessen, inmassen solche erweis- 
liche» alte» rechtliche Gewohnheiten kraft dieses bestä- 
tigt bleiben und hiermit yerordnet wird, dass sie die- 
sem geschriebenen Rechte gleich gelten und in Erörte- 
rung der streitigen Sachen in Acht genommen werden 
sollen». Was die Geltung der Praejudikate (****) betrifft 
(Herum similiter judicatarum auctoritas» praejudicata), 
die immer in den Gerichten des alten Liylands Wirk<- 
samkeit hatten, so erlaubte auch die Schwedisdie Re- 
gierung rieh auf dieselben zu beziehen: 1) wenn mehre- 
re UbereinsÜmmende Entscheidungen in der obersten 
Instanz dieses Gouyemements oder dieser Proyinz er- 
folgt wareni 2) wenn sie nicht den Worten selbst eines 
positiven Gesetzes entgegen waren; 3) wenn sie nicht 

(*) Blehtomg «In SIS.- KSnigUch SehwediMke EmoIiiÜomii 1. 11 
Jainitr 1S96 und % Febr. 1699. 
(**) liehterreffeln 98 U, 15. 

r**)Bbendort. 

{****) Bitte reiche Stmmliuif ToaPrae/adlkateR Ist In den tofenanntea 
MargiBAllen TOuBiesenkampr enthalten, die hinter deaiBilteMtBdLisA- 
reehte «bgednickt tind. 
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^urch eine höhere Instans «bgeindert worden (*)• Die* 
selben Gmndsitie wurden in Betreff der Praejndikale, 
wie es scheinli «och m dan^ndereii TheÜM dM Ostsee- 
gebietes befolgt {**). 



(*)K5iiiglieh Sehweditch« KeMlatioBon t« Sl Itnuar 169S und 1 
Pabr. 1SM. 

{**) H dam Beriehl« 49f InfOilMltegiiiBi» Tom U Jall 1TS4 H gl«kk- 
fklls der BeiusnahiiM bei ProxeMachon a%f Prtejudlktl« in allen Qe- 
rtebien LWlands und Estblandf erwähnt, lo wie tacb der AnfQliniiig 
yn #ele1wiea Werke«, foa Snetf iftdMaett bleu «In eteiigM (der Mtae* 
Tios) für IUt«1 eiUit wird* DU (j^iffUea der. JEaUebeidnaff w«rdMi la 
dleMBU Berichte In folgender Ordnung angegeben: PrlTÜegien und Ge- 
ietS6y beiosdere Yerordnungen, Fraejttdikate, Getfrohnheiten nnd HtUft- 
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Von dem EUfFLÜSSE DEA ALLOEMEIHEH AUMI^ 
8<^n&9 QESETZqEBUIfG AUF DIE CiaEHTRUEm.I-' 

* Cä£ AALTIBGAE. 

' S(!it Act Y^reibigung des Osts^cgcbiets mit dem Aussi- 
sehen Beiche^mussten in der eigenlhümlichen Qei^Uge-. 
bttog-tdes Musteren mehr oder weniger weMBtUohe Yer^ 
Mdemtf|^en rorgehcu: Einige Arten der in jener Gegehd' 
wirksamen Gesetze werden ganz abgeändert, andere 
unterlagen theilweiseii Abändefe*utagen, andere endlich 
blieben bei ihrer früheren Kraft und Wirksamkeit 

Zur ersten Ordnung gehörten diejenigen Arten von 
Gesetzen, welche als nnamgSngliche Folge der Ober- 
herrlichkeit mit dem Wechsel dieser immer sich rer« 
ändert haben und nolhwendig sich yerflndem musslen, 
wiel sie nicht übereinstimmend waren mit dem Wesen 
selbst der Vereinigung, d. h. mit den Grundsätzen der 
höchsten Selbstherschenden Gewalt und mit dem Geiste 
der allgemeinen Gesetzgebung des Reichs« Zu dieser 
Ordnung gehören: 1) die Grundgesetze; 2) die Verfas- 
sungen der ReichsbehOrden ; 3) die Anordnungen über 
den Staatsdienst; 4) die Anordnungen über Abgaben 
und GefilUe und endlich 5) die Strafgesetze. In Bezie* 
hung auf die zweite Art von Gesetzen, so sind die all- 
gemeinen Anordnungen des Reichs zum grossen Theil 
auch auf das Ostseegebiet in Anwendung gebracht wor- 
den; indessen sind aber nach den lokalen Verhältnissen» 
in Gestalt yon Ausnahmen, einige der früheren Bestim- 
mungen beibehalten worden. Hierher geboren : 1) die 
Anordnungen über die Obliegenheiten; 2) die Anord- 
nungen über KameralYerwaltung; 3) die Anordnungen 
über Wohlfabrts-und 4) über Sicherheits-Polizei. 
Was endlich die Gesetze und Verfassungen der drit- 
, ten Art betrüR, so hat es schon bei der Vereinigung des 
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Ostseegebiets mit Rüssiand ded Russischen Monarchen 
gefallen, die Bitten und Wünsche der dortigen Einwoh- 
ner um Erhaltung der von ihnen sogenannten PriTÜegien 
zu berücksichtigen, das heisst folgende fünf Arten von 
Rechtsbeslimmungen in Kraft zu lassen: 1) Die Gerichts- 
uod Polizei-Verfassung; 2) die Gesetze Ton den Ständen; 
3j die bürgerlichen Gesetze; 4) die Ordnungen des bür- 
gerlichen und peinliehen Verfahrens; alle jedoch mit 
einigen, wegen der veränderten Verhältnisse nothwen» 
digen, Verbesserungen und theilweisen Abänderungen. 

Diese fünf letzten Arten von Rechtsbestimmungen bil* 
den, nach dem vom verstorbenen Grafen Speransky ent- 
worfenen und der Allerhöchsten Bestätigung gewürdigt 
ten Plane, den Vorwurf der Darstellung des Provinziai«* 
rechts der Ostseegouvernemeuts. 

Die einzelnen Ausnahmen bei den übrigen Ahthei- 
hiDgen der Gesetzgebung werden in der Folge beson* 
ders herausgegeben werden, als Beilagen zum allgemei- 
oen Reichsgesetzbuche, geordnet nach dem Plane des- 
selben und mit Angabe der einzelnen Paragraphen, auf 
welche sie sich beziehen. 
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DRITTER THEIL. 

VON DEN, SETTDER ZEIT DERVEREINIGCNG 
DES OSTSEEGEBIETS MIT RUSSLAJVD, ER- 
GRIFFEJVEN MASSREGELN UM DIE EIGEN- 
THUEMLICHEN GESETZE DES OSTSEEGE- 
BIETS IN EINE SYSTEMATISCHE ORDNUNG 

ZUBRINGEN. 



ERSTE ABTHEILUNG. 

▼OR DEH BIS ZUM lAHRE 1899 EHGHIFFEHElf MASB- 
lEGBLN ZUR ABFASSUNG EINES PEOVINZIALGE- 
BETZBUCHS (D. H. BIS ZUE BEAUFTBAOUNG BEB 
IWEITEH ABTHEILUNO BEB EIGNEN KANZELLEI 
•EIHEB XAISEBLIGHEN MAJESTAET MIT DIESEN 

ARBEIT]« 

Der Gedankey die Gesetze des Beichs in ein allgemein 
lies System m bringen und sie zugleich zu Terbessem, 
gehört Peler dem Grossen und dem Anfange des XYIII 
Jahrhunderts {*)• Nach der Unterwerfung des Ostseege- 
hiets ward bald die Nothwendigkeit gefühlt« die eigen- 
thomlichen Gesetze desselben durchzusehen undinUeber- 
einstimmung zu bringen, welche nach ihrem Inhalt so 
yerwickelt und nach ihren Quellen und Grundlagen so 
verschiedenartig waren. 

Im Jahre 1728, unter der Regierung Kaiser Peter II, 
I bat die Liylündische Ritterschaft, in einer besonderen 
Vorstellung die aus der Verwirrung und Unbestimmt- 
kit der Proyinzialgesetze hervorgehenden Mangel und 
Schwierigkeiten beschreibend, dass diese Gesetze in 
doe Ordnung gebracht und eine neue Darstellung der* 
leihen verfasst werde, wie solches in den Akkordpunk- 
ten yersprochen worden. Diese Bitte wurde berück- 
lichtigt und ein Allerhöchster Ukas erlassen (**), in wel- 
diem befohlen wurde diesen Gedanken in Ausfahrung 
^ hringen. Seit dieser Zeit beginnt die Existenz, so zu 
<^Q, einer Tölligen Reihe von Kommissionen, wel- 
che - ununterbrochen während eines ganzen Jahrhun- 



(*) 0<So9p*Hie HcTopsneenn'b evSAtiÜ s Sboa^ 8uobob« p. 1. 
(**) 171S September ti (5980) P. 4. 
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derts fortdauernd und Tielfach in ihrer Zusammenset- 
zung sich verändernd — immer ein und dasselle Ziel 
Tor Augen hatten, nämlich die Provinzialgesetze in 
ein systematisches und gleichartiges Ganze zu brin- 
gen. 

/. Die erste Kommission, vom Jahre 4728. 

Zur Zusammensetzung dieser Kommision war befoh- 
len» einige gute und in den dortigen Rechten bewan- 
derte Männer zu wählen/ und zwar sollte, nach Beendi- 
gung ihrer Arbeit, dieselbe zur Allerhöchsten Geneh- 
migung Torgestellt werden. Diese Anordnung ward im 
Jahre 1733 bestätigt (*). In Folge dessen ward ein Pro- 
jekt des Proyinziahrechts, unter dem Nainen eines 
neuen Liyländisohen Ritter-und Landrechts (in 5 Bo- 
ehern), in Liyland von den sechs dazu ernannten Glie- 
dem ausgearbeitet und im Jahre 1741 ins Kabinet der 
Minister durch Deputirte vorgestellt, begleitet von ei- 
ner Bittschrift der Ritterschaft um Bestätigung desselben 
und Erlaubniss es drucken zu lassen. Das Kabinet der 
Minister ernannte zur Beprufung dieses Projekts einen 
besonderen Komitö und verpflichtete denselben: die 
früheren Livländischen Rechte als Grundlage nehmend 
und sie mit diesem Projekte vergleichend zu prüfen» 
ob dasselbe so sein müsse oder es nothwendig sei, 
irgend wo eine Veränderung und Vervollständigung 
zu machen, hierbei die Allerhöchste Gewalt und das 
Staatsinteresse im Auge behaltend, — ^und dann mit sei-* 
ner Meinung dem Justizkollegium der Liv-und Esth* 
ländischen Sachen zu übergeben, in welchem jenes Pro- 
jekt auf dieselbe Weise zu beprüfen und darauf mit des- 
sen Sentiment dem Dirigirenden Senate vorzustellen sei» 
wo Alles dies bis ins Einzelne und sorgfUtig zu beprüi* 

(*) Der Ukat hierüber iet in die Reiolatioii der KaMaetfBiiiitfer f. 
M«ri 1741 (S855) eiaf eseheUet. 
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fea nad darauf mit Untersehrift der HeiDUDg nur Apro- 
bation ins Kabinet zu bringen sei. 

Der Kamitö erfüllte den ihm gegebenen Auftrag 
ond übergab das Projekt dem Justizkolleginm« Hier 
aber zeigten sich verschiedene Zweifel und das Pro- 
jekt wurde so wesentlich yerändert» dass statt eines Pro- 
jekts sich deren zwei ergaben, das eine ursprüngliche,-— 
das andere ein nach den Bemerkungen des Justizkolle- 
gioms umgearbeitetes (**). Weder das eine noch das 
andere erreichte aber seinen Zweck« Sie gelangten bei- 
de nicht zur Beprüfung des Dirigirenden Senats» weil 
znr Zeit als man sich im JustizkoUcgium mit dem 
ProYinzialgesetzbuche beschäftigte, die Angelegen« 
heit des allgemeinen Gesetzbuchs fürs Reich ihren Weg 
ging, und im Jahre 1754, nach mehrfachemSchwanken, 
die nach der Zahl sechste Kommission zur Abfassung 
eines allgemeinen Gesetzbuchs angeordnet wurde, wel- 
eher der Dirigirende Senat im Jahre 1755 auch die bei- 
den Livländischen Projekte zu übergeben befahl, die 
seiner Beprüfung zugewiesen waren (***). Hierbei blieb 
denn auch die ganze Sache stehen, und endete die 
Wirksamkeit der Kommission y. 1728« 

//• Die ztoeüe Kommüsiany vom Jahre 4767. 

Im Jahre 1767 ging eine wichtige Veränderung in 
der Bearbeitungsweise des Allgemeinen Reichsgesetz« 
huchs Tor: zur Abfassung einer Uloshenie ward eine 
Kommission aus Deputirten von ganz Russland, an Zahl 
565, niedergesetzt. Diese Kommission zerfiel in eine 



(*) Kesolation der EftbineUminisier t. SS Hari 1741 (SSS5). 

C*) Beide Projekte mit den Protokollen des Komit^t beflndea fich 
im ArchiTo der Zweiten AblheilanK der Eigenen Eanxellei Seiner EbU 
lerliciien MajetUt. 

{***) Siehe dee Protokoll, dM dem Anfange eine« dieier Projekte bei- 
felegt ist. 



1S4 

aUgemeine YeiHunmliuig «Uer Deputirleii «ad ia heao»- 
dere KommissioneD, deren es bis 19 gab; «Hier dieser 
Zahl war aaeh eine für die Proyiaxiaigesetie der Ost« 
ieegouTeraenients (*)* 

Diese Kommission, ins Eingfflne alles bis dahin ange- 
sammelte Material übersehend, fand dass die eigen- 
Ihümiichen Gesetze Liylands, Estblands und Finnlands 
in der gcOssten Unordnung und Verwirrung seien, dasa 
in den Gerichten Gesetze bei den Urtheilen angeführt 
würden, welche mit der Veränderung der Umstinde 
entweder gerade zu abgeschaut oder anders erklärt oder 
aber yeryoUständigt seien, dass diese Proyinzialgesetce 
zwar in Bücher gesammelt worden, diese Bücher aber 
ihren Benennungen nicht enti^^rächen, z. B« alle Bueber 
miler der Benennung Priyilegien nicht das enthielten, 
was wirklich ab Priyilegium anerkannt werden kOnne, 
sondern grösstentheils yerschiedenartige Verfassungen» 
bürgerliche Gesetze u. s. w» In Berücksichtigung die« 
ser Umstände hielt die Kommission für nothwendig, 
yor Allem dieses Material in Ordnung zu bringen und 
die Auszuge aus demselben systematisch zu yertheilen« 
In dieser Hinsicht die neue Arbeit beginnend und sie 
bis zum Jahre 1777 fortsetzend, gelang es doch dieser 
Kommission nicht, dieselbe gemäss dem yorgezeichne^ 
ten Plane auszuführen. Die damals gemachten Auszüge 
sind weder bestimmt was den Sinn betriflt, noch nach 
einem strengen Systeme geordnet. Unterdessen aber ist 
die Existenz dieser Kommission yon 1767 bloss durch 
diese Auszüge bezeichnet. 

///• Die dritte Kommission, vom Jahre 4S0S. 

Bei Gelegenheit der in der Stadt Riga entstandenen 
Zwistigkeiten itber die Einfuhrung der Stadtordnung» 

[*) OSoap^afe IIcTopa«ieems> €B«;i'ftiiS o Gboa% 3a«OBorfc, p. 
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ward am äl Min 1803 befohkii, » Riga aiia Güadbin 
des Magistrate eioeo Kamill lu emchleo, um das Pco* 
jekt einer Sladiordnung füur Biga ausroarbeitea. Dieser 
Komitö ward im AprU desselben Jahres eingeseUt luad 
beslaBd ans Gliedern des Magistrals, der grosaeb und 
der kleinen Gilde, zu zwei Gliedern ans jedem Stande* 
Bei der Erricfatnng desselben schon wurden auf den 
AUerbOchslen Namen von der Russischen Kaufmann* 
Schaft und Bürgerschaft in Biga allerutttertlüinigste 
Bittschriften eingereicht, um Erlaubniss in den Komiti 
aus ihrer Mitte Glieder wählen zu dürfen. Der Kriegs- 
gouTemeur, diese Bittschriften der AUerfaöehsten Ge« 
nehmigmig unterlegend, war der Meinung, dass es 
deshalb nicht zweckmtlssig erscheine denselben zu 
willfahren, weil die Vermehrung der Glieder des 
Komit^ nnr zur YeraOgerung und Verwickelung 
der Sache fuhren werde. Zugleich aber anerkann- 
te er die in diesen Bittschriften auseinandergesetzt« 
ten Beschwerden der Russischen Kaufleute und Bür- 
ger als vollkommen begründet und Berücksichtigung 
verdienend, woher er um einen Allerhöchsten Befehl 
bat wegen Feststellung, dass die Bussischen Kaufleu«' 
te und Bürger ungehindert aller Bechte und Vorthei- 
le gleich den andern Einwohnern zu geniessen hfltten^ 
Zur Entscheidung der angeführten Beschwerden theilte 
der Minister der innem Angelegenheiten dem Kriegs« 
gouvemeur mit, dass der Herr und Kaiser die W^ilifaln 
rong derselben nicht für zweckmässig halte, dass aber 
die Bussischen Kaufleute und Bürger vollkommen ruhig 
in Betreff ihrer Bechte und Vortheile sein sollten, wel« 
che bei der Durchsicht höheren Orts der Arbeiten des 
Komit^ nicht ohne gehörige Berücksichtigung bleiben 
und gewiss in ihrem ganzen Umfange geschützt werden 
würden. 
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Im Jahre 1805 ward daa Projekt eloer neuen Stadtord- 
nong dem Ministeritun der innem Angelegenheiten yor« 
gestellt nnd zu Allerhöchster Genehmigung unterlegt; 
zugleich erschienen auch Deputirte der Stadt Riga. Die 
Durchsicht des Projekts war den Ministem der Justiz und 
der innem Angelegenheiten mit ihren Gehülfen anbefoh- 
len. Bei Einsammlung der nöthigen Auskünfte fanden die 
Minister» dass viele der der StadtRigavon den Polnischen 
und Schwedischen Königen ertheilten Privilegien mit 
den Verhältnissen der Gegenwart nicht vereinbar seien, 
und dass der Magistrat im Jahre 1786 fiir die Wohl- 
fahrt der Stadt die allgemeine Stadtordnung für genü- 
gend gehalten, mit Abänderung oder Verbesserung nur 
von vier Punkten, welche Verbesserung auch für alle 
Städte des Reichs sich hätte nützlich erweisen können. 
In Grundlage dessen beschlossen die Minister in der 
Sitzung vom 5 Juni 1805: dass diese Angelegenheit dann 
zu beprüfen sei, sobald die Gesetzkommission sich mit 
Abfassung einer allgemeinen Verordnung über die 
Städte beschäftigen werde; daher man die Deputirten 
der Stadt entlassen könne, ihnen die Hoffnung gebend, 
dass die Wünsche und Bedürfnisse der Stadt Riga, die 
in dem im Jahre 1786 eingereichten Memoriale und 
dem Projekte der Stadtordnung enthalten, berücksicht^ 
— ^bis zur allendlichen Durchsicht derselben aber die 
alten Einrichtungen der Stadt ohne Abänderung erhal- 
ten werden sollten. Dieser Beschluss der Minister wur- 
de der Allerhöchsten Bestätigung gewürdigt, was zu- 
gleich den Deputirten angekündigt ward. Hiermit en- 
dete die Thätigkeit der Kommision von 1803. 

IV. Die vierte Kommission, vom Jahre 4819. 
Durch die im Jahr 1809 für die Kommission zur Ab- 
fassung der Gesetze erlassene Verordnung ward ihr 
zur Pflicht gemacht, unter anderem ein Provinzialge-- 
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setzbuch iforzubereiten. In Folge desseii ward im Mflrx 
1818 den Ciyilgoayemeuren mitgetheilt, dass sie nach 
ibrer Einsicht aus gesetzkundigen Männern besondere 
Komit^s zur Abfassung yon Entwürfen zu Gresetzbu- 
ehern einsetzen sollten, denselben zur Pflicht machend^ 
dabei sich an das fiir die Abfassung des Allgemeinen 
Reichsgesetzbuchs der bürgerlichen Gesetze angenom- 
mene System zu halten, und zu jedem Paragraphen ih- 
re Bemerkungen hinzu zu fugen: ob in demselben sich 
ünzweckmässigkeiten oder Mangel ftnden und etwa ei- 
ne YerToUständigung noth wendig erscheine. Demnach 
wurden besondere Komit^s eingesetzt: in Biga und in 
Mitau aus 8, in Reyal aus 9 Gliedern. Auf Verlangen 
einiger dieser Komit^, wurden an alle gedruclLle 
Exemplare des systematischen Inhaltsverzeichnisses der 
in die ProTinzialgesetzbücher gehörenden Gegenstände 
gesandt. 

Der Esthländische Komitö stellte, durch Bericht 
vom 29 März 1819, Bemerkungen zu einem Kapittel, 
Ton den Gesetzen im Allgemeinen, yor, eine Übersicht 
der Verfassung und Verwaltung Esthlands beilegend. 
Die berathende Versammlung der Kommission, das 
erwähnte Kapittel durchsehend, fand dasselbe mit dem 
für das Allgemeine Reichsgesetzbuch angenommenen 
Systeme vollkommen übereinstimmend, und erkannte 
daher für nothwendig yorzuschreiben, dass dieselbe 
Ordnung auch yon den übrigen Komit&s zu befolgen 
sei. Zugleich aber forderte sie yon dem Esthländi-' 
sehen zur Vergleichung die Quellen selbst, aus wel- 
chem er die yon ihm dargestellten Grundsätze gezo- 
gen. Auf diese Vorschrift unterlegte derselbe durch 
Bericht vom 28 April 1820, dass die ihm aufgetra- 
gene Arbeit ausserordentlich viel Zeit und Mühe 
erfordere und dass er erwarten werde, bis in der 
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Kom]Bi$9ioD selbst das AJIgemeine Reichsgesetzbuch 
•bgefasst uad ihm io Deutscher Uebersetzung mitge- 
theilt word^i» 

Der Kurlttndische Eomit^ unterlegte durch Bericht 
yom 24 Juni 1820, dass die in Kurland geltenden Ge- 
Mtze beim Verfahren in den Gerichtsbehörden ange- 
führt werden mit Berufung auf: 1) das Römische und 
das Kanonische Recht, die Deutschen Reichsgesetze 
u. s. w.; 2) die eigentlich Kurländischen Proyinzialge- 
setze. Da aber diese nach Verschiedenheit der Epochen 
sehryeTSchiedenartig seien, so habe der Komitä ein chro- 
nologisches Verzeichniss der Quellen, in denen sie ent- 
halten, angefertigt und eine genügende Menge gedruck- 
ter Exemplare dayoQ an- die verschiedenen Gerichts* 
behörden gesandt, damit diese das Verzeichniss yer- 
yoUständigtei^, falls sie dort Lücken fänden. Aus dem 
•ingereichten Exemplare dieses Verzeichnisses ist er« 
sichtlich, dass die Zahl der in Kurland geltenden 
Rechtsbestimmungen sich bis 231 belauft. Ausserdem 
gibt es im Piltenschen Kreise geltender Rechtsbestim- 
mungen an 103 und in den Kur ländischen Städten ins 
besondere geltender 32, so dass im Ganzen vom Kur- 
ländischen Komite an 366 Quellen des Provinzialrechts 
gefunden wurden. 

Der Livländische Komitä stellte gar keine Nachrich- 
ten vor. 

Hierin bestand die ganze Vl^irksamkeit der vierten 
Kommission. Beim ersten Blick hierauf lässt sich schon 
leicht erkennen, dass der bei Einrichtung derselben 
gewählte Weg eben so ungewiss war, zu eben solchen 
Verzögerungen führte, als alle die früheren. Daher wur* 
de es für nothwendig gehalten, bei der im Jahre 1826 
erfolgten Umgestaltung der friiheren Gesetzkommission 
in die Zweite Abtheilung der Eigenen Kanzellei Seiner 
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Kaiserlichen Majestät, andere Massregeb in ergreifeii, 
um dieser Angelegenheit einen erfblgreieheren "Gang 
za geben, unterdessen aber die OrÜichen Komitte ra 
Bchliessen, was anch zu gleicher Zeit in AusfnlunB^ 
kam. 

F. Der besondere Komiie beim Dirigirendtn Senate, 

eingesetzt im Jahre 4828. 

Im Jahre 1826, bei der Krönung des Herrn und Kai- 
sers» bat der Adel der Ostseegouvemements um Bestft* 
tigung seiner Privilegien. Bei Beprüfung dieser Bitte 
im Beichsrathe, ward für nothwendig erkannt, sich von 
der Kraft und Ausdehnung dieser Privilegien in Kennl- 
niss zu setzen. In Folge dessen erhielt der Bigasche 
Kriegsgouvemeur den Auftrag sie zu sammeln, durch- 
zusehen und mit seiner Meinung vorzustellen. 

Im Jahre 1828 gelangten in den Beichsrath: 1) Bitt» 
Schriften der Bigaschen Bürger Evangelisch - Lutheri- 
schen Glaubens wegen Bestätigung ihrer Bechte, und 
Beschwerden der Bigaschen Bürger des Bechtglflubi« 
gen Bekenntnisses über Nichtzulassung zum Wahldien- 
fite; 2) ein allerunterthänigster Bericht des Generalgou« 
Temeurs Marquis Paulucci über die Privilegien des 
Adels und der Städte in den Ostseegouvemements. 

Zuerst beriicksichtigend, dass die Vorstellung dt$ 
Genwalgouverneus nicht bloss eine vei^Ieichende Zu^ 
sanunenhakung mit den« in 23 von ihm eingereichten 
Bänden in Deutscher^ Lateinischer und Schwedischer 
Sprache enthaltenen, Originalprivile|[ien erfordere, 
sondern auch eine Verifikation nach denselben, u4 
dass solches nicht unmittelbar im Beichsrathe ausge- 
führt werden kOnne« vielmehr eine vorbereitende Ar- 
beit nothwendig mache> — ^zweitens« dass dem Beicha- 
rathe noch verschiedene Fragen vorlägen» die mit dieser 
Angelegenheit in Berührung stehen und vor Entscheid 
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düng dieser allgemeinen Sache nicht ra Ende gebracht 
werden könnten, stellte der Reichsrath die Meinung 
anf: 1) beimDirigirenden Senate einen Komitä nieder- 
znaetzen; 2) demselben wie die Vorschläge des General- 
goavemeorsMarquisPaulacci, zugleich mit der Samm- 
luig der Priyilegien des Adels mid der Städte der Ost- 
seegonyemementSy die derselbe eingesandt» so auch 
die ikbrigen mit den allgemeinen Privilegienangele- 
genheiten in Verbindung stehenden Fragen zu überge- 
ben; 3) dem Komitä zur Pflicht zu machen, die Vor- 
schläge des Generalgouyemeurs Marquis Paulucci 
durchzusehen und seine Meinung darüber auszuspre- 
chen! worin eigentlich die Priyilegien der Ostseegou- 
yemements bestehen sollten in Uebereinstimmung mit 
den allgemeinen Interessen und Gesetzen des Reichs. 
Bei dieser Beprüfung seien auch die abgesonderten 
Fragen durchzusehen, die in Verbindung mit der allge- 
meinen Angelegenheit in den Reichsrath gelangt; 4) dem 
Komitö das Recht zu geben, wenn er es fiir noihwendig 
halte, überall hei* Auskunft zu yerlangen, um so mehr 
als in den Ministerien sich mannigfache Vorstellungen 
wegen einiger Gegenstände finden können, also auch 
yerschiedenartige Vorschläge; 5) dem Komitd insbesou- 
dere zur Pflicht zu machen, sich yor allem mit der 
Durchsicht der Priyilegien der Stadt Riga zu beschäf- 
tigen und mit der Entscheidung der hierauf bezuglichen 
Sachen, aus denen die yorliegende Angelegenheit eigent- 
lich hervorgegangen, und. seine schliessliche Ansicht 
hieräber vorzugsweise vor allem andern in den Reichi- 
rath zu bringen« 

Der Komitö, zur Ausfohmng dieses Auftrags schrei- 
tend, fand eine Schwierigkeit darin, dass alle ihm aus 
dem Reichsrathe gesandten Bucher und Hefte in Deut- 
scher, Lateinischer und Schwedischer Sprache gescbrie- 
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ben waren» und dass zur blossen Uebersetcong dersel- 
ben, wenn man auch Tier Uebersetzer besehaftigte» 
secba bis acbt Jahre nothwendig erschienen. Diese 
Schwierigkeiten berücksichtigend, bestimmte der 
Beichsrath die Abfassung des ProYinzialgesetzbuchs 
der Qstseegouyemements der Zweiten Abtheilong der 
Eigenen Kanzellei Seiner Kaiserlichen Majestät aufzuer- 
legen. Da wurden auch aUe Akten und Bücher dieser 
Abtheilung übergeben, der Komitd beim Senate aber 
geschlossen« 

Hiermit endet die erste Periode in der Geschichte 
der Abfassung eines Proyinzialgesetzbuchs der Ostsee« 
gouyemements. Wir sehen in derselben, so zu sagen, 
eine ganze Beihe yon Vorschlägen und Auffingen, die 
häufig abgebrochen und dann wieder erneuert, aber 
nie zu Ende gefohrt worden. Der einzige nicht zu läng- 
nende Nutzen derselben bestand üi der Aufdeckung der 
Quellen der Gesetzgebung des Oatseegebiets, in der 
Sammlung der Blaterialien für die schliessliche Arbeit 
und darin, dass die ganze Schwierigkeit des Unterneh- 
mens ermessen wurde. 



ZWEITE ABTHEILUNG« 

treMsm oib AHMtmif «ei A^FAMviia um vciu- 

rULATIOM BEB PilOVIliltALOBaCTZMICHS rUBft 
BIS OBTOBECOÜTCRlfSlIfinTSi-SEIT 18M. 



/. Dfsptüfiffliehe Redaktion dts PtojekU zu emem 

Die Zweite Abtheilung der Eigenen Kan:r)^Ilei Seiner 
Kaiserliclien Majestät, seit ihrer £rrichtung im Jfahre 
1826 fast ausscfaliessTich beschäftigt, zuerst mit der Her« 
ausgäbe der Vollständigen Gesetzrsamriilung (Do*iHoe 
CoGpante 3aR0H06i>), darauf abet* mh der Abfassung 
des Allgemeinen Beichsgesetzbuchs, kofmite an die Ar- 
beiteti in Betreff des Prorin^ialgesetzbuchs für die Osl<^ 
seegouvernements nicht früher gehen, als mach Aus« 
fuhrung ihrer ersten utid hauptsächlichsten Aufgabe. 
Dsdlier^ard für notwendig angesehen, für 4las Balti- 
sche ^ovinzialgesetzbuch arus Livland den Landrath 
Samson zu berufen, einen durch seinö tmifassendetf 
Kenntnisse und seine eifrige Thätigkeit bekannten Be- 
amten. Alle im Laufe fast eines Jahrhunderts durch die 
früher bestandenen Komit^s und Kommissionen ge- 
sammelten Materialien w ui^en ihm übergeben. 

Bei Durchsicht derselben fand sich, dass alle Eigen- 
thüimlichkeiten der Provinzialgesetze zu fünf Ordnun- 
gen der Gesetzgebung gehören: 1) zum Bechte der 
Stände; 2) zu den bürgerlichen Gesetzen; 3) zu der Be- 
hOrdenverfassung; 4) zu den Gesetzen über das bürgere 
liehe Gerichtsverfahren und 5) zu den Gesetzen über 
das peinliche Gerichtsverfahren. Nach diesen fünf Ord- 
nungen wurden alle Gegenstände der Bedaktion ver- 
theilt. 
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Die dem Redakteur vorgezeichneten Grundsätze be- 
standen in Folgendem : 

1) Von dem Plane. 

Sich, so viel als thunlich, nahe an den im allgemeinen 
Beichsgeselzbuche angenommenen Plan, in Betreff der 
Bestimmung derXheile, Abtheilungen und Hauptstücke, 
zu halten. 

2) Von den Quellen. 

a) Yon den ProTinzialgesetzen als gehendes Gesetz 
ADes anzunehmen, was in sich nicht den Rechten und 
Vorzügen der Selbstherrschenden Gewalt, den Grundge- 
setzen des Reichs und den allgemeinen Staatsgesetzen 
widerspricht, und was nicht an und für sich schon durch 
den Lauf der Zeit und die allgemeine Ordnung der 
Verwaltung abgeändert worden, b) Das Römische Recht 
nur in den Fällen zuzulassen, wo dasselbe, weder zu 
den allgemeinen noch zu den besondern Gesetzen in 
offenbarem Widerspruche stehend, letzteren als nütz- 
liche Yerrullständigung dienen kann, c) Gerichtsge- 
brauch und Gewohnheiten, die fortdauernd und gleich« 
massig in Wirksamkeit gewesen, im Gesetzbuche zuzu-» 
lassen, als unumgängliche VeryoUständigung der Ge- 
setze. 

Diesen Grundsätzen gemäss an die Arbeit gehend, 

beendete der Redakteur yor Allem im Laufe des Jahres 

1830 das Ständerecht. Darauf ynirden im Jahre 1831 

die übrigen Theile in folgender Ordnung abgefasst: 

1) Das Giyilrecht, zusammengestellt aus den yerschie-« 

denen in den Ostseegouyemements. geltenden Rechten 

und Gesetzen, als da sind: Römisches Recht, Polnische, 

Schwedische, Dänische Gesetze, Deutsches Recht und 

Deutsche Gewohnheiten, und endlich Russische Ge« 

setze« Nach dem ursprünglichen Plane zerfiel dieser 

13 
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Theil in drei Bucher. Nach der Einleitung über die 
Gesetze im Allgemeinen, war] im ersten Buche das 
Personenrecht, im zweiten das Sachenrecht, im drit- 
ten das Recht der Verträge dargestellt. ** 2) Die Ge- 
richtsordnung (d. h. die Verfassungen der Behörden 
in den Gouyemements) war in zwei Bücher getheilt; 
das erste enthielt eine Art allgemeinen Reglements 
für die Gerichtsbehörden der Ostseegouyemements, das 
zweite die Verfassung der Gerichte erster und zweiter 
bstanz für bürgerliche, Polizei-und Straf-Sachen. Da 
die Gegenstände der ersten Abtheüung dieselbe Grund- 
lage in den drei Gouyemements haben, so konnte die- 
ser Theil für alle in derselben Gestalt abgefasst werden. 
Die Verfassung selbst aber der Gerichtsbehörden ist 
in jedem Gouyernement, wie in den Benennungen, so 
auch in Betreff des Bestandes, yersehieden. Wegen 
Hangel an Materialien beschränkte der Redakteur sick 
hierbei bloss auf Liyland. — 3) Die Giyil-und Krimi- 
nal - Prozessordnung. Aus derselben Ursache, wegen 
welcher der Redakteur kein yollständiges Gesetzbuch 
der (xerichtsordnung abfassen konnte, beschränkte 
er sich auch in Betreff des Gerichtsyerfahrens auf das 
Liyländische Gouyemement, zu diesem Ende, statt ei- 
nes neuen Gesetzbuchs, ein yon ihm yerfasstes Werk 
unter dem Titel: Institutionen des Liyländischen Pro- 
zesses — ^yorstellend. 

//. Revision des Projekts durch die Lokalkomitis. 

Sobald der das Ständerecht in dem Ostseegebiete ent- 
haltende Theil beendigt war, wurde er dem General- 
gouyerneur yon Liy-, Esth-und Kurland Sübermacht, da- 
mit unter seiner Oberaufsicht und Leitung zur Bepru- 
fung des Projekts eine oder mehrere Komitds errichtet 
würden, welche Beprüfung nur in der Entscheidung 
der beiden Hauptfragen zu bestehen habe: 1) ob aHe 
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geltenden Gesetze in diesem Theile des Provinzial- 
rechts in ihrer wahren Kraft dargestellt; 2) ob nicht 
ungehörige Gesetze angeführt worden, d. h. solche^ 
welche durch nadifolgea^ abgeändert seien. 

In Folge dessen wurde in jedem Gouremement ein 
Eomitä errlohtet, nnt^ Yorsitz des CiyilgouTerneurs: 
1) aus dem Gouvemementsprokureur, 2) in Liirland 
WS einem Gliede des Hofgerichts, in Esthland des 
Oherlandgerichts, inKurland desOberhofgerichts,-. nach 
Wahl des GouTerneurs, 3) aus Deputirtea von Seiten 
des Adels, ernannt durch dessen Vertreter, und aus ei-* 
nem Gliede des Magistrats derGouvemementsstadt, nach 
Wahl desselben. 

In der Folge wurden diesen Komitös auch die übrigen 
drei Theile des Proyincialrechts übersandt, wobei ih- 
nen folgende bestimmte Regeln für die Reyision ab 
ftichtschnur aufgestellt wurden: — 1) Bei dem ganz allge- 
mein für alle drei Gouyemements abgefasstenCivilrechte 
alles anzumerken, was entweder ausgelassen oder unge- 
hörig gegenüber den jetzt in jedem Gouvernement gelten- 
denGesetzen angeführt worden.-^2) Gerichtsordnungen 
für Esthland und Kurlimd abzufassen. — 3) Das Samson- 
«che Buch über das Gerichtsy erfahren durchzusehen, zu 
TerroUständigen, zu yerbessem und für jedes einzelne 
•Qouyemement insbesondere zu yerarbeiten, dabei das 
GericbtsTerfriuren in den Landesbehörden yon dem in 
den stidtischen trennend.«— 4) In Betreff der in der B^ 
daktion angezogenen Bömischeii, Kanonischen und aiH 
dern fremden Rechte, so wie einiger yon den Gerichtsbe- 
hörden oder den Rechtskundigen angenommenen Inter- 
pretationen, die Attüuerksamkoit darauf zu wenden, ob 
^e diese .Quellen in sämmtliob^i dr^ (xomyemementa 
feilen, pnd.ob die.in den Gerichten derselbe^ angepom- 
mmß IfikrfteMioMU.gUitsk^^ sind» jralls.8ie nicht 
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durch Gesetie bestätigt worden. Sich hierbei aller 
weitläuftigen gelehrten Abhandlungen enthaltend, soll 
indessen in besonderen Beilagen auseinander gesetzt 
werden» warum diese oder jene Quellen in das Prorin- 
zialrecht nicht aufgenommen werden können. — 5) Die 
nicht eine Gesetzbestimmung, sondern einen theoreti-- 
schen Ausspruch, ohne alle Anfuhrung eines Gesetzes, 
enthaltenden Paragraphe sind bloss deshalb in den Ent- 
wurf gebracht, damit die Komitfo die von der Redaktion 
angenommenen Grundsätze erkennen, und [desto besser 
über die praktische Anwendung derselbenurtheilen köniH 
ten: denn bei der schliesslichen Bedaktion sollen diese 
theoretischen Aussprüche wegfallen.— 6) Im Allgemeinen 
Yor Augen zu haben, dass das beabsichtigte Proyinzialrecht 
nicht eine neue Gesetzgebung, sondern nur eine Darstel- 
lung der geltenden Rechtsbestimmungen sein solle, and 
daher alle auf Abfassung einer neuen Gesetzgebung b^ 
ziiglichen Vorschläge zuyermeiden. — ^7) Endlich wurden 
die Komitte darauf aufmerksam gemacht , dass-da die 
Proyinzialgesetze nichts anders seien, als eine Ausnab* 
me aus den allgemeinen Reichsgesetzen«— die Form ih- 
rer Darstellung und die Ordnung in der Yertheilong 
der Gegenstände, bei der allendlichen Bearbeitung in 
der Zweiten Ablheilung, sich Teränderen könne; auch 
werde, neben Bewahrung des Unterschieds im Wesen des 
Gesetzes, die Anordnung^der Gegenstände mit dem allge- 
meinen für das Reichsgesetzbuch angenommenen Plane 
in üebereinstimmung gebracht werden. 

Die Komit^s, die Durchsicht der angeführten Theile 
des Proyinzialrechts beendigend, reichten ihre Bemer- 
kungen zu denselben ein. Wegen verschiedener Umstän- 
de , namentlich der Cholera, der in den benachbarten 
Gouvernements stattgehabten Unruhen, so wie auch 
wegen des Umfangs und der Wichtigkeit des Gegen- 
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Standes selbst^ kamen die schliesslichen Bemerkangen 
ein: a) in Bezng auf das Ständerecht erst am 24 April 
1833, — b) in BetrefT der bürgerlichen Gesetze, der Ge- 
richtsordnung und des Gerichtsyerfahrens am 3 Decem- 
ber 1834. 

Fast alle Bemerkungen der Komit^s waren besonde- 
rer Berücksichtigung werth. Sie waren mit vollkomme- 
ner Kenntniss der yerschiedenen örtlichen Gesetze und 
Verhältnisse abgefasst, und gaben daher ein kostbares 
Material für die schliessliche Arbeit, obwohl leider die 
Verfasser der Bemerkungen sich ohne Nothwendigkeit 
in weitläuftigen Abhandlungen hatten gehen lassen und 
bisweilen, sich auf die Nachweisung der Mängel in der 
Bedaktion des Landrath Samson beschränkend, nicht die 
Mittel zur Ycrbesserung derselben angegeben hatten. 

Nach Empfang dieser Bemerkungen, beauftragte der 
Oberdirigirende der Zweiten Abiheilung Seiner Kaiser^ 
liehen Majestät Eigener Kanzellei den Landrath Sam- 
son dieselben zu bepriifen und zu vergleichen, nach ih- 
nen den Text zu verbessern, oder aber auseinanderzu* 
setzen, warum sie nicht annehmbar seien, — im Allge- 
meinen aber nicht eine Bemerkung unberücksichtigt zu 
lassen. Als diese Emendation beendigt worden, ward 
auf Grundlage der Arbeit des Herrn von Samson die 
zweite Bedaktion (*) des Provinzialrechts für die Osl- 
seegouvernements unternommen. 

III. Zweite Redaktion des Projekts su einem Provin- 

zialgesetzbuche. 
Aus den Grundgesetzen des Beichs geht hervor, dass 
die Provinzialgesetze Ausnahmen sind, welche in 

(*) Hierzu wurden, unter Leitung des Chors der Zweiten Abtheilung 
der Eigenen Kanzeliei Seiner Kaiserlichen Majestät, des Gebeimeraths 
Balugiansky, drei älteste Beamte derselben Abtheilung gebraucht: die 
Staatsräthe Kapherr, Ceumeru und Köhler. Wegen Krankheit des Letz- 
teren wurde seine Arbeit dem Aeltesteu GehiUfen Baron Rahden über- 
tragen. 
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einzelnen Theilen nur der allgemeinen Gesetze gestat- 
tet 'werden. Ddier beschränkt sich der Zweck des 
Proyinzialrechts darauf, zu zeigen, -worin namentlich 
diese Ausnahmen bestehen, und folglich sie in dem- 
selben Zusammenhange und in derselben Ordnung an- 
zugeben, die bei der Darsteümig der allgemeinen Ge- 
setze angenommen worden. Die Einheit des Plans in 
beiden Gesetzbüchern ist hier unumgänglich, denn die 
Ausnahme Ton einer Regel kann nur durch Zusammen- 
haltung mit der Begel selbst verständlich sein. Diese 
Einheit des Plans konnte bei der ersten Redaktion des 
Projekts nicht beobachtet werden, weil im Jahre 1830 
der Plan des Allgemeinen Beichsgesetzbuchs noch nicht 
allendlich festgestellt und gutgeheissen worden war. 
Ueberdies zeigte sich bei detaillirter Durchsicht der 
ersten Redaktion, dass viele Theile derselben in Be^ug 
auf Esthland und Kurland laicht vollständig waren, dass 
die allgemeinen Gesetze, welche in den Ostseegonver- 
nements Geltung haben, häufig unberücksichtigt ge- 
blieben, oder aber nicht auf die Weise aufgefasst wor- 
den, als dies im Reichsgesetzbuche geschehen, und end- 
lich, dass die in den Lokalkomites vorgeschlagenen 
Yerbesseruntgen und Vervollständigungen nicht alle in 
dieselbe aufgenommen worden. Uebrigens verdiente, 
nnerachtet dieser Mängel^ das von Herrn von SamscHi 
verfasste Projekt volle Anerkennung, da es vollständige, 
Castimmer genügende, Hinweisungen auf die ursprüngli- 
chen Quellen enthielt und in einem systematischen Gan- 
zen alle die verschiedenartigen, bisweilen unförmlichen, 
Theile der Provinzialgesetzgebung vereinigte. Dasselbe 
lieferte zwar nur das Material zur schliesslichen Re- 
daktion, aber ein werthvoUes und bis zu einer gewissen 
Stufe schon verarbe itetes Material, und konnte als Haupt- 
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grundlage einer schliesslichen Redaktion des Poyin- 
zialgesetzbuches dienen. 

Die Hauptgrandsätze bei dieser bestanden in Fol- 
gendem: 1) das Proyinzialrecht nach dem Plane des 
Reicbsgesetzbuchs zu ordnen. 2) in den Inhalt des- 
selben die bei der ersten Redaktion unberücksichtigt 
gebliebenen allgemeinen Gesetze aufzunehmen. 3) Die 
Bemerkungen der Lokalkomit^s durchzusehen und 
zu prüfen. 3) Das Projekt in zwei Sprachen, Russisch 
und Deutsch, abzufassen« 

Ungeachtet dessen, dass die Ausfuhrung dieser Auf^ 
gäbe nicht bloss eine theilweise Verbesserung der er- 
sten Redaktion, sondern eine allgemeine Umarbeitung 
des Projekts nothwendig machte, und zwar nicht nur 
in seiner fiussern Gestalt, sondern auch in seinem inner- 
sten Gehalte und in der Anordnung aller seiner Theile, 
wurden die Arbeiten in Bezug auf die zweite Redak- 
tion schon im Jahre 1836 zu Ende gefuhrt. 

■ 

JTF. Zweite Revision des Projekts durch einen bei der 
Ztioeiten Äbtkeüung errichteten Komite' aus örtlichen 

Beamten und Deputirtin. 

Obwohl die sehr detaillirte und gründliche Revi- 
sion durch dieLokalkomit^s an und für sich eine genüg- 
same Bürgschaft dafür gewähren konnte, dasß die nach 
den Bemerkimgen dieser Komit^s yervoUständigten und 
abgeänderten Paragraphen des Proyinzialrechts eine 
genaue und getreue Darstellung der Proyinzialgesetze 
gaben: so wurde dennoch für nützlich erkannt, zu noch 
grösserer Sicherheit alle Paragraphe des Gesetzbuchs 
in der Gestalt, die sie in der zweiten Redaktion erhal- 
ten, einer neuen Durchsicht zu unterziehen, um so- 
mebr als in ihren Bestand viele Materien aufgenom- 
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men worden, die nicht in der ursprünglichen Redak- 
tion sich fanden. 

In Folge dessen ward im Jahre 1836 Allerhöchst 
angeordnet, in St. Petersburg einen allgemeinen Bevi- 
sionskomitö für alle drei Gouvernements niederzuset- 
zen; die Glieder desselben aus dem Adel und den Städten 
lu ernennen, ward dem Generalgouverneur von Liv- 
Esth- und Kurland aufgetragen {*). 

Die diesem Komitö vorgeschriebenen leitenden Grund- 
sätze waren dieselben, die den Lokalkomites gegeben 
worden, namentlich aber sollte er sich davon über-> 
zeugen; 1) ob alle Provinzialgesetze, welche als eigen- 
thümliche oder als Ausnahme aus den Reichsgesetzen 
anerkannt werden können, in das Provinzialrecht aufge- 
nommen, und zwar in dem Sinne, welchen sie wirklich 
haben; 2) ob nicht in dem Projekte sich ungehörige 
Paragraphe finden, d. h. nicht mehr geltende oder be- 
reits abgeschaffte Bestimmungen. Die Beschäftigungen 
des, unter dem Vorsitze des Chefs der Zweiten Abthei- 
lung-Staatssekretair Balugiansky-sthehenden, Bevisions- 
komit^ dauerten ununterbrochen während ungefifthr 
drei Jahren fort» In den Sitzungen desselben wurden 
alle Theile des Provinzialrechts durchgegangen, und je- 
der derselben einer strengen und aufmerksamen Prii- 
fung unterworfen. Ausser den mündlichen Erläuterun- 
gen, stellten die Glieder auch schriftliche Meinungen und 



(*) Glieder des Revisionskomit^s waren, Tom Adel: der Vicepresideot 
def LlTlandischen HofgerichU t. Löwis, der Eslhländische Laudrath t. 
GrOnwald, das Mitglied des Kurlandischcn Oberhofgerichts Baron Kiep, 
man und der Slaatsralli y. Poll; Ton den Städten: der Rigasche worU 
führende Bürgermeister Timm, das Mitglied des BeTalschen Ratht 
Gonsior, der Sekretair des Mitauschen Magistrats Borchers und der 
BokCor der Rechte Pancker. 
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Entwürfe zu Yerbesserangen Tor. Alle diese Bemer- 
kungen wurden yon den Redaktoren bepruft^ und ent- 
weder nach ihnen die in der Redaktion nothwendig 
werdenden Verbesserungen gemacht, oder Antworten 
und Angaben der Gründe vorbereitet, weshalb es für 
unmöglich erkannt wurde, dieselben als begründet an« 
zunehmen. Endlieh wurde im Jahre 1839, nachdem die 
Durchsicht beendet^ der Reyisionskomitö geschlossen, 
auf allerunterthanigste Vorstellung des yerstorbenen 
wirklichen Geheimeraths Daschkow. 

In der letzten Sitzung erklärten die Glieder des Ko- 
mitös und bekräftigten mit ihrer Unterschrift: dass sie 
das nach ihren Bemerkungen yerbesserte Projekt voll« 
kommen mit den in ihrem Lande geltenden Gesetzen 
übereinstimmend fänden. 

F. Abfassung einer historischen Darstellung der Entwi^ 

ckelung des Prwinzialrechts. 

Während der Dauer der Arbeiten des bei der Zweiten 
AbÜieilung bestehenden Bevisionskomit^s, ergaben sich 
mehrere Fragen, die allendlich zu entscheiden sich we* 
der die Redaktoren, noch der Reyisionskomit^ berech- 
tigt glaubten, und die auch nicht anders ab auf demWege 
der Gesetzgebung zu entscheiden waren. Unterdessen 
waren an die Zweite Abtheilung aus dem Reichsrathe, 
aus den Ministerien und aus dem früher beim Senate 
zur Durchsicht der Priyilegien und Rechte der Ostsee- 
gottyemements bestandenen Komitä, gegen 120, yer« 
schiedenartige Fragen in sich schliessende, Sachen ge- 
langt, deren Entscheidung gleichfalls eine beprüfende 
Vergleichung mit den Gesetzen erforderte (*)• 

Bei der Beprüfung dieser yerschiedenartigen, nicht 
selten yerwickelten und schwierigen Fragen, die zum 

(') In der Folge wurde durch eine beiendere ReTiiion die Zahl der 
Fragen und Sachen lehr verringerl. 



Theil GegeBsfauüd jahriiuierdaiiger Streitigkeiten zwi« 
sehen dem Adel nnd den Städten waren, ergab sich: 

1) Dass, bei dem Eintritte des Ostseegebiets unter 
Bnssische Botmässigkeit, unsere Regierung allen Stfln« 
den bloss die Rechte und Vorzüge bestätigte, welche 
jedem derselben nach alten Urkunden und Gewohnheit 
ten zukamen, folglich die Beweise dieser Rechte Ge- 
genstand historischer Erforschung sein mussten« 

2) Dass viele der streitigen Fragen eng mit der Ge- 
schichte des Ganges der Gesetzgebung im Ostseegebiete 
verbunden waren, und dass zu ihrer Entscheidung, zur 
Entfernung aller Zweifel, es unumgänglich war, sich 
zur Beprüfung der Quellen selbst des Proyinzialrechts 
zu wenden und zur Abfassung einer Geschichte oder, 
besser gesagt, historischer Digesten der Baltischen Ge- 
setzgebung {**). 

Aber die Ausfahrung dieses Gedankens war keines- 
weges leicht. Die Sammlungen der Proyinzialgesetze, 
welche sowohl aus dem beim Senate zur Durchsicht 
der Privilegien der Ostseegouvernements bestandenen 
Komit4, als aus letzteren selbst, an die Zweite Abthei- 
lung gelangt, waren sehr unvollständig. Sie enthielten 
meist nur Auszuge aus einigen Gesetzbestimmungen oder 
Eruchslücke derselben, fast willkührlich oder wenig- 
stens ohne festes System ausgewählt, oder aber bloss 
eine Reihenfolge allgemeiner Bestätigungsurkunden, 
welche weder die Entstehung noch die Entwickelung 
der provinziellen Institutionen zeigten. Es ward daher 
nothwendig: 



{*) Za dieser Arbeit, nach dem Tom Wirklichen Geheimerethe Grafen 
Speraniky Torgexeiehneten Plane, wurden unter der anmttteibaren Lei* 
lung dea Chefs der Zweiten Abtheiluog die beiden AeUesten Geh»ilfen 
deraelben Abtheilung: die Tilttiairrathe Barof Bahden und Graf Sierers 
gebraneht. 
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1) Mit grossem Zeitanf wände und nicht geringen 
Kosten, zuweilen durch die oberste Verwaltung des 
Ostseegebiets, zuweilen Zuflucht nehmend zur Yermit* 
telung Ton Privatpersonen, welche sich solchen For- 
ischungen gewidmet, eine Menge anderer Akten herbei- 
zuschaflen, die sich in den Ortlichen Baltischen Archi- 
Ten befanden, sie durch Nachweisungen aus verschie- 
denen sowohl gedruckten als handschriftlichen Werken 
zu vervollständigen, und auf diese Weise etwas Ganzes 
herzustellen, das einer allgemeinen Sammlung für die 
Provinzialgesetzgebung sich annähere. 

2) Darauf musste man bei der Anordnung und Durch- 
sicht dieser Materialien, nicht bloss sich an Lateinisch 
und Niedersächsisch abgefasste Privilegien machen, 
welche dem Ostseegebiete von Päbsten, Kaisem, Erzbi^ 
Schöffen, Hochmeistern und Ordensmeistem erthcilt 
worden, sondern auch die provinziellen Rechtsbestim- 
mungen zusammenhalten und vergleichen mit den Pol- 
nischen und Schwedischen Gesetzen und insbesondere 
mit den Russischen. Bei dieser Untersuchung war zu- 
gleich fortwährende Aufmerksamkeit auf die histori- 
schen Begebenheiten zu wenden, welche Einfluss auf 
den Gang der Gesetzgebung gehabt und nicht selten zur 
Erläuterung derselben dienen. 

3) Nach der Sammlung und Durchsicht der Materia- 
lien ward dazu geschritten, diejenigen Gegenstände aus 
denselben herauszuziehen, welche nach dem für die 
historische Darstellung vorgezeichneten Plane in die- 
selbe aufzunehmen waren (^). Die Abfassung der Au»« 



(*) Solche historlsehe Digesten liod abfefaset worden: ftrdie Beh6r- 
denrerrusang, das Staoderecht und die Gesetie ftber das Reeht des 
Guterbesilies. Ihnen sind hlnsogefügl: 1) eine delaillirte Darstellung 
der politischen Begebenheiten, welche Einfluss auf den Gang der Ge* 
seUgebung gehabt, und S) eine historisohe Uebersicht ihrer Qoel* 
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Züge ans zum Theil so durch einander geworfenen, ver- 
schiedenartigen und vielfach komplicirten Quellen war 
eine ziemlich schwierige Sache, -die Zeit und ange- 
strengte Arbeit erforderte. 

4) Aus diesen Auszügen ward ein detaillirter und sy- 
stematischer historischer Kommentar yerfasst, mit Nach- 
weisung der Quellen aufweiche er sich gründete. Diese 
historischen Digesten (*), welche gegen 900 Bogen um- 
fassten, dienten als Grundlage für die allendliche Ent- 
scheidung aller einzelnen Fragen, wegen welcher die 
Meinung der Zweiten Abtheilung dem Bcichsrathe vor- 
zulegen war. 

VI. Dritte Revision des Projekts zu einem ProvinziaU 
gesetzbuche durch einen Komiti aus Senatoren und 

Oberprokureuren. 

Nach Durchsicht des Projekts zu einem Baltischen 
Gesetzbuche durch die Lokalkomitds, und nach Unter- 
zeichnung desselben in der Folge durch die aus den 
Ostseegouvernements nach St. Peterburg berufenen Be- 
visoren, konnte und musste man hoffen, dass in Bezie- 
hung auf die Genauigkeit und Yollstflndigkeit des Pro- 
jekts in demselben wenigstens keine wichtigen Mängel 
und Lücken sich fänden. Andererseits war es aber un- 
möglich nicht ^die Aufmerksamkeit auf die Nothwen- 
digkeit zu richten, eine Durchsicht dieses Gesetzbuchs 
auch in Beziehung auf das Yerhältniss der Provinzial- 



len. Jetit beschäftigt sich die Zweite Abtheilnng aaf Allerhöchsten 
fehl mit der Abfassung historischer Uebersichten ffir die bürgerlichen 
Gesetze und für das bürgerliche und das peinliche Verfahren, d. h. ffir 
die noch übrigen Thelle des Baltischen Prorlntialrechts. 

(*) Die gegenwärtige Uebersicht der Grundlagen und der Entwicho- 
lung des Proyinsialrechts In den OstseegouTcrnements ist lum grot- 
len Thelle aus diesen hlstorisehen Dlgeaten geschöpft. 
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gesetzgebnng zur allgemeinen zu veranstalten, insbeson- 
diere in Betreff des Verfahrens im Dirigirenden Senate 
bei Sachen aus dem Ostseegebiete. 

Zu diesem Ende ward im Jahre 1810 auf Allerhöch- 
sten Befehl bei der Zweiten Abtheilung ein besonderer 
Komitö aus Senatoren, Oberprokureuren und anderen 
Beamten errichtet (*)• Dem Komit* wurde zur Pflicht 
gemacht:!) festzustellen, ob in den provinziellen Rechts- 
bestimmungen der Ostseegouvemementß sich irgend 
was den Grundgesetzen des Reiches und dem allgemei- 
nen Geiste unserer Gesetzgebung Widersprechendes 
finde; 2) zu prüfen, ob diese Rechtsbestimmungen, 
sowohl in ihrem Grundgedanken als in ihrer gegen- 
wärtigen Darstellung, vollkommen mit dem bestehen- 
den, durch die Zeit bekräftigten, Verhältnisse des Ost- 
seegebiets zu den Reichsbehörden übereinstimmend sei- 
en, namentlich zu dem Dirigirenden Senate und dem 
von demselben in Sachen dieses Gebiets beobachteten 

VerfAren. 

Dieser Instruktion gemäss den zweiten Theil des Pro- 
yinzialrechts für die Ostseegouvernements, das Slän- 
derecht (**), durchsehend, anerkannte der Komite, dass 



(♦) Zmn Vorsitzer des Komlläs; ward beslimmi der Senator WlrkU- 
cker Gehelmertth Mavrin; tu Mitgliedern: der Senator Geheimerath 
Baron Halm, der Chef der Zweiten Abtheilung Geheimerath Balugiansky, 
der Direktor des DepartemenU im Ministerium der Justii Wirklicher 
Staatsrath Dansass, die Oberprokureure Kapherr und Norow und der 
Aelteste Beamte der Zweiten Abtheilung Wirklicher Staatsrath Zimmer- 
mann; ro Geschäftsführern im KomiuS: die Beamten der Zweiten Ab- 
theflung Baren Rahden und Graf Sievers. 

(**) Nachdem auch der erste Theil, die BehSrdenterfassung enthal- 
lend, von diesem KomitÄ beprüft und gebilligt worden, ward er eben 
ao wie der «weite einem auf Allerhöchsten Befehl aus Mitgliedern das 
Kelchsraths ernannten Komite «ar Durchsicht übergeben. Dieser Komit< 
bestand, unter Vorsits des Oberdlrlgirenden der Zweiten Abiheilung 
Seiner Kaiserlichen MajesUt Eigener Kaniellei Grafen Bludow,aus dem 
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dieser Theil nichls enthalte» was den Grundgesetien 
des Reichs und der Ordunng der Beziehungen dea Osl» 
seegebiets m den höchsten Reichsbehörden vider^re^ 

che, und dass derselbe folgUchkeiner weiteren Beprüfung 
des Komit^ unterliege; doch stellte er der Zweiten Ajb^ 
theilnng anheim» sich seiner Zeit mit der genaueren Pru^ 
fung einiger besonderen Yon den GKedera des^ Komitit 
vorgestellten Bemerkungen zu beschäftigen, um weno 
es nöthig sei» die bezüglichen Paragraphe des Projekts 
nach denselben zu verbessern oder sie dem Beicharatli» 
nebst einigen anderen Fragen und Zweifehi yorzusteW 
len, die bei der Revision des Projekts sich erhoben bat* 
ten und nach der Meinung der Zweiten Abtheilnng nur 
durch die gesetzgebende Gewalt zu entscheiden waren^ 
weil sie das Wesen selbst der Provinzialgesetze be« 
rührten. 

Die auf dieser Grundlage abgefassten Journale wur« 
den von dem Oberdirigirenden der Zweiten Abtheiluqg, 
von dem Minister der Justiz und allen Gliedern des Ko* 
mit^ uniterzeichnet. 

VIL Letzte Redaktion des Projekts zu einem Provinz 

xial gesetzbuche. 

Unabhängig von der dritten. Revision de« Provinzi-p 
alrechts lagen der Zweiten Abtheilnng nodk zwei 
wichtige Arbeiten vor: 1) Die Yorbereitong der Me*«* 



GenerAXa4iuUiitoii Grtfeii toq der Pahlea» dem CStnecal y<}ii dey K«T«l- 
lario B«fOD0 toü. der Paldea, dem Wirklieheii CkiheimereUi Fiir«l Ga- 
garin, den Geheimerilben Batnrlin und l^iacliabeT and dem Vinletor 
der JusUs Grafen Panin. Mit einigen In dleeem %m^UA beliebten Ab- 
änderungen worden hleraof beide Tbeile «n die ToMe. Vereammlwiff 
de« Be&ebicaibi gebtaeht und, In UeberelnitimmiMig mit denen, GaVi«b- 
ten, am Sl-elen lunl fS46 der AllerbSeksten Bestatiganfl; gewürdigt, 
worauf am 1-tten lull dai Promnlgationidekret errolgte. (No|e det 
Veberaelfert). 



moriale über die im Wege der Gesetegebnng zu em- 
scheidenden Fragen, nnd 2) die achliessliclie Redaktion 
der Tom Komite dorchgesehenen Theiie, mit Angabe 
unter jedem Paragraphe der Gesetze oder Gewolm- 
heit, aufweiche derselbe sich gründete. Diese Gitate 
waren durch ein eigenes Missyerständniss bei der 
ersten Redakticm des Projekts nicht Torbereitet worden. 
Yen den besonderen Gesetzgebungsfragen wurdea 
zwei (*)9 — über die Adelsmatrikeln und über das Beeilt 
des Güterbesitzes in den Ostseegouvernements, — auf Cn- 
terleguDg des 'Presidentendes Reichsraths, Fürst Wassil- 
tschikow» allendlich durch einen besonderen Allerhöchsten 
Befehl entschieden, in Folge dessen in der Zweiten Ab- 
theilung bezüglich dieser Gegenstände eine ins Einzelne 
gehende Redaktion angefertigt ward, die darauf ebenfaHs 
der Allerhöchsten Bestätigung gewürdigt wurde. In Be- 
ziehung auf die übrigen durch besondere Allerhöchste 
Befehle oder aber ausden^ Reicfasrathe, den MinisterieB, 
dem beim Senate bestandenen Komitö, in die Zweite Ab- 
theilong gelangten Fragen, wurden in den Reichsrath 
besondere Memoriale vorgestellt (an] Zahl bis zwan- 
zig) (**), welche nach Prüfung und Gutheissung derset- 



(*) AufMrdem imrde, auf Allerunterthanigrte Unterlegunf des Ober- 
dirigirenden der Zweiten Abtheiluiig Seiner Kaiserlichen Vi^estät Eige- 
ner Kaniellei, am 5 luni ISil die in Beiiehung auf die ReTision der 
adligen Deputirtenyersammlangen entstandene Frage entsekieden , 
und am S6 November 1S4S AllerhScbst befohlen, die in einigen Gerich- 
ten und anderen Behörden der OstseegouTernements in Gebrauch gewe- 
senen alterihfimllchen Titulaturen durch die gewöhnlichen nach der 
allgemeinen im Reiche angenommenen Form xa ersetzen. 

(**} 1. Ueber die AbschaiAing der «ilweiligen Sitzungen in Krlminal- 
•achen beim Kurländischen Oberhofgerichte. ISiO April I (133S1). 

9. üeber die Yerantwortlichkeit der Oustbesitzer in Betreff bäuerli- 
cher Abgaberestanzen. ISiO Mai 6. 

S. Ueber die Wahl der Glieder det Livlindischen und Oetelsehen 
Landgerichte auf eine bestimmte Frist. 1840 Kai 0. 
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ben ebenfalls der AUerböchsten Bestätigung gewürdigt 
wurden. Die biernach notbwendigen Emendationen 
sind scbon in dem Projekte des Provinzialrechts ge- 
macht worden, und die Zweite Abtheilung übergibt 
nunmehr zur Beprüfung des Beichsratbs Vorschläge 

4. lieber die NichUiasdelmang auf die OstseegoiiTeroements der Ver» 
Ordnung fom 3 Dec. 1S35 über die Ordnung des B«ll#tirens bei den 
AdeUwtlilen. 1840 Mai 6. 

5. Ueber die Erlanbniss für Fremde in den Städten der Ostseegourer* 
nemens Gewerbe lu treiben, ohne in die Unterthanschaft einzutreten. 
1S40 Mai SO. 

S. Ueber die Frage wegen Yerarrendirong der Domainengiiter in den 
OstseegouTernementf an immatriliulirte Edelleute dieser GouTeme» 
ments. 1840 luni •• 

7. Ueber die Abweisung der Ton den im Innern der Stadt lebenden 
Eigaschen Kanfleute erhobenen Pretensionen auf Beschränlcung der 
Handelsrechte der in den Vorstädten lebenden Kaufleute. 1840 luni SO. 

8« Ueber die Regeln bei Anstellung der AdTokaten in den Ostseegoa- 
Ternemeats. 1840 Juli 5 (13630). 

9. Ueber das Gesuch der kleinen LiTlindischen Städte, den Bauern 
das Handeltreiben in denselben sn yerbieten. 1840 luli 9. 

10. Ueber die Krimiualgerichtsbarkeit der Kurlandischen Magistrate 
und ihre Kompetenz. 1840 Juli 9 (13641). 

11. Ueber Abschaining der Einsendung an den Senat ron Abschriflen 
der Yerhandlungsakten bei Appellationen ans den obersten Gerichtsbe- 
hörden des LiTländischen GouTernements. 1840 Juli 9 (13649). 

li. Ueber die Weise der Zulassung Ton Eigaschen Maurern lur 
Uebernahme Ton Kontrakten mit der Krone. 1840 luli 9 (13643). 

13. Ueber die Körperstrafen im Bsthländischen Gouvernement. 1840 
luli 9. 

14. Ueber die Anwendbarkeit der allgemeinen Terordnung fiber Zah- 
lungsunfähigkeit im Handel Ton 1839 auf die OstseegouTemements. 
1840 Dec. 7. 

15. Ueber die Pastoratswidmen in Kurland. 1840 Dec. 86 (14690). 

16. Ueber die Einrichtung der Stadtgemeinde in Kiga. 1841 tun! !• 
(14670). 

17. Ueber das Stapelrecht der Stadt Eiga. 1841 luni 90. 

18. Ueber die in Eiga wohnenden Hebräer. 1841 Dec. 17 (15116). 

19. Ueber die Fristen im Prozessyerfahren und ilber das Kontum»- 
tialTerfahren im Kurlandischen Goorernement. 1841 Dee. 9lä. 

SO. Ueber die PfandTertriige in den Ostseegoarernementt. 1841 Dee. 
U (15151). 
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"Wegen einiger übrigens nicht sehr wichtigen Fragen, 
irelclie bei der letzten Beyision nnd Kedaktion des 
Projekts sich ergeben haben {*). 

Was diese schiiessliche Bedaktion des Projekts be« 
trifily so bestand die Hauptschwierigkeit derselben in 
4er Yerschiedenartigkeit, Yerwickeltheit nnd Unbe« 
fünuntheit der proTinziellen Rechtsbestimmnngen. Die 
allgemeine Gesetzgebung des Russischen Reichs aus ei« 
ner einzigen Quelle, der Obersten Monarchischen Ge» 
walt, herrorgehend- ist immer positiv und mehr oder 
weniger gleichartig in ihren Formen, selbst auch in 
ihrer Richtung, wtthrend die Baltische Provinzialge« 
setzgebung unter dem Einflüsse yerschiedener in We- 
sen und Geist sehr abweichender Rechte entstand, nicht 
bloss Polnischer und Schwedischer Gesetze und Deut- 
sehen Rechts, simdem auch des Römischen und Kano* 
msehen Rechts, endlich auch unter dem Einflüsse von 
Gewohnheiten, die allmählich manche frähere positive 
Rechtsbestimmungen abänderten« Eine andere nicht ge- 
ringere Schwierigkeit bestand darin, dass man alle 
Verschiedenheiten beibehalten musste, wie sie sich nicht 
bloss in jedem Gouvernement, sondern fast in jeder Stadt 
finden; so dass das Provinzialrecht der Ostseegouver- 
nements unter dieser allgemeinen Bezeichnng in sich 
fünf fast ganz verschiedene Rechtskörper enthält: für 
Livland und die Insel Oesel, Esthland, Kurland, die 
Städte Riga und Reval, ohne der kleinen Verschieden* 
heiten zu erwähnen, welche sich in den andern Städten 
dieser Gouvernements finden. 



{*) Auch diese Fragen imrden ersi dem Komil^ des BeiditraUiB und 
darmf der Tollen VertAmmlung deseelben übergeben, und die in Folge 
deseen nothwendig gewordenen Abinderungen, nach erfolgter Aller- 
hSchtter Beitatignng derielben, iro geborig in dai Projekt auf genommen» 
(If ote des Uebenetieri}. 

14 
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In Berncksicbtigiing dieser Schwierigkeiten, nnd 
weil es in yielen Fällen nothwendig war de, im Russi- 
schen eine neue Terminologie für nene im Projekte 
des ProTinzialrechts yorkommende Gegenstande nnd 
Begriffe zu schaffen, wurde jeder Paragraph Ton neuem 
yergliehen, sowohl mit den in den Gitaten angeführten 
Bechtsbestimmungen, als auch mit den im Jahre 1840 
und in den folgenden Jahren der. Allerhöchsten Bestä- 
tigung gewürdigten allerunterthänigsten Unterlegungen 
des Oberdirigirenden der Zweiten Abiheilung und Mei- 
nungen des Reichsraths, in einzelnen Fällen aber auch 
mit neuerdings aus den Ostseegouvernements eingefor- 
derten Nachweisungen. Hierbei wurde eine besondere 
Aufmerksamkeit verwandt auf die Form der Darstel« 
lung in den Paragraphen, sie überall der im allgemeinen 
Reichsgesetzbuche angenommenen annähernd, da das 
Provinzialrecht der Ostseegouvernements gewisserma- 
ssen eine Fortsetzung oder Vervollständigung desselben 
sein soll. 
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BERlCfitlGtlVGfilV. 
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Schwarts p. 910—916. 
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ORDEffS« 

/ ERSTES KAPITEL. 

EifUheitung des Ostseegebiets m Territorien. 
Abhängigkeit der TerritoriqJ^GewaUen Idvlands 
von den Pabsten und den Römischen Kaisern. 
Gegenseitige Beziehungen der Territorial^Ge^ 

wallen. Die Landlage* 

I. ElNTHEILÜNG DES OSTSEBOEBIETS IH TERRiyO EIEW, 

Nach der Eroberung des Ostseegebiets durch die 
Deotschetiy bildeten sich in demselben fdgende Terri- 
torien: 

1) Das Erzbisthum Biga, welches auf dem rechten 
Ufer der Diina das ganze jetzige Livland mit Ausnahme 
der Kreise Dorpat und Fellin, auf dem linken Ufer ganz 
Semgallen yon Dünaburg bis Goldingen umfasste (*). 

2) Das Bisthum Dorpat, zu dem das nordöstliche Liv- 
tand gehörte» d. h. die Kreise Dorpat und Fellin. 

3) Das Bisthum Oesel, die Insel Oesel mit einigen 
kleineren Inseln und den sudwestlischen Tbeitdesjet« 
zigen Esthlands, d. h. den Kreis Wieck, umfassend (**). 



(*) SemgaUea bildete ftafeage eis eigeaes Btothmiif ward aber liSt 
mU dem Erialifle Tereinigl (Arndt 1 ^ Wi) durch eine Bulle Ijuioceai 
IT, der die 1946 getroflTene YereinigiiDg bestätigte. 

{**) Oaa Biatliani Leal bestaad anfange abgeeondert,. ward aber spater 
mit dem Dorptsehen und darauf mit . dem Oeielichott tereinigt (Arndt. 
1, p. »8, II, p. 15J. 

1 






2 

4) Das Bisthum Karland, if elches anfangs sich vom 
Windaustrome längs dem Meere bis zur Memel und 
dem Kurischen Haff erstreckte, aber seit dem Jahre 
1329 (*) auf den westlichen Theil des jetzigen Kur- 
lands, Ton Goldingen an» beschränkt wurde. 

5) In jedem dieser Stifte besass der Schwertorden, 
seit seiner Vereinigung mit dem Deutschen Orden aber 
der Livländische Zweig dieses Ordens, einen bestimm- 
ten Theil des Landes zu seinem Unterhalte {"*). Alle die- 
se einzelnen Landeslheile bildeten in ihrer Gesammtheit 
das fünfte besondere Territorium oder die sogenannte 
LiyUindische Prorinz des Deutschen Ordens, 

Zugvieh entstanden, zum Theil unter dem Schutze 
der Ordens-und bischöfilichen Schlosser, in jedem 
Gebiete Städte, die sich durch Verfassung und Ge- 
setze yon dem sie umgebenden Lande unterschie- 
den. Biga, der Sitz des Erzstiftischen Kapitek, wena 
auch nicht Residenz des Erzbischoffs, äberwog die an- 
dern Städte an Wichtigkeit durch die Zahl seiner Ein» 
wohner, die grosse Ausbreitung seines Handek, sein 
ausgedehntes Patrimonialgebiet und endlich die bedeu« 
fende Stellung im Bunde der Hansa. Die Verfassung 
und die Einrichtungen Riga's dienten allen übrigen 
Liyländischen Städten als Vorbild« Unter diesen war 
dann Dorpat durch seinen bedeutenden Handel nach 
Russland, namentlich nach Pleskau, am wichtigsten« 

Alle oben genannten Territorien bildeten in ihrer 
Gesammtheit Livland im eigentUchen Sinne. Unter dem 
Namen TonEsthland verstand man damals die Land- 



et) Im Jahr 13tS trat der BIscholf ton Kurland dem Deutsehen Ordea 
Memel, du Land amKnriaehea Haff und allea Land auf dem linken Dfer 
der Memel ab, velelM landeetheil« aeitdem m dem Preoaaiadiea te* 
biete des Dentaehen Ordena- gehdrtea. 

{**) In den SUIIea Riga uid Oeael Vit ia dem tob norpat % la don 
teo Knrlaad • s (Aradt II, p. IS a. «• m). 



Schäften Harrien und Wierland mit Alfentacken^ wel- 
die mit den Stftdten Beval, Wesenberg und Narva ein 
besonderes^ den Königen ron Dänemark gehörendes, 
Crebiet aasmachten (*)• Obzwar diese Landschaften seit 
1347 sn den Ländern des Deutschen Ordens gehörten^ so 
behielten sie doch ihre frühere Verfassung und blieben 
in einiger Beziehung von den übrigen Theilen Livlandi 
abgesondert (**), Im Dänischen Esthlande wurde von 
Woldemar II das Bisthum Berali als Diöcese des En^ 
bisthums Lund, gestiftet, unter dem oberherrlichen 
Schutze der Dänischen Könige {***). Im XIY Jahrfaun« 
derte kam dasselbe, ebenso wie Harrien und Wierland, 
unter die Herrschaft des Deutschen Ordens, zu dessen 
Hochmeister es zuerst im Verhältnisse der Preussischen 
Bisthümer stände später wurde der Bischoff yon Beyal 
unabhängiger, und endlich, gleich den übrigen Liylän- 
dischen Bischoffen, Beichsfurst und selbständiger Lan- 
desherr des durch die bedeutenden Stiftsgüter gebilde- 
ten Gebiets. 

n. ÄBHiEHaioKBiT DSB Tbbritorul-Gbwaltbh Litlahm 

TOM DEH PaEBSTEN UND DEN Böl^USCBEN KaISBBN. 

Zur Zeit als die Liyland bewohnenden Völker mit 
Waffengewalt zum christlichen Glauben bekehrt wur* 
den, herrschte der Pabst als Haupt der oceidentalischea 
Kirche über die ganze geistliche BOmisch-katholische 

{*) Der WieeUche KreU gehSrte xam Bisthume Oesel, Jferwen aber 
wnrdo ISSS Tom Dünlscliea KSnige Woldemar II dem DeotselMB Orden 
abgetreten« 

(**) Seit dem XIY Jahrhonderi« warda indessen aneh dieser Thell 
EstUands als m, ÜTland gehörend angeseben, so dass nocb am Endo 
dee XTI lahrbrntderts, mr Zeit der Sebwedlseben Herrschaft, Bstbland 
amtUeb: «das Ffirstentbnm Ebsten in U? land» genannt ward. 

(•**) Vergleiebe: Brefern. ürkonden tar GescUebte des Bisthums R^ 
Tal(Ardilf fär di« Gesobiehte Lif-Bstbnud Xvrlaiidi« I, p^ SSS u« 



Welt Das nenbekehrte Land ab ihnen gehörig anse- 
hend, yertrauten die Pftbste dessen Verwaltung den 
Bischoffen; der Schwertorden bildete gleichsam ihr 
Heer, yerpflichtet auf den Wink des Pabstes» unter 
der unmittelbaren Aufsicht der Bischöffe, zu handefai. 
Die Vereinigung der Schwertbruder mit dem Deut- 
schen Orden yerSnderte nicht die Abhängigkeit Liylands 
Tom Pabste, da der Deutsche Orden in ähnlicher Weise 
die Macht desselben iiber sich anerkannte« Zahlreiche 
Päbstliche Bullen beweisen, wie wirksam der Romische 
Oberhirte an der innem Gestaltung des Landes Theil 
nahm« Die Territorial-Gewalten, jene Bullen zur Richt- 
schnur nehmend, handelten meist nach yorgängiger Ein- 
willigung oder unter nachfolgender Bestätigung derPäb- 
ste, und hatten deshalb in Rom ihre Prokuratoren als 
Vertreter und Geschäftsführer bei dem Päbstlichen Stuh- 
le (*)• Andererseits behandelten die Deutschen Kaiser, 
sich als Nachfolger der alten Römischen Ciesaren und 
somit als weltliche Häupter der christlichen Welt anse- 
hend, yon der ersten Zeit der Unterwerfung Liylands 
durch die Deutschen an, dasselbe als ein Lehen des hei- 
ligen Römischen Reichs. Von dieser Ansicht ausge- 
hend, ertheilten sie den Bischöffen und dem Orden 
Urkunden, bestätigten ihre Landeshoheit als Reichsle- 
hen und erhoben den Erzbischoffund die Bischöffe, zu- 
letzt auch den Ordensmeister, in den Reichsfarstenstand; 
sie yersprachen ihnen ihren und des Reiches Schutz, 
sich und ihren Nachfolgeni immer dabei das Recht 
der Oberherrlicfakeit über Liyland yorbehaltend {**). 



{*) Die Bullen Göleitin III, t. UM, 1197 (Arndl 1, f. U, SS t-8)» 
Innoeeu III, t. 1199 (Dogiel y, R* 1}, liU, ISIS (Sammlung der Bui- 
len Innoceni 111), flonoriui III, t. 1917, 1919, 1995, 199« (Dogiel V, 
X« X, IUI, Xy;, Gregor IX, t. 1937 (Doglet y, K« XIX) n. a. m. 

(**) Die Urkunden Philippe tod Schweben t. 1905 (Voigt I, p. 413}; OU 
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/Ab daher im Jahre 1561 die Gebiete des Ordens niid 
der BischOffe sich den benachbarten MXchlen untenr er* 
fen mossten, baten die Deputirten der yerschiedenen 
Liyländischen Stände (yon dieser selben Ansicht ausge^ 
hend) ihre neuen Beherrscher, sie wegen der yon der 
iNothwendigkeit gebotenen Unterwerfung gegen Yer- 
dftchtigung und Verfolgung bei ihrer frühem Ober- 

. herrschaflk — ^Kaiser und Reich — ^zu yertreten (*}• 

in. Gegenseitige Beziehungen der TBRiaTOiuAi/-GEWAL- 

TEN LiyLlNDS. 

1« Bextekungen der Livländischen Bischöffe zu einander 
und zum Erzbischoffe von Riga- 
Jeder Bischoff beherrschte, unabhängig yon den übri- 
geUy sein Bisthum. In der kirchlichen Hierarchie nahm 
der Erzbischoff yon Biga den ersten Platz ein; ihm, ab 
Metropolitan, waren die übrigen Liyländischen Bi- 
schoffe in geistlichen Angelegenheiten untergeordnet^-^ 
Seit dem XY Jahrhunderte bildete sich ein engerer 
Verband zwischen den Landesherren der einzelnen Liy- 
ländischen Territorien yermOge der unter dem Namen 
«Landtage» bekannten Zusammenkünfte. 

8* Beziehungen der Schwertbrüder und des Deutschen 
Ordens zu den Livländischen Bischöffen und zum Erzbi" 

Schöffe von Riga. 
Der Schwertorden besass die ihm in jedem Bisthu- 
me zum Unterhalte angewiesenen Ländereien als Lehen 
yon dem Territorial - Landesherm^ Beim Antritte sei- 
nes Amts yerpflichtete sich der Ordensmeister zur Yer- 
tlieidigung der Kirche und ganz Liylands gegen die 

10 ly, T. Itll (Napiersky, Index N« 8); Heinrlcli yil, T. Itti (4ni4t 11, 
p. tS, Index N« SSM, Doglel y, N« XCyil), Karl ly, t. ISM: «direeto 
domlnio et Jure snperlorllatlt nobif et saeeeuoribot Bottrlt reterra- 
lo» (Dogiel y. N* Ly), Karl y, t. 1597, «• a. m. 

{*) Da» aveh die Kaiser dlei« Idee fettliielteni beweist aocb der yer* 
traf ta SteUla 1570. 
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Beidtfi, und leistete den BisdiSfen den Treueid. Auf 
diese Weise erscheint der Schwertordeo, ^Brfilirend seir 
aer ganzen Daoer, als YasaU der BischOffe und ihnen 
untergeordnet* 

Als die ikberlehenden Schwertbrüder in den Dent* 
sehen Orden traten, war eine der Hauptbedingungen 
der Yereinigong die, dass der neue LiyUlndische Zweig 
des Deutschen Ordens in derselben Beziehung zu den 
Bischöffen bleiben solle, in welcher bis dahin der 
Schwertorden gestanden (*}« Der Deutsche Orden 
blieb jedoch nicht lange in der Lehnsabhängigkeit yon 
den Bischoffen. Anfangs eignete er sich die yolie Lan- 
deshoheit über die ihm in Liyland gehörenden Lände^ 
reien zu, dann lies er sich in einen Kampf mit denRi- 
gaschen Erzbischoffen ein, und in demselben Sieger 
bleibend-dehnte er die Grenzen seines Gebietes immer 
weiter aus, errang selbst eine Art Hegemonie über die 
Bischoffe Liylands. 

lY. Dus Laiidtaob. 

/• Entstehung der Landtage. 

Seit dem Anfange des XIY Jahrhunderts yereinigten 
sich die Xandesherrn der Liyländi3chen Territorien 
über Zusammenkünfte, deren Gegenstand die Wahrung 
des Friedens, die Annahme yon Massregeln im Falle 
eines Krieges und die Herstellung eines engeren po- 
litischen Yerbandes unter den einzelnen Territorien 
war (**). Ungeachtet der fortwahrenden Kämpfe zwi« 

{*) Die B«ll« Pftbst' Gregor IX, r. 1S87. 

(*'') Bas enie Mf»iel einer eolcbeft ZvMnmenkniift Mfa«» irir fm 
Jahr 1304, wo der Meister und die GeMeiifor doe Ordofl«, die BttekolTo 
y0m nor|»at vmd Oeiel, gleich wie deren Kapitel und Vasallen, und die 
yasaUea des Könige f ea Danemark aas Harrien und Wierland, in nor* 
pat siieammenkamen und einen Band ichlouen, la dem aueh Kapitel 
und RiUerschafi des Erzstifts im Jahr 1316 traten. Vergleiche: Bunge, 
Geschichtliche Entwickelung der StandesTerhaltnisse u. s. w. p. 92 u. 
folg. 



aeken dra BrzbfacMfea imd dem .Orden, wiederhol^ 
len (*) sich hfiuftig soicbe Ziuaimiienkiiiifte irfilirend 
des XIV Jahrhunderts. Aveh die Tomehmsten Vasall 
len wurden zu denselben berufen; ihre unmiUelba* 
re Theilnahme an den Verhandlungen dieser Versamm* 
langen zeigt sich aber erst im ersten Viertel des XV 
lahrbunderts, als die Stände solche Macht gewonnen 
hatten» dass die BischOfle und der Orden sich in ihren 
innem Streitigkeiten die Hülfe derselben sidiem muss- 
ten {**). Ungefthr um diese Zeit kam auch die Benen- 
nung «Landtag» (Landestagy Gemeiner Landestag, ge- 
meine Tagesleistung^ Gemeiner Tag) in Gebrauch, 
mit welcher die Zusanmienkunfte sUmmtlicher LiTkfn- 
discher Landesherren und ihrer Kapitel, so wie der 
Bevollmächtigten oder Abgeordneten der Bittersehaf- 
ten und wichtigsten Städte, bezeichnet wurden (***)• 



2. Ordnung der Zusammenherußmg der Landtage. 

Die Landtage wurden je nach dem Bedürfnisse, nicht 
in bestimmten Terminen, zusammen berufen ^^**'^• 
Anfangs kam die bezügliche Ausschreibung dem Erz- 
bischoffe yon Riga zu (^^***); während seiner Kämpfe 
aber mit dem Ordensmeister, eignete sich dieser häu- 
fig solches Recht an. In der Folge scheinen bisweilen 
beide zuvörderst sich über die Berufung des Landtages 

(*) So kamen !• B. im Jahr ldS3 der ErsbUchof und der Ordene- 
neiater in Wolmar nsammeo. Arndt 11 p. US o« folg. Gadebiudi I» 
p.4Si. 

{**) Der vabrBcheiDlich ersle wirkliche JJmdtag, d. h. eine Ver- 
auDBlnng aller Livlandiftchcn Landesherrn «nd der Abgeordneten 
samiBtlicher Stande^ kommt im Jahre H%k Tor.— Bange, p. 93. 

{***) Vergleiche die LandtagsreceMe f. U56, 1457, U73, liSS, 
15U,.1SI6, IMi bei HvpeK (Ifordiiche Miscelt. midHene Nord. Viscell.). 

{****) Auf Grandlage dea LandUgsreeeMes t* U2i tollten die Land- 
lage alle Jahr Statt haben, dies vard aber nie beobachtet. 

(«**«*) Vergleiche daa Schreiben dea Bribiftchofft Bildebrand T.IISS. 



8 

geeisigt m haben (*); jedoch in den letzten Zeiten der 
Selbständigkeit Liylands Sibten die Ordensmeister, 
nachdem die Macht der Erzbischöfle gesunken, alleine 
dos Recht die Landtage auszuschreiben (**}• 

ff. Ziisammensetxung der Landtage. 
Auf den Landtagen erschienen gewöhnlich (***) der 
Erzbischoff Ton Riga, die Bischoffe yon Dorpat, Oesel, 
Kurland und Reyal; der Ordensmeister; die Glieder 
der Kapitel in dem Erzstifte und in den Stiften; der 
Landmarschall und einige Ordensgcbietiger; Abgeord- 
nete (Sendboten, Yollmttchtige) der Erzbisdiöfilichen, 
Bischofflichen und Ordens-Ritterschaften, so wie der 
Ritterschaften aus Harrien und Wierland,und Abgeord* 
nete der Städte Riga, Dorpat und Reyal (****). Der 
gewöhnliche Versammlungsort der Landtage war anfangs 
Walk, in. der Folge Wolmar. Einige Landtage fanden 
auch in Fellin, Riga, Wenden und Pernau Statt f **)• 

{*) yergleiphe das Schreiben dei Eribitchofb und dei Ofdenemeletti 
an den RIf asehen Rath t.' 15S4. 

{**) yergleiahe das dem Fürsten RadsiTil Torgelegie Hemorial det 
Lftlaiidifclien Sünde y. t$S|. E# Opdel aldi im aigauhen SUdUrchiTe 
unter der Beieiehnunf: Aulieo - Polonica: Acta ConTentoa generalla 
ordlnom LlToni« Rigensis p. ly No IS. — Eine Absehrifl dafon ist der 
Zweiten Abtheilung der filfstfwn JKani^Uel Seiner Kaiserlichen Hajeatit 
gegeben worden. 

{***) im |<au/e der Zeit veränderte siph die Zusammensetiung dag 
Landtags häufig. Siehe: Runge, p. Sl. 

(****) Die Ordnung, in walcher hier die Landesherren, die yasallea 
und Stidte aufgeführt sind, Ist den Landtagsrecessen ▼. 1414, 14S7 uaa 
147S entnommen. In dem Radsif II fibergebenen Xemoriale der Livlia* 
disehen Stände werden, ausser den obeaangeführten, noch folgend« 
Slidte als an den Landtagen thellnehmend angegeben: Pernau, Wenden, 
Wolmar, RarTa, Fellln und Kokenhusen. Allein In den bis auf uns 
gekommenen JLandtagsrecessen wird Ihrer als Landtagsglieder nie er* 
wihnt rVergleiche: Runge, p. 86), 

{*****) Landtage fanden Statt In Walk 14S4, 14M, 14*^ und f 45i( In 
W9lmar 1454, 14»7, 1479, 1M7, 1515, 1580, 158S, 1533, 1587, 1548, 
1546, 1554, 1556 und 1558; In Fellln 1504; In Riga 1486 und 1557; 
in f ernau 155S, 1566 (Runge, p 61. 85). 
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4. Gegemiände der Verhandlung. 

GegensUlnde der Verhandlung auf den Landtagen 
waren: 1) Allgemeine Angelegenheiten: Entscheidung 
der Streitigkeiten iwischen den Landesherren und 
den Ständen f); Verhinderung jeder Selbsthülfe und 
die Erhaltung der innem Ordnung; Bestimmung der 
Strafe für Friedensbruch und Grewaltsamkeit; Kriegs- 
erklärung und Friedensschlüsse wozu die Einstim- 
mung aller Stände erforderlich war; Feststellung 
der von jedem Stande zu stellenden Kriegsmannschaft 
und der Höhe der Kontribution in Kriegszeit. 2) 
Rechtssachen zwischen Privatpersonen, für weiche 
die Landtage die höchste Instanz bildeten (**). 3) 
Erlassung neuer Gesetze, Abänderung und Vervoll- 
komronung der bestehenden, namentlich in Allem was 
sich auf innere Ordnung und Polizei, Ausantwortung 
entlaufener Bauern, Feststellung des Munzsjstems u. 
$. W. bezog. 

6. Ordnung tmd Art der Verhandlung. 

Am Ende dieser Periode war die Verhandlung auf 
den Landtagen folgendermassen geordnet {***). Der 
Ordenskanzler berief die Landesherren, die Ritterschaf- 
ten und die Städte zur Versammlung, im Namen und in 
Vollmacht des Ordensmeisters. Nach Ankunft der Land- 
tagsglieder am bezeichneten Orte, eröffnete der Kanzler 
die Sitzimgen mit einer Rede, in welcher er im Namen 
des Ordensmeislers der Versammlung für das Sichein- 
6nden auf dem Landtage dankte. Dann verlas er die 
rar Verhandlung der Versammlung gestellten Artikel 

{*) BMm die Raceste der anf eführten LandUf e. 

C*) Siehe weiter aatea die GeriehUTerfastimc. 

{***) niete OrdnuDf der Verliandliuifen Ist derseetalH Ia de« 
melirenrihiitea Memorial« der Ufliadiicheii SUuid« t. 15S9.— loiif«» 
p.SS. 
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und übergab jedem Stande ein betcmderes Exemplar 
derselben. Hierauf ging die Versammlung auseinander^ 
jeder Stand berieht sieb abgesondert und yerlautbarte 
seinen besondern Beschluss. Solcher Stände waren vier. 
Den ersten bildeten: der Erzbischoff Ton Riga» die Bir 
Schöffe von Dorpat, Oesel, Kurland und Be?al, die 
Aebte Ton Yalkena und Padis und die Glieder sämmtli- 
cher Stiftskapitel. Der zweite bestand aus dem Ordens- 
meister und den Ordensgebietigern. Der dritte ward 
gebildet durch Glieder der einzelnen Stiftsräthe» so wie 
des Batfas von Harrien und Wierland, und durch die 
Abgeordneten der einzelnen Territorial-Bitterschaften* 
Der vierte bestand aus Bürgermeistern und Bathmän- 
nem der Städte Biga, Dorpat und Beval f ). Nach Be- 
rathung der Gegenstände durch die einzelnen Stände» 
wurden allgemeine Versammlungen gehalten, in wel- 
chen dann die Beschlussnahme nicht durch Stimmen- 
mehrheit erfolgte, sondern durch auf jede Weise er» 
zielte Vereinigung; erfolgte eine solche nicht, so fand 
auch kein Beschluss in der streitigen Sache Statt oder 



{*) Diese Leiiteren benutzten xugleich Ihr Beisammensein nuf den 
LandUf es, «m sich über die eigentlich tiädtischen Angelefenheitea, 
iiameAilicb in Beziehung auf den Handel der Hansa, zu berathen, so 
wie die luter den Yerschi^denen Städten vorgekommenen» meist aus 
Privatsachen entstandenen, Streitigkeiten sa schlichten. Die drei ge- 
naüBten Stidte Tertraten gewisiermassen aneh die anderen auf den 
l^ndtagen und bei der Bansa; die kleinen Städte mussteju sieh ihren 
Entscheidungen fügen, Stand kein Landtag in Aussieht, so Tersammel- 
tejk sich Deputirte der drei grossen Städte auf den sogenannten Stadte- 
tagen, wo sie dann die städtischen Angelegenheiten beriethen und sieli 
ton den Depntirten der kleinen Städte streitige Sadien und Beechwerd«» 
Tortragen Hessen. Diese StadteTerhandiujigen waren auch politisch wieh- 
tig, da die Handelsverhlltaisse m Russland, besenders m NoTgorod, 
Pleskau u. s. w. vielfach rar Sprache kamen^ «nd oft zur Entscheidung 
fiber Krieg und Frieden führten. Denn der allgemeine Landtag beruck- 
iiehtigte sehr die Vorttallongen der Stidte in Beziehung «nf die Verhili- 
nisse in Russland und den anderen Nachbaren. 
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doch omr ein blo« fiir die bewilligenden Sünde ver- 
bindlicher. Aus den solcher Geitalt gefassten Beschlu»- 
6ender Stände bildete sich dann der LandtagsreceM, 
landtagsabachied (*)• 



.ZWEITES KAPITEL, 

Behordew>erfassung der Livländtschen Territo^ 

casTER abscbhitt« 

TbBFASSUNO DBR LaNDBSBBHOERDEN IH den LlYLiENDI- 

8GHBN TeREITORIEN. 

/. Venoaltmngseinrichttmgen in den Stiften ^ 

Die erste Einrichtang der Bisthiuner war auf die Ka- 
nonischen Regeln gegründet und durch pabstliche Bnl- 
len, so wie kaiserliche Urkunden, bestXtigt. Jeder Bi- 
schoff hatte in den Grenzen seines Gebiete die Landes- 
hoheit unter dem Schutze des Pabstes und der Lehns- 
berrlichkeit des Kaisers (***)• Es kam ihm die gesetz- 
gebende, die richterliche, ausAbende und Kriegs-Gewalt 
zu; sie war aber beschränkt durch das ihm, gemäss den 
kanonischen Regeln, zur Seite stehende Kapitel. Zur 
Machtvollkommenheit des Kapitels gehörten: 1) Unmit- 
telbare Tbeilnahme an der Gesetzgebung, so wie den 
Verwaltungsangelenheiten im Allgemeinen, worin der 
Erzbischoff nicht anders als mit dessen Rathe und Bei- 
stande (Vollwort, consensus, consilium) handeln konn- 

{*) Brate. y.Si. 

(**) Alles in diesem Kapitel gesagte bexiekt lidk «neh «nf K«riaiid« 
welches in dieser Periode nur einen Theil Li? l«id# ansBiaeiile. 

(***) Der Ersbisehoff ton Big» «nd der Slecteff Ton nerpai. In der 
Felge aber aveh die BieeMffi too Oetel, Kurland nad Reval wäre« 
Beichefftrslen. Siehe did Drkniidea Kfoig Beiarich r. ItU, Kaiser 
Karl y, T. 1517 a. a. n. 
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te. 2) Die Wahl des Bischoflb und YorsteUimg des Ge- 
irählten zur Bestfttigungdes Pabstes (*). 3) Uumittelbare 
Verwaltung des BisthumSy im Fall der Abwesenheit des 
Bishoffs oder seines Todes. — * Zum Unterhalte des Bi- 
sehoffs und seines Kapitels waren gewisse Güter (bona 
mensae, Tafelguter) bestimmt. Im unmittelbaren Besitie 
des Bischoffs und Kapilek stehend, wurden dieselben 
durch StiftsTögte verwaltet, welche zugleich auch in den 
Bischöfflichen Schlossern befehligten. 
X'^ Im XY Jahrhunderte, als die LiTländischen Stande sich 
immer mehr kräftigten und mit immer grosserem Erfol- 
ge nach Theibahme ander Landesy er waltung zustreben 
begannen, bildete sich in jedem Stifte neben dem Kapitel 
ein sogenannter Stiftsralh ^Geschworener Bath, Sitzen- 
der Bath,Con8ilium)(**). Derselbe bestand aus Gliedern 
des Kapitels und einer gewissen Zahl Vasallen, welche 
Stiftsräthe genannt wurden, und nach Bestimmung des 
Bbchofis selbst eintraten(***). Ausserdem befanden sich 
im Bigascjien Stiflsrathe einige Glieder des Bigaschen 
Baths, so wie im Dorptschen Stiflsrathe aus dem Bathe 
der Stadt Dorpat (^***). Der auf diese Weise zusammen- 
gesetzte Bath wurde als die oberste Begierungsbehörde 
des Stifts angesehen. Alle Sachen von besonderer Widi- 
tigkeit, so wie Alles was die Bechte und Freiheiten 
der Vasallen oder Städte betraf, musste demselben zu 
Torgängiger Beprüfung und Entscheidung vorgelegt 
werden. Die Einwilligung desselben war für schliessli'* 
che Entscheidungen nothwendig, und alle yomBischoffe 



XM In dieier Besiehang fanden übrigens rntnche TerindenittfeB im 
den Stiften SUtl. Bonge, p. 7S a. flg. 

(**} Bonge, p. 76 o. flg. 

(***) Urkonden Eribif eholT Hfldebruid*f T. liSS, dei Oetelfchen Bf- 
fClMft Eiewel T.1514, des Dorptschen Bischoffs GelUnghaosen t. 1510. 

(****) GadeboselL UvUndische lahrbOcber It 1 p. 859, (f7, 410, 4i0l 
^Bongs. p. 7Sb 



/ 
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gegen die Meinmig des Raths ei^iffeoen Hassregefai 
wurden ab ungültig angesehen (*)• Ansserdem war 
der BaCh die phAinitA npriftlit^hftfiftrflA des Stifts (**). — - 
Seit dem Apfangp. des "KYI JahriinndeFfs erlangten 
die weltlichen Glieder des Stiftsraths auch Theilnahme 
an der BischoflswaU, welche bis dahin ausschliesslich 
den Kapitebi zugestanden hatte. Die Verwaltung der 
Stiftsgüter wurde bei einer Sedisyakanz ^igr Gliedern 
des Raths, nämlich zwei geistlichen und zwei weltli- 
chen, anyertraut. Diese fiihrten dann den Namen Oeko- 
nomen, und rertraten die Stelle des Bischofis in allen 
Angelegenheiten der Verwaltung {***). Die Glieder des 
Stiftsrathes nahmen auch an den Luidtaf^Ytlhandlnngen 
Theil. (Siehe oben.}^^ 
n. YerwaltHngieinnchhmgen - w dtm^ OrdimgiUiie. 
Ab die anfangs in den einzelnen Bisthümem zun 
Unterhalte der Schwertbriider abgetheilten Ländereien 
Eigenthum des Deutschen Ordens wurden, bildeten sie 
eine besondere Proyinz desselben, die in rprundlage 
der aUgemeinen Ordensregeln verwaltet wurde. Ein 
hezeichnender Zug dieser Verwaltung bestand darin, 
dass sie in den Händen des Vereins der Ordensbrü- 
der zusammengefasst war, die gewissermassen einen 
besondem regierenden Stand bildeten. -— Die ober* 
ste Verwaltung des ganzen Deutschen Ordens stand 
dem Hochmeister und dem in Preussen befindli- 
dien Hauptkapitel zu; ihnen war auch Livland ab 
besondere Ordensproyinz untergeordnet. Das Haupt 
der Ortlichen Ordensverwaltung in Livland war der Or- 

(**) Urkunden der EnblschöflTe Hildebrand y. 1476, DUnkenfeld T. 
ISti, Bisckoff KlewePt t. IMi a. «. m. 

(**) Urkunden der EribUchdffe Linde f. 15S3, Mankenfeld T. l&Si, 
BiichoflT Kie wel's t. 1 534. 

(***) Siehe die Urkunden der OeMlsclien Bisckoffe Kiewel v. 1514, 
Tieienbaoflen t. 15SS u. t. m. 



/ 
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densmeister, dem das ProTin^ialkapitel« spater aber 
jder sogenannte Ordens-oder gebeima.JEUth, rar Sei- 
lte stand. Anfangs wurde der Ordensmeister yom 
Hochmeister und dem Hauptkapitel gewählt. In der 
Folge stellte ihnen das Proyinzialkapitel zwei Kandida- 
ten Yor, aus welchen sie einen bestätigten. Im Jahr 
1520 iiberliess der Hochmeister, Albrecht yon BraiH 
denburg, den Brüdern des Deutschen Ordens in Liy* 
land das Recht der freien Meisterwahl (*)• Die Bestä- 
tigung der Wahl durch den Hochmeister wurde yon 
da an eine blosse Form. 

'^Der Liyländische Ordensmeister gehörte zu den ober- 
sten Gebietigem des Deutsehen Ordens. Nur dem 
Deutschmeister nachstehend, hatte er das Recht an dea 
Berathungen des Hauptkapitels Theil zu nehmen, dem er, 
wenigstens bis in den Anfang des XY Jahrhunderts, in 
Bezug auf die Verwaltung seiner Proyinz untergeord- 
net war. Aber seit der Aufhebung des Ordens in Preus- 
sen und namentlich seit dem Jahre 1527, wo der Or« 
densmeister Plettenberg in den Reichsfurstenstand erho- 
ben und yom Kaiser mit den Liyländischen Ordenslän- 
dern belehnt wliirde, waren seine Nachfolger schon nicht 
mehr nur dem Wesen nach, wie früher, sondern auch 
der Form nach unabhängige Landedierrn. Ihr gew(rtiii- 
lieber Sitz war das Schloss zu Wenden. 
^ Das Proyinzialkapitel, aus den Ordensgebietigeni 
(Landmarschall, Komthure und Vögte) und einfaehea 
Ordensbrüdern bestehend, yersammelte sich auf Einla« 
düng des Ordensmeisters gewöhnlieh in dessen Residenz. 
Gegenstäkide der Verhandlungen des Proyinzialkapiteb 
waren: 1) die Wahl der Komthure und Vögte; 2) die 
Erlassung yon Proyinzialstatuten für den Orden, mit 

(*) SiolM dis Orkuida dw flochmeiil«» Albrechl f ob Brud«iilNitf 
T. UM. 
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BMtitigttng des Hodimeutes und des Hanplkaiiitek; 
3) die Aufnahme in den Ordfon; 4) die Wahl zuerst 
der Kandidat^» seit 1520 unmittelbar des Ordens- 
meisters. >^ 
Zum Ordomrathi» (innerster Bath, geheimer Bath) 
gehörten nur einige der Ordensgebietiger, deren EiiH 
willigung in allen wichtigen Angelegenheiten erforder- 
lich war« Die Liyländischen KomthureJ iatten ihren Sitz 
in Fellin, Pemau« Dfl namünd e, As^heraden, Alarieg^ 
bürg, DuQ^Jt|u:g, Gol dingen , Windau und Dohlen , — die 
TSgte in Sonnenburg auf der InseTÖesei, Weissenstein 
in Jerwen,Karki|s, Rositten, Grobin, Kandau, Seiburg, 
Bauskenburg (*). Nach der Vereinigung Esthlands mit 
dem Ordensgebiete» kamen hierzu noch der Komthur 
Ton Beyal,, und die YOgte yon Wesenberg, Tolsburg, 
Narva und Nyenschlot. Diese Komthure und YOgte yer« 
walteten jeder seinen Bezirk, übten dort mit Zuziehung 
der Yasallen, wo sich solche fanden, Becht und Gerech- 
tigkeit, namentlich in peinlichen Sachen, sammelten die 
Einkaufte ein und standen an der Spitze des Hauskon* 
Tents der Ordensbrüder in ihrem Schlosse* Die Yasal- 
len in den unmittelbaren Ordensgebieten hatten auf 
die Verwaltung einen yiel geringeren Einfluss, als dies 
in den Stiften der Fall war. Indessen hatte der Or- 
densmeister wenigstens in den letzten Zeiten auch 
Bäthe aus ihrer Mitte, die wohl yon Anfang des 
XYI Jahrhunderts an immer wichtiger geworden sein 
mOgen. 



D Siehe die üatencbririeii in der handieliriftllelieii VltniidenwiiiiB« 
lauf, irelehe in der Zweiten Abthellnng 8. K. K. Bigener Kanxellei auf- 
bewabrl wird. Die Zahl der Gebietiger scheint übrigens sich nicht immer 
gleich geblieben lo sein, denn anaser den ohen genannten kommen 
auch noch Tor: Komthnre Ton teal, ^Ifitan, Segewold, YSgie Ton Ober- 
piJilen, Wenden, — und dann tersehieden« Hantkomthor« mKIga, 
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'* fifglüHTjlT Mir I MHTTIfl IM tIVM BuCHQBIVLIGBm ORD 

DBH OADBH^-GsUBTBf. 

"^ Die Gerichtsrerfassniig war dieselbe, wie in den 
Süflen, 80 in den Ordensgebieten. In bnrgeriic ben 
Rechtssachen waren erste_Insfanz die ans den Vasallen 
vom Landedierm auf gewisse Zeit ernannten Mann* 
richter, welche mit zwei von ihnen ans den Vasallen be- 
rufenen Beisitzern, dem Urtheibfinder nnd den SchölTen 
oder Geschworenen das Gericht bildeten (*)• Ans dem 
Gerichte des Hannrichters konnten die Sachen in den 
bischofllichen Gebieten in den Stiftsr ath^ in den Ordens- 
Itadem in den Ordensrath gebracht werden (**), zu 
dem in Gerichtsangelegenheiten neben den Ordensge- 
bietigem auch wahrschdniich die Räthe aus der 
Ritterschaft gehörten, so wie gewiss einige Deputirte 
aus dem Bathe von Harrien und Wierland (***}. Dicf 
ljrillejuid.ietzte Instanz bildeten in den meisten Gebie- 
ten die allgemeinen Landtage; die Appellation an die 
Gerichtshofe des Reichs war untersagt (****)• — Da» 
Stra£zmcht.hatten in den Ordensländern die Komthure 



und Yögie« in den Stiften die sogenanten SilifUyÖg(e,_ 
mit Beisitzern aus den Vasallen; sie mussten zugleich 
auf die Öffentliche Ordnung und Polizei sehen C*"*»*). — 
Am Ende des XV Jahrhunderte wurden fiir die Sa- 
chen wegen Eigenthums an Bauern, wegen Ausanf- 



<*) HelmerMü. Getebidit« d*i Livlüadisaiieii Adelsrechl« bli 
a«hr 156l,S9i u. die folg. 

(**)l]rkiiiid6ii der ErzbUchöffe Linde t. ISiS, Blukeofeld t. 1911, 
des BIscbolTs Kieirel t. 15Si, u. s. w. 

("**) Bine Reihe Ton hierher besugUehen EinUdangschreiben des 
Ordensmeisterf an den Rath Ton Harrien und Wierland haben sich bis 
jeUt im Archive der Eslhländischen Ritterschaft erhalten. 

{****) Siehe die Urkunden Kaiser Sigismund's t. 14S4, den Landtags- 
schluss T. 1510, die Urkunden ErzbischolT Linde^s t. 1593, den Land- 
iagsschluis SU Weimar t. 1543.— Vergleiche: Bunge, p. 89. 

'{*****) Vergleiche die Urkunde BischolT KiewePs und die oben ange- 
fahrten Gilate. 
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wortung der Endaufenen xmä BesCimmmig der Straren 
Cut Yareoüialtaiig deradhen« die HAenricbter yererd- 
net. Auf Verlangen der streitenden Parteien erschien 
der Hakenridhter mit ofii ▼on ihm da4(a .angeforder- 
ten Yaaalle n an Stell und Ort, wo er auch auf Kosten 
der Proiessirendeii das Gerieht hielt (*)• i 

Zur Uebung T<m Recht unb Gericht fand in jeder 
Landesherrlicbkeit, ausser den in jedwedem Kreise 
derselben zu bestimmten Terminen oder wenn eine 
Sache es erforderte Tom Mannrichter gehaltenen Ge- 
richtsyersammlungeii (**), alQahriich eine aUgemieilie 
Gerichtshegung oder ein gAm^in^^i» ]tfay|if tug ^n j ^gflj,^nr 

Rich teldag f Placitum, Placitum generde) Statt« Hii^r 
erschienen auf Aufforderung des BiscfaoCb und seines 
Kapitels, oder aber des Ordensmeisters und seiner 
Gebietiger (***}, alle Eingesessenen der Bitterschaft. Vor 
ErOfhung der Verhandlungen auf den Manntagen, leg- 
ten die Anwesenden ihre Waffen ab, und es wurde der 
Limdfriede ausgerufen (****). Darauf wurde Gericht 
gehegt, sowohl von den Mannrichlem und ihren Beisit- 
zern, als Ton dem StiftsK>der bezüglich dem Ordens- 
rathe. Uebrigens benutzten die sich zum Manntage yei;- 
sammelndenBi tierscbaftendiesauch meist zur Beratbung 
über ihre öffentlichen Angelegenheiten, und . fassten 
Beschlüsse, welche mit Bestätigimg des Landesherra, 
zuweilen sogar des Kaisers, Gesetzeskraft für das gan- 
ze Territorium erhielten (*****). 

(*) Sieiie dl* Terftchiedeoen Sinifungen über AufantwocUnf, dar 
Bauern. 

(**} Belmersen. S SS. 

(***) Vrkuiideii des Enbisehoffs Blankenfold ir. I&IA, dttBiacliSff« 
Kiewel T. 0e«el i5S4,.6elliQ|(hau8eD y. Dorpat 1540. . 

(****} Urkundeii des ErzbUchofls Linde y. 1523, des BischolTs Kievel 
T. l5Si.— Fabri. Formulare, (Ausgabe yod Oelrichs) p. ISB, 

(****^*} Vergleiclie Rdmersen p. lil. «- Lemsalscher Recess der Ri* 
gascheir Vasallen v. 1593, in der Vrkmide Ercbiscboir Lfnde't y. 15Sa 

enthalten. 

2 
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VnPAflSimo DBR STAPTwanamni ih b« LirLisiiDiscaBii 

Tbuitobibs. 

f. Bek6rdenverfa$stmg der Stadt Riga, 

Die Landeshoheit ober Riga gehörte seit der Grün- 
dung der Stadt den Bigaschen Bischoffen nnd darauf 
Erzbischoflfen« Von ihnen erhielt die Stadt ihre Verfas- 
sung und ihre ersten Gesetze» Sie bestimmten die Bech- 
te der Burser durch besondere Urkunden, stellten Ge- 
' halt und Gewicht der Münze fest, bestätigten die ron 
den Bürgern erwählten Bichter in ihrem Amte, besas- 
sendie oberste richterliche Gewalt und genossen anfangs 
der Hftlfte aller gerichtlichen Sportehi und Strafen* 
Im XIV und XV Jahrhunderte waren die Erzbischoffe 
gezwungen, ihre Herrlichkeit über die Stadt mit den 
Ordensmeistem zu theilen, die besonders seit der Re- 
formation sie häufig ganz dayon verdrängten. 

Der Sath (Consilium) yereinigte in sich die oberste 
Verwaltung der Stadt. Anfangs bestand derselbe bloss 
aus Bathsherm (Consules), deren schon 1231 zwOlf 
erwähnt werden (*); in der Folge kamen hierzu nocli 
mehrere Bürgermeister (Proconsules). In der ersten 
Zeit traten die Mitglieder nur auf ein Jahr in den Bath, 
so dass die Austretenden {**) sich immer selbst ihre 
Nachfolger aus den übrigen Bürgern des ersten Standes 
oder der alten Geschlechter (die eigentlichen ciyes) 
ernannten« Erst später konnten sie aus dem Stande der 
Kaufleute (viercatores) gewählt werdeUi während in der 
Folge die Glieder des Baths immer auf ihre Lebens* 



{*) TergleichA die Urkunde des Blschoflli HleoUus t. ISBl. 

{**) Vergleiche; Gadebiueli. Tersaehe in der LiTlindlschea Ge» 
•eliicbtikande und RechtsgelelirsAmlLeit II, Abth. S, p. lSa.-«Die eilen 
Siainlen der SUdI unter der Kapltelaulielirin: «Wo mtn den Rtü ke- 
•eaitl.» 



19 

leit eintraten, die Besetzung der eintretenden Lücken 
aber ein Recht des BaCks bUeb. Der Rath rerwatfete 
die Stadt, so wie alle städtischen Institute, mit dem 
Bechte die nOIhig werdenden Verttadeningen dabei zu 
treiTen (*); er ertheilte das Bürgerrecht, erKess Verord- 
nungen für die Einw<Aner, gab d» Gilden und Aem- 
tem ihre Schrägen (**), besetzte alle stxdtischen Aemter 
(mit anftnglicher Ausnahme der Stelle eines Vogts), 
hatte das Munzrecht, setzte Maass und Gewicht fest, «org- 
le für das Stadteigenthum, yerwandte zum Nutzen der 
Stadt das durch Aussterben heimfallende Vermögen (***), 
und war in seiner yoUen Versammlung die zweite Ge- 
rißhtsinstanz in allen vom Süidtyßgte entschiedenen^ 
Sachen (*'"). 

Das Gericht in erster Instanz sowohl in bürgerlicjiett 
als in peinUchen^achen, gebührte dem Stailyggle (Judex 
civitatis, advocatus), der anfangs ron den eigentiichen 
Burgern aus den Bathsherren, später aber rom Ralhe aus 
den Bürgermeistern ernannt und in seinem Amte vom 
Erzbischoffe (*****), in der Folge zugleich vom Ordens- 
meister, bestätigt wurde. Der Stadtvogt nahm die erstc_ 
Stelle imJaatheLein, und sprach Recht nach den städti" 
sdien Gesetzen (***"*). Er erwählte sich nach Erfor- 
dem einen Gehulfen (üntervogt), imNothfalle auch einen 



(•) Urkunde det BUcboiTf NicoUus y. 1S3S. Der Kirchholmsche Ver- 
trag T. 1459. 

(*•) Vergleiche die Bursprtke, das GiTiloqaiam, die Sphragen. 

C***) Der Kircfalulmsclie VerUa« toh U&%i die Ballen Slxt«f IV ton 
1479, Innoeens Vlli too 14SS. 

(•**•) Die alten Riga«ehen Siatulen, Theü I, Kapit. III. 

(*•*••) Vergleiche die Urkunde det Legaten Wilhelm Ton 11S5, die 
BuUa Uonoriiu III, f. 1SS6, die Utkunde det BnbiMholb Friedrich r. 
1305« 

{*'****) Vergleich« den Kirchholmi cheo Vertrag r. 1451. 
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SobfütniM. ohM #eil0M IteiWtigMg (*)• Ab Biga die 
LaBdethoheit des OrdfiOOBCiBien 6rliaantet Misnitt den 
Vogte ein Ordemglied, meifl der Bigtsche Hanskoi 
thgct ni Gericht**). Die AmiMgesw^lt des Vogt's enlreck- 
te sich nicht blo« ufaer alle Stadtborger in bfirgerli« 
chen und peinlichen Sachen, sondern auch anf die un» 
mittelbar nnter dar Jnrisdiklion des £rtbisGho0Si oder 
des Ordensmeistors stehenden Personen, in soweit ea 
Ton ihnen in der Stadt oder deren Gebiete geschlossene 
VertrAge oder begangene Verbrechen betraf. Nur die 
Geistlichkeit stand nicht unter städtischer Gerichtsbar- 
keit (***)• Eine rom Vogte entechiedene Sache konnte 
an den Bath, in seiner ToUen Versammlung, gebracht 
werden. Der auch mit dessen und des Vogts Ausspruche 
Uniufriedene, mochte noch sich mit ein^ Beschwerde 
an den Eribischo ff und den Ordensmei ster wenden, f aUs 
die Entscheidung ihn der Ehre beraubte oder xu yelli* 
gem Untergange seines Vermögens gereichte {****)• Auf 
gleiche Weise konnten der Bath und der Vogt ru dem 
Erzbischoffe und dem Ordensmeister ihre Zuflucht 
nehmen, im Fall des Ungehorsams der Biirger oder des 
ViTiderstandes f^gea eine in Gesetzeskraft getretene 
Bestimmung (*****). Die anfangs in Gebrauch gewesene 
Appellation aus den Grenzen Livlands heraus, war in 
der Folge streng verboten (******). — Gegen Ende dieser 



(*) Terfleioha die Crkniideii das BnbUclioflJi Johann I t. ISTS, 
Johann 111 t. ISM. 

(**) Yerglelclia dan Tertraf t.1890, dia trknnda daa OrdanfmaiitaTS 
Ifonhelm, den Kirchholmschan Tartrag t. 1459. 

(***} trknnda dasLagatan Wilhalm r. IISS, dia Bnllao Hanorins III 
T. ISI69 Alaxandar IT t. 1S56, dia Urkunda Brtbischoff Friadrlah'i ▼• 
1305. 

{***•) Yargleicha Gadabuich II, Ahth. 4 p. 19, n. folg. 
(*«***) Dar Kirchholmicha Tartrag t. 145S. Dia ürknndan daa Ordana- 
maislafa Brfigganay t. IftSS, daa ErzbiachoA Wilhalm t. 1S47« de» 
Ordanikoadjntora Ton dar Recke t. 1547« 

(****'*) Varglaicha dan Kirchholniichcn Vertrag ▼• UM • 
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Periode flo« die ridiJBrKfiie Qewttt.mit der allgemein 
nen Yerwattungder Stadt zmammen, als Befiignisp. deft 
Baths« Das gesonderte Bestehen eines St^idteogts JiQxJA, 
gam^a^ wfilirend das Amt und der Titel auf einen der 
Borgenneister fiberging, der, ohne irgend welcher be- 
sondern Bestätigung im Amte zu bedfirfeUi mit einigra 
Bflthdierren das flftrii^it #ratAy fn^t^m in dUen Sadien 
der Stadttfirger biMete. HieyMs ist das jetiige Vo gtes 
g erieht ia Mg& entstanden» 

//• SehßrdemoerfaMnmg der UduM LMäniiickm 

Stada. 

. Aue kleineren LitrliiidisGhen Städte, selbst das in die« 
ser Periode besonders sehr wichtige Dorpat, erhielten 
ihre Verfassungen, ähnlich der Ton Biga, zum Iheil 
sohon bei ihrer Gründung» zum Theil in der Folge» 
TermOge besonderer Urkandw der Bischoffe und Or- 
densmeister (*). 

Die Yerwaltong concentrirle sich in den Händen des 
Baihs, dessen Bestand je naoh dem Umfang der Stadt 
Terscfaieden war« Die richterliche Gewalt ward Ton ei- 
nem durch den Bath erwählten Vogte genbtt was sich 
Alles nach dem Muster Biga's gestaltete, an desten Bath 
sogar ans einigen Städten die Ap p ellation giqg. 



D Terflolelia I1lr|ntvp«l das Sdtilbta AM BorpIMlMi lalht aa 
den Lübakidtoo l^UTt. Ffir FbIUa «lelMuidt ta O. M. Bonh T. 
14S1. FSr Poraan das 0. ■. tob Joeke t. 181S. Fflr Haaenpotb, Goldla* 
faoiind Wiadan dieCrkondea des KurlSadiichen BticbaSli OUaT. 
tSVt, das 0* m. XaUlar t. tMS «. a. w. 



I>RITTES KAPItEt. 

• • • , 

Behördenverfassung Eslklands erst zur Zeit 

der Dänischen j, darauf der Ordens-Herrschaft. 

*A . . « . • • 

EE8TER ABSCHNITT. 

TBaPAssai^ß der LiWEaBBnöBDBN m Esthland. 

■ • * I - # • 

r.Zar ^eit ijiftc.PüJiischeiiHempMft bildeten die Eätb« 
ländisci^n, iiimd&obaften Harriea ottd' Wiertabd eiii0 
besondere von Dänemark fa^^t g^ewte PXo^ioJl» 'so** 
wohl wegen der Entfernong von diesem Reiche» als 
auch durch idio tinüntcrbrochefien BcKiehungen zu dem 
benachbarten Livlande, mit dem sie durch gleiche Na- 
tioiialiCSit. Verbunden waren. I)ie I)lhii8chen KMige, 
den Tifel Herzoge vüq Bsfldaiid annehmend» gidieta di^-*^ 
seim Lande setne^mit der Livländisehen meist über ein-- 
stimmende Verfassung , deren Abweichungen aus den 
besondem LandesverliällnisseB hervorgingen. • - ' 

Die oberste Landesyerwaltuni; hatten der rom Ktt— 
m|^ «niani^'Slalthslter (tfaü^tmanii, Gapitalieus) und 
de V ihm rat > Seite stehencle'kob] fliehe oder Lande»* 
Ralb (^)i D6m Statthalter mit ddm liandetoratbe ge- 
bohrte nicht bk)Bs die • verwake Jide^i sondern - auch die 
rJehtct4i€h^ Gewalt. In 4er JFoI^, seit 4<nln>'Attfsig€f' 
des XIY-'i)ährhuiidei4i;Und wAt^ der llär^hen ia 
Dänemark, war selbst zuweilen die -Verbindung dea 
StotthaHars'.mit dem* Ktaigft abgdirocheni Der Lü»- 
desrath bestand aus zii^{flf €liedehi{Räflie^ Rathsherrn, 
Rathsleute, Landräthe, consiliarii regii, (^onsiliarii 
terrae), die vom Könige t-. zm sechs aus jeder Land* 
Schaft — aus den Vasallen in Harrien und Wierland 
ernannt wurden. In der Folge eignete sich der Lan- 
desrath das Recht zu, selbst die in seinem Bestände 

{*i Vergleicke du Woldejaar-Ericlifchc Lehnrecht, die Vrkoiid« Kö* 
nif Ghriitoph II» f. t3S9. 
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eintretenden Lucken in ersetzen. Der Statthalter hatte 
seinen Sitz in Beyal, wo sich auch immer einige HaN 
risehe Rathe l>efanden, so wie in Wesenberg einige 
Wierländische. Sierersammelten sich aber insgesammt, 
wenn es nOthig war, in Reval. Dies geschah insbeson« 
dere, wenn sie unter Vorsitz des Statthalters ab ober^ 
stes Gericht (Ritterrecht/Rittergericht, Landesgeribfat) 
im Namen des Königs Recht sprachen. In Lehnssachen 
konnten die Yasallen im Fall der Unzufriedenheit wih»- 
rend eines Jahrs und sechs Wochen lieh mit einer Be- 
schwerde an den KOnig wenden; in allen andern Sachen 
waren die Urtheile dieses Gerichts inappellabel {*)* 

Die Landeshoheit fiber Esthland ging im Jahre 134^ 
an den Hochmeister des Deutschen Ordens, im Jahre 
1520 aber an den Livl&ndischen Ordensmeister iiber, 
und Esthland trat in den Bestand der Ordenshinder ein, 
jedoch in Gestalt einer besondem Provinz. Von 1520 an 
kam jeder neue Ordensmeister, nachdem er gewühlt- 
worden, nach Esthland um den Eid der Treue Ton den 
Ritterschaften dieses Gebiets und yon der Stadt Royal 
zu empfangen. Zugleich bestätigte er Anrch eine be« 
sondere Urkunde die Lehen der Yasallen jond im AH»- 
gemeinen alle Rechte und Freiheiten beiderSlSnde (**)• 
Das Schloss in Reyal war die Residenz des Komthurt 
und des ihm untergeordneten Konvents, wifarend in 
Wesenberg ein besonderer Yogt residirte. Die Yerwat- 
tung des Landes theilten beide mit den Räthen von Har- 
rien und Wierland« 

Das Gericht in erster Instanz stand, wie in der Dftai- 
sehen so auch in der Ordenfr-Periode, dem Mamricb- 

{*) Vergleiche üas Woldemar • Brichiehe Lehoreclit, die Urkunde 
K6nl9 CluriBtoph II t. 1839. 

{**) Vergleiche die Urkunden der LiTlindiechen Ordenineitter im 
Allgemeinen und die 6«len*t t. IMS iatbetMidere, eo viedenderMl« 
bra TorhergehendMi Toriref. 



ter an, welober yoq dem Laodesralhe auf den Mannta- 
gin (*) ernannt wurde, und in allen Sachen seiner 
Landschaft bis zum folgeiiden Manntage in bestinunten 
Terminen fiecht und Gerechtigkeit verwaltete (**). Es 
gab einen Mannrichter in Harrien und einen in Wier« 
land (***). Jeder von ihnen ernannte sich zu Beisitzern 
aowei hesitzUche und dem Landesherrn vereidete Bit- 
ter oder Knechte seiner Landschaft. Nachdem er genü- 
gend die Beweise des KlUgers und des Angeklagten yer- 
noaunen» legte er die Sache dem Urtheikmanne {"***) 
vor; der dem Geriohte als Vorstand der ebenfalls gi^ 
genwärtigen Sohofifen oder Geschworenen beiwohnte; 
diBT Urlbeilsmann besprach sich mit den Geschwo« 
r^nen, und uberbrechte dem Gerichte den auf die- 
se Weise gefassten Ausspruch (*****) . .^ Von den 
Urtheilen des Mannrichters ging die Appellation an 
äfia Landesrath durch Yermittelung des jüngsten 
Bathsgliedes. Das Gericht versammelte sich zu die-» 
snni Zwecke alle Jahre zu einer gewissen Zeit, in Be- 
val unter Vorsitz des Komthurs, in Wesenberg des 
Vogts. Die Urtheile des Baths waren inappellabel. Nur 
im Falle gegenseitiger Zustimmung der Prozessiren* 
den und nach torgänglger Erlaubniss des Landgerichts, 
dn. indessen in vielen Sachen auch alleinige Instanz 
wqpTy konnte ein Prozess unmittelbar bei demiielben be- 
ginnen. Der Termin der UrtheilsvoUstrekung war sechs- 

{*) Der gemeine Manntag wurde in ReTal alle drei Jahre gehalten, 
alle Jahr eine Gerichtshegnng des Landgerichtg in Reval und in We- 

• * 

eeaberg. Vergleiche den W^isfenilelBeeheB Vertrag t. I5SS. 

4,**\ Bia mm Jahf^ ISfl) wmrd« i» Npuaev dt» BoclmMiKarfl in Pfeile- 
rn Recht gesprochen. 

(♦*•) rkbrl Formulare p. 6 u. T, 

(****) Vergleiche daf Glouarlum m. Oelirichs Ausgabe des Ritter- 
recht«. 

( jFabfi, p.T. 
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\f koute aber tmk Etmetaen des Mennrich- 
ten, dem dieselbe miler seiner Yerantwortung oblag, 
Yerlaiigert werden (*). 

Der Biscboff und aUe geistliohen Personen hallen ihre 
Klagen gegen Glieder der Billerschaft bei den Gerioln. 
ten anzubringen* denen diese unterworfen woen. Letz* 
tere klagten in Sachen über Personen geistlichen Stan- 
des beim Bischoffe Ton Beral» als dem gesetzlichca 
Biehier derselben in Esthland. Im Falle ron Streitsachen 
wegen Landgüter oder Bauern zwischen der Ritter« 
Schaft und dem Bischoffe, wurden solche von einem be* 
sonderen Gerichte aus acht Mitgliedern entschieden, Ton 
denen der Bischoff yier ans seinem Kapitel oder der 
Geistlichkeit, die Bitterschaft vier zu zwei ans dem 
Rathe yon Harrien und dem Ton Wierland ernannte. 
Deren Entscheidung war allendlicb; konnten sie sich 
aber nicht über eine solche einigen, so schrieb jede 
der Parteien den Namen von einon oder zwei Ob* 
mttnnera auf besondere Zettel, und das Loos bestimm- 
te, wem die letzte Entscheidung, zukommen solle. Die 
Vollstreckung war auch hier dem betreffenden Mann- 
richter übertri^en, — jede weitere Appellation aber 
streng untersagt {**). 

Zur Untersuchung und Entscheidung der Sachen we-, 
gen Eigenthums an Bauern, wegen Ausantwortung der 
Entlaufenen, Bestimmung der Strafen für Yorenthaltung^ 
derselben, bestanden die wahrscheinlich yon dem Lan- 
desrathe aus den Vasallen ernannten Hakenrichter, 
einer in Harrien und einer in Wierland. Die Grenzen 
ihrer Amtsbefngniss und die Art ihres Verfahrens wa- 
ren dieselben wie in Liyland f **)« 

n Fabrip.SSu. folg. 

(**) SieiM die Urkunde Über den yerirtg mil dem Bifcheflb tob aeval 
T. I5IS. 
(* * *) Die BMiereinignog f. 150S. 
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Jsbriich um Sf J^hfflmift (itf Jnni) Tersaitimelle' 
derJComlbur ?on Beval die Harrischen LandesHItlie 
und yerwaltete mit ihnen während di:ei_ Tagen das 
Recht anf den sogenannten Djugelstagen oder Mannta-. 
jgfixu Dasselbe geschah, nnr ro einer anderen Zeit, vom 
Yogte Ton Wesenberg far Wierland. Alle drei Jahre 
aber berief der Komthnr, auf Anfordern der Landes* 
rftthe der ganzen Provinz, den gemeinen Mann- oder 
Richteldag, wo für die ganze Ritterschaft des Landes 
Recht gesprochen wurde (*). Auf diesen allgemeinen 
Manntagen berieth sich die Ritterschaft auch, eben so 
wie in Lirlandi über ihre Ofientlichen Angelegenheilea. 

S WEITER ABSCHNITT* 

Verfassung der StadtbehOrden in EsTm.AND. 

r 

L Behördenptrfoistmg der Stadt Reval. 

Mehr als ein Jahrhundert lang gehörte die Landes- 
hoheit über Reval den Dfinischen Königen; allein sie 
mischten sich nie weder in die innere Verwaltung der 
Stadt, noch in das Gerichtswesen derselben. Mit dem 
Jahre 1347 ging die Landeshoheit an die Hochmeister 
über, welche die Stadt anfangs in zeitweiligen Besitz, 
sp&ter aber vollkommen den LiTlflndischen Ordensmei- 
sterti abtraten. Diese erschienen immer selbst in Re- 
Tal; um den Eid der Treue zu empfangen, worauf sie 
in besonderen Urkunden im Allgemeinen alle Privi- 
legien und Rechte der Stadt bestätigten. Wenn in den 
Streitigkeiten zwischen den Städtischen Korporationen 
eine derselben sich mit einer Beschwerde an den Or- 
densmeister wandte, wurde die Sache durch von ihm 



(*} M« Betiitigunf dos WeUteoitainscIien Teriragi dnreh den 0. H. 
Brüfgenal ?• tW8. 
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beyoUmacbtigte KoniMarieiiy bivireiien in Gemein- 
schaft mit dem Rathe der Stadt» untersacht (*)• 

Der Bath wurde zuerst von der Gesammtfaeit der eigent- 
lichen Bürger erwählt (**), später a^er ergänzte er sich 
selbst. Er bestand aus Bürgermeistern (Proconsiiles) 
lind Rathsherren (Consules) {***y Als r^ierendem, die 
Yerwallung der Stadt ume habendem Stande, waren dem 
Rathe ajile Bürger-Korporationen untergeordnet i^**^)i 
er erliess für sie die erforderlichen: Ordnungen un4 
berieth sich mit ihnen über die öflentlichen Angelegen- 
heiten. Als Gericht verwaltete der Rath das Recht inbür- 
gerUchen und peinlichen Sachen, und bjildete in seiqer 
Vollen Versammlung die zweite. Instanz für die Tor.dem 
Stadtvogte geführten Sachen« Aussardem besetzte der 
Rath alle Stadtämter, beaufsichtigte Maassund iSe wicht, 
80 wie die Münzprägung. Im J^alle der Unzufriedenr 
beit eines Parten mit dem Urtheile, wurden vor dem Ra- 
the geführte Sachen an den Rath zu Lübeck gebracht, 
zu dessen Entscheidung der Revalsche auch wohl in 
zweifelhaften Fällen seine Zuflucht nahm. Eine sonstige 
Appelation von den Urtheilen des Raths fand nicht Statt. 

Das Gericht in erster Instanz ward vom Stadtvogte 
geübt, der ein Mitglied des Raths war, und von diesem 
auf Lebenszeit gewählt wurde. 



(*) Siehe dieUrkande <}ef 0. M. Bruggenei, wodurch die BnUcheidniig 
des aevalschen Komthurs Ton Scharenberk In den Streitigkeiten der 
grossen und der kleinen Oilden bestätigt wird, 1. 1547. 

(**) Unter der Beieichnong «Bfirger» wurden damals nicht alleBewoh* 
ner der Stadt Terstanden, sondern nur der Stand der herrschenden Oe- 
•chlechter (CiTes). in der Folge, als der Rath sich selbst erganste, konn- 
te er auch nur aus diesen die neuen Glieder wihlen, und erst spater 
fugleich aus der Kaufmannsgilde. 

{***) Siehe die Urkunden Brich V, t. ItiS, Woldemar III, ▼. ISi«. 
(««*•) Siehe die Entscheidung des Renilschen Komthun Ton S^harpo« 
berg ¥. t&S6. 



/ 
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U. BMrdmoerfammg der iMmn BiikUkidüekm 

StädtB. 

Tod den kleinen Esthlandischen Städten ^ar Hapsal 
mit dem Higaschen Bechte betridmet, wahrscheinlich 
ebenso auch Wei8sen8tein(*};Narvannd Wesenberg aber 
hatten der Revalschen fthnliche Verfassung {**). Uebri- 
gens erreichte keine dieser Stfidte jemak die Macht und 
Unabhängigkeit, deren sich mehr oder weniger 
Dorpot nnd Reral erfreuten. 



(*) Dia erkunden der Oeteliehen BisehSA IkizliaBwden t. IfTa« Ue- 
wel T. i5iS. Hapsal gehörte eigentlich in dieser Perlode lom Bifthnmd 
Oeiel, Mae nleht m dem Gebiete» das damals Bsthland genannt wurde. 

{**) FAr Narr« die Drinuulen Waldenar III, t. 184S, derO«K« 
Prieniersheim t. 1874, Galen t. 19$%. Fdr Wesenberg die Utkuidett 
Brich Yll t. 1308, Woldemar III, ▼. 1345. - Yen beiden St&dten ging 
die Appelaftlon tn den Reralsehen Eath. ^ 



ZIVEITE ABTHEILUNG. 

TOBEmtlCHT DES ALLMJEHLIGHEll BHTWICKB- 

LUNQ DER BEHOERDEBYEEF ASSUNO IN LIVLiJfD 

UND AUF DEB INSEI. OEBEL, SEIT 

1561. 



ERSTES KAPITEL. 

Vet^fassung der Landeshehörden Livlands seit 

dem Jahre 4S61. 

EBSTBR ABSGBDIITT. 

YBHFASKms Dn LuidssbehObdeh Litlahds zur Zeit 

DER POLROCHEH HeBRSGHAFT. 

/. Erste Einrichtung Livlands in Grundlage der Yer^ 

träge von 4564 und 4566. 

Die oberste Yerwaltang des HerzogUnuns Lirland {*) 
war einem Administrator oder Statthalter anvertraut 
(Gubemator, Locumtenens, Administrator, Namiest« 
nik). Er wurde Yom KiHiige selbst ernannt, hatte seinen 
Sitz in Riga und besass eine ausgedehnte Gewalt, nicht 
bloss in Beziehung auf die Verwaltung im engem Sin- 
ne, sondern auch auf das Rechtswesen (**). Seine Amts- 
befugnisse und die Grenzen derselben waren durch ei* 
ne besondere Instruktion bestimmt, die dem Hetmann 
Chodkiewicz bei seiner Entsendung nach Livland im 
Jahre 1566 gegeben worden war. 

Das Herzogthum zerfiel in vier Kreise (districtus), 
den Rigaschen, Wendenschen, Treidenschen und Düna- 

(*] Siehe den YereinigungsTerlrag nrlsoheii LiTland qb^ LUlhauei 
Y. 1566. In den SffentUchen Akten jener Zeit wird LfylaadbtM* Henog« 
Iham (Uacatus), bald Land (Ziemia), bald ProTins (ProTineia) genannt. 
C*) Siehe den VeroinigungsTertrag t» tSOS. P. 17. 
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bnrgschen (*)• Jeder derselben wde von einem ans 
den Eingeborenen (Indigenae) gei¥äblten Senator yer« 
waltet {**). Diese Senatoren und besondere auf den 
Konventen gewählte Livländische Deputirte (Nuntii) 
hatten das Recht, auf den Litthauischen und dann den 
Polnischen Reichstagen zu erscheinen. Sie nahmen mit 
den Liithauischen Senatoren und Nuntien an allen all- 
gemeinen Verhandlungen Theil, und insbesondere soll- ' 
te nichts ohne ihr Wissen in Bezog auf Livländische 
Angelegenheiten bestimmt werden {***). (Siehe die Ue- 
bersicht der allmählichen Feststellung des Ständerechts 
im Ostseegebiete.) 

Die erste Instanz in bürgerlichen und peinlichen 
Rechtssachen bildete io jedem Kreise das Landgericht 
(Judicium terrestre), welches aus drei Richtern und 
zwei Beisitzern aus dem Adel und einem Notar be- 
stand {****). Aus den Landgerichten gingen die Sachen 
durch Appellation in das sogenannte Senatorengericht, 
d.h. in die oberste Instanz , bestehend aus den vier Kreis- 
senatoren unter Vorsitz des Administrators (*****). Iq 
dieser Instanz wurden die Sachen allendlich entschie- 
den und eine weitere Appellation war nicht gestattet. 

//. ^ Veränderungen, die im Jahr 4582 eintraten* 

Als im Jahr 1582 das bisher in den Händen des Zaren 
Johann IV gewesene Stift Dorpat wieder mit den andern 
Landestheilen vereint ward, unterlag Einrichtung und 
Verwaltungsweise Livlands wichtigen Abänderungen 
durch die sogenannten Livländischen Konstitutionen 



{*) EbendaMlbst, P. 9. 

(**) Bbend&selbtt, P. • und 10. 

{***) SbendaMlbst, P. 5. 
{****) BbeiuUaelbtt, P. 9. 
(**•**) Bbeaduelbit, P. IS aad IS. 
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oder SeidbsUgsbeficblttflse über Livland (Goiislitiitiones 
LiToniie). 

Daa Amt des Stattbalters blieb bestheben; ausserdem 
aber wurde ein vom Könige selbst ernannter Proyin« 
jial-Scbatzmeister (Qunstor ProTincialis) eingesetzt, znr 
Erhebung der Abgaben und anderen Staatseinkünfte 
in Livland {*). Ganz Liyland ward in. drei President^ 
Schäften (Prnsidiatus) getheilt, die Wendensche, Dorpt« 
sehe und Pemausche. Diese zerfielen wieder in Haupt- 
mannschaften (Gapitaneatus), bestehend aus einer Stadt 
oder einem befestigten Schlosse und dem d^uni gehOri- 
'gen Bezirke. Jede Presidentschaft ward von einem 
Presidenten (Präses) yerwaltet, der die polizeiliche, 
ausäbende und richterliche Gewalt vereinigte , letztere 
aber bloss in geringfügigem Sachen. Unter seiner Auf«- 
sieht standen die Staroste (Gapitanei), welche in den 
Städten und Schlossern befehligten. Sie wurden yom 
Könige selbst angestellt, und zu ihrem Unterhalt, so wie 
zur Instandhaltung der ihnen any ertrauten Festungen, 
waren besondere Guter, sogenannte Starosteien rCapi- 
tanealia) bestimmt. luden Hauptmannschaflen befanden 
sich Subkollektoren unter dem Oberbefehl des Provin- 
zial-Schatzmeisters. 

Die erste Instanz für Rechtssachen bildeten wie {rur 
her die Landgerichte, zu einem in jeder PresidentF- 
schaft, allein in abgeänderter Gestalt. Jedes. Gericht 
bestand 1) aus einem yom Könige, aus yier yom Adel 
jeder Presidentschaft yorgesteUten Kandidaten, ernann- 
ten Bichter; 2) aus sechs yom Könige» aus zwölf auf 
gleiche Weise yorgesteDten Kandidaten, bestätigten Bei- 
sitzern; 3) aus einem Notar (Tabellio), der aus yier yom 
Adel yorgeschlagenen Kandidaten ernannt wurde. Aus- 

{*) GeMln des KSnifi Stephan Bathory ▼. IMl, F. II; anfaBMÜM 
^•fetiMttttliiaf , yolnaiiaa lefun II» p. W$. 



lerdem war in jeder Presidentschaft ein Tom KOnige 
angestellter Unterkämmerer (Subcamerarios, Podko* 
morii). Seinem Crerichte unterlagen alle Grenzsachen 
in Betreff adliger Güter. Von den Entscheidungen der 
Landgerichte und der UnterkSmmerer ging die Appel- 
lation an den Gerichtskonyent (Conyentns judicialis), 
welcher, unter Vorsitz des Administrators oder eines 
kOniglichenKommissarStaus dem Bischöfe Ton Wenden, 
den dreien Kreispresidenten, dem StarosI yon Wenden^ 
dem Proyinz ial-Schatzmeister, den drei UnterkSmme» 
rem, zweien Deputirten der Stadt Riga und zu einem 
ans den Städten Dorpat, Pernan und Wenden bestand« 
Der Sekretair oder Notar des Wendenschen Landge* 
richts war Schriftführer des Gerichtskonyents. Dieser 
sass nicht beständig, sondern versaounelte sich zweimal 
jährlich, im Mai und September, in Wenden. Er ent«* 
schied in allen Sachen allendiich, ausser in Sachen we« 
gen des Erbrechts in adeligen Gütern, welche unmittel* 
bar in das Königliche Gericht in Warschau gelangten. 

in. Verändenmgen $eit dem Jahre 4598. 

Im Jahre 1598 wurden yon Sigismund III die Pre- 
sidentschaften in Woiewodschaften umbenannt (Pala«- 
tinatus), wie solche in Polen bestanden (*), woher denn 
auch die Presidenten durch Woiewoden (Palatini) er-^ 
setzt wurden. Ihre Amtsgewalt und die Grenzen ihrer 
Befugnisse waren dieselben, wie in den übrigen Theilen 
des Polnischen Beiches. Seit 1598 befand sich in jeder 
Woiewodschaft ein Kastellan ^ welcher den Befehl 
über die Landesbewaffnung (den Bossdienst) derselben 
iiihrte. Die Kastellane sassen als hohe Staatsbeamte zu- 
gleich mit den Woiewoden auf dem Polnischen Beichs- 
tage. 



«r 



{*) Ordiotiion für UtUii4 t» 1»» (Voluml«« lecun 11 p« U7i^ 
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Ad die SieUe des Geficht^onveiibi ward im Jabre 
1600 ein oberstes Tribunal in Wenden errichtet, nach 
Pohlischem Huster. Der Statthalter ward zum Presi«- 
denten bestimmt und ihm fünfzehn von dem Adel nach 
Woiewodschaften gewählte Beisitzer zugesellt. In dem 
Tribunale sollten alle Sachen allendlich entschieden wcnr« 
. den, mit Ausnahme derer, wo es sich um geistliches 
Eigenthum, die grossen Städte und Streitigkeiten zwi- 
schen adligen und königlichen Gütern bandelte. Diese 
konnten durch Appellation ans königliche Gerieht in 
Warschau gebracht werden. Uebrigens war die Errich- 
tung des Tribunals nur als eine zeitweilige Massregel 
bis zum beTorstehenden Beichst,age angeordnet, und 
ward auch, wegen der Kriegsyerhältnisse und wegen 
dar Besetzung eines grossen Theils yon Liviand durch 
die Schweden« nie yoUständig in Ausfuhrung gebracht.*— 
In Biga, Pemau, Dorpat, Wenden und Dünaburg gab 
es Schlossgerichte (Capitanealia siTe castrensia judicia). 
Sie waren in den betreffenden Festungen die erste 
InsMmz und hatten auch Kriminaljurisdiktion (^), so 
wie die Polizeiverwaltung, die Aufsicht über die Do- 
mainen u. s. w. 

TbRFASSUNO DER LlIfDESBEHOBRDEN LlVLAl^ftS ZUR ZbiT 

DER Schwedischen Berr^haft. 
(1629—1710). 

h Verwaltungseinricktungen ( General gouvernmf, 
Gomemeur, Rath des Generalgotwerneurs). 

Die oberste Verwaltung Livlands (ufid zugleich aucB 
Esthlands) war einem GenerdgouTerneur anvertraut. 



(') Yergleicbe die oben ingeföhrte Ordiaation t. 1596« so vie Bu4» 
deobrock: SMBinliuig. der Geselle« welche da« beuUge UTlandisohe 
JLandrecht eniballen« II, p. 81. 

3 
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der mnitteAar todi Könige eraannl wurde mid ge- 
wOhnlicli seinem SMz in Riga hatte {*). Er stand soiroU 
der Ciyil-ak der Kriegsrerwaitoiq; in diesem Gebtete 
Yol^. In Betreu de^ Rechtsrerwalhing war er nur AnfiSdil 
fiber den Gang des ReeUsWesens und die Ansfidirung 
der Urtheile des Hofgerichts yerpfliehtet (**)• Seiner 
Vorsorge war aach die im Jahr 1632 in Dorpat errieb* 
iete Universität übergeben, so wie die Schulen nnd 
wohlthatigen Anstalten (***)• Ausserdem war das Postwe» 
sen ihm untergeordnet und beaufsichtigte er die gehö- 
rige BezdUung der Auflagen und Abgaben, die Instand« 
haltm^ der Wege und Br&cken. Im Allgemeinen war 
es seine Pflicht, alle Yorzugs-und Hoheitsrechte der 
Krone in Obacht zu haben, ohne jedoch die wohler- 
worbenen Rechte und Privilegien des Adels und der 
SUfdte zu beeinträchtigen* 

Unter dem Generalgouvemeur sttfiden zwei Gouver- 
neure, der Esthländische und der Livländische oder 
Rigasche« Letzterer vertrat, bei Abwewesenheit des 
Generalgouvemeurs, dessen Stelle und halte insbeson» 
dere die Stadt Riga zu verwalten. 

Als in Livland im Jahre 1643 wieder nach alter Wei« 
se ein von der Ritterschaft erwählter Landesrath einge- 
richtet wurde, ward bestinunt, dass die Landräthe is 
allen Angelegenheiten dem Generalgouverneur an die 
Hand gehen sollten {****). Später wurden ausserdem 
noch dem Generalgouvemeur besondere Räthe (Assi- 

{*) Iiutroitlon für deo LlflindUelien GeneralgoaTerneor t« 80 Aug. 
ISift P* 4andS7. Aamerkanf. Alle in diaiem Abieiiiiitts aa|«» 
führteo Getetn finden ilch In der Buddenbroekfclien Sammlung« 

C*) Initmktion P. S; Resolution der Regentin Hedwig Eleonore auf 
die vom Dorpttehea Hofgeriehte rorgelegten Funkte, t. 17 AnguA 
leST. 
(***) Initmktion F. 7.-Ffir das Weitere: die Fvskt« I6--19. 
(****) RsioloUon ▼• 4 Juli ISIS F. i. 
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stetizfilhe» in der Folge: BegienmgsrXttie) higwiiktet, 
ivelche in allen Yerwaliungsangeiegeiibeiteii lehiett 
Bath bildeten, ohne indessen hierdurch die Mitwirkung 
der Landräthe ausmschliessen {*). 

; //• Gerichitverfasiting (Landgerichte, Bofgerichi, 

Waisengerichte)» 

Für Rechtssachen bildeten die erste Instanz die 
Landgerichte) welche ihre erste (neue) Einrichtimg im 
Jahr 1630 (**), die schliessliche im lahr 1633 erhiel- 
ten (***)• Nach Inhalt der Verordnung Tom 1 Febraair 
1632, gab es in Livland f&nf Landgerichte (m Riga» 
Wenden» Pernau» Dorpat und Kokenhusen)« von denem 
jedes ans einem Torsitzenden Landrichter, xwei Bei- 
aitzem und einem Notar bestand (****) 9 und jährlich 
iweimid Gerichtohegungen hatte. Tor die Landgerichte 
gehorten in erstef Instanz die bürgerlichen und peinli- 
chen Bec^htssacfaen aller im belreflenden Kreise leben- 
den Personen, mit Ausnahme der unmittelbar ans Hof- 
gericht gehenden Sachen» so wie der schweren peinli- 
chen Prozesse gegen Edelleuley welche nach Schwedi- 
schem Muster, nach yorgängigem Anklagever fahren 
im Landgerichte, zum Schlussverfahren und Urthcil 
ans Hofgericht kamen (*****) ^ lu der Folge ward Liv- 
land in vier Kreise getheilt, mit einem Landgerichte 
jn jedem derselben (******), Durch Karl XI erhielten 



(*} Vergleiche die Reselation T« 14 RoYember 1650 P* 5* 
<**) Ufldgerielits-OrdiDftns t. SO Mai 16S0. 
(***) Undgeriehti-Ordinaai T. 1 Febr. tSSt« 
(****} Bbeadeselbst S 9. Durch Hesol vtion t. • Apif 1 tOVi wird der 
LiTlSndlschen Ritiersehelt geetattet, bei eintreleBdsr Vsfcaiis laiaier 
rei Kendideten Tomuehiagen. 
C****) LandgerlcbU-Ordiiiaiii ▼. ISSt, Sl 9, i, 5,95« 
l«*««**j Vorschrift des deaandioinenearf ▼• 4 Oe Ub et IMS. 
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im Jaiar 1694 die Landgerichte aach noch die Atifsichl 
innere Ordnung nnd Poliiei {*) . 



Aus den Landgerichten gelangten die Sachen ans Dorpt- 
scheHofgericht, welches ans einem Presidenten, einem 
Vicepresidenten, sechs Assessoren aus dem Adel (in deren 
Zahl durch die Resolution y. 1 7 Aug. 1648 auch für jeden 
Kreis ein Landrath einbegriffen war) und sechs Nick- 
tadligen, die sich des Bechtssludiums befleissigt hatten, 
bestand. Die Anstellung und Bestätigung aller Glieder 
war dem Generalgouyemeur yorbehalten, jedoch so» 
dass für die Vakanzen, welche in den Aemtern der As- 
sessoren eintraten, diese selbst den Nachfolger emann- 
ten und zur Bestätigung yorstellteui Zur Besetzung der 
Stellen, ausser denen der Assessoren aus den Landrfl- 
then und wohl im Allgemeinen aus dem Adel, wurden 
ohne Unterschied Schweden, Livländer und Deutsche 
zugelassen. Das Hofgericht yersammelte sich im yoUen 
Bestände seiner Glieder zweimal im Jahre zur Abma- 
chung der eingegangenen Bechlssachen (**). — Gegen- 
stände der Amtskompetenz des Hofgerichts waren: 1) 
In erster Instanz: Sachen wegen Erbschaften, Testamen- 
ten und Landtheilungen; wegen adliger Güter {^*^)\ 
wegen Bechte und Forderungen des Schatzes; wegen 
yon Edelleuten begangener schwerer Verbrechen (****). 
2) In zweiter Instanz: Appellationen in bürgerlichen 
nnd peinlichen Sachen aus den Landgerichten (*****) 
und den städtischen Magistraten, ausser dem Biga- 



C) BetolQtlon t. SO neeeraber ISM F. M. 
(^*) HofgerichtfOrdinani t. 6 Sepl. 16S0, SS 9, 3. 
(***) Laadgevlebts-Ordinaiii, t. 26 Mtt 1630, S 8. 
(****) EbendtMlbet. Hofg.-Ordin. t. 6 September f6S6,S96. Landg.» 
Ordfa., T. 1 Febr. 1633, S 35. 
{***•*) Horg.-Ordia. ▼. 6 September 1680, 3 SO. 
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sehen (*). Das Hofgericht entsclüed die Prozesssachen 
allendlich. Wenn eine Sache an den KOnig zur Be- 
yision gelangen sollte , so mnsste die sich yerkürzt 
haltende Partei einen ReyisionssQhilling yon 200 Thaler 
eintragen (**). 

Die im Jahre 1648 in Yonnnndschafissachen einge- 
richteten WaisenbehOrden wurden dnrch die Besoluti- 
on Tom 20 December 1694 aufgehoben, ihre Geschäfte 
aber den Landgerichten übergeben {*"*). 

Znr Aufsicht ober die Geschäftsfohmng in den 6e- 
richts-und Polizeibehörden war in jedem Kreise ein 
besonderer Beamte , miter dem Titel Fiskal, angestellt. 
Diese Beamten , welche zugleich im Wege der öfibntli- 

eben Anklage gegen Verbrecher zu yerfahren hatten, 
erhielten besondere Instruktionen, yon denen die y. 23 
Aug. 1630 die bekannteste ist 

///• Verfassung der Landespoltxei (ScldossgericlUe, 
Orinungsgertchte, Kreisvögte). 

Zu Anfang der Schwedischen Herrschaft yerblieb 
die Landespolizei und die Jurisdiktion in geringfagigen 
Kriminalsachen wie früher den Schlossgericht^n {****). 
Allein sie yerloren Letztere ganz durch die Organisa- 
tion der Landgerichte; überdies wurden schon 1631 
zwei yon ihnen, das Wendensche und das Dünaburg- 
sche Schlossgericht, aufgehoben, was in der Folge auch 
mit den übrigen auf Vorstellung der Bitterschaft ge- 
schah (*****), nachdem sie nur noch zur Exequirung yon 
Urtheilen gebraucht und zum Theil mit einer Aubicht 

\{*) ReBolütlon auf die Tom Hofgeiichte Torgefflellten Fonkta ?. IT 
AQfiut 16S7. 

{**) Resolution t. 6 Aupui 1S3«, P. i. 
(***) Reiolaüon t. SO December 1604, P. 17. 
{****) Baddenbroek II, P. Sl. 
(**«**) Boddesbrock II, P. HS. Aiunerkiuf SS. 
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^ber 4i«t (M^ameii ^«a^QT^Ct ««i'WP. ^wen. AflK 
iJbifsteii erbiffto «iobdas mg«BciieScbloa^d^ Borg-t 
ferid^, 4««l^n S^iiigriyj^ in ^ie |8üriiiu,iuaji!vri«df)^t^ 
fgi^ 1^ yi^eclit geilelU frerden nuuiteA (*) ^^ 
das erst am Ende des XYII JahrhunderU au^^bobf^ 

Die ^esokiKlla ihres Wirkui^gskreises ginf^^K» mi\ 
A<f sna^e 4^r ^iplioben Sachen«^ ao die Oi^hki||;^t 
richte ul>er, die ans einem OrdQungsriehter mi^ ;wei 
A^c^kCep hestimdea, welche d^rch Wahl des J^^ls 
^|usd mit Be«yiati|giii^ des QeneF%wYenieur$ i^imer 
auf nrei Jahre apgestellt wurden. ItMre yerpfl^J^tuJti- 
gen bestanden: in Aufrechtbaltung der Offcntlicbeq 
Ruhe und Ordnung, in Ausfuhrung der gericfatli^^hea 
Urtheiley in Entscheidung geringfügiger Sachen, bei 
summarischem Prozesse ^**). Im Jahre 1694> wurden 
sie aiifgehobep., und ihr Wirkungskreis zum Ibeil de« 
Landgerichten (***), zum Theil den KreisyOgtcn iliber» 
tragen (•*••). 

YnKFUßünQ nna LiBiP^SBi^iiöi^nQif LiTifiüH» seit n^ii 

(171>>--1845.) 
]%er dorcb 4eo NjsMüdüachep Frieden 1721, e^ h^ 
tudflgte^ grosse nerdiieh^ Krieg dauerte noch fort, ab 
das Uatseegebiet bereits iwfch die Kapit^li^üonen un4 
Akkordpuokte des J^ahrea 1710 nnter die Botmüssigkeit 
Rtts^nds getreteawar. Nacbdem anlai^s. {Is^I^lanii iw4 
Li^land unter einer Verwaltung gestanden, befahl P eter 



»••^^•A—^MM 



(') Retolution t. tO Mal 167ft P. IS. 
(**) Verordimsg t. 9S Sept; 1671, T, S f. 
(***) Retoluiioo T. 80 1>6Geiiilier lOSi, 1». IS. 
r***) BbendaMlbit.-InstrukUon fär dfe Kpei»T^«te VMu SS Olitolwr 
160S, 
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der Grosse durch die Ukasen t. S8 ioli 1713 (2703), 
14 Oktober 1713 (2723) und 26 Juni 1714 (283 IX das 
Bigasche GouTeraement abgesondert einzurichten, von 
demselben Beiral, Dorpat und die angrenzenden 6e* 
genden(d. h. Esthland) abscheidend, weil dieselben auch 
früher nicht Riga untergeordnet gewesen. Im Jahre 
1719 am 29 Mai (3380}, bei AbfinderuE« der früheren 
]gi«theilung Russlands in acht Gouyemements in zehne, 
findet man auch ein Rigasches GouTemement ans zwei 
ProYinzen bestehend: Liyland und Smolensk, welche 
jedoch, wie es im ULase heisst, jede für sich bleiben 
sollten. Die Liyländische Provinz wurde gebildet aus 
Tier Kreisen: dem Rigasch^i, Pernauschen» Wenden- 
achen und Oeselschen (*). Im Jahr 1722 am 11 Mai 
(4004) wurde der Dorptsche Kreis vom Revalschen 
Gouvernement abgeschieden und mit dem Rigaschen 
verbunden, wodurch die Zahl der Kreise bis fünf ver- 
mehrt wurde. — DieGouvemementsverwaltung Livlands 
beruhte auf der allgemeinen Grundlage (**}, nur war 
es der dortigen Oberbehörde zur Pflicht gemacht, bei 
der YerwaltuDg sich nach den Ortlichen Gesetzen und 
Privilegien zu richten (***)% Die Gerichts-und Polizei- 
verfassung Livlands (Hofgericht, Landgerichte, Ord- 
nungsgerichte) wurden zum Theil bei ihrer vorgefun- 
denen Einrichtung belassen, zum Theil nach ihrem B^ 
Stande vor 1694 wiederhergestellt, überhaupt keine 
Yeränderung von Seiten der Russischen Regierung vor- 



(*] Die ProTins Smolensk bestand aui fünf Kreisen: Smolensk, n^ 
vofoliateh, Belik, Betlawl und Wiina. 

{"*) IneirnUl«! odflr ieMI an die Weteweden ▼•» lannac 1719 
(SSM). In der Folge ward, a« %9 Mal deaeelben laJiree (33S1), die la- 
ttroktion rar die Weietroden an alle Goavemenre alt Richticl»« M 
der Verwaltnng gesandt. 

(*'*) 1717 Febr. U (3017) F. S und Hirt IS (WS) F. 4. 
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genommen {*). Nur traten mit Wiederherstellong de$ 
Landesslaats nnd der Hechte der, von der Polnischen, 
wie Yon der Schwedischen Begienmg so schwer he-» 
drückten, LirlOndischen Bitterschaft aUmShlig dahin 
Abänderangen ein, dass die sämmtlichen Bichterstelien 
wieder, ebenso wie in Esthland, yon der Bitterschaft 
ansschliesslich ans ihrer Mitte besetzt wnrden^(**), nach* 
dem das Becht der Bitterschaft, zn den fiichterposten 
im Lande Kandidaten zu erwählen, mehrfach aner- 
kannt worden (***). Das Hofgericht wurde in Bezie- 
hung auf BeVision dem neuerrichteten JustizkoUegium 
Liv- und Esthltfndischer Sachen (****) untergeordnet. 
Letzteres wurde im^Jahr 1737 dem Dirigirenden Senate 
Untergeordnet (*****), und erhielt seine allendliche Ge- 
stalt im Jahr 1738 durch Vereinigung mit dem Kammer- 
komptoir der Liv- und Esthländischen Sachen (******)• 
Am 7 November 1775 (14392) ward die allgemeine 
Gouyemementsyerordnung erlassen; sie wurde allmäh- 
lich auch in den nach bcsondem Bechten bestehenden 
Gonyemements eingeführt. Am 3Julil783 (15775)ward 
befohlen, sie auch im Bigaschen Gouvernement in Aus« 

(*) I7i6 Mal 81 (iS^f). 

(**) Vergl. Befehl dos Dirigirenden Senats an den General gou?erneor 
JLai/Sf T. 9 Janaar 173i, Retolaiion ▼• 19 Decb. 1740. 

i*"^*} Vergl. die Resolutipn des Reichijustii^olUgiiuns der LiT.-nnd 
Eslblandischen Sachen t. 80 Januar 1730 auf den Streft der Rittersphaft 
mit dem Hofgerichto, welches sich das Recht EueiTnete bei eintretende^ 
Vakanaen lu den Laodgerichtanmtem m. ernennen oder doch Kandida- 
ten lu denselben Torsostellen, wobe| es w^nig d^auf R^ckaiclit genom- 
men hatte, ob die von ihm Erwählten xur Ritterschaft gehörten oder 
nicht. 

(•***} nieses Ton Peter dem Grossen 1718 gegründet« KoUegiom 
stand, tom 18 Dec. 1768 (11001) bis n« 90 Febr. 181t (16000), auch den 
Finnlindischen Angelegenheiten ror, nnd ffihrte daher in dieser ganaen 
Zeit aneh den Titel: für die Finnlindischen Sachen. 

{*****) 1737 September li (7889). 

(•****•) 1730 Noyember 98 (7987). 
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fahmng m bringen, wobei dasselbe in neun Kreise, 
den Bigaschen, Wendenschen, Walkschen, Wolmar- 
sehen, Pemaoschen, Fellinschen, Dorptschen, Werro- 
sehen und Oeselschen oder Arensburgschen gethciit 
wurde (*). 

Im Jahre 1796 am 28 November (17584) ward be- 
fohlen: In Liyland und Esthland, bei Belassung der Gou- 
yemementsregierung für die GiYilverwaltung und des 
Kameralhofs mitjder Renlei für die Einnahme der Ab- 
gaben, die Revision der Rechnungen und im Allgemeinen 
die Kameralsachen (^, alle diejenigen Behörden wieder 
herzustellen, welche nach den früheren dortigenRechten 
und Privilegien wie im Gouvernement so in den Krei- 
sen bestanden hatten, und in dieselben die Glieder nach 
dem ausdrücklichen Inhalte erwähnter Privilegien zu 
wählen; von diesen wiederhergestellten Behörden haben 
das Livlöndische Hofgericht und das Esthländische 
Oberlandgericht unter Appellation Unseres Senats zu 
stehen; es soll nur Gouvernements-Prokureure geben. 

Am 9 September 1801 (20004) wurden aUe drei 
Ostseegouvernements, Livland, Esthland und Kurland, 
nnter dem Oberbefehle eines Generalgouvemeurs ver<* 
einigt. 

(*} 1783 NoTember 15 (158S1), 178i December S (16100). Vergleicbe 
nS3 noTember li (15S7S); 1784 April 5 (1M79}. 

{**) Am «5 Deeb. 1790 (10380) ward in BeiOticiinf dessen, ein be- 
sonderer Ukej erUseen, In welehem es heisst: Da aber bei der Wieder- 
hersteUung durch Uns der früheren Rechte und Pri flieg ien wie In 
Kleln-Bussland, so auch in den andern GoaTernemenls, die GonTerne« 
menifowie die Eameral-Verwaltnng auf Gntndlage der allgemeinen 
Keiclisverordnong belassen worden, so ist auch in obbesagtem und aiK 
deren ähnlichen Fällen in Beziehung auf die GonTernemenis-Verwal* 
inng und Obrigkeit gleichfalls in den Gouvernements mit eigenen Rech- 
ten nach der allgemeinen ReichsTerordnung über Verwaltung der Gou- 
vernements ni Terfahren. 
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Am 24 Oktober 1817 (27106) wurde» bei Errichtimg 
des M inisterinins der geistlichen Angelegenheiten und 
des YollLSunterrichts, das JastLikoUegium der Livlän- 
dbchen und Esthländiscben Angelegenheiten deinselbea 
in Konsistorialsachen untergeordnet. Am 28 December 
1832 (5866) aber, wurde dieses Kollegium ganz aufge- 
hoben, weil dasselbe, nach vielfachen Veränderungen 
in seinem Geschäftsumfange und der Abtrennung des 
grOssten Theils seiner Amtsbefugnisse im Laufe der 
Zeit, jetzt nicht mehr dem Zwecke seiner Gründung 
entsprach. Zugleich wurde festgestellt: 1) das Yerfahisen 
in Rechtssachen, welche sich auf das Eyangelisch-Lu- 
therische Glaubcnsbekenntniss beziehen, dem neu errich- 
teten Eyangelisch-Lutherischcn Generalkonsistoriura zu 
übergeben; 2) in den aus den Magistraten yon Riga und 
Reval in das JustizkoUeginm sonst gelangten Sachen 
diese Hagistrate unmittelbar dem Senate unterzuord- 
nen, aus dem Narvaschen Magistrate aber die Appella- 
tion ans Esthländische Oberlandgericht zu nehmen. 

Das Hofgericht erhielt im Jahre 1834 eins neue Ein- 
richtung. Auf Bitte dos Liylandischen Adels ward be- 
fohlen: 1) Das Liyländiscbe Hofgericht solle aus einem 
Presidenten, einem Yiceprcsidenlen, zweien Landräthen, 
zweien Räthen und zweien Assessoren bestehen. 2) Die 
Wahl des Presidenten, des Yicepresidenten, zweier Glie* 
der aus den Landräthen und zweier Assesoren sei, inuner 
auf sechs Jahre, in Grundlage der Verordnung iiber 
Adebwahlen yom 6 December 1832, zu yeran8talten(*). 

F&r Bauersachen wurden im Jahre 1819, ausser ei- 
ner besonderen Abtbeilung für dieselben beim Hofge- 
ricbte, Gemeinde, Kirchspiek-und Kreisgeriebte einge- 
richtet, in Grundlage der Baueryerordnung. 

r)t834Not.11t7S39). 
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ZWEITES KAPITEL. 

Verfassung der Stadibehörden in Ltvland seit 

dem Jahre 4S61 . 

BBSTKa ^BBCBSITT. 

BBHtaDEHTBBPABSOHG DBR StADT BiOA. 

/. Die Zeit der Polnischen wid der Schwedüchen Herr^ 

Schaft (1562—1710); 

Die okerstj Yeriraltox^ der Stadt narn nacli abebi 
Herkomipeiit ia dei Hlbideo des ^ä|tli$. Sjeraelbe ber 
tfaad wie früher aus vier Burgormeiitem mtd 16 ^9^^ 
bervep» die ibr Amt lebeoslaDgUcb yerwaMelen. Die H^ 
•etxuBg der eintretenden Yal^anzen stand d^m Batbe 
«elbst ebeq so ^i wie die Bßsetxu^g djüet städtisc^beo 
Remter (*). 

Als Belohnang for die bei der Belagerung durch die 
Polen 1660 yon den Bürgern bewiesene Tapferkeit* 
ertheike die Begentin Hedwig Eleanore dem Bigaschen 
Bmdie« in seiner Gesammelt und jedem Grliede dessel* 
ben insbesondere, 4ie AdelAwiurde nüt aUea damit rtth 
hmMsmn Bechten (**)» 

In bwgerlichen Bechtssacben unterlagen dia Baths- 
«rtbeile weder dßr AppeUation w«k der BaTision, am»- 
4em kayira mmittelbar in AusAfaruag {***). Spa- 
tot jedoob wwdm sje der Berision des kdiiiglicbeu 
BofgerioiMs. i» StPkholm unterw^rfien f***). In pein- 
Ke^bts^iiclieii war dia Appfillatioa an den König 



[*) Corpus priTilegionim StephtDeain t. 1A l«naar 15Sf , S S. — 

Urkunde GasUT Adolph*« t. t5 September 16S1. 

(**) Urkunde der Regentin Hedifig Eleonore t. S3. IfoTember IS^O. 

(***) Higeiche Sutoten. Bach II, Kap. XXXI, S S. Hf^oHiliM Vw IS 
April 1667. 

{****) Abgaaderte Artikel der SUtaten l(fp. XXXI« Sl. 
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nur in den Fällen gestattet, wo der Angeklagte mm 
Verlast der Ehre, des guten Namens oder mehr ab der 
Hälfte seines Eigenthums yerurtheilt war {*). — Der 
Rath war berechtigt, nach altem Herkommen, die 
städtischen Gesetze, Statuten, Willkühren n. s. w. zu 
verändern, zu yermehren und zu yerbessem, so wie 
Instruktionen in Bezug auf den Handel zu erlassen und 
Verordnungen über Beaufsichtigung von Handel und 
Gewerbe zu treffen (**). Auch in Grundlage der allge- 
meinen Hand Werksordnung Yom 1 März 1669 stand 
dem Käthe die Aufsicht über die Handwerksziinfle zu, 
und das Recht für sie neue Schrägen zu verfassen, so 
wie die bestehenden abzuändern und zu yeryoUständi- 
gen {***). Im Falle der Unzufriedenheit der Zünfte 
über die ihnen ertheilten Schrägen, konnten sie den 
Generalgouyemeur um Aufhebung derselben bitten , 
nöthigenfalls sich an die oberste Staatsregierung wen- 
den. 

Die Jurisdiktionsrechte des Raths über die Stadt und 
das Patrimonialgebiet blieben unverändert {****)• Alle 
yon Liyländischen und von andern Edelleuten inner- 
halb des Stadtgebiets begangene Verbrechen oder da- 
selbst mit Stadtbürgem und andern Personen einge« 
gangene Verbindlichkeiten sollten yon dem Burggrafen 
yon Riga gerichtet werden(**^**), weichender König aus 
den Bürgermeistern wählte (****^*). Ihm waren Beisitzer , 
die aus dem Bathe yom Könige ernannt wurden, für 
bürgerliche Rechtssachen beigegeben; in peinlichen Sa* 



{*) Urkunde GasUT Adolphs t. SI5 Sept. 16S1 S 7. 
{**) PriT. Steph. Y. 15S1, S 1; Urkunde t. iStl, SS SS u. «5. 
(***) Resolution t. 13 April 1681. 
r***) Urkunde t. 16«1, S 4. 
(•♦**♦) PrW. Steph. t. 1S81, S 8. 
(******) Urkunde t. 1611, S 19. 
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chen Qrtheihe der Burggraf, seit 1662 wenigstens, mit 
dem gesammten Rathe unter Assistenz des königlicben 
Generalgonvemeurs und zweier Offiziere vom Adel ('). 
Die Appellation von diesem Gerichte war in der Polni- 
schen Zeit nur an den König, in Schwedischer aber 
ans Stockholmer Hofgericht gestattet,, als der höchsten 
Gerichtsinstanz im Reiche. Ausser den Verpflichtungen 
als President des Burggrafengerichts, halte der Burg- 
graf zugleich mit dem Rathe die Polizeigewalt in 
der Stadt und ihrem Patrimonialgebiete, war bei allen 
Verhandlungen und Gerichtssitzungen des Raths zuge- 
gen, sah auf regelmässigen und schleunigen Gang der 
Sachen und insbesondere auch auf Erhaltung der Ho- 
heitsrechte. Im Falle eines yon ihm bemerkten Miss- 
brauchs, war der Burggraf yerpflichtet unverzüglich 
darüber dem Generalgouyemeur, zur Ergreifung der 
nOthigen Massregeln, Anzeige zu machen (**}. 

Die Zahl und die Amtsbefugniss der dem Riga- 
schen Rathe untergeordneten städtischen Niedergerichte 
unterlagen mancherlei, jedoch im Wesen unbedeuten- 
den, Abänderungen. Diese Gerichte waren ausschliess- 
lich mit Gliedern des Raths besetzt, und die Verthei- 
lung der Stellen in denselben ward alljährlich Tom 
Rathe in voller Versammlung vorgenommen. Einige der 
Niedergerichte erhielten, eben so wie die gleichfalls 
dem Magistrate untergeordneten städtischen Verwal- 
tungen, yom Rathe Instruktionen, bei andern waren die 
Gegenstände der Amtsthätigkeit und Auitsgewalt durch 
Gewohnheit festgestellt. 

//• Seü der Vereinigung mit Rmdand. 
(1710—1845). 

Beim Eintritte selbst der Stadt Riga in die Russische 
Botmässigkeit ward das Burggrafengericht, auf Bitte 

(*) Resoluiioo t. 31 October ISSS, P. S. 
('*} Resolution f. 31 Oktober IMS, P. 1*3. 
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des LivlSndischen Adels, anfgchobeii und ancli nicht 
wiederhergestellt, trotz mehrmaliger Yorstelliuigen ded 
Raths (*). Der Rath behielt seine alte Yerfassnng. In 
Rechtssachen wurde er zuerst dem Hauptmagistrale, 
darauf seit 1739 dem JustizkoUeginm der Lir-wkl 
Esthländischen Sachen untergeordnet. Für die Polizei- 
sachen ward im Jahr 1713 ein besonderer Rigascher 
Oberinspektor und President des Magistrats ernannt» 
welcher die Stadt unter Oberaufsicht der Gouyenie- 
tnentsobrigkeit verwaltete (**). Im lahr 1739 ward die* 
ses Amt aufgehoben und dessen Refngnisse wurden 
zum Theil unmittelbar der GouTemementsobrigkeit 
übertragen, zum Theil dem Rathe. Am 7 December 
1765 (12518) erhielten die Yerwaltung des ZoUwesen» 
und der städtische Handel eine neue Verfassung dtoch 
Brlassung der Verordnung über den Rigasdien Han- 
del. 

Rei Einführung der allgemeinen GouTememenlsTep« 
Ordnung am 3 Juli 1783 (15776), wurd^ in Riga eiü 
Gouvernementsmagistrat eingerichtet; die übrige Ver* 
fassung der Stadt blieb unverändert. Im Jahre 1785 
aber am 30 December, trnrde die Stadtverordnong 
ohne aHe Abänderung eingeführt (***)• Am 28 November 
1796 (17584) ward befohlen in Livland und EsAlaml 
die früheren RehOrden wieder herzustellen, di^ GoiH 
vemementsmagistrate aufzuheben und die Stadtmagl-- 
strate auf der früheren Grundlage nach den alten Pri* 
vilegien aufrecht zu erhalten. Im Jahre 1805 ward be* 
fohlen, bis zu allendlicher Durchsicht der Rigascben 
Privilegien, die alten Einrichtungen der Stadt zeitwei* 



(*) 1725 December IS (iSlT), 1718 Septmubar It (SSSl). 
{**) 17 tS Oktober U (1718). 
(***) 1788 Decenber 80; 1787 Oclober 11 (18884^ 
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lig in Kraft zu belassen (*). Im Ja&re 1839 wnrde der 
M^giaCraCf der unter der Appenation ans JnstizkoIIegi^ 
via der LiT^nnd fi^llndiscfaen Sachen gestanden halle, 
bei Anfbebnng des Letzteren nnmittelbar dem DiHgi- 
rendea Senate untergeordnet {**). 

ZWEITER ABSCHNITT* 

BeuOrde^xyerfassuno Doepat's, Pkrjmau's uro dbü 
KLB'.RE?! Städte Liylakds. 

/. Die Zeit der Polnischen und der Sekwediicken 

Hemckafi. 

(156i— 1710.) 

Alle LiTliadische Städte behielten in dieser Periode 
denen Riga's ahnliche Verfassungen und Einrichtun- 
gen, mit denen ans ihrer Grösse und Wichtigkeit notli* 
wendig sich ergebenden Abänderungen und Einschrän- 
kungen, wie in Zusammensetzung der städtischen Be« 
hörden, so auch in den Amtsbefugnissen der städti- 
schen Gerichte« Als Grundlage der städtischen Einrich- 
tungen Dorpats diente insbesondere die Urkunde der 
Konigin Ghristina y. 20 August 16i6. 

//• Seit der Vereinigung Livlands mit Rnssland. 

Die Städte Dorpat und Pernau blieben bei ihren 
frühem Einrichtungen, nur ward das Polizeiwesen in 
Dorpat, auf Grundlage des Ukases y. 13 Juli 1805 
(21792), einem besondem Polizeimeister überge- 
ben (***)• Im Jahr 1817 wurde in Pernau die gleich- 

{*) ladenen mtrde die Poliseirarwtltniig dnfg« Jalm damf todert 
organitlri, und namentlich unter einen Ton der aten tg ie gte n i n g e ineni i^ 
lan militeiriechen Foliieimeieter feitellt« 

(**)lS3a Deeember aS (MM) P. f. 

C**) UuMlbe gesehah einige Jahre spiter (ISlf ) in mehrenn der klei- 
nen atidte Urlandii Jedoch war die nene Biarichtnng ta denielbea 
nicht Ten Beetand. 
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falls daselbst begründete Stelle eines Polizeimeistera 
aufgehoben, nnd dessen YerpflichtungeD wieder dem 
Magistrate auferlegt {*). Die Städte Fellin, Wobnas, 
Lemsal, Walk und Wenden erhielten am 4- Mai 
1766 (12636) eine besondere Polizeiordnung , in 
Grundlage welcher den Ortlichen Magistraten auch 
die Polizeigewalt zu^etheilt wurde, weil— wie es im 
Ulnise heisst— es unmöglich sei, dass Städte, in denen 
alle Gewerbe und Einrichtungen in den Willen der 
Einwohner gegeben seien, zu einem blühenden Zustan- 
de gelangen könnten, ohne eine Polizei und deren Ver- 
fassung. — Ausser diesen Städten ward dann noch eine 
neue> Werro, von der Kaiserin Katharina begriindet, 
die eine den übrigen Liyländischen Städten ähnliche 
Verfassung erhielt. 

DRITTES KAPITEL. 

Behördenverfassung der Insel Oesel seit dem 

Jahre 4 S 64. 

ERSTE. ABTHEILUNO^ 

Vebfassung dbh Landesbbhöhdbn. 
/. Bit Zeit der DänigcHen Herrschaft (**). 
- (1561—1645.) 
Die oberste Verwaltung der Insel war einem könig-* 
liehen Statthalter anvertraut, der in Arensburg residirte 
und unmittelbar der königlichen Gewalt untergeord- 
net war. Ihm zur Seite stand der aus sechs von der Rit- 
lerschaft gewählten Personen bestehende Landesrath 

{*) 1817 September IS (87050J. 

{**) Zwar war da« Stift Oesel anfaogs dem Herzoge Magnus abgetra» 
Un worden, doch dauerte dessen Verwaltung nur wenige Jahre und 
seichneta sich durch keine besondern Veränderungen in den Einrieb*- 
iungen des Landes ms. 
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(Landrflthskollegium) (*). AUe Reehtssaclieii kamefi an 
das Oberkusdgericht^ welche» unter Vorsitz des Statthal- 
ters aus vier Landräthen und zweien Beisitzern bestand, 
zu deren Unterhalt yom Könige gewisse Grundstöcke 
angewiesen waren« Von den Urtheilen dieses Gerichts 
konnte nur an den KOnig appellirt werden. Bie ExekiiJL. 
tiy- und Polizeisachen lagen dem Mannger iehte ob, Pk 
dem ein Mannrichter mit zwei Beisitzern gehörte. Ba»- 
selbe hatte die Urtheile in Ausführung zu bringen, Zeu«- 
gen zu verhören, in den Besitz einzuführen, die Greui- 
zen zu berichtigen u^ s. w. 

//. Die Zeit der Sc/medischen Herrschaft. 

(16*5—1721.) 

Im Anfange beliess die Schwedische Regierung die 
Einrichtungen der Insel auf der alten Grundlage, darauf 
unterordnete sie die Insel Oesel dem EsthlandischeA 
Gouyerneur, ernannte aber später für diesdbe wieder 
einen eigenen Landeshauptmann (LandJihövding). Da» 
Oberlandgericht yerblieb ebenfalls zuerst bei seiner 
früheren Verfassung, nur dass die Appellation Ton dem- 
selben ans Stockholmer Hofgericht gehen sollte {**)'. 
Zugleich ward neben ihm ein Bnrggpricht errichtet 
mit KriminaljurisdiktioA, über dessen Bestand sich abcf 
kaum weitere Nachweisungen finden, eben so wie über 
das Waisenjjericht {***). Das Manngerieht blieb bh 
zum Ende des XTII Jahrhunderts bestehen. Schon bald 
nach Eintritt der Sehwedischen Herrschaft, beschwer«- 
le die Ritlersohaft in Oesel sich mehrmals darüber; 
dass im Dorptschen Hofgerichte Appellation ton den 

Urtheilen des OberlaMdgerichtes* angenommen worden'^ 

— ^ 

(*) yerfIei€liehi«rfQMia4-däffFblg«iide: BuzhSwden, Bailrltgo lu» 
G«8ehicbte der ProTini OeMl, p. SS— ttt« 
(* *) RatolulioD T. 81 Juli lS46r 
{***) Vergleiche Buxhöwdea p. 60, 63, 7S. 

4r 
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konnte aber Leine ansdr&ckUclie Bertätigong des alten 
Bechlft erhallen {*). Im Jahre 1695 am 11 Januar wur- 
den das OberlMdgericht, Manngericht u. s. w.anfgeho- 
ben, und, dagegen ein Landgericht, wie in Lirland, mit 
Appellation an das DorptscheHofgericbtangeordnet (*"*). 
jPorch den Gnadenbrief Yom 30 Juni 1719 stellte iwar 
die Königin Ulrika Eleonora die ganze alte Verfassung 
und auch die alten Gerichtsbehörden wieder her, na- 
mentlich das Oberlandgericht und Manngericht (***)• 
Allein die Urkunde fiel üi eine Zeit, wo die Insel Oesel 
bald darauf an Russland abgetreten wurde, so dass die- 
se Wiederherstellung der Gerichte nicht mehr in Aus- 
fuhrung kam* Das Landrathskollegium blieb dagegen 
bis ans Ende der Schwedischen Periode bestehen, nur 
dass seine Befugnisse sich immer mehr yerringerlen, 
bloss auf die Angelegenheiten der J&itterschaft sich be- 
schrankten. 

///• Seil der Zeit der Vereinigung mit BMsdamt» 

(1721—1845.) 
Nach der Vereinigung mit Russland befand sich Oe^ 
sei, welches zuerst den fünften Kreis des Rigaschen 
GouTemements bildete, unter der Verwaltung des dor- 
tigen Gouremeurs. Allein am 2 Juli 1731 (5797) ward 
befohlen, die Insel Oesel solle nach Inhalt der frühem 
Priyilegien und des Friedenstraktats (von Njstädt) eine 
besondere Provinz bilden, unter Verwaltung eines 
LandhOydings oder Landeshauptmanns, so wie dies bei 
d^r letzten Schwedischen Regierung war. Der Landes* 
hauptmann stand in allem, was sich auf Sicherung der 
öffentlichen Ordnung und nicht anf Oekonomie bezog, 

{*) ▼etgleklM die InttroktiM für die DepntliieB der Bittertehaft v. 
15 Hai ISSl und die Retolatien T. tS Amg. ItSl. 
(**} Tergleiche Baddeiibroek II, p. ISM. 
r**) BuxliSwdeii p. 100. 
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unter dem Befehl des Rigasclieii GoiiYeitieiirs (*)• Die 
VerwalUiDg der Kronguter, die Sammlung der Einkanf- 
te voD dettselbeo oud die Yergebimg derselben in Ar- 
rende» gehörte zur Befugniss des LandeshaupünannSy 
nnabhangig von der Rigaschen 6ouyememento4[anzel- 
lei (-). 

Im Jahre 1765 den 21 Februar (12333) wurde die In- 
sel Oesel neuerdings dem Rigaschen GouTemement zu- 
gezfthlt(**'). Am 7 Juni 1774 (14154) wurdeein beson- 
derer StaUhatter der Provinz Oesel ernannt, dem zur 
Pflicht gemacht wurde, unter Aufgeht des LiyUlndischen 
Gouyemeurs der Verwaltung der Krongiiter vorzustehen 
und für die Sicherheit der öflenllichen Ordnung zn sor* 
gen. Am 3 März 1783 (15678) ward befohlen* die Insel 
Oesel und die andern Inseln im Raltischen Meerct die 
zum Rigaschen und Reyakchen Gouvernement gehören, 
ab besondere Provinz zu errichten. Zugleich wurde ein 
eigener Kommandant (von der fünften oder sechsten 
Klasse) ernannt, zur Aufsicht über die öffentliche Ord- 
nung in der Provinz und über den Gang der Sachen in 
den Gerichtsbehörden, am 15 März desselben Jahres 
(15687) aber die Provinz in zwei Kreise gelheilt Als 
jedoch bald darauf die allgemeine Gouvernementsver- 
ordnung auch im Rigaschen Gouvernement eingeführt 
wurde« ward bestimmt, dass die Insel Oesd einen be- 
sonderen Kreis bilden sollte, während die übrigen 
Inseln nach dem Alten bei den Gouvernements zu ver- 
bleiben hätten, zu denen sie früher gehört (****). Indessen 
^floUte, trotz dieser Vereinigung mit Livland, die korpo- 
rative Verfassung und Verwaltung der Ritterschaft 
eine abgesonderte bleiben und nach ihrem früheren 

r) 17it Se^lenbar st (790S). 

(**) 1749 April IS (96S4). 
r**) 1761 «al 84 (ISSM). 
('«**) 17S3 Juli 3 (1577S}. 
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Bestände eriialten werden, namentlicb das Landraths- 
kollegiam (*)• Auf diese Weise bildet Oesel seit dem 
Jahre 1783 einen Kreis des Livlündischen GonTeme» 
ments and heisst, in Gnmdlage des Ukases y« 3 De- 
cember 1784 (16100), der Arensbnrgische. 

Wie oben gesagt worden, war die Wiederherstel- 
lung der alten Gerichtsyerfassung nicht Yor dem Ny- 
städter Frieden zu Stande gekommen. Zu wiederholten 
Malen supplicirte die Oesebche Ritterschaft deshalb nun- 
mehr bei der Russischen Regierung (**). Obwohl aber 
im Allgemeinen ihre Priyilegien und Rechte mehrfach 
bestätigt wurden, Yerblieb es doch bei der Gerichts- 
YQi'fassung aus dem Ende der Schwedischen Periode, 
wozu nur noch ein Ordnungsgericht gekommen war«. 
Dieses und das Landgericht waren auf dieselbe Weise 
eingerichtet, wie in LiYland, und unterlagen auch den- 
selben Bestimmungen* Im Jahr 1783, bei Gelegenheit 
der Umgestaltung der Gerichtsbehörden in Riga, ward 
unter andern bestimmt, dass eines der Glieder des 
obersten Landgerichts yon der Oeselschen Ritterschaft 
gewählt werden solle (***). Im Jahre 1790 ward,' eben 
so wie in LiYland und Esthland, auch in Oesel die Go- 
richtsYerfassung nach ihrem alten Bestände Yor 1783 
und gleichfalls das LandrathskoUegium wiederherge» 
steUt. Im Jahre 1819 wurden auf der Insel Oesel, als 
BauerbehOrden, unter RcYision eines besonderen De- 
partements beim LandrathskoUegium, ein Kreisgericht 
und Kirchspielsgerichte angeordnet. Am 20 NoYember 
1840(13991) ward dieOeselsche Ritterschaft berechtigt, 
Kandidaten zur Besetzung der SteUe eines der Assesso- 
ren des LiYiandischen Hofgerichts zu wählen, 

(*) Retkript dei Rigaichen Getferalf ouTernean , Grafea Aroime, To« 
19 September 17SS. 
{**) Z. B. 17S5, 1740. Yerfleiche Baxhoewdea p. IIS, 171. 
{***) Reskript dei Gen.-GonT. Grafen Browne ▼. 19 Sept. t7SB. 
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IWEITBB ABtCHHITT. 

BBHOmDBRYBWAflSimG DBE StAIMT AbBHSBOEG. 

Arensbarg, die einzige Stadt auf der Insel Oeael, 
erhielt seine Yerfassnng durch eine besondere Urkunde 
des Heriogs Magnus y. 8 Mai 1563, kraft welcher 
flieh die Borger in allen Sachen nach Bigaschem Rech* 
te zu halten hatten. 

Zur Zeit der DSnischen und darauf der Schwedi- 
schen Herrschaft wurde die, yerhahnissmissig xar Gros- 
se der Stadt, der Rigaschen in Yielem ähnliche Gemein- 
deTerfassung Arensburg's mehrfach von den Dani- 
schen Regenten bestätigt f )• 

Der Aren9bQrgsche Magistrat stand unter Appella- 
tion, anfangs ans Oeselsche Oberlandgericht, später ans 
LiTländische Hofgericht (**). Nach der Vereinigung Oe- 
seb mit Russland erhielt die Stadt Arensburg, zu- 
gleich mit den andern kleinen Städten Liylands, eine 
besondere Polizeiordnnng, auf welcher ihre jetzige 
Verfassung beruht. (*^*), nachdem im Jahr 1817 die*, 
wenige Jahre rorher neugegriindete, Stelle eines Poli- 
zeimeisters wieder aufgehoben und die PolizeiTcrwal- 
tung neuerdings dem Magistrate auferlegt worden (****)• 



(«JüffkmdflB der ninifckea Kfialff« FrMrich II ▼. IS Sspismbtr 
SITi, Gkriftita lY ▼. IS Sepl. iSSS und SS Oktob. IS81; der Sekwedi- 
fckea Homreben GhriHfaiA t. IS. Aaf. ISIS, Kerl XI ▼• IS Oktob<lSTS. 

C*) leielotlon Ton 10 April tSSS. 

(*«*)17SSIIai4(lSS8S}. 

(***') ISn September tS (tTOM). 
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DRITTE Abtheilung. 

üEBCHSICflT DER ALLM AEHLIGHEBI ENTWICKE« 
LÜHG DER RBHOERDEHVERF ASSURO ESTHLARD*R 

SEIT DEM JAHRE 1561. 



ERSTES KAPITEL. 

/•" ^^ 

Verfassung der Landesbeborden Esthland's seil 

dem Jahre 4S6L 

ERSTER ABSCHRITT. 

YeRFASSUNG der LanDESBEHORDEH ESTHLINDS ZUR ZsiT 

DER Schwedischen Herrschaft (1561 — 1710). 

/• YerwalhmgBetnrichtnngen (Gimoernrnff Statthalter^ 

Vicegouvemeur). 
Das Herzogtfaom Esthland (*) wurde durch einen k5« 
niglichen Gouverneur Yerwallet» der seinen Sitz in Re* 
val hatte und bei Abwesenheit durch den Statthaher 
vertreten wurde (**)• Seit der Vereinigung Livlands 
mit dem Schwedischen Reiche (d. h. seit 1629), war 
der Esthländische Gouverneur dem Livlindischen Ge- 
neralgouverneur untergeordnet. Indessen hatte er in 



{*) Nach Inhalt der Resolution Eönig Johann 111, Tom S5 kng. 15Si, 
worden die ttor Kreise Harrien,Wierland, Jerwenund Wieck in das eine 
Ffirstentham Esthland Tereinigt, welches spSter Hertogthom benannt 
wurde (Vergleiche die Urkunde Sigismond's ▼. 10 April 1594 und die 
•einer Nachfolger). Durch Resolution Ton 7 Januar 1673 wurde Esth« 
land, als ilteste Pro?inx des Schwedischen Reichs und wegen fkeiwilll* 
ger themahme Schwedischer Herrschaft, nun Generalgou? eraement 
erhoben. 

(**) Tergleichet laterimt-OrdnuiiglRr die Manngerichte v.9 Hai 1SS9, 
S I. Der SUtihalter war msiti einer der Landralhe. 
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der 24en Hälfle des XYII JahrhnnderCSy ond nameni- 
lich seit dem Jahre 1673, in der ihm anvertraoten 
Proyinz alle Rechte eines GeneralgouTeniears, und 
der Einfluss des LiyländisGhen aof die Verwaltung 
EsÜilands hörte aof. 

Der Esthlandische Goayemear führte den Vorsitz 
im Oberlandgerichte, oder ernannte statt seiner dam 
einen der ältesten Landrftthe (*). Als aber die Eslhllln- 
dische Ritterschaft die Königin Chriatina bat, dass auch 
der GonTemeur selbst ans den Landräthen ernannt wer- 
den möge, so wies die K nigin diesen Vorschlag als 
ihre Gewalt beschrankend ab (**). Seit dem Jahr 1704 
befand sich in Esthland statt des Gouverneurs ein Vice- 
gouyerneur, jedoch mit denselben Rechten (***). Reson- 
ders in der ersten Zeit der Schwedischen Herrschaft wa* 
ren die Landräthe, nach altem Herkommen, die Rathge- 
ber der königlichen Gouyemeure; in der Folge yerrin- 
gerte sich ihr Wirkungskreis und beschränkte sich all- 
mählich auf die eigentlichen ritterschafUichen Angele- 
genheiten. Dennoch aber blieben sie lange yon bedeu- 
tendem Einflüsse auf die ganze Verwaltung des Landes. 

//. Gericktsverfasmng (ManngericlUe, Oberlandgeriehi, 

Niederlandgetichi). 

Fär Rechtssachen bildeten die erste Instanz die 
Manngerichte, deren es, wie auch jetzt, drei gab: für 
Harrien, für Wierland und Jenren, und für die 
Wieck (****). Jedes bestand aus einem Mannrichter, 



(*) RetoluUon t. SO Juli t66S, P. S; Rlttermad LaadreelO, Bach I, 
TU. I, Art. S. 
' C*) leMlnil«!! 1. 17 Immar MSI. 

C**) MargiBAliMi um EhtOT-vnd LudrMhle Itaeh I, TU. I, art S. 

('***) Icaotatta y. S Juai ISIti aiuw-OBd UadmlU B. I, T. y, «rl. 
tu. 8. 
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zweien Beisitzern und einem Notat(*). Erslere wurden 
von den Landrätben aus dem Esthländischen Adel eiv- 
nanntt anfangs auf ein Jahr, seit 1630 aber auf 3 Jahr. 
Die Sitzungstermioe wurden von den Mannrichtem 
selbst, wie vor Alters, angesetzt zu derselben Zeit, wenn 
die Landrftthe sich Yollziblig zum Gerichte yersammel« 
ten. Ausserdem waren die Manngerichte verpflichtet w^ 
gen Kriminalsachen Sitzung zu halten, sobald sie dazu 
aufgefordert wurden, und bestimmten dazu, eben so 
wie in Grenz-mid andern Sacheut selbst den Lokalter- 
min (**)^ Anf^gUcb hatten die Manpgerichte zur 
3chwedis^he|i Zeit, ausser dep Grepzsachen, hauptsäch- 
lich nur die Immission in Possess und apdere Ei^eku- 
liYsachen, die Ausfuhrung der Urtheile des Oberland- 
gerichts, so wie die Zeugenverh^re zu besorgen C**)p 
Allmäblig aber gingen die Exekutivsacben meist auf 
die Hakenrichter über« während die peinliche Rechts- 
pflege über dauern an die Manngerichte kam, und der 
Geschäftskreij» der$elb^n sich durch die bürgerliche 
lind peinliche Rechtspflege für alle auf dem Lande 
lebende Ifich^dlige immer mehr erweiterte {****), 
In allen Kriminalsachen gingen die Urtheile des Mann- 
gerichts zur Leuteration ans Oberlandgericht (*****). 
In Prozesssachen war die Appellation ans Oberlandge- 
richt gestattet (***'**). 

Die zweite Gerichtsinstanz bildete das Landgericht, 
ßpätcr Oberlandgericht gep^niit, welchen Namen es auch 



{*) Ebendaselbst. 

{**} Inlerims-Ordniing to|i 1658, S 1; Erginnug der MaongerichU- 
Prdnung T. SS Wkfi 1664, S S. 
('**) Ritter-and Landrecht Bueh 1, Tit. Y, firt. I, i, 13. 
{*'**) Vergleiche: Eters. Ritter-rWiA Landrecht, p. 19, 18. 
(*'*'**} lUlQrims- Ordnung der ManAgerichte t. Va| 16SS, S Its 

JtoolnUo^.T.iS luni 1699- 
^*0**»*^ Interims-Ordnung, 8 15; ETOfs. p. 19« 



57 

bis jelit flihtt (*). Battelbo bestand aus den zwölf Land- 
rflihen unter Vorsitz des Gouverneiirs. Die eintretenden 
Vakanzen wurden von den LandrStheo selbst besetzt; 
doch konnten sie zu der erledigten Stelle nur besitzliche 
Glieder der Ritterschafl wtfhien (**). Gegenstände der 
Amtsthatigkeit des Oberlandgerichts waren (***): 1) in 
erster Instanz: Verbrechen der Edelleate (wobei die Öf- 
fentliche Anklage Tom Fiskalen, jetzt Kommissarius- 
Fisci, erhoben warde), Klagesachen gegen Edelleute, 
Sachen wegen adliger Güter, Erbschafls-und Konkurs- 
aachen von Edelleuten. 2) In zweiter Instanz die Leute- 
ration der Mannrichterlichen Kriminalurthcile, und 
die Verhandlung und Entscheidung der Appeüationssa- 
ehen aus den Manngerichten. Das Oberlandgericht hielt 
wenigstens einmal im Jahre TollzShlige Sitzungen (****). 
Appellation von dessen Urtheilen war anfangs auch an 
den KOnig nicht gestaltet (**"*). Allein, obgleich das 
Recht des Oberlandgerichts inappellable Urtheile zu 
l^len selbst noch im Ritter-und Landrechte aufgenom- 
men worden (*****^), so ward dasselbe doch häufigyonder 
Schwedischen Regierung angefochten und endlich 1651 
völlig aufgehoben (***♦•**). Seitdem ward in gewissen 
Fallen die Appellation an den König ins Stockholmer 
Hofgericht gestattet, und später auch eine Revision der 
Kriminalurthcile bei schweren Verbrechen eingeführt. 



{*) In der Hesololioii ▼. SS Not. 1S6S findet man luertt die Benen- 
•UBf OberUndf erichi, die epfitier eUein febrlacklleh irard. 
(**) Eitterund Landrecht Buch I, Tit. I, art. 1 and S. 
(***) Ehendaaelbitari. S— 5. Auch die Landpredif er und AdTokaten 
«tanden unter der Gerichtsbarkeit des Oberlandzerickta. 
{****) Ebendaselbst art. 11. 

r****) Landtagsschluss xu Wosel 1595. Vergleiche die allgeineinaB 
PriTilegien-Konfirmalioneu der Schwedischen Konige. 
{******) Riuer>uud Landrecht B. I, Tit. XXlili, art. 3. 
{*******) Besoluiion t. 17 Januar 1S51. 
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Die Bemohuiigen des EslUandischen Adels darum, 
dass die königlichen Befehle und Ycrordnongen an 
das Oberlandgericht nicht in Schwedischer, sondern in 
Deutscher Sprache gegeben werden 'sollten, wurden 
nicht berücksichtigt. Vielmehr ward diesem Gerichte 
zur Pflicht gemacht, seine Vorstellungen auf den Na- 
men des Königs nur Schwedisch einzureichen (*). 

Das Niederlandgericht bestand aus dem Bitterschafls- 
hauptmanne als Vorsitzer, den Gliedern der Mannge« 
richte und den Hakenrichtern. Es hielt seine Sitzungen 
wfthrend der Juridik des Oberlandgerichts, und urtheil- 
te in 200 Thaler nicht übersteigenden Forderungssa« 
eben an Edelleute. Die Appellation ging ans Oberland- 
gericht {**). Das von der Schwedischen Begierung, ge- 
gen die Mitte des XVII Jahrhunderts, errichtete Burg- 
gericht ward auf mehrfache Bitten des Adeb am Ende 
dieser Periode aufgehoben. 

///. Verfassung der Landespolizei. 

Die Landespolizei war in den Händen der vier Ha- 
kenrichter, zu einem in jedem Kreise des Estbländi- 
schen Hcrzogthums. Sie wurden von den Landräthen 
aus den besitzlichen Gliedern der Bitterschaft gewählt, 
und waren berechtigt bei Untersuchungen und Besichti- 
gungen sich zwei Edelleute des Kreises beizugesellen. 
Zu ihrem Geschäftskreise gehörten anfangs nur die 
Streitigkeiten über den Besitz tou Bauern, später aber 
insbesondere Exekutivsacben und im Allgemeinen die 
Polizei (*••). 



C) Retolulion t. 31 August 16i3 P. 8. 
{**) Rilier-und Landrocht B. I, Tit. HI. 

(***)SbendaMlbtt. Buch I, TU. VI; Ewers. BUter-und Undrecht, 
p. U. 
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ZWEITEft ABSCHNITT« 

Verfassung der LiNDBSBEaORDEif Esthlamds seit der 

Vereinigung mit Russland. 
(1710-1845.) 

Bei Errichtaiig des Rigaschen Gouvernements, ward 
am 14 Oktober 1713 (2723) befohlen, von demselben 
Reyal» Dorpat (*) mid die angrenzenden Bezirke (d. h. 
das Fnrstenthum Estbland) zu trennen. Bei der Theilung 
des Reichs in 10 GouTemements, wurde aus der Stadt 
Beyaly dem Fnrstenthume Estbland, der Insel Dago und 
den dahin gehörenden kleinen Inseln, ein besonderes 
GouTernement gebildet* das Reyakche. Der Bestand der 
GoaTeinementsobrigkeit, die Gegenstände ihrer Amts- 
thfliigkeit und der Kreis ihrer Befugnisse war in dem 
Revalschen Gouvernement derselbe »wie in den übrigen. 
Indessen war befohlen, dabei sich nach den Ortlichen Ge- 
setzen und den Esthländischen Privilegien zu richten (**). 
Die Zusammensetzungund die Kompetenz der Gerichts- 
und Polizeibehörden (Oberlandgericht, Niederlandge- 
richt (***), Mamigerichte, Hakenrichter) blieb im Gan- 
zen unverändert. Doch wurde im Jahre 1739 das Ober- 
landgericht in bürgerlichen Rechtssachen dem Justiz- 
kollegium der Liv-und Esthländischen. Sachen unterge- 
ordnet(***'), aus welchem dann die Sachen nach der allge- 
meinen Ordnung an den Senat kamen. Im Jahre 1783 
wurde die allgemeine Gouvernementsverordnung, eben 



(*) Der DorpUche KreU irnrde, wie bereiU erwilmi, l'ü mil dem 
Rif Mchen Gouvernement tereint. 

(**) 17» Juni 19 (4851). 

(•**} In Jahre 1781 wurde noeh, durch tandUgsbesehluif, aus den 
das NlederUndgerichl bildenden Personen ein Landwaiiengerichl 
errichtet, weichet bitjeiil besieht. Vergleiche die Landwaisengerichte- 
Ordnung Y. 1784. 

(•••*j 1739 Juni if (7884). 
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so wie ia UtImA, «ock m EMwaA eingefiiiiri, wel- 
elies mterdem Namen eines BeTabchen GoaTenemenls 
in fünf Kreise getlieitt wurde: den Berabdieny lalliaclH 
Portschen, WeiMensteinschen« Wesrabergschen und 
Hapsabchen {*). Im Jahre 1796 am 28 November 
(17584) ward AlleriiOchat befohlen, in liyland nnd 
Eslhland aDe Gerichtsbehörden wieder hennsfellen, die 
daselbst in Gnmdiage Ortlicher Gesetse nnd PriTÜe- 
gien frnher bestanden, die Gonyememenlsregiemng 
nnd den Kameralhof aber bestehen zu lassen. Seitdem 
gingen weiter keine wesentlichen Yeranderongen mehr 
Tor, nur dass das Oberlandgericht unmittelbar dem Se- 
nate untergeordnet blieb (**), und die Zahl der Haken- 
richter bis auf 11 vermehrt wurde, wShrend zugleich 
deren Amtsbefugnisse genauere Bestimmung erhiel- 
ten {***)^ Bei Erlassung der Bauerrerordnung t. 1816 
wurden besondere €remeinde-und Kreisgerichte einge- 
richtet^ mit Appellation ans Oberlandgericht« 



n 17S3 Juli S (tS77i), NoYember li (t587S); ITSi April 5 (t5S79) 
und DecembtrS (16100). 
(**) fTOS Not. SS flTSSi). 
r**) I7SS Sepl«nb«r Si (1SS7S). 



61 



ZWEITES KAPITEL. 

Beh&rdenoerfa$$ung der Städte Esthlandt seit 

4564, 

EmSTEB ABSCHRITT. . 

BsaOikDBNVBWissuHa dee Stadt Bbyal mit 1561. 

/• Die Zeil d$T Sckmediickm Herrsckaft. 

(1561—1710.) 

Während der Schwedischen HerrschaA Terblieb der 
Rerakche Rath, aus yier Bürgermeistern, vierzehn 
Rathsherrn und dem Syndikus bestehend, in alter Wei- 
se und bei seinen alten Rechten, in Betreff der obersten 
Yerwaltung der Stadt und der Jurisdiktion über die- 
selbe (*). Alle Glieder bekleideten das Amt lebensläng- 
lich; die eintretenden Vakanzen wurden yom Rathe 
selbst besetzt, der auch allein zu allen andern stfidti- 
sehen Aemtern ernannte. Fiir alle Rechtssachen in den 
stlldtischen Niedergerichten bildete der Rath die zwei- 
te Instanz, in peinlichen Sachen urtheilte er allendlich, 
ausser wenn bei Todtschlag sich der Thftter auf Noth- 
wehr berief, wo die Sache an den König ins Stockhol- 
mer Hofgericht zur Revision gelangen musste (**). 
Statt der früher erlaubten Appellation nach Lübeck« 
war der Rath in allen Sachen über 500 Thaler unter das 
Stockholmer Hofgerichtgestellt(***), später; jedoch wohl 
nicht auf lange, unter das Esthländische Oberlandge- 
richt (****}• Der Rath behielt sein altes Recht, die be- 
stehenden Gesetze zu verbessern und, gemäss densel« 



(*) Vergl^iclie ftlleBettitlgaagfl-UrkaDdon der Sehweditcben Kötlgo. 

(**) Besoloiira J«h«iia iU t. 1 Aug. tStO. 

(***) KMOlntioB. V. IS Angiut 15S4, 10 April tH«. 

{****) Vergl. Befolulion. v. iS Oktb. 1^30, IS August IG31, 3^ luoi 
167«, P. %. 
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bcD, besondere Verordnungen für das städtische Wesen 
zumachen (*). 

Die dem Ratbe untergeordneten Niedergerichte wur- 
den alljährlich von demselben, in yoller Versammlung« 
aus seiner eigenen Mitte nach Stimmenmehrheit besetzt. 

Durch Vorschrift des Revalschen Gouverneurs, Graf 
Hom, y. 15 April 1660, wurde für den Dom zu Reval 
ein besonderer Schlossvogi eingesetzt, der mit zwei 
Aeltermännern und zweien Aeltestender Domgilde über 
geringfügige Sachen entschied, die keinen förmlichen 
Prozess (der vor das Manngericht gehörte) nothwendig 
machten. Er hatte auch die Ausführung der Urtheile 
des Burggerichls in Prozess-und Kriminalsachen. Der 
SchlossYogt wurde vom Gouverneur angcjstellt» die 
Aeltermänner und Acitesten von den Domburgern er- 
wählt. 

//. Seit der Zeit der Vereinigung mit BusHand* 

(1710 — 1845). 

Nach Eintritt in die Russische Botmässigkeit, wurde 
der Rcvalscfae Rath eben so wie der Rigasche anfangs 
dem Hauptmagistrate untergeordnet, seit 1739 aber 
in Rechtssachen dem Justizkollegium der Liv - und 
Esthländischen Sachen, in Verwaltungs* und Poiizeisa- 
eben der Gouvemements-Kanzellei. Eben so ward auck 
in Reval im Jahre 1783 die Stadtordnung eingeführt, 
am 28 Nov. 1796 (17584) aber der Stadt die alte Ver- 
fassung wieder gegeben. Bei Aufhebung des Justizkol- 
legiums der Liv - und Esthländischen Sachen, am 28 
Pecember 1832 (5866), ward der Revalsche Rath un- 
mittelbar dem Senate untergeordnet Die Stadtpolizei - 
:wurde schon friiher der Gouvernementsobrigkeit und 
einem besonderen Polizeimeister zugetheilC. 

{*) Vertrag des Raths mit der grossen Gilde t. S7 Januar 1S71. Zu- 
sati-Artikel i; Bestatigungsurliaude Karl XI, t. 10 April fSSl, S 10. 
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ZWEITEB ABflCHVITT« 

BeHORBBNYEIIPISSOKG der KLEiNEN ESTHL1E1«DI8CHB1I 

Stajbdte und der Stadt Narya seit dem Jahr 1561. 

/. Die Zeit der Sckwedifchen Herrschaft (1561—1710}. 

In Hapsal bestand der Bath aus einem Bürgermei- 
ster nnd drei Bathsherren, und besetzte selbst die e;in- 
tretenden Vakanzen durch Wahl ans der Bürgerge* 
meinde (*). Vor ihn gehörten alle bürgerlichen nnd 
peinlichen Bechtssachen der Stadtbewohner; in pein- 
lichen Sachen war er dem Bevalschen Statthalter unter- 
geordnet, in biirgerlichen dem Beyalschen Bui^gerich- 
le, seit 1665 aber dem Livländischen Hofgerichte {*"). 
Uebrigens fand Appellation nur in Sachen über 300 
Thaler Statt {***). Eigentliche Niedergerichte gab es 
* in Hapsal nicht, — die geringfügigen Sachen wurden 
vom StadtTogte entschieden. 

In den Städten Wesenberg und Weissenstcin gab es 
(statt des im Mittelalter bestehenden Baths) nur Yog- 
(eigcrichte, die aus einem GerichtsTOgte und zwei \on 
der Bürgergemeinde aus ihrer Mitte erwählten Aelte- 
sten bestanden. Den Yogteigerichten stand nur die Ent- 
scheidung über geringfügige und Polizei-Sachen zu. 
Alle peinlichen und die einen ft^rmlichen Prozess er- 
fordernden bürgerlichen Bechtssachen kamen allmäh- 
lich ganz an die Manngerichte. 

Die Behördenverfassung der Stadt Narra, begrün- 
det auf die alten Privilegien, die der Stadt yon 
Johann IH am 22 Juli 1585 ertheilte Urkunde und die 
Bestätigongen seiner Nachfolger, glich in Yi«lem der 



(•) UrktmdA Johann III, ▼. Z Sept. 1S$4. 
{**) Retoinlion t. tt Febr. 16SS. 
r**) ürkwMle Sigiiiim»4*s t. S Mti t9H. 
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Verfassung Revars, nur mit einigen dem SchwedischeD 
Sladirechle entnommenen Abi^eichungen {*). 

IL Seit der Vereinigung mit Russland (1710 — 1845). 

Die BehOrdenverfassung der kleinen EsthländischeB 
Städte unterlag keinen bedeutenden Veränderungen 
seit der Vereinigung mit Bussland. Der Hapsalsclie 
Rath blieb anfangs dem Livländischen Hofgerichte uik- 
tergeordnet (**); am 9 Juni 1808 (23071) ward aber 
befohlen, dass Sachen wegen Appeilationsklagen über 
den Hapsalschen Magistrat an das Esthländische Ober- 
landgericht gelangen sollten. 

Am 18 November 1802 (20517) wurde zwar der 
Stadt Wesenberg erlaubt, auf Grundlage der Stadtord- 
nung Yon 1785 einen Magistrat zu wählen. Allein schon 
im folgenden Jahre« am 10 Febr. (20613), wurde die 
Wirksamkeit jenes Ukases suspendirt, so dass es bei 
der alten Einrichtung eines Vogteigerichts blieb. Eine 
ähnliche Einrichtung erhielt die im früheren Flecken 
Rogerwieck yon der Kaiserin Katharina II gegründete 
SUdt Baltisch-Port^Die Stadt Narva, im Jahre 1704 
unter Russische Botmässigkeit gekommen, ward bei 
der ersten Eintheilung Russlands in acht Gouvernements 
im Jahre 1708 (***) dem Gouvernement Ingermanland 
zugezählt, und darauf dem St. Petersburgschen, ak 
im Jahre 1719 jenes diesen Namen erhalten hatte {****). 
Am 23 Februar 1797 (17827) ward die Stadt Narva 
yon diesem Gouvernement getrennt und bestimmt, dass 



{*) Tergleieha die ürknoden Siglsmtind^f Ton ft Mai f5M» Karl 
IX T. IS A«g. IS07, GostaT Adolpli't t. SS Ro¥. 1617, Chriatina^s t. 
1 Jttli ISiS, Karl XI T. IS Sepi. 1673; Gadabasch. Livländische Jahr* 
bücher III, fl p. 671. 

D 1797 Februar Si (17SS6J. 

{***) 1706 Decembar 16 (M16). 

r'*l 1716 Mai 69 (6360), 1761 Mai 11 (4004). 



/ 
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sie tu keiflem GonrerfiemeBt iBsbesondere geboren 
solle. Allein am 1 Januar 1802 (90099) ward neuer- 
dings die Stadt Nanra dem St. PetenbnrgschenGoayer- 
nement sogiezlhlt, wegen grtflserer' Be^emliciikeit nnd 
sor Herstellung eines gleichfonnigen Geschäftsgangs* 

Die Zusammensetzung und die Amtdbefugniss des 
Raths unterlagen keinen grossen Abänderungen seit der 
Yereinigung n^t Russland. Anüeuigs war derselbe dem 
Justizkollegium der Liy-und Estblündiscben Sacben 
untergeordnet, nacb dessen Aufbebung im Jahre 1833 
ward das Esthlindische Oberlandgericht die AppeUa« 
tionsbebOrde. Das im Jahre 1817 einem besonderen 
Polizeimeister anvertraute Polizeiwesen wurde , durob 
Ukas Tom 20 März 1820 (28209), wieder dem Stadt- 
magistrate anrertraut^ doch so, dass derselbe bei der 
Yerwaltnng, in fietreff aller zum Amtskreise der Poli- 
zeimeister und Gorodnitsche gehörenden Gegenstände, 
der CrouTemementsobrigkeit roUkommen und unmit- 
telbar untergeordnet sein und derselben Befehle un- 
weigerlich erfüllen solle* 

Die Yorstadt Narra's, oder das sogenannte Iwango^ 
Tod, wurde am 30 Juli 1768 (13156) in allen Angele^ 
genbeiten dem Marraschen Rathe untergeordnet 



VIERTE ABTHEILUNG^ 

SEBOEEDElfVfiftrASSfTlIO KUELANDS VED pll,- 
TENS 0EIT EEM MHEE UM. 



ERSTES KAPITEL. 

Verfassung der Landesbehörden Kurlands seit 

4564. 

BESTER ABSCHRITT. 

VESrAttOM DBA LaII]>ESBBH5bDE1I DBS HbeXOGTEURS 

Kuruhd BIS CUM YsRBiinGUHG ritRussland 

(1561—1795). 

/. T^rwiliimgseinrichiungen. (Der Qiarrathjts 

HerMgi). 

Die BegieroDg übernebmetidy erUelten dieKorlaa- 
tischen Herzöge die Investitii r yon den polnischen Ko» 
ni^n« mit der Yerpflichtnng nm Erneuerung . dersel- 
ben bei jedem XlironX!g£b9el in Polen zu* bitten {*). 
Nach demUnterwerfnngsvertrage Ton 1561 1 genoss der 
Herzog yon Kurland aller der dem Herzoge von Preus^ 
sen Torbehaltenen Würden, Rechte und Freiheiten. 

Er hatte das Recht Qnndnisse und YertcSge zu schlies- 
sen, G^supdt^ abzusenden und anzunehmen, zu mgnzfin^^ 
ymdtage^usammen zu berufen, Qeamtß in der Rechts- 
wie in der Polizeiyerwaltung anzustellen u. s. w. Allein 
im Laufe der Zeit unterlag seine Gewalt yielfachen Re- 
schrSnkujigent sowohl yon Seiten Poki^s, als in Folgo 
yon Ansprüchen und Einwirkungen des Kurlandischea 



{*) Ziesenhora. SUatsreelii der Henoftkomer KurUnd und SemgU* 
len. 
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li dem Herzoge befanden sich vier Oberräthe (Co^i- 
fliliarii s nprem i) und issi ji'ingftr*^ HatKa (Asgcasores), 
weiche seinen oberstenJUilb für die Verwaltung des 
Herzogthoms und zugleich die qhATs||^ ^ft<|fay><r für peufcr.^ 
liehe und bürgerliche Rechtssachen bildeten, das Hofge* 
rieht, in der Folge Ofci^rhnfgftrir.lit genannt. Die Ober- 
räthe» welche die Ti^gJ eines Landfaülmfiiiters, Kanzlers^^ 
Oberburggrafefi "**^ 1^1ilt^^*^^*'*llfi ^"*»*'*^"j wurden 
v^mJEkrzoge. aus dem besil^lichen Kurländischen Adel ^o 
gewSlilt, in der Folge nur ^s den Qbcrhaup.deuten. , t 
Die jungem Bflthe mussten Doctoren der Bechte sein 
und konnten auch aus Nichtadelig en erwählt wer* 
den (*)• In Abwesenheit oder bei Minderjährigkeit des 
Herzogs Terwalteten die Oherräthe das Rea^zq gjj^nmj. 
mit allen dem Herzoge selbst zustehenden Rechten (***). .^ 
^e hatten insbesondere auf ^ufrech thaltnng der Rech- 
tejdes Adejs. zu sehen, und waren berechtigt, bei vor-* 
kommender Beeinträchtigung derselben, dem Herzoge 
Vorstellungen zu machen. ^ 

IL Gerichtsverfassung (Hofgericht, OberhauptleiUe, 
Hauptleute und Mannrichter). 

Zur Verhandlung der entweder unmittelbar oder 
aus den Oberhauptmannsgerichteh und Stadtmagistrateu 
ans Hofgericbt gelangenden Bechtssachen, yersammel- 
ten sich die Bäthg zweimaL4iditUch in Mitan . Die Apn 
pfJiallon.Ton den Urtheilen des Hofgerichts auden Kö-, 
nig von Polen war nicht erlaubt: 1^ in Sachen Nicht- 
adeliger, 2) in peinlichen Sachen und im Allgemeinen 
in Sachen wegen Verletzung der otfcntlichen Ordnung, 
zu welchem Stande auch die Angeklagten gehören 
mochten, 3). in geringfügigen Sachen bis zun Werthe 

(!) Formula regimiuis t. 1C17 SS I-IY. 

(**) Ebendaselbst.— Ziegenhoni Si07, und Colg. 
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Ton 600 Polnischen Gniden (*)• Ganz Kurland zerfiel 
in lierJEreise oder Oberhan^taannsdhal^a; die Gol« 
dingensche,Tiikknni8ehe,Mitaa8cbeundSdb]u:g8^ 
In jeder Qberbanpjbnannschafi wnrde zur Bechbrer- 
waltung in Erster Instanzjvom Herzoge aus dem Landes- 
adel ein Qberhauptmam, mit einem oder zwei Beisit-. 
zenu ernannt (***). Die Oberhauptlente sassen auf den 
Schlössern« wo früher die OrdensLomthure ihren Sitz 
gehabt. Von ihren Urtheilen wurde ans Holgeriditj^ 
pellirt. 

Fiir die Sechtsrerwaltong in peinlichen und bürger- 
lichen Sachen der Ban^rn und andern auf den herzog-? 
liehen Qütem angesessenen Leuten, ernannte der Her- 
zog aus dem Adel besondere Beamte mit dem Titel 
, Ton HaupÜeuten. Es gab ihrer acht: in Windau, Grp- 
bin, Durben, Schrunden, Frauenburg, Kandan» Bauske 
und Dohlen. Die von ihnen entschiedenen Sachen konn- 
ten noch ins nofgericht gebracht oder unmittelbar dem 
Herzojg[e yorgestellt werden (****). Ausserdem gab es in 
jeder Hauptmannschaft einen Hannrichter, der yom. 
Adel gewählt, yom Herzoge aber bestHitigt wurde. Ihm 
lag die 4^?fi4hrui]g der richterlichen Urtheile ob, so 
wie die Aufsicht über Wege und Brücken (**•**), 

ZWEITER ABSCHNITT. 

YBBFASSUNa DEE LahDESBBHÖRDBN KusULNDS SEIT UBR 

Zeit dee YERBiNiGcmG mit Busslaup» 
;. ^ (1795—1845.) 

Nach Eintritt in die Bnssische Botmfissigkeit, wurden 
Kurland und der Piltfiosi^he Kreis (siehe das dritte Ka-* 

C) Fonnula regfmluis SS 10, 17. Ziegenhorn S 8i9. 
(**) Formal« rof imiois SS 5, 6; tandUgMchlVM Tom S4 ]>«e«Bib«r 
ISti; Deciiiones eommlfa. t. 1717 S i. 

{***) Fonnula roglminis SS 5«S; Decisionet commiM. S ii. 
C***) Formala regiminif SS S, 8. Ziegenhoru S 54«. 
(*«**«) ZiefonhoniS 551. 
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pitfil) in ein Gog Tememmt rereiiit, und in nenn Kreij 
sg^getheilt: Mitan^ Banske, Friedrichschtadt» Jakob- 
stadty Windan, Tukknm, Goldingen, Hasenpoth und 
Libau (*)• Zugleich inirde daselbst die allgemejpß 
^quyernenifintsyerorib]^^ in ihrem vollen Umfange 
eingefthrtf*). Aneinam24Pecembei^^^ ;v - 7 'f*;' 

fohlen: im KnrUlndischen GouTemement, bei Belas- 
rang der GonTemem entaregiernng für die Ciyilve rval* 
femg^nnd des KameraU[g£i nebst der Rentei für Samnn 
Inngder Einkänfte, Reyision.der Rechnungen und aber» 
hanpt für Kameralsachen}alle diejenigen Gerichtsbehör- 
den wiederherzustellen, welche nach den fräheren 
Rechten und Priyilegien wie in der GouTernements* 
Stadt, so auch in den andern Städten und den Kreisen 
des Gouyemements bestanden (^^^). Kraft dieses Ukases 
wurden das Oberhofgericht, die Oberhauptmanns-und 
Hauptmanns-Gerichte und die Mannrichter wigd^heiv 
ggsteUt« der Piltensche^ Krejg aber nach dem Alten yon 
J^ufl^UDid getrennt. Die %fiSaaunfiQsetzung. des Oberhof-, 
gerichts blieb uoyerändert bis zum Jahre 1817, wo das / y 
Piltensche Lnndrathskollegium mit demselben yerei? 
Qigt wurde (****). Im Jahre 1835 wurde bestimmt, dass 
bei eintretender Vaka nz eines Ober rath^ der nach Ael- 
terthum folgende sein Amt erhalten, in die Stelle des 
jüngsten Raths aber einer aus den Qhf rhanp*^^"*^" *^ ^ 
ten solle i***^")» Gemflss der allgemeinen Hierarchie 
der Gerichtsbehörden, bildete das 'Oberhofgericht die 
zweite Instanz für aus den CM>erhauptma!Uis-und H^^ 



/ 



(*) 1T9S X«i S (17814), NoYember 17 (17410}; 1796 Febnar 11 
(17419). 

r«) 1796 FelMiur 11 (17489). 

(«**) 1796 Deeember 94 (17681); 1797 Febnur 8 (17788). 

(***•) 1817 Aii«.98^090). 

C****) 1888 Febnitr 81 (8177)} 1888 HM^nüMr 16 (8617). 
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QiamisgericIitoR kommende Sachen, mi j war selbst dem 
Senate unmittelbar nnter^ordnet (*). Das, blS-dabliL 
bloss dem Adel und den Adrokaten yorbehaltene, Recht 
Jim Appellation toq detf Urtheilen des Oberhofgerichts 
ward auf alle ^Bewohner Kurlands ohne Unterschied 
des Staqdes ausgedehnt f*). Durch Ukasf_7pm 5 Febr. 
' "' '^ 1397 (17785) wurden die temporairep Sitzuf^n de? 
Oberhofgerichts in bürgerlichen Sachen abgescbaflt» die 

,. ui peinlichen Sachen durch die AllerhOch3t bestätigte 

; ./ f Meinung desRelchsralhs vom 1 April 1840(13321) (***), 

Bei der abermaligen Yereinigung Piltei^s mit dem Snr- 

' \' / ' ^/ tendischen Gouyemement im Jahre 1819 (••**), ward 

die Zahl der Oberhauptmaiinsgeiichtd 4uf £]iif» die der 
Hauptmannsgerichte auf zehn vermehrt (*****)♦ Ihre Zu-p 
sammensetzung blieb d%iselbe wie zur herzoglicheii 
Zeiti — doch wurden die früher vom Herzoge ernamH 
ten Oberhauptleute und Hauptleute, seit der .Yereinb* 
j?!^"£pit Russlandy ypp dem Adel selbst gewählt, er« 
stere aus der Zahl der Hauptleute, letztere aus der der 
Assessoren beider Gerichte (*•**•*). Jur herzoglichea 
Zeit verwalteten, eben so wie die gagptleute die Ger* 
richt9-und Polizeisachen der herzoglichea Bauern, so 
die pberhauptmaxmsgerichte, jedoch uptcr einigen Be» 
fichrsmkimgen durch die Patrimonialgerichtsbarkeit, 
die der herrschaftlichen Bauern. In Abänderung des* 

; . : sen, ward am 26 Sfai 1813 (25116) befohlep, für die 

gegenwärtige Zeit das ganze Gerichtswesen in jeder 

(*) 1796 Dßeember 94 (176S1}; 1797 Ff bruar S (17785), 
r*} 180S April 9 (90938). 

(***] Bio Oberhaaptleate, welcbe früher bei VerhandlnDf tob Ver- 
bfacheo Adelige^ deoSItningendesOberho^erichlsbeiwohDeD masiteii, 
wurden nitninebr hier? ob disponiirt. 
(•♦•*) ISIS April 3 (97884); 1819 MIrs 18 (9ni8). 
{♦•**•) 1819 Min 18 (97718). 
r—*) 1797 Pebnur 5 (17785). 
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OberlMMiptmanittdiaft den QbejrhaiiBbainiisgjn^ 
die ganze Polizei- und E^^nÜTjeiEatt in den Hanpt- 
mannschaften den Ha]iqituianB$g§dP^fill ni übergeben« 
Bei dieser Gelegenheit ward das Ami ij^r M annri<^^ 
fiafge^pben, und ihre Verpflichtungen, namentlich die 
Exekutiysachen und die Aufsicht über Wege und 
Bruckei^^en Hauptmannsgerichten anyertraut» 

Nach Erio. ' '.^<jg der Yerordnung für die Kurlindi- ^ 
sehen Bauern» wurden auch dort in Sachen derselben 
Gemeind^-nnd Kreisgerichte eingeführt. 



-K 



ZWEITES KAPITEL. 

BehdräenM-fassung der SlädteJKtarlands seit 

dem Jahre 4S61. 

ER8TEB ABSCHHITT. 

BsBOaMHyrnFissuifG dbr Stiedtb m HoueoaTHum 

KuBLion) (1561—1795}. 

Die Zusammensetzung und Einrichtung der Stadi- 
magistrate des Herzogthums irar yerschieden, je nach 
der Grösse des Orts. Ihre Amtsbefugnisse und der Ge-. 
Schäftsgang dagegen iraren fast bei allen uberf^instim? 
iliend. Alle Glieder der Hagistrate wurden auf LeJhfinir 
zeUgjB wühlt und Tom Herzog e oder dem Hpfgericht^ 
Kffltatigt- Yon den Urtheilen der Magistrate ging die 
Appellation und Beschwerde an das Hofgericht f )• 
Apvi^Ua^i<>i^- 9^^ Urtheile des Hofgerichls war den 
Bürgern nur bei besonderer Erlaubnis« de9j9er;(ogt 
gestattet. In peinlichen Sachen konnten die Magistrate 

(*} nUaiucli« Poltsei-Ordnonff t. 5 September 1606. — Crfanda fBr 
Liban T. 18 Min 16S5. » Windauschet SUdtrecht T. 16S$. — Henof- 
liehe Heeolutlon ffir Grobln t. i Mai 1697.— Bantkeeehee SudtredilT. 
1685;- PriTilef inm fOr JacobMiadI v. 18 Febr. 1690; Friedricbtiadl- 
eehe Poliiel-Ordanaf ▼. 16i7. 
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MuMige einer korperlidieii Strafe, der Ve f w eiw g 
M0 der Stadt oder der Todemnife TerBel, hatte der 
M^ehe OberhiiiptiiuBiii oder B^n^tauap im Gerichte 
deo Vorsitz (^. la peinlichen Sachen konnle an^ ai 
daa Oheihanptmannagerichl appellirt werden. Die Stel- 
len in den fffldtisdien Niedefgeiicfateo worden jm den 
Magistraten^ m Tolfay TCTgwijallwgt tnu iliiw ^genea 
Hittehai^ 

ZWETTEM ABSCIUlf T* 

BeHOEDBHYEBFAMUKO DEl StAEDTB KüBLAlOMI tDT Dm 

YBBBiHieinio MIT RowLAHD (1795 -— 1845). 

Die Knrlättdischen StAdte behiehen, ihre alten Ein- 
richtungen, nur mit den Yon deo Zeitomstanden und 
dem Wechsel der Oberherrschaft gebotenen Yerände- 
rangen. Der Flecken Tnckgm erhielt einen eigenen Ma- 
gistrat nnd eine städti sche Yerfassnng (*). Am 9 Jali 
1840 (13641) wurden idle Stadtms^ltate in seinlir 
eben Sachen unmittelbar dem Qberhofgerichte unter- 
geordnet, und die frühere Abhängigkeit von den Ober- 
hauptleuten bOrte auf. 

[*) ZIegvnhorn SS 516, SSI.— Yorgleiche die obeoaDfefüliiioB PoU- 
lelordnungen and Urkunden. 
<*•) t79S Oeiober 17 (ttTlO). 
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DRITTES KAPITEL. 

Btkordeiweffassung des Pilien sehen Kreises. 

ERSTSm AB8GHHITT. 

BBMBDBNTBIIFASSlTHa DBS PiLTENSCHBN KlBUBS BIS BUB 

YBBBivuHme mit Russlabd (1561---4795). 

Die Qhftrafi* ftprir.htftinatimg uo Piltenscheii Kreise 
bildete das Landrathsk ollegium ak Landgericht» be« 
siebend ans den ^echs JLandräthen tmd einem Notar , 
unter Vorsitz des ältesten Landraths. Alle Glieder des- 
selben wurden vom Adel gewählt und unmittelbar xov^ 
SOnigavon Polen bestä tigt. Sachen» die an Werth vier- 
hundert Gnldenn ichtüberstiegen^ wurden allendlich ent- 
Mhieden; in Sachen von höherem Belange konnte js^isn 
>ggnig^apppllirt werden. Das im Jahre 161 1 errichte- //// — / 
le Niedergericht, aus einem Richter und yier Asseaso^ 
ren bestehend, wurde schon im Jahre 1617 aufgeho- 
ben. Für Pplizei-und Exekutirsachen bestand das 
Manngendit» mit einem Mannrichter und zweien Bei- 
Bitzen (*). 

Die Städte Hasenpot h und Pilten hatten den KurUfiH 
tischen Städten ähnliche Einrichtungen. 

SWEITEm AB8CHMITT« 

BBaOBDBHYEBFASSUHU DBS PtLXBBSC^I KbBISBS SBTr MB 
YBBBIIlieUBG MIT BOBSLABD (1795-i«l&i5}* 



/ / ^ 
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der Einfuhrung der alljjiemeinen Gouremements- 
yerordnung ward der Piltensche Kreis, als Haje npoth- 
Bche Oberhauptmannscbaftt. mit dem Kurländischen 
GouTernement ?ereinigt Bei der Wied§]^rsteUung 
der früheren Gerichtsbehörden im Jahre 1796, erhielt 
aber dieser Kreis wieder seine frühere 



n Ztef eatea p. 100-101. 
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unabhängig von Kurland. Im Jahre 1817 wurden das 
Piltensche Landrathskollegium nnd das MlfflügecichL 
aafgsbat^en, nnd statt dessen ein Oberh auptm annsge- 
rkht errichteti anf derselben Grundlage, wie in den 
andern Kreisen Kurlands (*). 

Am 13 Mllrz 1819 (27718) wurde der Piltensche 
Kreis ab Hasenpothsche Oberhauptmannschaft die fünfte 
des CrOUTernements. Seitdem hat der besondere Be- 
stand Piltens aufgebort, und die Einrichtungen dessel- 
ben gingen in die Kurlands über. 
^\ 

D 1817 Auf. SS (17014). 



ZWEITER THEIL. 

1JEBBBSICHT DER AIXMAEHUCHEN FESSTELLUNG 
DES STANDERECaerrS IN DEN OSTSEEGOUVERNE- 

HENTS. 



ERSTE ABTHEILUNG. 

▼OIV DSm AI^LBIAEHLIGHEIf FESTflTELLüHO DB» 
PTAB1IDEBEGHTS IM OtTflEEGBBBTB BOB BBIT 
PBB BEBBSGBAFT BB« OBBBHB VBD DBB El« 

■ 

8CHOEFFE. 



ERSTES KAPITEL. 

J)ü8 Ständerecht in Livland zur Zeit der 
Merrsckafl des Ordens und der Bischöffe {*). 

Zur Zeit der Herrschaft des Ordens und der BischOffiB 
unterschied sich die Bevölkerong des Ostseeg^biets in 
Eingeborene oder ürbewohner und Einwanderer Deuti- 
3cher AbstammQQg. Die Eingeborenen, d. h. die Sttm- 
me der Esthen, Liren, Letten, Knren upd Semgalleii, 
?on den Einwanderern unterworfen, bildeten den Bau« 
erstand. Unter den Siegern gab es in dieser Periode 
Jteine Stünde, in dem jetzt diesem Worte beigelegten 
Sinne (**), wohl aber gewissermassen yier korporative 
Stände, nämlich: 1) die Geistlichkeit, 2) der Orden, 
3) die Yasallep nnd 4) die Stadtb&rger* Ans diesen 
bildeten sich in der Folgezeit die nunmehrigen Stande: 
der geistliche, adlige und bürgerliche aus. 



{*) Dm In diesem Kapitel Gesagte besieht sieh aneh «uf Kurltnd, 
irelebes in dieser Periode einen Thell Lifland« «osmaehte. 

(**) Bs hat hiermit wohl nur gesagt werden wollen, dass der Begriff, 
welcher damals denSlandeanterschteden su Gründe lag, nicht mit dem- 
jenigen Tollkommen übereinstimmt, der die Grundlage der Knssischen 
Gesetsgebnng über die Reelit« der Terschiedenen Stande bildet. 



EBSTEm ABSGHiriTT. 

BeCHTB OBE LAimLICHBN StjLBIIDB. 

y^I. Die Geistlichkeit. 

Die GeisÜichkeit nahm unter den StSnden des Ost- 
seegebiets die höchste SteUnng ein. Ihre Yerfassang und 
ihre Rechte bestimmten sich in Liylandi eben so wie 
in den andern BOmisch-Katholischen Ländern, nach den 
kanonischen Regeln und denen der verschiedenen geist- 
lichen Orden. Was die politischen Rechte der Geist- 
lichkeit betriflty so gehörte anjßinglich ihr allein (d. h. 
den Kapiteln) die Verwaltung der Stifte. Im XY Jahr- 
hunderte mussten die Kapitel aber ihre Gewalt mit den 
Ritterschaften theilen, und es bildeten sich aus ihnen 
und einer bestimmten Zahl von Gliedern der Ritter- 
«chaflen die sogenannten ^tiftsräthe. Bei der Entste- 
hung der allgemeinen Landtage, oder der Zusammen- 
känjfte der Landesherren und Stände des Ostseegebiets, 
machten die Bischöffe mit ihren Kapiteln auf denselben 
einen^besonderen Stand aus, gleichberechtigt den an- 
deren Ständen. 

Die Ton den Bischöffen nicht an Vasallen verlehnten 
Guter waren, in Grundlage der kancmischen Begeln, 
zum Unterhalte der Bischöffe und ihrer Kapitel be- 
stinmut und Messen Tafelgnter (bona mens«); sie wurden 
bearbeitet y(m den Süfbbauern, wie man dieselben 
zum Unterschiede Ton den Bauern der Güter des Adels 
nannte. Die Verwaltung jener Güter lag den StiftsYög- 
ten ob (*). 

Die Reformation yemichtete die bischöffliche 6e~ 
walt, indessen doch nicht ToUkommen die Existenz 
einer Katholischen Geistlichkeit. Zur Zeit als sich Lir- 

(*} Tergleiche die Crkanden des Ertbkchoflli SyJTMter Ton 1457, d«t 
OeMlichen Kwlioflb Klewel Ton ISM u. a. «• 
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land den Polnbchen Königen unterwarf, blieben einige 
geisdicbe WürdentrSger bei ibrem Glauben, ibren 
Rechten und Vorzügen,/' 

IL Der Schoeriorden und der Deuieehe Orden. 

Die innere Yerfassung des Schwertordens stimmte 
in ihren Grundzügen mit der in den übrigen Ritter^ 
Orden überein. Die Ordensbrüder zerfielen in geistli- 
che, kämpfende und dienende Rrüder, und es war ihnen 
Torgeschrieben sich nach den Regeln der Tempelher- \ 
reu zu richten. Redingung zur Aufnahme in die ersten 
zwei Abtheilungen war das dreifache Gelübde der 
Keuschheit, der Armuth und des unbedingten Gehor- 
sams. Die Äussere Auszeichnung der Ordensbrüder die- 
ser Abtheilungen bestand in einem weissen Mantel, 
bezeichnet mit einem rothen Schwerte und Kreuze {*). 

Nach der im, Jahre 1237 geschehenen Vereinigung des 
Schwertordens mit dem Deutschen, bildete der Orden 
in Livland einen besonderen Zweig des letzteren, und 
daher gründeten sich, sowohl die Verfassung des yerei- 
nigten Ordens, als die persönlichen Rechte und Pflich- 
ten der Hitglieder, auf die Statuten des Deutschen Or- 
dens (**}• Auch in diesem unterschieden sich die kämp- 
fenden» Krieger- oder Ritter-Rrüder(fratresmililares), 
Ton den geistlichen Gliedern (fratres clerici^. Die er- 
sten thaten Kriegsdienste, die letzteren besorgten den 
Gottesdienst. Die einen wie die andern lebten auf den 
Ordenschlössern unter dem Oberbefehle des örtlichen 
Komthurs oder Vogts. Die Rrüder eines jeden Schlos- 
ses bildeten den Hauskonyent, zu dem wenigstens zwölf 
der ersten und sechs der zweiten Abtheilung gehörten. 



(*} siehe Arndt I, p. 81 Amiierknnf e. 

(**} Siehe die too Henning heranigegebenen SUlaten.— Voigt. Ge< 
schichte Preusseni VI, p. ilS^^Mi. 



78 

Aluserdem fanden sich noch bei jedem Konrenle die« 
nende Bruder (fratres in caritate seryientes) und Halb* 
brüder, d. h. gewöhnliche Krieger oder weltliche 
Personen, die verschiedene Aemter bekleideten, wiez. 
B. eines Kellermeisters, Küchenmeisters u. s. w. 

Der Eintritt in den Deutschen Orden war mit beson- 
deren Geremonien Terknüpft Die Uauptbedingung der 
Aufnahme war auch hier jenes dreifache Gelübde, und 
ausserdem für die Bitterbruder der Beweis ritterlicher 
Herkunft, Ton dem nur der Hochmeister selbst entbin- 
den konnte. — Die kämpfenden und geistlichen Ordens- 
brüder befolgten die Begeln des heiligen Augusii«' 
nus (^), beobachteten die für den Gottesdienst bestimm-« 
ten Stunden und trugen die Torgescbriebene Kleidung: 
einen weissen mit einem schwarzen Kreuze bezeichne- 
ten Mantel. Wegen des Gelübdes der Armuth konnten 
die Brüder persönlich nicht Eigenthum besitzen. Zorn 
Unterhalte eines jeden Konyents waren aber die Ein« 
künfie gewisser Bezirke bestimmt, welche der im 
Schlosse befehligende Komthur oder Yogt yerwalteCe. 
Alle Brüder des Konyents nahmen an den wöchentlichen 
Hauskapiteln Theil. Aus der Mitte der Bitterbrüder 
wurden die Gebietiger des Ordens gewählt. 

Die Ordensländer waren das Eigenthum des gesamm- 
ten Ordens in Liyland, wurden yon Ordensgebietiegcrn 
yerwaltet, und aus ihnen wurden die nöthigen Einkünf- 
te zum Unterhalte des ganzen Ordensstandes^ so wie 
für andere öffentliche Bedürfnisse, gezogen. 

Auf den allgemeinen Landtagen ward der Orden, 
als besonderer Stand, yertreten durch den Meister 
und einige Gebietiger. 



(*) Miltheilangea ans der Gefchichie LiT-Eith- und KnrlMdf II« 
p. 910. 
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sich in Liyland niederlasseDden Deüfschen Ein- 
wanderer« welche daselbst belehnt worden, fohrteii» 
im YerhälUdsse in dem Orden nnd den Bischoflfen, w^ 
gen der von ihnen besessenen Lehen» den Namen Va- 
sallen (Yiri Yasallus» Mann, gut Mann, Mannen) {*). Die 
Vasallen eines Territoriums, als Korporation (nniyer- 
sitas vasallorum), bildeten die Bittersiihaft (auch Ritter* 
Schaft und Mannschaft) desselben (**). Die Einzebien wur- 
den bezeichnet als Bitter (Bidder, Milites), oder als 
Knechte(Knappe,Wappentrager, Wapener, d. h. Waffen- 
träger, Armiger) (***); als Gesammtheit bezeichneten sie 
sich aber mit dem Namen aGenöieine Bitterschaft(****)». 
Am Ende des XV Jahrhunderts, wo bereits das eigent- 
liche LehnsYBrfaältniss sich schon zu Terwischen begann, 
kam die BenennoirgaAdelo (Gemeiner Adel, Adelschaft, 
Nobiles) auf, um die Korporationen der ritterburtigen 
Grundbesitzer zu bezeichnen {*****)• 



{*) y«rgleieke: MlUlerat KItterrechi. Kap« 1—4, 6—10 n. «. m. Bfe 
Orkniide des Enblicholh Wallenrod« tod 18S7, dm O. K. Plettenberg 
Toa 1S09; Helnianeii. G«teliieJrto dM LlTländliehen Adelsreehtin. i.w. 

(**) kapItnUtion def S. B, SylTef ttt t. 1449, daMdben 6nad«Dnehl 
T. 1457 n. t. f. 

{***) Vergleiche die Urkunden Wtllenrode's Ton 18S7, def Dorptscheii 
Blsehoflk Dietrich Ton 1414 n. f. f.— Bitter war nur derjenige, welcher 
denBittertehlag, d. h. die Bltterwfirde, nach besonders dafür bestlmm- 
teii Begeln en pfangea hatte. Yorher hatte er Knappe sein, wohl amk 
als Jnnge anfangen müssen* 

C***) Tergleiche alle Urkunden des XT nnd XYI Jahrhunderts.— Bf« 
Bitterschafl umfasste sngleieh auch die BitterbArtlgen, welche AUodiea 
hesassen, so wie die nnbesitsUchen,— auf welche, aamenUieh die erste- 
r«B, alles tob den Beehtea der TasaUen Gesagte sieh gleiehmisstf ]^ 
zieht,— wo nicht ausschliesslich vom Lehnsbosits die Rede Ist. 

{*****) TergMche den Wolmarschen Beschloss t. 154S« Die Beseich- 
nung «Adelschop» komort inerst in der WaimelMhea Binigiuig t. 
14Si Tor. 



I.Eintritt in denTa^allenstand. 

Als YaBall wurde jeder ritterbnrtige Besitzer efaies 
Gute» nach Lehnrecht angesehen; nm in die Rechte der 
Vasallen einzutreten war daher die Lehnsinrestitar 
erforderlich« Anfangs wutde dieselbe für jeden Yasak 
leninsbesondere, bei jeglichem Regierungswechsel und 
bei jeglicher Yeränderung in der Person des Lehn»- 
mannsi erneuert. In der Folge trat an Stelle dessen die 
allgemeine Huldigung und allgemeine Lehnsbestiltigung 
bei jeder Regierungsyeränderung; bei jedem Ueber- 
gange eines Lehens nicht nach Erbrecht, war immer 
eine neue Inyestitur erforderlich. 

2. Korporationsrechte der Vasallen. 

Ganz zu Anfang bildeten die Vasallen keine besonde- 
re Korporation, hatten keine Vertreter, imd yersam- 
melten sich nicht zur Berathung gemeinsamer Angele- 
genheiten. Als aber, nach Beendigung des Kampfs mit 
den Eingeborenen, statt des Krieges mit den Heiden, die 
inneren Streitigkeiten zwischen den Bischöffen und dein 
Orden gegen Ende des XUI Jahrhunderts begannen (*), 
, näherten sich die Vasallen in jedem Territorium einan- 
der immer mehr, und yereinigten sich zur Verteidi- 
gung und Erhaltung ihrer Rechte und Besitzthumer. 
Uebrigens bildeten sich Ihre Korporationen, odec die 
Ritterschaften, nur allmtthlich und nicht auf gleiche 
Weise in den yerschiedenen Territorien Liyland's aus» 
überall aber mit Erfolg (**}• Im Erzbisthume Riga z. B. 



(*) Im Anfange des Xiy Jabrlrandafftf eneheint 4er Ttf nlleniltaa In 
Allen LiTlInditehen Terrilorien sehen ToUkommen «nsgeliildei, wlo 
«Ol dem yerbündniit t. 1104 In Dorpet herrorgehl. 

(**) Biet hing ingleiefa auch rail der Im.neaUchen Kekhe TorgelMn« 
den politischen .Bntwiekelong soMninien, die einen grdSMreaodec 
geringeren Einflute auf die Angelegenheiten liTlands halte. . 
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schlössen die deuer^ählten Erzbischöfle Kapitulationen 
mit der erzstiflischen Ritterschaft^ die bei jeder Gele-* 
genheit ihre Rechte zu yermehren wusste (*). Auf die- 
se Weise nahmen die Vasallen, oder besser gesagt die 
Ritterschaften, wohl schon ^it dem XIY, besonders 
aber seit dem XY Jahrhunderte an der Leitung der 
Angelegenheiten in den einzelnen Territorien Theil. 
Seit dem ersten Viertel des XV Jahrhunderts aber, er- 
streckte sich diese Theilnahme bereits auf alle öfientli- 
che Angelegenheiten des gesammten Liylands, yermOge 
der auf die allgemeinen Landtage und Verschreibungen 
gesandten BeTollmächtigten der einzelnen Ritterschaf- 
ten, welche daselbst in ihrer Gesammtheit die Ritterschaft 
des ganzen Landes yertraten. 

Im XVI Jahrhunderte, als der Orden unterging, hat«* 
te die Ritterschaft jedes Territoriums ihren eigenen 
Ritterschaftshauptmann; er ward aus ihrer Mitle ge- 
wählt {**) und hatte das Recht sie zu gemeinsamer Re-* 
rathung zusammen zu berufen, wo er ihr die eine Be^ 
rathung erfordernden Angelegenheilen vorlegte, die 
Verhandlungen leitete und endlich die Versammlung 
enUiess/Fiir die gemeinsamen Ausgaben hatte die Rit-> 
terschaft jedes Territoriums ihre gemeinschaftliche* 
Kasse (Gemeinde-Kasse, Lade) {***). 

Diese Versammlungen der Ritterschaften (Verschrei- 
bungen, Zusammenkiinfte), die wohl schon sehr frühe 
^— — ^— ^■^— ■ — — — ^^ 

{*) Die eriM Kapiialaiion dleier Art ward« am 16 AprU 1U9 mit 
dem Bnbiacholft SylTeater abgeschloasen. Auch in den andern Stifteri 
kamen ähnliche Kapltdlationen, nameotlich im XVI Jahrhaoderte, Tor. 

{**) Vergleiche die Urkunde y. 15S7, in weUher Fabrenabach als 
Hauptmann der Oeselschen Ritterschaft genannt, die Ui'kundedes E. B. 
Thomas t. 1531, wo eines Tiesenbausen als Ritters chaflhauptmanns im 
Srzstifte erwähnt wird. Vergleiche auch die Urkunden des E. B. Linde 
T. 152C, Cer Oesel^c'uen BischÖffe Johann Eiewel t. 1524 und Georg 
Tietenbauses T. 15aS. 

{***) nie Urkande t. 15X7. Bonge: Geschichtliche Entwickelang a. 
8. w. p. 63. 

6 
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vorgekommen sind, fanden nicht in festgesetzten Ter« 
minen Statt, sondern— wenn sie nicht mit den Manntageu 
zusammenfielen — nur wenn die Mothwendigkeit es 
gebot. Der Bitterschaftshauptmann zeigte dann dem 
Landesherrn seine Absicht an, die Bitterschaft zusam* 
men zu yerschreiben, so wie die Gegenstände, die 
zur Berathung vorlagen (*). Solche Gregenstände der 
Berathung waren alle Angelegenheiten, welche die in- 
nere Ordnung des Landes oder das Gemeinwohl der 
Bitterschaft betrafen, unter anderen auch die Gesetz- 
gebung (**). Im Laufe der Zeit von einer Verschrei- 
bung zur andern, bildeten der Bilterschaftshauptmann, 
yier Glieder aus den Aeltesten des Baths {***) und vier 
von der Bitterschaft selbst gewählte Vollmächtige einen 
besonderen Ausschuss der Bitterschaft, zur Verband« 
lung der keinen Aufschub erlaubenden Sachen und zur 
Wahrung der korporativen Bechte und Interessen. 
Die Bestimmungen dieses Ausschusses hatten bindende 
Kraft für alle Glieder der Bitterschaft {'***). Zu Zeiten 
traten die Bitterschaften sämmtlicher Territorien auch 
ausserhalb der Landtage zu gemeinsamer Berathung 
und Beschlussnahme zusammen (*****), ja bisweilen 
vereinigten sie sich zu solchen Zusammenkünften mit 
den Städten (******). In beiden Fällen war der Zweck— 
meist Schutz ihrer gegenseitigen Bechte, zuweilen 



{*) Urkunde des E. B. Ilildebrand y. US6, des E. B. Linde t. 15S3. 

{**) Vergleiche den Lemsalschen Beschluss v. 1523, » das Oeselsche 
Bauerrecht u. s. vt, 

{***) Siehe, über die Stellung desRalhs in den einzelnen Territorien, 
die aUebersicht der Anfänge und der allmählichen Entwickeiung der 
Hehör den Verfassung im Ostseegebiete. 9 

{****) Urkunden der £. B. Hildebrand T. 14S6, Linde y. 1583, Blau- 
lienfeld y. 152i,~de8 Oeselschen BischoITs Kievel y. 15Si. 

[*****) Vergleiche die Verhandlungen des Adels in Waimel 14SS, in 
Wolmar 1543. 

{*•****) Vergleiche die Verhandlungen der BiUerscbafien und StädU» 
in Beyal 152i. 
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auch legislative BestimmungeQ, welche i« B. für die 
gcsammte Ritterschaft in Livland gelten sollten, wie 
der Beschluss des Adels über ganz Livland von 1543. 

3. Persönliche Rechte der Vasallen, 
a. In Beziehung auf den Lehnsbesitz. 

Der Lehnsbesitz begründete sich durch die Investi- 
tur, d. h. die Belehnuug von Seiten eines Bischofls oder 
Ordensmeisters. Die Investitur war zweierlei Art: 1) 
entweder war das Lehen einer Person ertheilt, oder 2) 
mehreren in Gemeinschaft, so dass sie gemeinsame An- 
wartschaft auf das Lehen halten» und dieses» im Falle 
der Mannsstamm des zuerst im Besitze befindlichen aus- 
starb, auf den Nächstberechtigten unter den übrigen 
Uilbelchnten oder deren Erben überging. Dies ward 
die samende Hand, gesammte Hand (Conjuncta manus, 
investitura simultanea) genannt (*)• 

Wer von einem Bischoffe oder vom Ordensn(ieister 
ein Lehen erhielt, leistete als Vasall demselben den 
Diensthund Treuoid, mit der Verpflichtung personli- 
chen Ritterdienstes und des Unterhalts auf eigene Ko- 
sten einer bestimmten Zahl gewaffneter Knechte zur 
Vertheidigung des Landes; bei Feldzügen ausserhalb 
der Grenzen fand eine Entschädigung Statt. Dafür er- 
hielt aber der Vasall den unbeschränkten Besitz des 
ihm ertheilten Lehens, genoss aller Einkünfte» Zehnten 
ijk- s. w« von demselben, und hatte die Gerichtsbarkeit 
über die auf seinem Lehen lebenden Bauern (*^}. 

Anfangs war das Erbrecht in den Lehen sehr be- 
sdiränkt. Die gewöhnlichen Lehen gingen nur auf die 
Söhne über und bei den Lehen zur samenden Hand nur 
auf diejenigen, welche die gemeinsame Investitur der- 



«M 



C) Mittleres RitCerrecht Kap. 7, 61. 
(**i MUUerei EUterrecht Kap. S, Sit. J 



selben erhielten. Das Recht über das Lehen m schalten 
war zugleich an folgende Bedingungen geknüpft: 1) bei 
Verkauf oder Yerpfendung eines Lehens mnaste Torfaer 
dem Landesherm darüber TorgestelU, ihm dasselbe an- 
geboten Wefden; 2) bei jedem Uebergange eines Le- 
hens war der neue Besitzer desselben rerbunden vom 
Landesherm die Investitur zu erlangen. Allein diese 
Beschränkungen konnten nicht lange bestehen bleiben 
bei dem stetigen Bestreben der Vasallen, tolle Freiheit 
in der Disposition über das Lehen zu erwerben nnd 
dasselbe nach Erbrecht ihren Nachkommen in den ent« 
femtesten Verwandschaftsgraden zu hinterlassen. So 
erdieilie im Jahre 1457 der Erzbischoff Sylvester sei* 
ner Ritterschaft, nach dem Vorbilde des Harrisch-Wie« 
rbchen Rechts , das Erbrecht im Lehen bis ins fünfte 
Glied beiderlei Geschlechts, und seinem Beispiele folg« 
ten allmählich auch die übrigen Lirländischen Landes- 
herren. Bei dieser Gelegenheit bestimmte der Oesel« 
sehe Bischoff Kiewel im Jahre 1524, dass eines solchen 
Erbrechts im Lehen weder die Bürger noch die Bauern, 
überhaupt nicht die Unadligen, gemessen sollten. Der 
Bischoff Yon Dorpat, Gellinghausen, erweiterte dagegen 
1540 dieses Recht auch auf die Burger der Stadt Dor- 
pat, die durch Erbrecht in den Besitz yon Lehngiitem 
gekommen wären (*). In Beziehung auf das Disposi- 
tionsrecht über die Lehen, wurden im Anfange des 
XVI Jahrhunderts die Vasallen yon der Verpflichtung, 
dieselben beim Verkaufe yorgängig dem Landesherm 



(*) yerglelche die Urkunden dei B. D. SylTeslar t. tiS7, def OeMl- 
•eben BischoflTt Kiewel t. f 5Si, des DorpUchen BUchoffi Gellinf haa« 
•en f. 1540, des O. M. BrQggenei t. 1546. - Da Im Xyi Jahrhunderte 
die engere Idee ton der nothwendigen Ebenbfirtigkeit der Eben de» 
Adels längst föllig ausgebildet war, so sind unter den durch Brbreebl 
Leben erlangenden Bürgern wohl wabrscbeinlieb die stidtlsehen riUer» 
bfirtlfet Patrisiefftnllien ni Tenlebea. 
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anzubieten, befreit {*). Auf diese Weise verloren die 
Lebngüter am Ende dieser Periode ibren früheren 
Charakter. Nach Erbrecht auf die entferntesten Glie- 
der übergehend, konnten sie fast gar nicht mehr beim- 
fallen. 

Jedem Vasallen standen in den Grenzen seines Le- 
hens das Jagdhund Waldrecht, so wie überhaupt alle 
Nutzungsrechte zu, die mit dem Eigenthume yerbun« 
den sind {**). Der eigentliche Handel war den Vasallen, 
wie überhaupt den Gliedern der Ritterschaften, nicht 
gestattet, wohl aber konnten sie die Erzeugnisse 
ihres Bodens für baares Geld an fremde Kaufleute rer» 
kaufen (***). 

b. In Beziehung auf Abgaben und Obliegenheiten. 

Auf Verlangen des Landesherm mussten die Vasal- 
len, $0 wie Überhaupt alle besitzlichen Glieder der Rit- 
terschaft, Kriegsdienst leisten. Dagegen waren sie aber , 
Yon allen Abgaben und ungewöhnlichen Auflagen be^ 
freit, sowohl in Betreff ihrer Person, als ihres Eigen* 
thums (•***> 

c. In Beziehung auf peinliches Gericht und Verfahrcip. 

In beiden Beziehungen hatten die Glieder der Ritter- 
schaften das Recht, nur yon ihren eigenen Gerichten 



(*) Tergleiehe die UrknDden der EnbbehSffe Linde t. I5i8, Blan- 
ckenfeld t. IftSi, Schfining T. 1S81, des Oeselechea Biflcboffe Kiewel t. 
1584, des DorpUchen Bischoffs Gellinghaaseii ▼. 1540, des O. M • Brfig- 
genei t. 1546, 

{**) Vergleiche die Urkande Sigismund Angost*s Yom SS N^oTember 
1561. Dieselben Rechte standen auch den Besitsern Ton Allodien su. 

C'*) Vergleiche den Vertrag Rcfals mit der Harrisch-Wierschen 
Ritterschaft t. 1&43. 

{****) Vergleiche die Urkande des Oeselschen Blschoflk Wilhelm t. 
1531, den Pernauschen LandUgsschluss ▼. 1558. Auf den allgemeinen 
LiTlindischen Landtagen bewilligten aber bisweilen die ritterschaftli- 
ehen Abgeordneten des ganien Landes eine einmalige Beisteuer, s. B. 
auf dem Landtage in Riga 1557. 
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gerichtol zu werden, und waren frei vom Gefängnisse 
vor gesprochenem Urlheile (*). 

lY. Der Batumstand. 

1. Verwandlung der Eingeborenen des Landes 

in Leibeigene. 

Bischoff Berthold, die Liven unterwerfend^ belegte 
sie nur mit einer Abgabe in Getreide; aber schon sein 
Nachfolger Albert führte den Zehnten ein, tlieilte alle 
Landschaften der von ihm unterworfenen und bekehr- 
ten heidnischen Stämme in Kirchsprengel, denen er 
Vögte vorsetzte. In der Absicht die von ihm getroffenen 
Einrichtungen dauernd zu machen, theike er den 
Kreuzfahrern Landbesitz aus und legte damit den Grund 
zur Knechtung der Eingeborenen. Das Schicksal der- 
selben war verschieden, je nach dem Grade ihres Wi- 
derstandes. Die Esthen und Semgallen, die am hartnäk-* 
kigston ihre Unabhängigkeit verthcidigten, verloren 
ihren Grundbesitz und wurden leibeigen. Die Kuren 
und Oescier, insbesondere aber die Liven und Letten, 
die sich fast freiwillig unterwarfen, behielten anfäng- 
lich ihre persönliche Freiheit und ihren Besitz, von 
dem sie indessen bedeutende Naturalabgaben zu leisten 
hatten (**). Als Beweis hierfür dienen sowohl die mit 
ihnen abgeschlossenen Verträge (***), als die Urkunden, 
durch welche Kaiser Friedrich II und die Päbste Ho- 
norius III und Gregor IX dem Orden die Knechtung 

{*) Urkunden des O. M. Bruggcnei t. 1538, des Dorptscken Bhehoffli 
Gellinghftuscn t. 1540. 

(**) Vergleiche den Vertrag mfl den Kuren t. 1830 and des 0. M, 
Andreas von Vclven mit den Oeselern t. 1241. 

{***) In dem Vertrage mit den Kuren t. 1S30 beissl es «Perpetnam 
iis indulsimus libertatem quamdiu eos apostare non contigerit,» — in 
einer Urkunde ▼. 1834: «Inter haec omnfa saWa erit libertas Neophyto- 
rom,»— und in einer andern Urkunde Tom nämlichen Jakro: «Ubertato 
Neopkyloruni de ipsa terra nanente illaesa». 
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der Eingeborenen verboten und diesen persl^nKcbe 
Freiheit, Eigenthumsrecht und die anderen Rechte und 
Vorzüge zu sichern suchten, deren sie sich yor der Un- 
terwerfung und vor ihrer Bekehrung zum christlichen 
Glauben erfreut {*). Allein weder die Heiligkeit der 
Verträge, noch die Ermahnungen der Kaiser, noch die 
Drohungen der Päbste konnten das Bestreben der Bi" 
schofle, des Ordensund ihrer Vasalien hemmen» aus den 
Eingeborenen allmählich Leibeigene zu machen. Die 
häufigen Aufslände derselben» die meist auch mit Bück* 
kehr zum Heidenthnme verbunden waren, gaben den 
Vorwand und das Mittel die früheren Bedingungen zu 
brechen und schwerere aufzuerlegen. Viel trugen dazu 
bei die Grundlagen selbst des Verhältnisses zwischen 
den Bischoffen, dem Orden, den Vasallen und den Einge- 
borenen. Den Vasallen die Lehen eriheilend, verpfUcb« 
tete Bischoff Albert sie, die Eingeborenen in gebühren- 
der Unterthänigkeit gegen ihn zu halten und von ihnen 
das für seinen Aufwand Nöthige zu erheben. Daher 
hielten sich die Vasallen berechtigt, von denEingebore- 
Den eine gleiche Unterthänigkeit für sich za verlangen« 
Die von Bischoff Albert zum Besten der Geistlichkeit 
nnd der Vasallen festgestellten Abgaben bestanden an- 
fangs in dem Zehnten, was aber allmählich von den 
Grundherren willkührlich in einen Zins von allem Be- 
sitz der Eingeborenen ausgedehnt wurde. Ihr Eigen- 
thum verlierend, wurden sie selbst allmählich Eigen- 
thum der Besitzer des Landes (**). Denn es gelang 
den Grundherren, sich gegen den Abzug der Einge- 



(*) Bullen Inuoceni III t. tSt3, Honorras HI ▼. 1223, Gregor IX 
T. 1237 und 123S. Veber die Urkunde Friedrich 11, iieho Schurxfleisch: 
Historia Ensiferorum p. 2. 

(••) Samson Ton Himroelstiem. üeber die Aufhebung der LeibeigeiH 
sehaft in den OsUeeproTinxen, mit besonderer Beüehong auf Lifland, 
p. 12, 13. 
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borenen darch die sogenannten Einigungen über die 
Ausantwortong yentrichener Bauern zu sichern, die 
8OW0U zwischen den Grundherren desselben Territo- 
riums» als auch zwischen den yerschiedenen TerritoV 
rien selbst abgeschlossen wurden (*), 

2. Die yerschiedeupu Arten yon Bauern. 

Seit der zweiten Hälfte des XY Jahrhunderts, nach« 
dem die Eingeborenen yOllig an die Scholle gebunden 
waren, begann für sie der Name Bauern (Pausm) (*^), 
oder Erbleute aufzukommen. Sie unterschieden sich in 
auf bestimmte Lllndereien angesiedelte oder HakenmSn« 
ner und nicht auf diese Weise angesiedelte oder Los* 
diener,Xostreiber {***). Eine besondere Gattung bilde- 
ten die DreUen oder yollstAndigen Sklayen, die gar 
keine Rechte hatten und yollkommen in der Gewalt 
ihrer Herren standen; diese Eigenschaft erhielten 
Bauern für irgend welche Verbrechen (****). 

Indessen wurden nicht alle Eingeborenen Liylands 
leibeigen. Einige wurden w egen dem Orden oder einem 

(*) Solcher Einigungen sind Mnf aaf ans gekomnen: 1} Die iltette 
Ton dem Dorpiiclion BiicholT Bartiioloineii» gegen die Vitte dei XV 
Jalirliiuidertf abgeeclilossen mit seinem Kepltel, dem Able Ton yallL«* 
nA und der Ritterschaft des Dorptschen Stifts (abgednickt bei Bonge: 
Geschichtliche Entwiekelong p>. lOS). 9} Die Eioignng des E^hischoflh 
MichAl mit seiner Ritterschaft t. 14S4 (ge^nipkt bei Oe}richs}.3} die Ei- 
nigung swischen dem Orden und dem Bisthume Oesel ? • 1508. 4) Die 
Einigung Pleltenbergs mit dem Stifte RoTal und den Rittern und Kneeh- 
^n Ton Harrien und WierlandT. 1MW.5) Die Einigung des Bisc)i»offii T«a 
Oesel und Karland mit seinen Mannen und der Ritterschaft Ton Har^ 
rien und Wierland t. 1554. Ausserdem enthalten auch noch andere 
Urkunden Bestimmangen fiber diesen Gegenstiind, g. B. die Waimelsclie 
Einigupg t. 14Si, die LandUgsschlüsse ron 14S4, 1531, 1551. 

C*) Die Beieichnung «Pauer, Pauerschaft» kommt inerst in der Wal- 
meisehen Einigung Ton 1489 Tor; in dem PriTileglum Sigismund 
AngQst's T. 1561 werden die Bauern «rostici» genannt. 

(***) Siehe die obenangef&hrten Bauereinigungen t. 14949 1588 
m. f. w. 

(«*•«) Arndt II, p. 198 und folg. - Gadehnsch I, 9, p. 83. - Hnpel. 

9ord. MiSB. Stück 94 |isd 95, p. 477 und fpig . Nene Rprd. Miis. Stfick 

M und 19, p 488 und folg.— Bunge p, 11. 
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Bischoffe geleisteter Dienste von Abgaben und Pflichten 
befreit. Aus ihnen bildete sich der Stand der sogenann- 
ten Freien oder Landfreien, deren Rechte und Pflich- 
ten wahrscheinlich denen der freien Leute in Preussen 
glichen. Hierher gehören auch die sogenannten Kuri- 
sehen Könige, welche in der Gegend Ton Goldingen le- 
ben und ihre persönliche * Freiheit durch alle Zeiten 
der Ordens-, der herzoglichen und der Russischen 
Herrschaft hindurch bewahrt haben (*}. 

3, Entstehung der Leibeigenschaft. 

Bei Ausbildung der Leibeigenschaft entstand diesel- 
be: 1) durch Abkunft yon leibeigenen Eltern {**); 2) 
durch freiwilligen Eintritt {"**); 3) durch Verjährung 
zum Besten des neuen Grundherrn, wenn ein entlaufe- 
ner Bauer wahrend dreissig Jahren nicht yon seinem 
alten Grundherrn zurückgefordert worden war (****}. 

4. Rechte und Pflichten der Bauern. 

Die Bauern durften nicht willkührlich von einem 
Grundherrn zum andern übergehen; die Entlaufenen 
wurden ungesäumt ihrem rechtmässigen Herrn zurück- 
gegeben (*****), der das Recht hatte seine Bauern mit 
dem Lande zu yerkaufen, wenigstens die Drellen aber 
auch ohne Land (******). Der Bauer konnte nicht 
nnbewegliches, sondern nur bewegliches Eigenthum 
besitzen (*******), welches im Fall kinderlosen Todes 
an den Erbherr» fiel (—***). 

(*) Das Inland fOr 1S86 N« 4 und 5. 
C*) EInifiiBg T. IMi S 1. BoDf e p. 11. 
i^**) MiUleret Ritterreeht Kap. StS. 
{****) Einigung t. 1M>9 S 7. 
(*****) Yergleieh« die Tenehiedanen Binigongen. 
{**•***) LandtagMchlusi Ton liii; Bange p. 18. 
j[* ******} Vergleiche Helmersen SS 61 ond 147. 
(^*******) Wieek - OeseUcbef Lehnreeht Kap. 1, St; Prif. Sigiamand 
Anffosff Tnm SS November 1561 S SS« 
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Der Grundherr konnte den Bauern alle mögliche Arbeit 
auflegen und nach Willkühr Frohndienste von ihnen 
verlangen. Die peinliche Gerichtsbarkeit über von 
Bauern begangene Verbrechern kam den Grundherrn 
zu. Doch konnten diese vob sich aus nur Hauszucht 
üben bei Nachlässigkeit und Ungehorsam. Wegen wirk- 
licher Verbrechen dagegen, musste das Halsgericht vom 
Grundherrn im Beisein des landesherrlichen Vogts und 
mit Zuziehung der ältesten BauerUi als Geschworenen, 
gehalten werden (')• 

5. Beendigung der Leibeigenschaft. 

Die Leibeigenschafll hörte auf; 1) durch Freilassung; 
2) durch Verjährung, wenn der Bauer wenigstens zwei 
Jahre in einer Stadt mit Bigaschcm Rechte gelebt, und 
während dieser ganzen Zeit nicht von seinem Grund* 
herrn zurückgefordert worden war (**). 

ZWEITER ABSCHH ITT. 7^ 

fiECHTB DES STÄDTISCHEN StA1<DES. 

7. Rechte des städtischen Standes in Riga. 

1. Entstehung der städtischen Gilden. 

Die gleichartige Lebensweise und ähnliche Beschäf- 
tigung mit städtischem Gewerbe musste die Bürger 
einander nähern und ihnen Anlass geben, sich enger 
aneinander zu schliessen. Auf diese Weise bildeten 
sich unter ihnen verschiedene Gesellschaften» Bru* 
derschaften, Korporationen, die unter dem Namen 
von Gilden und Zü nften bekannt waren {**). Sie 
hatten ihre eigene Verfassung, ihre Ordnungen. . oder 

(*) Bunge p. 15 und 93, Anmerkung 101. 

(*'') Bunge p. 15,16. 

{***) Vergleiche Arndt If, p. 7.— In der Urkunde BischolT Albcrts T. 
litl heiäsl es: Keine Gilde darf obuo Deslätiguug des DischofiTs gesiifiel 
werden. 
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sogenannten Schrägen , ihre VerWallungen nnd Zu- 
sammenkünfte, auf denen die Korporation»-AngeIegen« 
heilen berathen wurden. Solche Verbindungen wa- 
ren dem Mittelalter cigenthumlich und bildeten sich- 
seit dem XIII Jahdmndfill in allen Deutschen Städten 
aus. Ihr Zweck war gegenseitige Hülfsleistung, dieUn» 
terstützung und Erhaltung irgend welchen Gewerbes» 
hSiufig auch die Vertheidigung gegen Bedrückung ?on 
Seiten der Mitbürger, oder auch irgend ein Monopol« 
Die Handschriften des XIV und XV Jahrhunderts schon 
erwähnen solcher Gilden auch in Riga . Viele derselben 
sind YOllig verschwunden, ausser ihren Namen keine 
Spur hinterlassend, andere haben sich bis jetzt erhal- 
ten, besondere Korporationen in der Stadlverfassung 
bildend. Aus der KorpoigtlLQuJfir Kauficiite bildete 
sich die Brüderschaft der g£QfiSfilLijiilde«*^aus den ver- 
schiedenen KnrjnratinT|Pj^ fiftr Hand^orkpr die klfiloa, 

Gilde. Die erste hatte als Schutzpatronin die heilige 
Jungfrau Maria, die andere stellte sich unter den' Schutz 
Sankt Johannis, woraus dann die Bezeichnungen: Ma^ 
ricagijde und St. Johannisgildg.hervorgingen (*)» 

Die Entstehung der grossen und der kleinen Gilde 
fiillt in sehr entfernte Zeiten. Die ersten Gilde-O rdnnn r . 
gen oder Schrägen stammen ungefähr aus dem^XIV 
Jahrhunderte, wo sie nach d en in den Städten Münster 
und Soeslgeltenden zusammengestellt wurden. Die Ori- 
ginale der ursprünglichen Schrägen existiren nicht 
mehr. Im Jahre J.QllLwtirden die Schrägen der grossen 
Gilde vom Aelternoanne Fröhlich hprausgegeben, mit 
Hinzutugung der in den einzelnen Jahren seit 1354 
mit Zustimmung der Mitglieder gemachten Zusätze. 



(*) Vergleiche die Schrägen der grossen und der^^Lleinen Gilde.— Za 
den jetzt noch in Riga bestehenden Verbindungen ft'ehörl auch die Br&- 
derscbafl dec Schwarzenhäupler- / 

t 
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Diese alten,^chragen haben aach bei Abfassung der 
Schrägen für die kleine Gilde ab Grundlage gedient, 
deren Herausgabe in die Polnische oder die Schwedi*- 
sche Zeit f^Ut. Aus der Yergleichung der ältesten 
Schrägen mit den im Laufe d^r Zeit eingetretenen Ver- 
änderungen sieht mauy wie *diese Brüderschaften all- 
mählich ihren Wirkungskreis ausdehnten und neue 
Rechte erwarben oder sich zueigneten, so dass sich 
Niemand mit städtischem Gewerbe beschäftigen konn- 
te, der nicht Mitbruder einer dieser Gilden war (*). 

2. Eintritt in die Gilden. 

Zum Eintritt in die Gompagnie der grossen_Gilde 
musste der die Aufnahme Wünschende das städtische 
/ Qur^rr echt erwerben, und dann ein äS eugnisa jirfiler 
Gildebruder über ehrliche Herkunft und gufasn Wendel 
beibringen (**"). j! Die Aufnahme geschah mit ZustioisL. 
mung der ganzen Genossenschaft^ wo dann der Eintre- 
tende einsalbe Mark Silbers zum Besten der Brüder* 
Schaft einzahlen musste (***). Handwerker, Geistliche 
und Letten konnten gar nicht in die Gilde aufgenom- 
men werden (****). 

Zur Aufnahme in die Brüderschaft der kleinen Gil- 
de, die bloss aus zünftigen Meistern bestand, war 
auch das, /von) Bathe zu erwerbende, städtische Bür- 
gerrecht ^*****), ein. Zeugniss über ehrliche Her- 
kunft (******),'vdie Einzahlung eines bestimmten EiiH 



(*) Vergleiche die Urkunde des O. M. Brüggenei t. 1541. 

r^4^®n(leiciie die alten Schrägen der groaeen Gild«, S 1. 
{***) ^ndatelhst, S f . 
(****) Ebenduselbet S S. Darfiber, dass das Wort «Uendentsehe» hior 

Letten bedeute, Te^gleiehe die Resolution t. 14 August i6f7. 
l*****) Vergleich« die Urkunde Plettenberg's t. 1510. 
(******) Vergleiche ^<d Sehragen der kleinen Gilde, 8 3. 
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tritts- oder Brudergeldes (*) und die yörgflngig zu er- 
werbend^MeisterschgiftjB. i rgend wolc b or - ZunfL erfor- 
derlich. 

3. Verwaltung und Verfassung der Gilden. * 

Die Gompagnie, sowoM der- grossen als der kletnofr 
Gilde, ward jede von ihrem Aeltennanniß und ihren 
Aelteste n T^wallety die sie aus ihrer Miiie erwählten 
und welche dann die Aehestenbank der einen oder der 
andern Gilde bildeten {**). Dieselben waren die Ver- 
treter ihrer Gilden, und nahmen ßn den Berathungen 
d^JS.atbs über die Öffentlichen Angelegenheiten der 
Stadt Theil (***). In den, nach Bestimmung der Aelter- 
männer (****) statthabenden, Gildeversamnilttttgen yer- 
handelten die Gildebruder unter Vorsitz ihrer Aelte- 
sIenbank über die. Korporationsangelegenheiten, Aj ^^ 
nähme neuer Mitglieder u. s. w., wählten den Aelter- 
mann und die Aeltesten, und Yfirfafflten di^ O^dnungi^ 
für die Brüderschaft. Diese Ordnungen wurden ge- 
wöhnlich YQUi Rathe bestäli^. 

Die kleine Gilde bestand aus allen ziinfligen Meistern« 
Ausserdem aber yereinigten sich die Meister JgdsiLjdfi: 
zehen Handwerks unter einander und bildeten eine 
Zunft. Jede solche Zunft hatte wieder ihre eigene Ver* 
waltung und ihre besonderen Schrägen, — war jiber 
dflh Balfae .untergeordnet, der ihre Schrägen bestä- 
tigte (•*"*). 



{*) EbendaMibst, 8 4. 

{**) Alle Schrägen der grossen Gilde SS 81, 4S; Sehragen der kleinen 
Gilde S iS. 

{***) Arndt, II, p. 153 (a), Si6, 845. 

(****) Alte Schrägen der grossen Gilde 8 13; Sehragen der kleinen 
Gilde S £6. 

{*****) Tergleiche die Schrägen der einseinen ZOnfle nnd die Urkunde 
des O. H. Plettenberg t. 1610. 
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4. Rechte» die der Gesammtheit der Jigas chen 

Bürgerschaft zukamen. 

Die Stadtgemeinde wurde vom _Rath e^ regiert, der 
unabhängig Yon den andern Ständen seine eigenen Ver- 
sammlungen und Ordnungen hatte. In den ersten Zei- 
ten scheint die Stadtverfassung nur fiir die eigentlichen 
Bürg er ( cjycs)J) cstandcn zu haben, die aus ihr c r^ Kor- 
porati^a d^n Rptk erwählten und somit gegenüb er den 
Kaufleuten (mcrcolucfis) und den übrigen Stadtbewoh- 
nern den hciTschenden Stand bildeten. Diese Bürger 
"waren wahrscheinlich, eben so wie in den Norddeut- 

* 

sehen Städten, ritterlichen Standes, und waren daher 
anfangs den Vasallen vollkommen ebenbürtig und mit 
ihnen gleichberechtigt. In der Folge, bei der wachsen- 
den Wichtigkeit des Handels, verschmolzen sie immer- 
mehr mit dem Stande der Kaufleute und sich endlich 
dadurch völlig yon den Vasallen scheidend, bildeten 
sie mit den Kaufleuten eine eigene Korporation» deren 
Vorstand der Bath war, der sich selbst sowohl ans, den 
früheren Bürgern (c^vcs}, als aus den Ka ufl euten q^. 

gämte. Der Bath war somit der herrschende Stand, 

** "'—■■■ ■ I ■■■■■■» 

xertra t die Stadt in allen Beziehungen, einigte Rcchts- 
pflege so wie Verwaltung in sich, und war mit einem 
Worte m allen Stadtangelegenheiten das Hanpt difr 
Stadtburgerschaft. Seit der Einrichtung der allgemei- 
nen liandtage im XV Jahrhunderte, nahm der Bath 
durch seine Sendeboten (Abgeordnete aus^der Zahl der 
Bürgermcistej: nndBathshprren) an ihnen J!hfiii* In 
I^^?!!!^X^^l^!'^M£^n, die Stadt selbst betreffenden, An- 
gelegenheiten kamen zu den Landtagen auch Dcputirte 
der (^ilden. Qfiide Grild^n hatten schon im XV, beson- 
derft aber im ^VI Jahrhunderte und seit der Reforma- 
tion, einen merklichen Einfluss auf die Verwalüiny jder 
Stadtailgeiegenheiten, namentlich auch des ^pdMo« 
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Wesens. Die Gesetzgebang unterlag weniger diesem 
Einflüsse, indem sie vom Käthe, znm Theil in seinen 

richterlichen £ntSllbeidHP?^'^ ^'^ ^bgrster^ fiorjrhtBhof 
ausging, zum Theil in selbständig vom ihm erlassenen 
y <vrordiiui (;;pn Ml\^ p^rii'-imiiwigon ^*^. 

Schon bei der Begründung Riga's, theilte Bischog 
Albrecht der Stadt bestimmte umliegende Ländereien 
zu. Diese bildeten das Patrimonialgebiet (Marchia ci- 
vitatis) und standen unter Yerwaltun^^ des Balhs jun4_ 
des Stadtvogts, welche den bei der Stadt selbst liegenden 
Theil desselben in Parzellen, gegen einen gewissen 
Zins, an Stad-bcwohner zur Bearbeitung überliessen {^*). 
Für die Theilnahme an der Eroberung Qesels, Kur^ 
lands und Semgallen's erhielten die Bürger (cives) der 
Stadt den dritten Theil dieser Landschaften. Doch im 
Laufe der Zeit gingen fast alle diese Antheile verloren ^ 
und der Besitz der Stadt beschränkte sich hauptsächlich 
auf das alte Patrimonialgebiet^ und die n.ocL. im XUI., 
Jahrhunde/te gemachten Erwerbungen auf dem linken. 
Ufer der Düna p*). Ausserdem besass die Stadt noch 
eine Menge öOentlicher Anstalten, Buden, Häuser n. s. 
w. Von (iflentlichea Gebäuden sind hier besonders zu 
nennen das &athhaus und die beiden Gildestuben. Die 
Stadt genoss die gerJ.cbtlirh<iin Strafgddpr. C**)^ die 
Accise vom Verkauf des MethV und Biejr'e (*****), die 
Grundabgaben von den Ländereien des Patrimonialge- 
biets und viele andere Einnahmen, namentlich vom 



<*) Urkunden der 0. M. Plettenberg t. 1525, BrügffeDel ▼. 1535. 

(•*) Vergleiche die Urkunde des Legaten Wilhelm t. 1S20. •- Die Be- 
itlmmung des Vogts und Ralhs t. 183i. 

(***) Vergleiche unter andern die Urkunden des Legaten Wilhelm y. 
ISae, desRigaschenBischoiTs Nicolaus T. 1231 u. 1232, des SemgalU* 
fcben B. Balduin t. 1234. 

C**") Vergleiche die Urkunde des O. Bf. Brüggenel v. 1535. 

(•**«*j Die Bolleii Sixtus lY and Innocens VIII. 
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Handel. Ueberdies varden aach die Güter der erblos 
Tf rstorbi^peii Burger zum Besten der Stadt verwandt (*)« 
Die Stadt hatte ihr eigenes Wappen , welches mit gerin- 
gen Abänderungen auch jetzt noch besteht, und eine 
schwarze Flagg jB mit weissem Kreuze (**)« 

5. Persönliche Bechte der Stadtburg6r. 

' Wie die bürgerlichen, so unterlagen auch die piunlir 
chen JSachen der Bürger nur der Gerichtsbarkeit der 
Stadt (d. h. des Stadtvogts und des Baths) nach städti- 
schen Geselzen, ausser wenn ein Bürger ausserhalb 
der Stadtjurisdiktion ein Verbrechen beging. BIqss die 
filif dfr ili^r gr^fifipn .und kleinea Gilde waren berecb- 
tigt in Biga stsidtisches Gewerbe zu treiben (***). Die 
Stadtbürger hatten das Becht freier jSchiffsdbtrl auf der 
Düna (***''), und ungehinderten Verkehrs durch ganz 
Liyland, wie zu Wasser, so zu Lande (**^'*), unterlagen 
auch nicht dem St randr echte (******), Das Becht QifijLund 
Metb- zu brauen war ausschliesslich den Gliedern der 
gXQS§fifi.£ilda^Torbehalten, die dafür zum Besten der 
Stadt eine yom Rathe festgesetzte Abgabe zahlten. 

//• Rechte des städtischen Standes in den kleineren 

Städten Livlands. 
Die Verfassung und die Gesetze Rigas dienten zum 
Vorbilde für den grössten Theil der übrigen Liyländi- 
schen Städte. Am nächsten standen, yermöge der Wich- 
tigkeit ihrer Städte, die Bürger insbesondere Dorpats^ 



(*) I>ieMlb«n und die Oelriclisehen Statuten YII, «ap. X, S 43. 
(**) OelriGhBehe Statuien IX cap. XIV. In den neuen Statuten wer- 
den die Farben als blau und weiss angegeben. 

(***) Tergleiche die Crkunde der 0. M. Plettenberg t. 1510, Brfigg»- 
nei T. 1541. 

(****) Arud: i; p. 7, führt eine Urkunde B. AlbrechU ▼. 1M8 an. 
(««•*<) trknnde des O. H. Vengden t. 1454. 
(*««*««; Urkunde des Legaten Wilhelm t. 1995. 



aber auch Pernau's, inBezug^uf SUndesrechte-^nilfiaea. 
[a*s. Ig allen diesen Städten zerfielen die Burger, ab- 
gesehen Yom Rathe, in zwei Stände: die Korporation 
der Kaufleute und die der I{andwerker, meist als gros« 
se und kleine Gilde unterschieden. Die Rechte jeder 
Korporation wurden von ihrer Aeltestenbank gehütet. 
Die Versammlungen dieser Brüderschaften glichen den 
Bigascheui sowohl in ihrer Zusammensetzung, als in 
den Gegenständen ihrer Thätigkeit. Eine jede Stadt 
wurde yon ihrem Rathe verwaltet, der verhältnissmäs- 
sig dieselbe Stellung hatte, wie der von Riga. Eben so 
erhielt jede Stadt, bei ihrer Stiftung oder in der Folge, 
Ländereien, Wiesen und Weiden zur Nutzung der 
Stadt zugetheilt, — wozu noch einige andere Einnahmen- 
kamen. 



ZWEITES KAPITEL. 

Standesrechte in Esthland zur Zeil der Da" 
nischen und dann der Ordensherrschaft. 

ERSTER ABSCHNITT- 

Rechte der ländlichen Stande. 

--^ J. Die Geistlichkeit. 

Die Geistlichkeit in ]gslhland stand unter der beson« 
deren Regierung des Bischoffs von Reval, als ihres Dio- 
cesans, und seines Kjipitels. Die Einrichtung dieser 
Regierung beruhte auf den kanonischen Regeln der 
Lateinischen Kirche. Der Bischoff von Reval hatte nicht 
gleich den Livländischen Bischöffen die Landeshoheit 
in seiner Diöcese. Er und sein Kapitel besassen nur 
einige, indessen sehr bedeutende Güter, die von den 
Dänischen Königen zu ihrem Unterhalte augewiesen 

7 
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worden^ oder die sie selbst s^ter dara erwarben» 
Aach erhielten sie anfangs den Zehntenj ron allen be- 
bauten Ländereien in Esthland, der im zehnten Korn 
von den Ernten bestand. Allein schon im XIII und 
später im XY Jahrhunderte ward der Zehnte, sowohl 
Ton längst bebauten, als yon eben urbar gemachten Län- 
dereien völlig aufgehoben^ indem die Ritterschaft yoA 
Harrien und Wierland den Bischoff und das Kapitel 
dafür mit Landgütern entschädigte (*)• Im Jahre 1548 
endlich ward auch das sogenannte Sendkom (eine dem 
Bischoffe für Visitation des Landes zu zahlende Korn« 
Abgabe), welches gleichfalls schon im XY Jahrhunder- 
te verringert worden war, gegen eine einmalige Zab« 
lung von 6000 Mark Bigisch aufgehoben (*^). — Dass 
aber der Bischoff von Beval doch den Reichsforsten-^ 
stand erlangte, auch von Anbeginn der allgemeinen 
Livländischen Landtage an denselben Theil nahm, — 
und wie sich die Gerichtsbarkeit id seinem und der 
Geistlichkeit Yerhältniss zur Ritterschaft gestaltete, «— 
^ darüber ist das Nöthige in der Uebersicht der Anflinge 
und allmählichen Entwickelung der Behördenverfasr 
Bung im Ostseegebiete gesagt worden. — • Obwohl die 
Reformation in Esthland nicht so schneller Eingang 
fand , als im übrigen Livland, so waren diese Gegen- 
den doch am Ende der Periode völlig protestantisch, 
80 dass durchaus gar keine Römisch-Katholische Geis^ 
lichkeit mehr übrig blieb. " 



(*) Vergleiche die Vertrage des BeTaUchen Bischoffk Johann ▼. f SSO 
u. ISSS, so wie eines andern Revalschen BischolTs Johann t. 1410, mil 
der Ritterschaft. 

{**) Vergl. den Vertrag des Bischoffs Ton Beval Arnold mit der Rit- 
terschaft T. 15iS.— Vergl. überhaupt: Brevem. Urkunden int Geschielt* 
te dos Bisthoms Beval (AreUv für GescUchle n. §. w. I, p. SW-MI). 
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//. Die FojoZZefi. 

1. Korporationsrechte der Vasallen. 

Die Rechte and Pflichten der Vasallen in Harrien 
und Wierland waren im Allgemeinen dieselben, wie 
in den iibrigen Theilen Liylands. Bei der Entfernung 
dieser das damalige Esthland bildenden Landschaften 
vom Sitze der Dänischen Könige, entwickelte sich in 
ihnen die korporative Verfassung der Vasallen viel 
früher (^). Letztere wurden regiert durch ihre Bäthe 
(Landesrflthe), die zugleich für sie die höchste richter- 
liche Instanz bildeten, und versammelten sich zu be- 
sonderen Ausschreibungen oder zu den Manntagen, um 
iiber ihre gemeinsamen Angelegenheiten zu berathen, 
zu denen, wie in den Livländischen Territorien, auch 
die Gesetzgebung gehörte {**) . Seit dem Eintritt in den 
Verband der Ordensländer wurde die schon früher he* 
standene Verbindung Harriens und Wierlands mit dem 
übrigen Ostseegebiete immer enger. Nach Entstehung 
der allgemeinen Landtage, erschienen auf denselben 
stets auch Deputirte, sowohl von dem Landesrathe, als 
von der Bitterschaft aus Harrien und Wierland, und 
nahmen an allen Verhandlungen und Beschlüssen 
Theil {***). So wie aus der Bitterschaft jeder der b^- 
den Landschaften besondere Deputirte zum Landtage 
geschickt wurden, hatte auch jede ihren eigenen Bit- 
terschafishauptmann, der die Veibandlung bei den be- 
sonderen Versammlungen der Landschaft leitete und 
die Beiträge zur Gemeindelade empfing. Schon am En- 
de der Periode haben aber beide Bitterschaft^i nur 



{*) Vergl. die Verhandluogen mit dem Bischoflb Ton Rerftl im Jahre 
1SS9 (Archiv für Geschichte u. 0. w. I, p. t77, N« 4;. 

(**) Verffl. das im ersten TheiJe dieses Bandes gesagte, so wie nament- 
lich die Beschlfisse t. 1306, U91, 1500 a. s. w. 

{***) Bange p. 95. AnmerlLong iS. 



\ 
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einen Ritterschaftshauplmann gehabt (*), dessen Stel- 
lung indessen ^iel unbedeutender als in den übrigen 
Livländischen Territorien war, weil der LandesraUi 
eigentlich die Verwaltung der Angelegenheiten in Hän- 
den hatte. Auch ein Ausschuss der Ritterschaft zur 
Verhandlung besonders wichtiger Angelegenheiten 
fand sich vor (**), jedoch ebenfalls mit geringerem Ein- 
fluss, wegen der überwiegenden Stellung der Landräthe. 
Die den Rittern und Knechten ertheilten Privilegien 
wurden in ein besonders dazu eingerichtetes Ruch ein- 
getragen, welches das Richtbuch hiess und im Verwahr- 
sam des Landesraths stand (***). 

2) Persönliche Rechte der Vasallen. 

Die Vasallen, wie überhaupt die Glieder der Ritter- 
schaft, konnten ohne Urtheil und Recht keiner Strafe 
unterworfen, noch an Ehre oder Vermögen gekränkt 
werden. Sie durften nicht gefänglich eingezogen, noch 
in Arrest gehalten werden, selbst bei Anklage auf Ver- 
brechen gegen den Landesherrn: man musste sie in ge- 
bührender Weise vor* Gericht citiren und für das Er- 
scheinen ihr Ritterwort nehmen (****). Konnten sie 
selbst nur von ihres Gleichen gerichtet werden, so 
hatten sie dagegen auf ihren Gütern über die Rauem 
die volle, sogar peinliche, Gerichtsbarkeit (*****). Sie 
waren frei von jeder Abgabe, Auflage und Obliegen- 



(*) Vergl. Archiv I, p. 309, N<* 15, wonach «in Tiesenhausen 1S57 
Ritterschanshaupimann war. — Brandis. Ritlerrecht des Fürstenlhums 
Esthen p. 116 (Mon. Liy. ant. HI). 

{**) Vergl. die Verhandlungen mit der Stadt Reval t. 1540 wegen Aas- 
antwortnng entlanfener Bauern. 

(*»*) Vergl. die Urkunde des RoTalsehenKomthors Ton Scharenberg 
T. 1547. 

{****) Vergl. die Urkunden der 0. M. Pletteuberg v. 1507 und Brügge- 
nei ▼. 1538. 

(•♦***) Bunge p. 15. 
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heit {*)y ausser dem Rilter- oder Ross-Dienste, der da- 
rin bestand, dass jeder Rilter oder Knecht auf Auffor- 
derung sich selbst bewaffnen und eine gewisse Zahl be- 
waffneter Reiter, je nach der Grösse seines Gutes, ins 
Feld fuhren musste (**). Nöthigenfalls stellte er auch 
FussYolk aus den Rauern seiner Resitzungcn. 

Die lehnrechtlichen Grundsätze stimmten vollkommen 
mit denen in den andern Livländischen Territorien 
überein {*"*). Die Esthländischen Vasallen gingen aber 
in der Ausdehnung des Erbrechts im Lehen den übri- 
gen voran. Noch im Jahre 1329 erweiterte der Dänische 
König Christoph II dasselbe auch auf das weibliche Ge- 
schlecht Im Jahre 1397 aber erlheilte der Hochmeister 
Konrad von Jungingen den Rittern und Knechten in 
Harrien und Wierland das Erbrecht im Lehen bis ins 
fünfte Glied in männlicher und weiblicher Linie. Der 
Hochmeister Ludwig von Erlichhausen bestätigte die-» 
ses Recht 1452, bestimmte aber, dass sieb desselben 
bloss diejenigen Ritter und Knechte erfreuen sollten, 
die in Harrien und Wierland sassen und ihr Rrod 
assen, d. h* die eingeborne Ritterschaft beider Land« 
Schäften. 

///. Die Bauern. 

Der Rauernstand bildete sich, ebenso wie im übrigen 
Livlande aus den von Dänen und Deutschen unterwor- 
fenen Eingeborenen. Alles in dem vorhergehenden Ka^ 
pilel vom Rauerstande Gesagte bezieht sich auch hierher, 
nur mit dem Unterschiede, dass das Schicksal der 
Esthen, wegen ihres hartnäckigen Widerstandes und 

(*} Urkuude des O. M. MeDgden t. 1457. Indessen bewilligten aach 
sie auf den allgemeinen Liyländischen Landtagen im Nothfalle einma- 
lige Beisteuern« 

{**) Vergl. die Urliunde des Hochmeisters Tusemer ▼. 1350, 
(***) Vergl. das Woldemar-Erichsche Lehnrecht. 



ihrer nnaiifliörlicheii Anfstände, noch trauriger trar, 
ab das ihrer Nachbaren. Bei der Eroberung des Lan- 
des schon wurden sie in yOUige Knechtschaft gebracht 
und die Grundherreu erhielten aber sie, wie gesagt, 
selbst die peinliche Gerichtsbarkeit. 

ZWEITER ABSCHNITT« 

BeGHTB DBS STÄDTISCHEN StAITOBS IN EsTHLAND. 

^^. Rechte des itüdtüchen Standes in Reval. 
1. Die verschiedenen städtischen Gilden. 

jLuf ahnlif.hf} Weise wie in Biga entstanden und ent- 
wickelten sich Gilden und Zünfte audi in Beyjal- In der 
Sogenannten grossen Gilde hatten sich hauptsächlich 
Kaufleute zusammengethan, während die Gewerke in 
den kleinen , Gild en, des heiligen ()\m^ und des h^ili« 
genKanut^ iiberwiegend waren (*); einige Ziinfte gehör» 
ten zu der ersteren dieser kleinen Gilden» andere za 
der zweiten. J)ie in der oberen Stadt (wo der Dom, die 
Kathedrale des Bischoffs, sich befand) lebenden Bur- 
ger bildeten eine besondere jGilde unter dem Namen 
der Domgil de. Sie bestand jiur aus den in der oberen 
Stadt wohnenden Handwerkern, und war vftHjg uff«^- 
hängig, sowohl yon den städtischen Gilden, als yon der 
städtischen Begieruug im eigentlichen Beval. 

Wie die grosse Gilde, so hatten auch beide kleine 
(^ilden ihre besondere Verwaltung, ihre besondere Ge- 
meindekasse, Schrägen und Versammlungen, aufweichen 
letzteren sie unter Vorsitz ihrer Aeltermänner und Ael- 
testen über ihre Angelegenheiten sich beriethen. In den 
auf die ganze Stadt bezüglichen, nahm jede Gilde an 
den Verhandlungen desBalhs» durch ihre Aeltestenbank, 
den yon der Verfassung bestimmten Antheil. 

(*J yergl. dl« Urkaode des ReTUtehen Komihon Ton Schareaberc 
T. 1M7. 
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2. Eintritt in die städtischen Gilden und Rechte 

derselben. 

Die Anfhahme in die Gilden geschah auf den Yer- 
Mmmlungen der Gildeglieder, sobald der die Aufnah- 
me Wünschende die in den Schrägen jeder Gilde auf- 
gestellten Bedingungen erfüllte. In die grosse kenn* 
ten hauptsächlich bloss Kaufleute» in die beiden klei- 
nen vorzugsweise nur Handwerksmeister je nach den 
Zünften eintreten. Ausserdem war die Aufnahme 
überall bedingt durch ehrliche Herkunft, guten Leu- 
mund und Einzahlung des Eintrittsgeldes (*). Der Ein- 
tretende ward sofort als Gildebruder angesehn und 
liahm an allen Rechten der Glieder seiner Gilde ThciL 
— *In Royal hatten dieselben gleichfalls im Allgemeinen 
Ausschliesslich das Recht, sich mit städtischem Gewerbe 
za beschäftigen. 

3«. JLorfLoraliojureüfate des städtischen 

Standes. 

Auch in Reval stand die oberste Verwaltung der 
Stadt dem Rathe zu, der sich ebenso wie in Riga aus- 
gebildet hatte und als regierende Korporation den Gil- 
den^egenuber stand. Er war insofern noch enger ab- 
geschlossen, als er sich juir aua der sogenannten Brau-, 
ergilde ersetzen konnte, die, "^e es scheint, mit der 
Zeit an die Stelle der anfiinglich allein berechtigten rit- 
terbürtigen Bürger (cives) getreten war (**). Die Kor- 
porationsrechte der Bürger Revals waren, sowohl in 
Beziehung auf Gerichtsbarkeit, Gesetzgebung, Theil- 

{*) Yergl. dto Sehrafen 4er grossen Gilde, SS 1, 88, 83 und die allen 
Sehragen der Kanni's Gilde, SS 1, 9. «-Ton anderen Gilden ans dieser 
Periode sind noch sa nennen: die Branergilde nnd die Brüderschaft der 
Schwarsenhaapter, die beide mit der grossen Gilde in gewisser Verbin- 
dung standen« 

('*) Yergl. Arndt. Beitrage zur Geschichte des Baths la Beyal (Archif 
Cur Geschichte o. s. w., III, p« 55—99}. 
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nähme an den Landtagen , als auf Einnahmen, Handels- 
rechte n. s. w. vollkommen den Rigaschen ähnlich. 
Nur hatte Beval kein solches Patrimonialgehiet, son- 
dern hloss. Wiesen und Weiden., für den Gemeindenut- 
zen, — jedoch waren dieselben sehr ausgedehnt« — In 
Beziehung auf die kirchliche Verwaltung hatte Reyal 
selbst a£hc>.Q.ypr der. Bfilbrmation einen bedeutenden 
Einfluss, indem es bereits im XIII Jahrhunderte das 
Episkopalrecht erworben (*). 

4) Persönliche Rechte der Bürger. 

Wie die bürgerlichen, unterlagen auch die peinli- 
chen Sachen der Bürger nur der städtischen Gerichts- 
barkeit, d. h. dem Vogte und dem Bathe, und wurden 
bloss nach städtischen Bechten entschieden {**)» Die 
Handels-und GewerbefreihAit war für die Bürger, in 
Grundlage der Schrägen der Gilden und Zünfte, be- 
schränkt. Das Becht des Bierverkaufs gehörte aus- 
schliesslich der Brauergildci welche später mit der 
grossen Gilde verschmolz. • 

//• Rechtß des städtischen Standes in den kleinen 

Städten EstKlands. 

Die Bechie des städtischen Standes ip den kleinen 
Städten J^thlands stimmten mit denen in den J^leinen 
Livländischen Städten überein. Die Einrichtungen Nar- 
va's waren in dieser Beziehung wenig voqi denen Be- 
val's verschieden. 

(*) Siehe die Uebersicbt der Anfange und der aUmihlijcheu Enlwik- 
kelung der Behördenyerfassung im Ostseegebiete. 

{**) Vergl. die Urkunde K. Erich VI, t. 1279, die Entscheidung des 
Komthni'8 Scharenberg y. 15S6. 



ZWEITE ABTHEILUNG. 

VON DER ALLMAEHLIGHEN FESTSTELLUNG 
DES 8TAENDEBEGHTS IN LIVLAND UND OESEL 

SEIT 1561« 



ERSTES KAPITEL. 

Rechte der ländlichen Stände in Livland. 

ERSTER ABSCHNITT. 

Bechtb des Adelsstandes. 

/. Die Zeit der Polnischen Herrschaft. 
In dem Unterwcrfungsvertrage von 1561, den Akten 
über die Yereiaigung mit Litthauen und Polen von 
15Q6 und 1569^ wurden, ausser der allgemeinen Bestä- 
tigung aller alten Rechte und Freiheiten» sowohl der 
LiTläodischen Ritterschaft» als den übrigen Ständen ins- 
besondere zugesichert (*) : 1) die Freiheit des Augs- 
burgischen Glaubensbekenntnisses (**); 2) das Recht 
auf Deutsche Obrigkeit und die Besetzung der Aemter 
durch mit Gutem angesessene Eingeborene (***); 3) Ur- 
tbeil und Recht nach Deutschen Gesetzen und alten örtr 
liehen Gewohnheiten bis zur Zusammenstellung eines 
Gesetzbuchs aus Gewohnheiten, Privilegien und Prae* 

(*) UDlerwerfungtrertrag P. t, Urkande Sigismand Aagnst's P. 9. 

(**) 1I]iterw.-yertr. P. 5; Urk. Sigismund Augustes P. 1; — ürk. Rftdd- 
TiU, P. 1; Tereinigungsyertrjig, P. 7. 

{***) Urk. Sigismand Augustes, P. 5; Urk. Radzifir», P. i; Tereio.* 
Vertr., P. 9.— Zur Erkiarong des hier gebraachten Wortes «Eingebore* 
ne» (indigen») dient «uempe ex nobilibus, Tasallis et ciTitatum Senate« 
ribtts, membris etiam ordinis, qui mutatcK Statu totos se hnic provinela 
dederint» (P. 7 des UnterwerfangsTertrags), womit diejenigen Perso* 
oen bezeicbnet werden, die aUeine Ton der Ritterschaft In das oberste 
Tribunal sollen gewählt werden dürfen. 
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Judikaten f ); 4) Gebranch der Deutschen Sprache 
im GerichtsTerfahren {**); 5) Gründung in Livland 
Selbsteines obersten Tribunals als letzter Instanz(***). — 
Ausserdem wurden der Bitterschaft insbesondere zuge- 
sprochen: 1} Im Allgemeinen alle Bechte und Freihei« 
ten des Pobischen und Litthauischen Adels (****). 
2) Das Erbrecht in den Lehngutern nach Harrisch-Wie- 
rischem Recht (****'). 3) Das Recht Verträge über 
die samende Hand zu schliessen {****^*). 4) Die Freiheit 
Ton Abgaben und Auflagen, ausser wenn welche yon 
sämmtlichen Ständen bewilligt worden. 5) Die Freiheit 
von Zöllen aller Art(*******). 6) Das Recht der Jagd, der 
Bienenzucht und Brauerei ohne Accisezahlung (^*******y 
7) Das Recht der bürgerlichen und peinlichen Ge- 
richtsbarkeit über die auf den Gütern angesessenen 
Bauern (***—). 

Seit der Vereinigung Liylands mit Polen yerschwin- 
det die, bisher noch yorkommende, Bezeichnung «Va- 
sallen» unter dem Einflüsse der yerändcrten Umstände 
yöllig, und statt derselben wird die Benennung: Liylän- 
dische Ritterschaft oder Liyländischer Adel alleine ge- 
bräuchlich. 

1. Die verschiedenen Arten des adligen Standes. 

Der Adel unterschied sich zu dieser Zeit bereits 
nach Nationen; es gab einen Polnischen, einen Litfthaui- 
sehen und einen Liyländischen Adel. Nach dem Gesetze 



<*) Urk. Sigisraund Augast's,* P. 4; Verein .«yertr., P. S. 
f**) yereln..yertr., P. 14. 

{***) Urk. Sigismund Aagus^s P. 6; Urk. RidiiTiri, P. 7; Verein. 
Vcrlr.» P. ta. 
(••**) Urk. Sigismund Augast't, P. 9; Vcreln.-Verlr., P. S— 4. 
(*"**) ürk. Siglgm. Angnsl'«, P. 10. 
(*•*•**) €nlerw..yerlr., P. 6; ürk. RadxiTil's, P. 5. 
(•*******) ürk. Sigismund August'». P. 14; ürk. Radziril's P. 9-11. 
(•*"**"*} ürk. Sigismund Augusfs, P. 7, 91; ürk. RtdxiTirt^ P. 9, 10. 
^••••****«j Ufi^^ Sigiimand Angutt*», P. 9S. 
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genossen aOe drei Nationen in aDen Fällen gleicher 
Becbie und yor2age {*). Indessen wnrden in den Offent- 
lieben Urkunden jener Zeit unter der Bezeichnung 
«Equestris Ordo» (Bitterschaft) die früheren Orden»- 
glieder und der eingeborene Adel des OstseegebieteSt 
der alte Yasallenstand (Bitterschaft und Mannschaft) , 
TerstandeUy im Gegensatz zu den Pobiischen und Litr 
thauischen Edelleuten (Nobilcs), die sich inLiyland nie- 
dei^elassen. Diese Polnischen und Litthauischen Edel- 
leute, die sich in Livland niederliessen oder daselbst 
unbewegliche Güter zu zeitweiliger Nutzniessung yon 
der Krone erhielten» bewahrten alle Bechte, deren sie 
tonst in Polen und Littbauen sich erfreut. Die Livländi- 
schen Edelleute dagegen, obwohl sie berechtigt waren 
Deputirte auf den Polnischen Beichstag zu senden, ge- 
nossen ihres Standesrechts nur in den Grenzen Livlands 
selbst; in Litthauen und Polen aber wurden sie dessen 
nur durch Indigenatsdiplom theilhaftig (**). 

In dem Projekte zur Ordination von 1598 war be* 
stimmt: 1) Lii^ländische Edelleute, welche in anderen 
Provinzen Litthauens und Polens unbewegliche Güter 
besitzen, sollen zu den dortigen Würden erhoben und 
in Aemtem angestellt werden können. 2) Neukreirte 
Edelleute sollen als solche in Livland nicht anerkannt 
werden, ausser durch besondere Beichstagsbeschlusse 
oder einhellige Zustimmung der Liyländer (***)• — ^Es ist 
nicht bekannti ob einer dieser Vorschläge in Ausfuh- 
rung gekommen. Denn fünf Jahre später, im Jahre 
1603 t wurde den Liyländischen Abgeordneten von Si- 



{*) Ordinacija Zieme Inflanckiey 1508 (Volnm. legum II, p. liTi}. 

(**) Vergl. das Indigenatsdiplom für Fabrensbach und das dem Riga^ 
•eben Bargermeister Ec]( ertheilte Adelsdiplom in den Akten der Li!« 
thanischen Metrik. 

(*««) Ordlnaüon t* ISSB. 
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gismtiDd III die Bitte abgeschlagen, den LiyläDdischen 
Edellenten das Polnische und Litthaaische Indigcnat m 
ertheilen {*). Im Jahre 1607 bestimmte der Polnische 
Reichstag, dass die Livländischen Edelleate in Polen 
und Litthanen unbewegliche Güter erwerben konnten 
mit allen Rechten und Vorzügen ^es dortigen Adels. 
Doch sollte diese Massregel sich nur auf diejenigen 
beziehen, welche seit den Zeiten König Stephan Batho- 
ry's der Polnischen Regierung unerschütterlich treu 
geblieben (*)• Eben so gibt es auch keine Zeugnisse 
darüber, ob das Projekt in Ausfuhrung gekommen 
und Gesetzeskraft erhalten, dass neukreirte Edelleute 
als solche in Livland nur durch besonderen Reichs- 
tagsbeschluss oder mit Zustimmung der Livländer an- 
zuerkennen seien. 

2. Korporationsrechte des Adels. 

Hit der Vernichtung der Selbständigkeit Livlands 
mussten die früheren allgemeinen Landtage aufhören, 
die Manntage aber yerschwanden mit der sich ändern- 
den Gerichtsyerfassung. Statt ihrer führte der König 
Stephan Bathory im Jahre 1581 in Liyland die soge- 
nannten Konyente wegen öffentlichen Bedürfnisses (Gon- 
yentus necessitatis public» causa) ein. Ort und Zeit 
dieser Konyente wurden durch besondere königliche 
Urkunden bestimmt. Bei Empfang derselben, berief 
jeder President den örtlichen Adel seiner President- 
schaft, zu einem besonderen oder yorläufigen Konyente 
(Gonycntus parlicularis), dessen Hauptzweck die Wahl 
der Deputirten (nunlii) für den allgemeinen Konyent 
war. Auf diesem erschienen, ausser den Deputirten des 
Adels, zwei Deputirte der Stadt Riga, einer des Her- 

(*) Akten in der Litlhauischen Metrik No SO p. 606. 
('*) Ordinttion t. 1607 (yolum. legum II p. 1613}. 
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zogs Yon Kurland, so wie je einer von den Städten 
Dorpat» Wenden und Pernau. Die Berathungen fanden 
über die königlichen Vorschläge Statt, und unter Auf- 
sicht des Administrators. Im Jahre 1598 wurde diese, 
nach Muster der Preussischen AdeLsyersammlungen 
eingerichtete, Ordnung abgeändert und bestimmt, dass 
im Falle das Bedürfniss des Staats es erfordere, oder 
bei Annäherung des Termins zur Berufung des Reichs- 
tags, in Liyland zeitig ein Seimik {*) zu Wenden yer- 
sammeit werden solle, um die Deputirten zum Reichs- 
tage, je zwei aus jeder Nation, zu erwählen, d. h. aus 
den in Liyland angesiedelten Polen und Litthauern und 
den Liyländern. 

3. Persönliche Rechte des Adels. 

In Beziehung auf den Dienst. 

In Grundlage der Yereinigungsakten mit Litthauen 
und Polen sollten alle Landesämter in den Grenzen 
Liylands ausschliesslich durch mit Güter angesessene 
Eingeborene Deutscher Herkunft besetzt werden {**). 
Bloss als Ausnahme konnten zur Kriegszeit einige be- 
festigte Schlösser auch Leuten anderer Nation anyer^ 
traut werden. Allein in der Folgezeit, während der Pol« 
nischen Herrschaft, erfreute sich der Polnische und 
Litthauische Adel nicht nur des Rechts der Anstellung 
in den Landesämtern in gleicher Weise als der einge- 
borene Adel, sondern durch die Ordination yon 1589 
ward Letzterer gänzlich yon der Besetzung der 26 
wichtigsten Starosteien ausgeschlossen (***)• Die Ein- 
künfte dieser Starosteien wurden nach yorgängigen^ 
Anschlage in drei Thcile getheüt, yon denen einer nach 

(*) Zaiaszowski. Jug publicoiii Regal Polonis. 
(**) Beichstagsbestimmung über LiTland t. 1&89 (yolum. legum II, 
p. 1262) Oratio Livoni» sapplicantU p. S2. 
{***) Oratio LiTonin suplicanlis, p. SS. 
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jihrlicbem Wechsel an die Polnische oder Litthanisdie 
Kasse fiel, einer für die Yertheidigirag Liylands, oiner 
für Unterhalt der Starostei bestimmt war. Hit An»- 
nahme der obenerwälmteny konnten die übrigen Staro* 
steien ond Schlosser anch Liylandem anvertraut wer^ 
den. Die kleinen Ländereien und Güter wurden in le- 
benslänglichen Besitz Kriegsleuten niederen Grades 
Polttischery Litthauischer und Liyländischer Nation ge- 
geben. Obwohl, in Berücksichtigung mehrfacher Bitten 
der Liyländischen Ritterschaft, Sigismund III im Jahro 
1597 versprach, die Bestimmungen yon 1589 abzuän- 
dern,— so kam das Versprechen doch erst 1607 inso- 
weit in Erfüllung, dass bestimmt ward, diejenigen Liy- 
ländischen Edelleute, die sich seit Stephan Bathory's 
Zeit der Pohiischen Regierung treu bewiesen, sollten 
gleich den Polnischen und Litthauischen zur Besetzung 
der Starosteien zugelassen werden (*)• 

In Beziehung auf peinliches Gericht und Verfahren. 

In Sachen, die kein Kapitalverbrechen betrafen» 
wurde der eine Burgschaft beibringende Edelmann 
von personlichem Arreste befreit. Die städtischen Ge- 
walten und Behörden konnten nur dann Edelleute und 
deren Leute mit persönlichem Arrest belegen, wenn 
dieselben beim Begehen selbst eines Kapitalverbre- 
ehens ergriffen wurden (**)• 

In Beziehung auf Abgaben und Leistungen. 

Die Liyländischen Edelleute blieben befreit von 
Abgaben und Leistungen^ ausser dem Rossdienste, von 
Zöllen und Accisen sowohl in Livland, als den andern 
der Krone Polen unterworfenen Ländern, wie auch 



(*) Ordination t. 1S07. 

(*) ReichsUgftbestimmung Über Lirland ▼. 15S8 P. 10 (Vol. leg. If, 
p. lOUj. 
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TOD jeder Zahlung für das Jagdreebt, die Nulnmg der 
Wälder, die Brauerei und Schenkerei in ihren Krügen. 

In Beziehung auf das Vermögen. 
Adlige Güter konnten bis zum Jahre 1581 nur von 
Edelleuten gekauft werden. Im Jahre 1581 gewährte 
König Stephan Bathory, in der zu Drohiczin der Stadt 
Riga ertheilten Urkunde , auch den Bürgern der Stadt 
Riga das Recht adlige Güter zu erwerben, jedoch nur 
mit Bestätigung des Königs (*)• Im Jahre 1582 ward 
durch Reichstagsbeschluss festgesesst, dass zwar adlige 
Güter Yon Bürgern, städtische Ton Edelleuten erwor- 
ben werden könnten,. jedoch so, dass die Bürger für 
die adligen Güter auch alle adligen Verpflichtungen, so 
wie die Adeligen für die städtischen Güter die städti- 
schen Verpflichtungen tragen, und beide Stände je nach 
ihren Gütern ihre Gerichtsbarkeit haben sollten (**)• 

IL Die Zeit der Schwedischen Regierung. 

1. Die verschiedenen Arten des adligen 

Standes. 

Mit dem Eintritte der Schwedischen Herrschaft yer- 
schwand der Adel Polnischer und Litthauischer Nation 
aus Liyland, und es blieb dort nur die alte eingeborene 
Ritterschaft, die, nachdem sie zum Theil schon Karl 
IX gehuldigt, sich yon Gustat Adolph ihre alten yon den 
Polen so oft gekränkten Rechte und Privilegien wieder 
bestätigen liess* An diese eingeborene Ritterschaftschlos-* 
sen sich nun die zur Polnischen Zeit eingewanderten 
Deutschen adligen Familien und die in Liyland in jener 
Zeit nobilitirten. Die Schwedischen Könige verliehen 
grosse Besitzungen an angesehene Geschlechter des 
Schwedischen Adels, und in dieser Zahl auch an solche, 

(*) Die Urkunde Stephan Bathory^e für Riga r. 1581. 
{**) ReichstagsbOBChluas über LUland ▼. 15Si, 8 il. 
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die sich nicht im Lande ansiedelten. Dem Gesetze naeb 
waren die Rechte aller dieser yerschiedenen Arten 
von Edelleuten gleich. Bei der allmählichen Wieder-* 
einfahrung einer Landesverfassung wurde sogar be* 
stimmt, dass die Landräthe zur Hälfte aus Schweden 
genommen werden' sollten (*). Indessen scheint doch 
immer die eingeborene Bitterschaft sich abgeson- 
dert gehalten zn haben l^*), überhaupt durchaus über- 
wiegend gewesen zu sein, wai^ schon daraus her- 
Torgefat» dass die Deputirten, deren in den könig- 
lichen Besolutionen "Erwähnung geschieht, regel- 
mässig zu ihr gehörten. Auch spricht dafür das Wi- 
derstreben gegen die Einführung der Schwedischen Cre« 
setze und das Festhalten am alten angestammten Becht. 
In den ofiiziellen Akten wird fast immer yon Bitter- 
schafl und Adel gesprochen (***), jedoch, wie es scheint, 
eben so wenig zur Unterscheidung zweier yerschiede- 
ner Korporationen, als früher und später durch die 
Bezeichnung: Bitterschaft und Landschaft (****)% Die 
Bitte der Liyländer, um Inkorporation in den Schwedi- 
schen Adel, ward von der Begierung abgelehnt {*****)^ 
Während die meisten neuerdings nobilirten Deutschen 
Familien im Schwedischen Bitterhause aufgenommen 



n Resolution, y. 4 Juli 1643, S 1. 

{**) Man kann wohl mit WahrscheinliclikeU annehmen, dass die BiU 
ien um Wiedereinfnhrang eines Landesraths, eines RitterschafishaupU 
mauns, der Landtage, der Abfassung eines besonderen Gesetzbuchs aus 
den alten Rechten, wohl nur von ihr ausgegangen sein können. 

{***) YergU die meisten Resolutionen ?on der yom li Okt. 1642 an. 

{****) In GustaT AdoIph*sBestatigungsurkunde Tom IS Hai 16S9 wer- 
den die alten Rechte und Freiheiten der Ritterschaft und Landschaft in 
Liyland bekräftigt; auch in den nächst folgenden Resolutionen ist ron 
Ritterschaft und Landschaft die Rede. In der Landtagsordnung r. 1647 
heisst es bald Ritterschaft, bald Ritterschaft und Landschaft. In der 
Resolution y. 81 Okt. 166S wird auch yon «Ritterschaft und Adel in 
Schweden» gesprochen, 

C****) Resolution y. 23 Noy. 1660» P. 2, und 31 Oct. 1662, P. i. 
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wurden, geschah dies mit dem altän eingeborenen Adel 
nur wenn er in Schweden Güter und Wiirden erwarb. 

2. Iforporationsrechte des Adelsstandes. 

Die Landtage. 

Der Livländische Adel (in der Landtagsordnung Toa 
1647 bald als Ritterschaft, bald als Ritterschaft und 
Landschaft bezeichnet) yersammelte sich alljährlich zum 
Konvente oder Landtage in der Stadt Riga (*)i Die 
Berufung des Landtags gebührte dem Generalgouyer- 
neur oder dessen Stellvertreter, nach vorgSingiger Be* 
ratkung mit den Landräthen {**) . Auf dem Landtage er- 
schienen alle im Lände £itigesessenen (***), unter An- 
drohung einer Strafe für Nichterscheinen ohne gesetz- 
liche Grunde. — Die der Landtagsberathung unterlie- 
genden Gegenstände waren: 1) Landesahgclegeüheiteii, 
die sich insbesondere auf den Adel bezogen, ä; Vor- 
schläge, die das Wohl und die Yerbesserung der Lage 
Livlands betrafen. Beschlüsse von einiger Wichtigkeit 
wurden der Regierung zur Bestätigung unterlegt. 
Rechtssachen konnten gar tiicht von dem Landtage vei^ 
handelt werden (****)• — Das Verfahren auf den Landta- 
gen, die Yerhandlungs weise, die Art der Beschluss- 
nahme und die Ceremonien beim Schluss des Landtags 
sind in der Landtags-Ordnung y. 5 September 1647 
festgesteUt. Dieselbe war auf einem früheren Landtage 

(*) Resol. T. i lull 1043, P. 1. - Die Landtage scheinen ans ien 
Venammlangen der eingeborenen Hilterschaft entstanden nnd mit dem 
Beginn der Schwedischen Herrschaft gesetilich geworden sa sein. 

(♦*) Resolution t. 6 Aug. 1634, S 7.-Landtags-0rdnung ▼. 1W7, 9 I. 

{***) Landtags Ordnung r. 1647, t S.— Unter diesen Eingesessenen dto 
• Landes ist Wohl nur der besitsliehe Adel xu Tcrstehen, wie darcos h«r- 
Torgeht, dass immer blosr ^on der Ritterschaft und Landschaft die R«- 
de ist. Vergl. auch die Ver«»rdnung t. SO Ded< 16M, ü 8, ü. 

(****) Resol. ▼. 4 JuU 1643, 3 1. 

8 



bifchloMen (*), auf Befehl des GeneralgouTerneim 
Oxenstiema schriftlich abgefasst, und Ton der Königin 
Chrütina bestätigt worden (**)• Sie wnrde zmn Theil 
durch die Verordnung yom 20 December 1694 bedeu- 
tend modificirt; indessen sind, nach WiederhersteDung 
des alten Landesstaats durch Peter den Grossen, die ur- 
sprunglich fest^stellten Regeln in die Landtagsordnun- 
gen Ton 1742, nSdf 1802 und 1827 übergegangen und 
sind grösstentheils bis jetzt in Kraft. 

Der Ritterschaftshauptmann. 

Im Jahre 1634 ward auf Bitte der Liyländischen 
Ritterschaft derselben zugestanden, wieder einen Rit- 
terschaftshauptmann (*^*) oder Landmarschall und einen 
Sekretair zu wählen. Ersterer ward anfangs nur auf ein 
Jahr gewählt und rem GeneralgouTemeur bestätigt {****)• 
In der Folge aber (im Jahr 1648) ward bestinmit, dass 
er auf drei Jahre gewählt werden solle (*****), ^as auch 
noch jetzt beobachtet wird. Seine Verpflichtung war 
die Verhandlungen des Landtags zu leiten, die dort 
gefassten Beschlösse in Ausführung zu bringen, und 
überhaupt die Ritterschaft zu Terüreten (******j. 

(*} Yerg I. Einfang nir Landtaffi-Ord. t. 1S47. 

(^*) Ltnditf »-Ordnung, iralefa« aof 1. K. If . gnidigtteltaUikftUan d«r 
OeneralgoaTernenr hat abfaiMB «ud pnbliciren lacaen In Biga, das S 
Sapl. 1647. 

{***) Dai Amt alnat Kittarsehaitshauptmauu hAtta in ÜTland anak 
wibrand dar Polniachan Harrtchall fortbastandan, und war arat Im 
lahra 1599 Ton dar Polniachan RaYiaionakommiaaion abgaachafll wordan. 
Targl. Gadabnach. II, 9» p . 916, 917. Uiaa bawaiat mglaich, wia dfa ain- 
faborana Eittarachall trots allar Yarandamnganiich insammangehaltaa 
hatta. Uar latita Ritanahaflahanptmann war damaU aln Tiaaanhanaaa* 

(****) EaaolQtiM T. S Ang • 1684, P. 7. - Uadtaga-Ordnonf t. 1647, 
68. 
{*****) RaaaU t. 17 Aug. 1646, 6 4. 

(****'*) RaioK T. 4 Juli 16a, S 1. 
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Das LaiidnllidcoU«güim. 

Im Jahre 1643 ward auf Bitte der Ritteracliaft ein 
Landesrath errichtet, der in der Folge als Landrath»- 
kollegium bezeichnet wurde« Dieser Landettrath ioUte 
ans sechs besitziichen EdeUeoletl, zn einem LiTlimder 
imd einem Schweden ans jedem Kreise, bestehen» die 
auf Lebenszeit vom Adel gewählt und vom Generalgoiit- 
Temeur im Namen des Königs bestfttigt wurden. Sie 
hiessen Landrathe und waren TerpÜchtett 1) dem Ge» 
neralgoUTemeur in Allem beizustehen, was sich auf 
das Wohl des Landes bezog; 2) auf gehörige Leistung 
des adligen Rossdienstes zu sehen; 3) in den Kreisen die 
Beschwerden anzunehmen und auf den Koaventstagen 
* zur Kenntniss des GeneralgouTemeurs und seiner Bei^ 
•itzer zu bringen f ).— Im Jahre 1648 wurde die Zahl 
derLandrithe bis zwölf rermehrt, zu Tier aus jedem 
Kreise und in gleicher Anzahl Schweden und Livlifr- 
der, die mit Gutem angesessen. Drei Ton den Landrä- 
Ihen sollten stets ab Beisitzer dem Hofgerichte beiwoh- 
nen (**)• Dem Generalgouvemeur wurde zur Pflicht 
gemacht in allen Landesangelegenheiten sich mit den 
Landräthen zu berathea und ihren Bath zu Temeb- 
men ("*). 

Die Adelskasse. 
Im Jahre 1643 wurde der Livlfindischen Bitterschaft 
auf ihre Bitte gestattet, eine sogenannte Landlade zu 
bilden, durch Feststellung einer Zahlung yon einem 
halben Thaler yom Haken ('***). Der GeneraIgouTer'>» 
neur wurde yerpflichtet auf die richtige Einzahlung des 
Geldes zu sehen* 



n ReMlaÜon ▼. 4 Juli 1S4S, 1 1. 

(**) Refol. T. 17 Auf. 164S, SS S, S. 

(***) BvtolQtioii T. M HoY. 1660, SS 6-9. 

(«•••) aeiol. T. IS Okt. 164i u. t. 17 A«g. 16tS» S S. 
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Die Adelsmatrikel. 
In die Zeiten der Schwedischen Regierung gehören 
die ersten Projekte zur Aufstellung eines besonderen 
Yerieichnisses oder einer Matrikel {") aller adligen 
Geschlechter, deren Fuhrung dem Adel selbst überlas- 
sen sein sollte. Die Beweggründe hierfür sind in der, 
auf die bezügliche Bitte der Ritterschaft erfolgten, Re- 
solution der Königin Ghristina vom 14 November 1650 
angegeben 8 1: «Demnach J. K. M. vernehmen, dass 
in Livland einige Konfusion und Unordnung darinnen 
eingerissen, dass Viele, so nicht von Adel sind, gleich«» 
wohl davor respektiret sein, auch zum Theil grösserer 
Vorzüge und Prärogativen geniessen wollen, als ande- 
re, so entweder von adeliger Geburt und Herkommen« 
oder auch selbsten von hoher Obrigkeit den Adel er- 
worben: So haben daher o J. K. M. da Sie, nebst ande- 
derer Dero getreuen Unterbauen Wohlfahrt, auch gerne 
sehen, dass der adelige Stand in Livland und dessen 
gutes Aufnehmen und Vermehrung befordert, insonder«* 
heit aber» dass dieser Adel bei seinem gebührenden 
Respekt und Honneur konseryiret und gehandhabt wer« 
de, demselben eine Ritterbank zu haben gnädigst be« 
willigen und erlauben wollen, auf welcher die ganze 
Ritterschaft und Adel in Livland, so viel derselben Güter 
im Lande besitzen, ihren gewissen Sitz und Stelle haben, 
und darinnen sie ihre Familie und Ahnen anzeichnen und 
distinguiren kann; da sie denn selbst darauf sehen werden, 
dass kein anderer auf der Ritterbank admittiret werde, 
ab von dessen adeliger Herkunft sie guten Grund und 
Wissenschaft haben, oder welchem aus Gnade der ho- 
hen Obrigkeit, zum Theil auch seiner Meriten wegen, 

(*) Vergl. jedoch das oben In Beiiehung auf die Ordination Ton 1S98 
Gesagte, and dann die wenige Jahre frfiher in dem benachbarten Kor- 
und elogefrihrte RltterbankB-Ordnnng. 
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diese Ehre und Dignitfit konferiret niorden» {*)• E$ 
scheint indessen» als ob die beabsiGhtigte Niedenet-- 
zung einer Kommission zur Abfai^ung eines Yerzeich« 
nisses von Ritterschaft und Adel in Liyland nicht in 
Ausführung gekommen {**). Wahrscheinlich lag der 
Grund darin, dass bald hierauf die Königin Christine 
(1653) den Thron dem kriegerischen Karl X abtrat^ 
der seine Regierung mit einem Kriege gegen Polen, 
Russland und Dänemark begann, welcher bis zum Oli- 
Taschen Frieden von 1660 dauerte {***). 

'Veränderungen, die am Ende des XYII Jahrhunderts 
in der Korporationsverfassaug des Liyländischen Adels 

vorgingen. 
Hissverständnisse zwischen dem Generalgouverneur 
Öxenstierna und dem Adel hatten zur Folge, dass die 
Regentin Hedwig Eleonora im Jahr 1662 dem Letzte- 
ren Torschrieb, sich nicht in Regierungäangelegenhei- 
ten zu mischen; im Jahre 1690 aber, bei Gelegenheit 
der wegen der Güterreduktion entstandenen Unzufrie- 
denheit, verminderte Karl XI die Zahl der Landräthe 
auf nur sechse (****). Endlich erfolgte eine yöUige Ver- 
änderung der adligen Korporationsyerfassung durch 
königliche Resolution vom 20 December 1694, in wel- 
cher bestimmt ward: 1) das Landrathskollegium sei 
aufzuheben, weil die von der Schwedischen Regierung 
zur Reihulfe für den Generalgouverneur eingesetzten 
Landräthe ihre Gewalt missbraucbt; 2) ein neues Ver- 
zeichniss alles Schwedischen und Liyländischen Adels 



{*) Buddenbrock Sammlung u, s . w. II, p. tSS* 

{**) Vergleiche die Resolution vom SO Decb. lOOi, S 9. 

{***) AulTallend erscheint indessen, dass bei der im lahre 1747 an- 
gefertigten Eitterbank ausdracklich Familien Schwedischer Abkunft un- 
terschieden werden, die unter Schwedischer Herrschaft das Indigenai 
erhalten, und solche die in Bussischer Zeit dasu gelangt. 

(****) Friebtt. Geschichte Uy- Ehal- und Kurland'!, V, p. Sl« 
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sei ritzufimeii; 3) irom OeneralgoaYerMtir ioUe dwrok 
INiblikal der Landtag bemfen werden, aof welchem 
ricli alle beeitilichen Sdiwedisclien und Livlaadisolieii 
Sdetteote ni Tersammeln htttten. 4) Der Generalgonrer^ 
nev» oder der ihn Vertretende Gonyemenr, habe auf 
dem Landtage den Yorsitz zu fuhren nnd auf die Ord- 
nmg der Yersamminng za sehen. Unter seiner Anfsicht 
solle der Ton ihm ernannte Lttidmarschall die Yerhand- 
hugen leiten. 5) Der Generalgontemenr habe ans dem 
auf dem Landtage yersammelten Adel einige Personen 
zu exnenoeni bekannt durch BechtschaflienheU und Er- 
CRhnmg» als einen Ansschuss der BitterschafiL $) Jede 
zur Yerhandlung kommende Angelegenheit sei TorUlU' 
fig vom Generalgonvemeur zu beprufen nnd jeder Be- 
scUuss des Landtags ihm zur Besttttigung Torzulegen» 
7) Nach Beendigung des Landtags habe der Landmar- 
sdiali sein Amt niederzulegen. — Auf Grundlage einea 
königlichen Befehls, setzten die 6eneralgou?emeur& 
Hastfer 1695 und Graf Dalberg 1697 ~ durch Publi- 
kate alle LiylAndischen Edelleute aufiSurdernd Beweise 
über ihren Adel beizubringen — eine besondere Korn- 
missbn ein» um die beigebrachten Bdege und UrkuiH- 
den durchzusehen. Allein der im Jfahr 1700 enlbren-^ 
iiende grosse nordische Krieg und die Eroberung Liy* 
lands durch die Bussen machten bald den BeacbttfUgun- 
gen der Kommisfliion ein Ende» 

3. Personliche Rechte des Adels. 

In Beziehung auf die persönlichen Standesrechte^ 
hatten db Livlflndischen Edelleute durchaus keine Yor- 
reQhte tot den in Liyland angesiedelten Schwedischen. 
Die Bitten des LiyiSndisGhen Adeb» ihm einYonug»* 
recht auf di^ yon der Krone zu besetzenden Aemter 
in den Grenzen Liylands zuzugestehen» blieben uid>e- 
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rnckstchtigt (*). Troti aller allgemeinen Bestttigongen 
der alten Pririlegien und Rechte der LhUindischen 
Ritterschaft yon Karl IX und Gnstay Adolph an (**)» 
geschahen doch Eingriffe aller Art, die freilich, wie z. 
B. die Belastung mit Naturalieferungen und kommissa* 
rialischer Justiz, immer ab von augenblicklichen Um- 
standen geboten entschuldigt yrurden (***)• Was den 
Lehnsbesitz und das Eigenthumsrecht betrifft, so wur- 
den beim ersten Eindringen der Schweden nach lir- 
land den einzelnen Besitzern die von ihnen besessenen 
Lehen und Guter zugesichert, und ihre Rechte, die, 
wie aus dem oben Gesagten heryorgeht, fast unbe* 
schränktes Eigenthum an den Gutem mit sich brachten» 
mehrfach yon den Schwedischen Monarchen bei ihrer 
Thronbesteigung und andern Gelegenheiten bestt- 
tigt i^**"). Dessen ungeachtet aber entstandenin Beziehung 
auf den Grundbesitz so heftige Streitigkeiten und eine 
solche Verwirrung, dass eine Gewissheit undSicherheit 
desselben kaum mehr in Liyland zu bestehen schien. 
Diese Lage der Dinge ging aus folgenden drei yon der 
Schwedischen Regierung ergriffenen Massregeln her- 
yor: 1) Sie yerwandelte die Lehen in Liyland, wo längst 
ein besonderes Erb - und Dispositions -* Recht sich £ur 
dieselben gebildet hatte, wieder in Mannlehen. 2) Sie 



(*) Besol. Tom 6 Aog. ISU, S • und T. 17 Aoz» 164S, S •• Die Bitte 
der Ritterschaft grfindete sich aaf das PriTileginm Sifisanuid Aagn«l*i. 

(**) yergl. dieyerhaiidliiii«en Bit Karl IX T. 1601. die Urkunde Guitiif 
Adolph's T. IS Mai 16SS. Noch in der Besol. Ton 10 Mai 1678, S 1 
Tersprach Karl XI, dass das Corpus pririlegiorum bestitigt und kein 
Eingriff gegen dasselbe stattfinden solle. Dies weiset ttbrigent darauf 
hin, dass unter «Ritter- und Landschaft» nicht der Schwediselie Adel 
in LiTland mit'Terstanden sei. 

(***) yergleiche die Resoh t. Sl OKlbv ffSIt, IS 9, IS und t. 10 Mai 
1678, SS 1, SS. 

(*«**) yargl. die Crk. GusUt Adolph*s t. 18 Mai 1690, Ghristina*s t. 
6 Auf. 163i und 4 Juli 1643, Hedwig Bleonora's t. » Kot. 1660, Karl 
XI T. 10 Mal 1619. 
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ertheilte das Recht des Besitzes von Landgütern an die 
$Udlbürger Riga's upd setzte 3) die siogenannte Re^ 
dnktipD fest. 

Die Verwandlung der Livländischen Lehen in 

Mannlehen. 

Im Jahr 1604 ward auf dem Norköpidger Reichs- 
tage für Schweden festgestellt (P. 14): 1) dass bei jeder 
Thronbesteigung die Gutsbesitzer verpflichtet sein soll- 
ten, jeder für sich, die königliche Bestätigung ihrer 
Rechte zu erbitten; 2) dass Niemandem gestattet sein 
solle, sein Gut zu verkaufen oder zu verpfänden, bevor 
er dasselbe dem Könige angeboten; 3) dass die Güter 
eines ohne männliche Erben in grader absteigender Li- 
nie Verstorbenen heimfallen und nicht an SeitenlinieB 
kommen sollten; 4) dass wenn der Verstorbene eine 
Tochter hinterliesse, die Krone verpflichtet sein solle» 
dieselbe auszusteuern, oder wenn ihr Gatte sich dessen 
würdig zeige ihm das Gut als Lehen zu geben, für 
seine männlichen Nachkommen in gerader absteigen- 
der Linie (*). Obwohl, wie gesagt, das alte Livländische 
Erbrecht im Lehen mit den anderen Rechten und Pri- 
vilegien von der Schwedischen Regierung bestätigt 
worden, obwohl der Norköpingsche Beschluss aus einer 
Zeit datirte, wo Livland noch gar nicht zu Schweden 
geborte, — ^und obwohl endlich Karl XI im Jahr 1678 
erklärte, das£( dieses Gesetz sich nicht |iuf l^ivland be- 
ziehe, weil, selbst zufolge dem denselben Gegenstand 
betreffendeip Reichßtagsbeschluss von 1655, jede Pro- 
vinz nach ihren eigenen Rechten zu regieren sei (**), 
so blieb doch dies Alles unberücksichtigt. Nicht nur 
wurde die Verordnung von 1604 bei den von den 
\ . 

{*l Tergl. Hupel. Nordische Misüellen Stack S| and SS. 
\^% Retol. V. tO Hai 167S, S 3. 
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Schwedischen Königen ertheilten Lehen in Livland in 
Anwendung gebracht, sondern eine ähnliche Ansicht 
auch für die frühem Zeiten geltend gemacht, weil sich 
aus dem Mittelalter her noch einige wirkliehe Mann- 
lehen erhalten hatten. 

Ertheilung des Rechts znm Güterbesitz an die Bürger 

der Stadt Riga. 

Während der ganzen Zeit der Schwedischen Herr* 
Schaft, war es nicht bloss den Schwedischen Edelleuten, 
sondern auch den Bürgern Riga's erlaubt, Güter zu be- 
sitzen, mit denselben Rechten wie die Liyländischen 
Edelleute. jedoch mit der Bedingung, dass sie gleich 
den übrigen Gutsbesitzern die nOthigen Obliegenheiten 
erfüllen und den gewöhnlichen Rossdienst leisten, in 
Beziehung auf den Grundbesitz auch unter der Juris- 
diktion der Landgerichte stehen sollten (*)• 

Die Reduktionen. 

Auf dem Reichstage von 1655 ward von den Schwe- 
dischen Ständen beschlossen, jedoch nur für Schwe- 
den (**), die Lehngüter einzuziehen, welche yon den 
dermaligen Besitzern ungeset;clich erworben worden. 
Auf dem Stockholmer Reichstage y. 1681 setzten die 
drei Stände der Geistlichkeit, der Städte und der Bau- 
ern, trotz der Protestationen des Adels, fest: 1) Dass 
alle Lehngüter, die irgendmal der Krone gehört und 
auf ungesetzliche Weise (d. h. gegen die im Gesetze 
yon 1604 enthaltenen und in Schweden immer gesetz- 
lich g^twesenon, aber yon der Gewohnheit unbeachte- 
ten, Grundsätze) in Priyatbesitz gelangt, einzuziehen 



(*) Urk. GnstaT Adolph's für Riga ▼. «5 September 16S1, S Sfl; Resol. 
ffir Rift T. 31 Octob. 1669, S 4; Resol. auf die Bitten der RÜterschan 
Y. 81 OlLt. 1669, S 18. (Uebrifens ffrüudele sich dieses Recht der Burger 
Riga*s auf des PriTiiegium Slephaneum.) 

(*^ Vergl. Resol. ▼. 10 Hai 1678, 8 8. 
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men; 9) da» dieM Hassregel auch auf alle Prorinzoi 
des Schwedischen Reiches ausgedehnt werden soOe; Zur 
Ansfiiuning dessen wurden folgende drei Kommissio- 
nen angeordnet: 

1 . Die Redaktionskommission prüfte die Rechte, in 
6mndl|ige welcher die Guter in den HSnden der ge- 
genwärtigen Resitzer waren, nnd zog alle (nach Obi- 
gem) ungesetzlich erworbenen ein. 

2. Die Liquidationskommission prüfte und lösete die 
Pfandyerschreibungen ein, in Grundlage welcher Pri- 
vate Ton der Krone Guter erhalten. 

3. Die Obseryationskommission prüfte die frühere 
Verwaltung der eingezogenen Güter und bestrafte die- 
jenigen, die sich Nachlässigkeiten oder Retrügereien 
hatten zu Schulden kommen lassen. 

Die Ritten und Vorstellungen der Liyländischen Rit- 
terschaft, diese Massregehi nicht auf Liyland auszu- 
dehnen, blieben unberücksichtigt. Die Schwedische 
Regierung gründete ihre abweisende Antwort darauf, 
dass in der yon der Ritterschaft angeführten Urkunde 
ErzbiBchofr Sylyesters der Ausdruck: «bis ins fünfte 
Glied beiderlei Geschlechts^ nicht «in ewigen Resitz» 
heisse, sondern wörtlich verstanden werden müsse, und 
dass das Privilegium Sigismund August's niemals yon 
der Schwedischen Regierung bestätigt worden sei (*). 
Die Schwedischen Kommissarien erschienen 1681 in 
Liyland und begannen sogleich, anfangs nur die zur 
Zeit Karl XI selbst nach Ldialt der Restimmung yon 
1604 ungesetzlich erworbenen Güter einzuziehen, 
später aber überhaupt alle Güter, deren Resitztitel aus- 
serhalb der vom NorkOpingschen Reichstage 



(*) RmoI. V. 17 JoBi 16S0 und 10 Miri ISSl. 
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fen €k*eiieen sieh befasden. Auf diese Weise ^nnth». 
TOD (0^ in Pmathlliiden befindlichen Haken, SäsF 
eingezogen, dagegen mir 1031— d. h. ein Sechstel— in 
den Händen des Adels nnd 79 in denen der Prediger 
gelassen. Die einiige Erleichterung, die yom Könige 
auf Tielfache Bitten endich gewährt vnrde, bestand 
darin, dass die Gäter, deren Einkünfte 600 Thaler 
nicht erreichten, den frikhem Besitzern in ewige ArreiH 
de gegeben wurden, mit Erlassung eines Drittels oder 
der ganzen Arrendesnnune. Hieraus entstand die Be- 
zeichnung Yon Terlial-und GratisA-Gütem. 

UL Seit der Yereimpmg mü Rmüm^d. 

1. Anfertigung der Adelsmatrikel. — ^Ritter- 
schaft und Landschaft» 

Am 29 März 1728| steUto die sich zum Landti^e in 
Riga Tersammelnde Liyländische Ritterschaft dem Ge- 
neralgouTemeur Lascy einige Gesudisartikel yor, in 
denen sie, auf die Resolution der Königin Ghristina T. 
14 Noyember 1650 yerweisend, die Gouyemements- 
Obrigkeit bat: 1) einige Personen aus der Ritterschaft 
zur Abfassung einer nach bestinmiten Klassen einge« 
theilten Matrikel zu ernennen, und9) deuEingesessenen 
im Lande, welche noch keine Beweise über ihren Adel 
beigebracht, yorzusdireiben, dies ungesäumt zu thun, 
weil die Ritterschaft beabsichtige nach Abfassung der 
Matrikel im Ritterhäuse die Wappen aller Adelsge» 
schlechter aufzustellen, in der yom Generalgouyemeur 
am 22 Aug. 1729 erlheilten Antwort heisst es, dass, in 
Berücksichtigung der yon dem Adel angegebenen 
Gründe, die Einfohrung einer Matrikel oder eines Yer* 
zeichnisses der Adelsgeschlechter in Liyland gestattet 
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werde; die za dieaem Ende Ton der Bittenchaft ge* 
pfählten KommiMionsglieder sollten aber dept8]|ii?er- 
nementflobrigkeit zur Bestätigung yorgestelU werden. 
Hierauf machte der GeneralgouTemeur Lascy dnrdi 
einen gedruckten Befehl y. 17 Noy. 1730 dem Lit- 
lindbchen Adel bekannt, dass yon Seiten der Staata- 
regiernng die Entscheidung für Anfertigung einer Ma* 
irikel eingelaufen, und dass zu diesem Zwecke eine 
Kommision errichtet werde, woher Jeder, de^ zum 
Ortlichen Adel gehüre und seine Eintragung in die 

Matrikel wünsche, im Laufe des Jahrs 1731 für Her- 
beischaflnng der dazu nOthigen Dokumente zu sorgen 
habe. In der Folge wurde durch Pubiikat y. 13 Sept. 
1732 bekannt gemacht, dass die Kommission zur Ab- 
fassung der Matrikel eingesetzt worden, und aus den 
Landrülhen, dem Landmarschalle und einem Gliede 
aus jedem Kreise bestehe, und da^s dieselbe beim Be- 
ginn des Jahres 1733 ihre Sitzungen in Biga eröffnen 
werde. Zugleich wurde ein jährige^ Termin sur Vor- 
stellung der Beweise gegebeu* Nach Eröffnung ihrer 
Sitzungen fand die Kommission, dass die anzeigen über 
den Adel nur sehr langsam eingingen und selbst diese 
zum grossen Theile ohne Beweise, upd nur mit Beru- 
fung auf dritte Personen. Daher ward durch Publikal 
yom 6 Februar 1735 neuerdings bekannt gemacht, dass 
als Beweise des adligen Standes angenommen werden 
sollten: 1) sichere und unbestreitbare Notorietät. 
2) Adelsdiplome oder Indigenatsdiplome und 3) das 
Zeugniss wohlbekannter MAoner. Zugleich wurde je- 
dem Geschlechte zur Pflicht gemacht nachzuweisen, 
wann und zu welcher Zeit seine Vorfahren unter frik- 
heren Herrschaften in Livland, Esthland oder auf der 
Insel Oesel donirte oder gekaufte Güter, Lehn-oder 
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Allodial- Güter 1)e8CS8en und welche es jetzt selbst noch 
besit9e^**so wie auch die Donations-und Kauf-Briefe 
und andere Dokumente yorzuseigen. — Dasselbe ward 
im Publikat yom 25 April 1737 wiederholt und ein all- < 
endlicher jtthriger Termin gestellt. — An die Beprufung 
der Rechte und Ansprüche auf den adligen Stand ge- 
hend, beendigte am 20 Juni 1747 die Kommission ihr 
Geschäft, welches, laut der ihr gegebenen Instruktion, 
in der Beprüfuug der yorgelegten Dokumente und iii 
der Placirung der Adelsgeschlechter nach Klassen, je 
nach ihrer Niederlassung in Liyland, bestand. In die 
erste Klasse kamen die Geschlechter, die sich zur Zeit 
der Ordensherrschaft daselbst niedergelassen, an Zahl 
^2; in die zweite die Geschlechter, welche das Indigenat 
im Herzogthume Liyland (*) während der Polnischen 
Herschaft erlangt, an Zahl 16 f *);— in die dritte, die- 
jenigen, welche dasselbe zu Schwedischer Zeit erwor- 
ben, an Zahl 45 (***); — in die yierte die, welche seit 
der Vereinigung mit Russland das Indigenat in Liyland 



[*) RilterbaDk oder yerzoichniff aller za dem Rorpi der RUterfrchafl 
des HerzogthaiDs LiTland gehörigen annoch subsisiirenden adligen Fa- 
milien. Riga den 89 Juni 1747 (Nach einer am 8 Oktbr. 1760 beglaabig- 
t«n Abschrift, die dem JutUzkollegium der Liv • und Es^iindiichen 
Sachen übergeben urorden). 

(**) In dieser Zahl befindet sich eine Franiosiiche familie «de la 
Barre» und eine Schwedische: Boye, die beide jeUi in Livland avsge- 
■torben. Die übrigen sind thell« in jener Zeit aas Deutschland herüber- 
(ekommene, theils d«imals nobilltirte inlindische Dentsehe Familien, 
•der aber altadlige Deutsche Geschlechter. 

(***) Unter diesen sind Schwedische FamUien: StiernlOelm, Plstohl- 
fcors, Jgeistrfim, Stahrenschjld, Güldenhof, Gronmann, Stlemstribl 
und die aus Schweden herübergekommene Schottische Familie Loewls. 
yon den Schwedischen Geschlechtern sind die beiden ersten noch in 
li?land besitzlich; die JgelstrÖm sind es in Eslhland. 
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erwotben» an Zahl 59 (*), — im Ganieii 172 Ge- 

sddechtern* 

Hiermit war die Gnmdlage zu der sogenamitea Ma- 
trikel gelegt» die» langst beabrichtigt, wie es scheint, 
luerst im Jahre 1747 yöllkommen zur Ansfährang ge- 
langte* Seit dieser Zeit begann der LiTlandische einge- 
borene (d. h. in die Matrikel eingetragene) Adel oder 
dieBitterschaft nene Glieder nicht anders aofzonehmen, 
als nach den in den Landtagsordnungen^ anfgestellten 
Begeln. In der Landtagsordnong yon 1759 (i 4 des Ti- 
tel Y) heisst es: aDie Gesuche um das Indigenat mte- 
sen acht Tage Tor Anfang des Lomdtags in der Bitter- 
achafis-Kanzellei eingegeben werden« Welche spater ab 
acht Tage yor dem Landtage prodncirt sind, werden 
für das Mal nicht zum Vortrage kommen.»—- Von den 
for die Aufiiahme gestellten Bedingungen ist nnr be- 
kannty dass der um die Aufnahme Ansuchende Torgin- 
gig die oben angegebenen Beweise seines adligen Stan- 
.des beizubringen hatte, nadi deren Beprüfung er auf- 
genommen werden konnte. Doch heisst es Titel YI, 912: 
«lieber die eingekommenen Indigenats-Gesuche kann 
ein jedes anwesende Mitglied der Livlandischen Bit- 



f ) Hiw4yhn Familien find In dieser Zahl! SeheFeflMtjew« GoUwUa, 
Scliaflrow, Jafasiniky, Golowin , BibilLOW« M asiowt Trulietikoy, B.»- 
miniow; Se^jP^'*^^^' Poite, Skagh, 6yllentchmidt,Palmbftch,imd die 
allein Jetit noch besftiliehen JSrmerstedl. Dann gehören noch in die Zahl 
die IriiiuUacbe Familie Laaey , m welcher unser berfthmter General-Feld» 
marfchair Laacy gehörte, und die ebenio in Anttland damals hachaiiH> 
gesehene Franaösische Familie yillebeis. Einige der ersten waren m 
Jener Zeit in Li?land besitidich« andere sind es noch jetit. Die genaui- 
ten Sehwedischen Familien scheinen in Li?land nicht mehr snexistiren; 
Laesy mochte wohl nie dort besitslich gewesen sein; die yillebois hn- 
ben neeh Jetrt daielhst Landgüter. Eis snm Jahre 1760 waren dana 
noch nenn Familien aufgenommen worden, Ton denen swei Enaiisehec 
Dolgomki und Woronsow. 

(**) Das Original, yon 11 LandrSthen, dem liandmarschalle and 4 
DeFiUirten «nterieichnet, wird ImArehiT» der Eitterschaft aufbewahrt. 



t87 

tenchaft TOtiren. Es kann aber nicht eher ab den fol- 
genden Tag nach geschehenem Vortrage yotirt werden. 
Der Kandidat muss, um angenommen zu werden, mehr 
ab drei Yiertheile der Stimmen für sich, nnd weniger 
ab drei Yierlheile wider sich haben, wie solches in dem 
festen nnd einmälhigen Landtagssohloss Ton 1750 fest- 
gesetzt worden» (*)• 

Bald nach der Zeit der Abfassung der Matrikel ward 
von Seiten der Gouyemementsobrigkeit der Name Bit^ 
terschaft dem in die Matrikel eingetragenen Adel, der 
eine besondere Korporation bildete, gegeben; unter 
Landschaft (**), oder Landsassen, dagegen, alle nicht zu 
der Matrikel gehörenden Gutsbesitzer yerstanden (Her- 
ren Possessores, welche mit Erbgütern angesessen sind 
und nicht zum Korps der Ritterschaft gehören)^ Ab Be* 
web dafür dienen die Akten jener Zeit, wodurch die 
nicht zum Korps der Bitterschaft gehörigen Landsassen 
aufgefordert wurden, einen besonderen Deputirten zur 
ander Abfassung derUlosbenie zu ernennen^ 



(*) DaiB dl« Anftiftlune aber gans Ton dem gutaii Willen der Bitter» 
•ehaft abhinf , sckelat flbriffens aaeh ans dem bald darauf anabreebaji^ 
den Streite mit den sogenannten Landsassen berrorsagehen, die meisl 
Bdelleate iraren, und weil sie nlebt rar aitterseball gebCrten, Ton die- 
ser nicbt rar Tbellnabme an der Wabl ton Depatirten fflr die Gesets« 
kommission In Moskau sngelassen mirden, auf Ihre Besehwerde aber 
die Brlaubnlss erbielten, aus ibrer Mitte gleicbfals einen Deputirten ra 
ernennen« 

(**) Dieser Unterscbied in der Beieicbnung ist ursprfinglieb unrlck« 
flg (Yergl. Bunge. liT-Bstblandisebes PrlTatreebt I, p. S5. Anmerk. e). 
Mitterschaft und Landschaft bedeuteten bis dahin wohl nur dasselbOi 
als Bitterschaft allein. Derselbe Sprachgebrauch hat in Deutschland 
Statt gehabt, und gleich in der ersten SchwediscSen Zeit werden die 
alten Bechte und PriTilegieu der Bitterschaft und Landschaft bestitigl 
(Urkunde Tom 1 S Mai ISM), und ebenso wird In der Landtags-Ordnung Ton 
1647 bald Bitterschaft allein, bald Bitterschaft und Landschaft gesagt. 
— Yergl. fiber den Oebranch des Ausdrucks «Landschaft« Ton Seiten 
der OouTemements-Obrigkeit die Publlkate Ten 10 Aug. 1747, 9M Man 
und 11 lunl 177fl, SO Juni und 17 Okt. 1774, SS Mal 177S. * HnpeL 
nordische MisieUen, Sttck Till p. 197 und feig. Jetst werden die Bleibt 
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in Grundlage deä Ukascs yon 14 Dcc. 1766 (12801); 
ebenso und insbesondere der Vertrag zwiscben der 
LiyiMndiscben Ritierscbaft und der Landschaft vom 5 
MÄrz^l774 (siehe weiter unten). 

Als durch Ukas des dir igir enden Senats vom 30 Dec» 
1785 vorgeschrieben ward, die Adelsordnung in ihrer 
ganzen Ausdehnung auch in Livland einzuführen, so 
traf die Rigasche Statthalterschafts-Regierung zu Voll- 
ziehung jenes ükases unter andern die nöthigen Be- 
stimmungen über Abfassung eines adligen Geschlecht»^ 
buchs, was auch ausgeführt wurde, wie aus dem Be- 
richte der Rigaschen Statthalterschafts-Regierung an 
den Senat ersichtlich ist '(*). Bei Vt^iederberstellung 
indessen der früheren Behörden und der alten Verfa»« 
sung Litf ands, schritt der eingeborene Adel wieder 
zur Führung der Matrikel und Aufnahme neuer Glieder 
in Grundlage der alten Ordnung. Nur war durch Ukas 
Ton 10 Januar 1801 dem LandrathskoUegium Torge- 
schrieben, die Lirländische Matrikel nach Form der 
Geschlechtsbücher zu führen, zu welchem Ende diese 
Form publicirt wurde {**). Die Führung und Haltung 



tnr Matrikel ireboreiidan GatsbeBiUar inLi?Und «Landsaitea» fenannt. 
(Inairferii ist in Deutschland ein Unterschied zwischen RitlerschafI and 
Landschaft gemacht, aber wohl nicht überall durchgeführt worden, alt 
zur Ritterschaft alle Ritterbürtigen überhaupt, zur Landschaft nur' die 
Besitzlithen gerechnet wurden, mochten sie nun ritterburtig sein oder 
nickt. £s scheint aber, als sei ein solcher Unterschied in Lirland nicht 
angenommen gewesen, da ohne allen erkennbaren Grund «bald Ritter- 
schaft und Adel», bald «Ritterschaft und Landschaft» bald «ttitter- 
schaft», die in oiTizieUen Aktenstücken gebrauchten Ausdrücke sind). 

(*) Dieser Bericht ist aufgenommen worden im Ukase t. IS OtU 1777 
(Ift&Si). 

{*') gammlong der Publikate der LiTlandlschen Gouternementsre- 
gierung, im Archire der Zweiten Abtheilung 8» K. M. Eigener Kaa- 
Mll^i. 
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eines adligen GescUecUsbaeht in Litland ging» tmab* 
kflngig von der Führung der Matrikel, fort bis znm 
Jahre 1803, in weichem sie l>ei Gelegenheit der Einsen« 
dang an die Heroldie aufhörte* 

lieber die Eintragung in die Matrikel und die Anf* 
nähme in die Korporation des eingeborenen Adels (der 
Bitterschaft) ist in der neuesten^ im Jahre 1827 Ton der 
Liyltndischen Ritterschaft zusammengestellten , Land« 
tagsordnung (*) $ 41 gesagt: «Derjenige, welcher um 
das Indigenat bittet, muss, in Gemässheit des Allein 
höchsten namentlichen Ukases vom 4 Dec* 1796 und 
des Senatsukases ychu 9 April 1800, welche beide in 
der Publikation der GoQTemementsregierung vom 6 
Juni 1800 angeführt sind, seine adelige Herkunft 
noch Tor dem Ballottement beweisen. Jedoch hat der 
Landtag das Recht in einzelnen besonderen Füllen» wo 
die adelige Herkunft oder Eigenschaft notorisch ist, 
den Beweis zu erlassen» vorzüglich bei Aufnahme durch 
Akklamation» die keinen Widerspruch findet. Ausser 
jenem Beweise, wird auch Erbbesitzlichkeit imGouter* 
nement dazu erfordert, wovon jedoch der Saal dispen- 
siren kann. Sobald als diesea Erfordernissen wirklich 
Genüge geleistet worden, so hat ein solcher Kandidat 
zu erwarten, dass über ihn hallo ttirt werde, wobei der* 
selbe, um aufgenommen zu werden, mehr als drei 
Yiertheile der Stimmen für sich haben muss. Wenn 
er diese bestimmte Mehriieit der BftUe erhalten, so wird 
er zur Mitbrüderschaft aufgenommeut 4Rnd empftngt, 
gegen Erlegung von 100 Dukaten Reeeftin»|igebihryi 



f*) LMinditcha Landtagtordaaiiff . — Nach dem nrtprilDf liehen BaH*^ 
Würfe des LendUgi ▼om Jahre ISOt und den Zas&iaen der folgeadt« 
Landtaye, im Jahre tsai refvllrt, «ad anf Befehl eluee dfrif ireod^ 
ienaU ▼. 1t Hin ISf7 dnreh die Oe«fefneme nt iehrlgheii bealfiUsi. 
nif a, f edmeht bei Hicker ISie. 
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Ml die RttterkaMe, ein fOrmlicfes Indigenalsdiplani.» 
Während die Landlagsordnaog zur Beprikfung des 
Generalgonremear'« Marquis Panlacci Torlag« ward 
durch einen besonderen LandtagabescUo» Tom 2 Mirs 
1827 bestiflMnt, dass der vom Aufzunehmenden Tor- 
gftngig zu yerhiBgende Beweis über seinen adligen 
SUnd in Zukunft im Beweise des Adels seines Gross* 
Tater4 bestehen solle» welche Besiimmung als Anmer-» 
kung zugleich mit der Landtagsordnung herausgege- 
ben wurde (*). 

* 2. Korporationsrechte der Ritterschaft. 
Bis zur Einfuhrung der Adelsordnung. 
Bald nach der Vereinigung Liylands mit Bussland 
kam« am 6 Dec. 1710, der erste Landtag der Li?Iändi- 
sehen Ritterschaft zusammen. Seit dieser Zeit dauerten 
diese» meist alle drei Jahre wiederkehrenden, Yersamm- 
limgen ununterbrochen fort und hörten nur auf im Jah- 
re 1783, als die allgemeine Gouvernementsordnung 
und die dem Russischen Adel ertheilte Gnadenurkunde 
auch auf Livland ausgedehnt wurden, lieber die be- 
vorstehende Eröffnung einer Landtagsversammlung 
wurde jedesmal von der örtlichen Gouyernementsobrig- 
keit ein gedruehtes Pablikat erlassen (**). Zum Land- 
tage wurden alle zur Matrikel gehörenden Edelleutebe- 
rufen(***), und für das Nichterscheinen derselben oder 

{*) Bt^iuu in<l«»Mii bemerkt werden, deae« nach Tersicherung der 
Glieder der bei der Zweiten Abtbeiluug S. K. V. Eigenen Kanzellei lur 
Uarchstcht der Provinsialgesetie der OstseegouTernenents bestande- 
nen Be?ieioniliomniiMieQ, dieM Besttnnoang nlcbt beobacfaCel wird. 

(**) Aus den Publikaten der Gouvernementsobrigkeit ist ersichtUch, 
dass Landlage unttr andern eröffnet wurden, am 6 Dec. 1710, tl JaU 
I7li, i7 Juli 1716, 84 Mai 17ii, 6 Juli 17i7, S3 M ai 1730, 30 Oee. 
1736, ii No?. 1743, 18 April 1730, 8 Sept. 1759, 11 No?. 1764, 8 Od. 
ini, 81 Dee. IHS, 18 April 1777, 18 Mars 178flW80 Juli 1783. 

(***) Aach Depotirte des Bigascheii Raths erscbienen a«f dem Lea4« 
tage. Yergl. Landtags Ordnung t. 1759, Tit. Vll, S 6* 
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ihre Entfernung vor Ende des Landtags var eine 
Geldstrafe festgesetzt. Was die übrigen nicht znr Kor- 
poration der Bitterschaft gehörigen Gutsbesitzer be« 
trifft, so heisst es in einem der spätesten jener Publi- 
kate, Tom 13 Aj^^il 1777: den nicht zur Korporation 
der Ritterschaft gehörenden Gutsbesitzern wird es nach 
froherer Gewohnheit überlassen, auf den Landtag zu 
kommen oder nicht, jedoch haben sie sich nach dessen 
Bestimmungen zu richten {*). Gegenstände der Verhand- 
lung auf den Landtagen waren: die Wahlen tu den 
ritterschaftlichen Aemtem, die Yertheilung der Abga- 
ben und Bewilligungen, die Reyision der Landlade 
oder ritterschaftlichen Kasse, und Landesangelegenhei- 
ten im Allgemeinen jeder Art. Die Yeriiandlungsweiso 
auf den Landtagen war genau bestimmt in der Ton der 
Liyländischen Bitterschaft angefertigten Landtagsord-» ' 
nung yon 1759 {**). Ausserhalb der Landtage wurden 
die Bechte der Liyländischen Ritterschaft gewahrt 
durch das LandrathskoUegium und den Landmarschall. 
— In den Akkordpunkten yon 1710 war yon Schere- 
metjew yersprochen worden: das LandrathskoUegium 
und dessen Staat wieder herzustellen und der Bitler- 
schaft die ihr in dieser Beziehung yon Alters gehören- 
den Bechte zu erhalten (**"). Jn der Konfirmation die- 
ses Punkts durch Peter den Grossen ist gesagt, dass es 
im Betreff der Landesyerfassung, wie im fünften Ak- 
kordpunkte zugesagt worden, bleiben solle, und der 
Minister S. K. M. Baron Lowenwolde, welcher nach 



(*) Mach der LaadUgsordirauff t. 17M, TiUl yi, S 6, haben nur di^ 
Jenigen an den Wahlen Theil, die mm Korps der Btttertchafl gehSren. 
Die nicht SU demselben gehörenden Besitzlichen haben nnr beiden 
Bewillignogen Ton den #aken Stimmrecht, S S. 

(**) Die Landtagsordnung Ton 1759 ist abgednickt In Hnpel't Nordl- 
achen Misiellen yil, p. 11-79. 

{***) 1710 Mi 4 (1979) P. 5. 
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dem Befehl S. M* mit einer besonderen Kommission als 
Beyollmftciitigler für Livland ernannt sei, eine ansfnhr- 
liche Instruktion erhalten habe, nm solches in Ausfiih- 
rnng m bringen (*)• — Diese im Jahre 1711 nach liyland 
abgefertigte Kommission sollte nnter andern die Wahl 
der Landrttthe und des Landmarschalls yeranstalten, sie 
ins Amt einfuhreUt und einen Konvent aus der Ritter* 
Schaft und sämmtlichen Gutsbesitzern berufen. In 
Grundlage dessen schritt die Livllndische Ritterschaft 
sogleich zur Wahl von 12 LandrSthen und eines Land- 
marschalls* Im Jahre 1712 ward am 1-sten M8rz(2496), 
auf die Bitte der LivlUndischen Bitterschaft» den Land- 
räthen der Generalmajor's-Rang zugetheilt. Am 8 Mirz 
1726 (4848) ward dieser Rang, wie für die Livlindi- 
sehen« so auch für die Esthllndischen Landräthe bestft- 
tigt, dem Landmarschalle aber der Obersten-Rang ge* 
geben. 

In diesem Zustande blieb die Landesverfassung Liv- 

lands ohne alle Yerfinderung bis zur Einfuhrung der 
Adelsordnnng. 

Nach Einfuhrung der Adelsordnung. 
Am 30 December 1785 wurde durch Ukas des diri- 
girenden Senats (**) vorgeschrieben: die Allerhuldreichst 
dem Adel und den SlAdten ertheilteaUrkunde'n in der 
allerschnellsten Zeit in Liv-und Esthland zur gehörigen 
Ausfuhrung zu bringen , und in jedem Falle ohne die 
geringste Ausnahme nach dem genauen Inhalte dersel- 
ben zu yerfahren.-*Zur Ausfuhrung dieses Befehls die 
nOthigen Anordnungen treffend, berichtete die Rigasche 
Stadthalterschaflregierung dem Senate« dass der Riga- 
sche und Arensburgsche (d. h. Oeselsche) Adel in ihren 
Tersammlungen« sowohl in Beziehu«g auf die Wahlen 

n 1710 Oku IS (SSOi) P. S. 

(**) DlMar Dkif Itt •■UialleB lo d«B ▼. It Okt. 1717 (MftS4). 
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ab im Uebrigen, sich in Allem genau ntck der Aller» 
JbOclMt dem Adel yerlieheiien ürkmide und der Gon- 
Yemement8?erodnimg gerichtet bähe. — ^Elne Frage war 
jedoch noch unentschieden* in welchem YerhAltnisae 
sar neuen Ordnung man nXmlich das Landratbskolle- 
ginm und den sogenannten Landesstaat lassen könne. 
Zur Entscheidung dieser Frage ward ein besonderer 
Ukas erlassen, am 12 August 1786 (16424), in welchem 
fesagt war: das in den Gouyemements Riga und AeTal 
in früdieren Zeiten eingeführte }Amt der Landrttthe war* 
der damaligen Verwaltung angemessen, als die yerschie* 
denen Theile derselben nicht gehörig geordnet waren; 
jetzt aber, da es Uns gefallen hat, alle Statthalterschaf- 
ten des Beichs mit Yerwaltungs-Ordnungen zuTersehen» 
kann das erwähnte Amt nicht mehr nothwcndig sein^ 
um so mehr als die Erhaltung der Rechte und Interes-^ 
sen, sowohl nach der Allgemeinen ReichsgesetzgebuDg» 
als auch nach den besonderen Privilegien terschiede- 
ner Proyinzen, der Sorge der yon der Selbstherrschen^ 
den Gewalt eingerichteten Behörden zukommt; uber-^ 
dies haben Wir durch die yon Uns dem Adel des ge~ 
sammten Reichs ertheilte Urkunde, demselben yerschie* 
dene Vorrechte undVortheile zueignend, ihnen (d.h. den 
Adelskorporationen der priyilegirten Provinzen) die 
Erlaubniss gegeben, sich für ihre Bedürfnisse zu yer- 
sammeln, ihre Gouyemements-und Kreis-Adelsmar- 
schalle zu wählen und für die Abfassung yon adligen 
Geschlechtsbuchern Deputirte, mit den Gesetzen über* 
einstimmende Anordnungen zu treffen und über ihre 
allgemeinen Bedürfnisse frei Vorslellungen zu machen, 
nicht bloss dem Generalgouyemeur, sondern wie Unse- 
rem Senate, so auch Uns Selbst. Deshalb befehlen Wir: 
dass das Amt der Landräthe in den Statthalterschaften 
Riga und Beval und die sogenannten Landrathskollegi«* 
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en Ton jetzt an niclit mehr bestehen sollen.— -Auf diese 
Weise wurden ton 1783 bis 1796 statt der Landtage 
Adekyersammlangen berufen, in Grundlage der all- 
gemeinen Gou¥emements-und Adelsordnung. Diese 
Versammlungen hatten Statt 1786, 1789, 1792, 1795 
und 1796. Aus den dieserhalb erlassenen Publikaten 
der Gouyemementsregierung ist ersichtlich, dass m 
den Adekyersammlungen alle Personen eingeladen wur- 
den, welche zum Liyländischen Adel gehörten und dem 
Gesetze nach Stimmrecht hatten. Für das Nichterschei* 
neu war eine Strafe yon 12 Rubeln zum Besten der 
Adelskasse festgestellt (*). 

Nach Wiederherstellung der früheren Verfassung 

Liylands im Jahre 1796. 

In Folge des Ukases iiber Wiederherstellung der frü- 
heren Behörden und der Landrathskollegien, yom 28 
Noy. 1796 (17584), forderte die Liy ländische Gouyer* 
nementsobrigkeit den Liyländischen Adel auf (durch 
Publikat yom 10 December), sich im Januar des folgen- 
den Jahres zum Landtage zu yersammeln. In Grundla- 
ge dessen begannen die früheren Landtage wieder und 
dauern bis jetzt. Aus den yor Eröffnung jedes Land- 
tags erlassenen Publikateh der Grouyemementsobrigkeit 
ergibt sich: 1) dass Landtage Statt gehabt haben alle 
zwei oder drei Jahre; 2) dass ausser den ordentlichen 
oder gewöhnlichen Landtagen auch ausserordentliche 
yersammelt wurden; 3) dass zu den Landtagen alle 
Gutsbesitzer im Allgemeinen, sowohl nach Eigenthums- 
ab nach Pfandrecht, berufen wurden, dass aber bloss 
die zur Korporation der Bitterschaft gehörigen Perso- 
nen zu erscheinen yerpflichtet waren und Stimmrecht 



[*) Publikate der GouTeruemenlsregierung ¥ S Januar 1786, 7 Aug. 
1780 n. •• w. 



in allen Angelegenlieilen halten (*), wUhrend den nieirt 
zu der Matrikel gehörenden Possessoren in der LaiHt* 
tagsordnung Ton 182^, ebenso vie in den früheren, 
Stimmrecht nur in Betreff yon BewiHigangcn zugcstan* 

den war, den nicht besitzlichen Gliedern der Ritter- 

I 

Schaft dagegen Stimmrecht in allen Angelegenheiten 
ausser Bewilligungen (**). 

Nach Wiederherstellung der alten Verfassung Liv- 
lands, wurden yon der Ritterschaft in den Jahren 1802 
und 1827 neue Landtagsordnungen yerfasst. Die letzte- 
re, noch jetzt in Wirksamkeit bestehende, ist bestätigt 
yom damaligen Generalgouyerneur, auf Befehl des di- 
rigirenden Senats yom 11 März 1827. — Ausserhalb der 
Landtage ist die Vertretung des Besten und der Inte- 
ressen der Ritterschaft dem Konyente übertragen, der 
aus den 12 Landräthen, dem Landmarschalle und 12 
Kreisdeputirten besteht, deren Amtsbefugnisse in de^ 
Landtagsordnung festgestellt sind. 

3. Persönliche Rechte der Edclleute. 

In Beziehung auf peinliches Gericht und Verfahren^ 
Staatsdienst, Abgaben und Obliegenheiten. 

Die personlichen Rechte und Vorzüge, die dem Ltr*' 
ländischen Adel in Bezug auf peinliches Gericht und 
Verfahren, so wie in Betreff yon Abgaben und Leii^tun^ 
gen zustanden, wurden seit der Zeit des Eintritts in dte 
Russische Unterthanschaft nich bloss erhalten, sondern 
auch durch die allgemeinen Reichsgesetze yermehrt^ 
besonders dorch die Bestimmungen der Adelsordnung« 
—•Was den allgemeinen Staatsdienst betrifft, sq wurden 
den Livländischcn Edelleuten im Allgemeinen alle dier 



(*) Anch jetzl erschienen wieder Depntirte des lllg&schen Ratht tfaf 
den Landtagen. 

{**) Diese Besiimmungen fiber das Sllmmreclit der nicht beiitzHchen 
6lieder der Bitten chait finden sich nicht in der Landtagsordniing t. 1759 
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janigeB Baehle ertbeilt, die dem BaMuebeB Adel 

|M>ouiieii (*)• 

In Bexiehung auf YeriMgea. 

a) Iftekf «Im der bei der Bednkilea eing e ie feaeB llfiler. 

Bei dem Eintritte liy-nnd Esthlands in die Rnsdsclie 
Untertfian^chaft beauftragte Peter der Grosse eine be- 
sondere Kommissiont unter Vorsitz des Baron LOwei^ 
wolde^die Becbtsansprucbe und Urkunden in Betreff Ton 
Landgütern zu prüfen, und den früberen Eigentbumem 
diejenigen zurück zu geben, welche zur Zeit der Scbwe- 
diseben Herrscbaft obne gesetzlicben Grund eingezogea 
worden. — • Bei Abscbluss des Nystödter Friedens war 
unter andern festgesetzt, dass Jeder — möge er sieb in- 
lierbalb oder ausserhalb Landes aufhalten — der in sol> 
chem Falle rechtmässige Ansprüche oder Forderun- 
gen au Crüter in Livland, Esthland oder der Pro« 
Tinz Oesel habe und sie auf gehörige Art beweisen 
könne, seines Rechts unbestritten gemessen und, durch 
eine ungesäumte Untersuchung und Zeugnisserhebung 
über solche Ansprüche und Forderungen, das Eigen- 
thum an den rechtmässig ihm zugehörenden Gütern 
erbalten solle (**). Zur Ausführung dessen wurden wie 
in Liyland, so auph i|i Esthland, be^ndere Bestitution»« 
jLommissiopen errichtet (***), welche anfangs in ihrer 
Wirksamkeit der Bestätigung des Senats wteriagen, 
hin am 20 Dec. 1723 (4396) ihnen yorgeschrieben ward, 
dass sie die Güter den rechten Eigentbumem, die sol- 
abes mit Dokumenten unbestreitbar ausweisen kömiten, 
zurückgehen und in Besitz einweisen sollten^ ohne auf 
iolohe unstreitige Fälle die Konfirmation des dirigiren- 
den Senats abzuwarten; wo aber über Güter streitige 

C) tTIt SeptembH 93 (4309), ITtS Apitt i (ltS7J, ITta Min 14 
(SSS5); 1784 Okto|i. 16 (SSSS). 
r *) 17tl Angiut 30 (SSISJ Art. XI. 
(***) 1731 0%S. 16 (3S35J; 1718 Dee. 30 <i396); 1736 MtX » <l3i4). 
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AJMprfMie sidi ergAeot MÜe die geiolieiieiie Senteu 
dem Senate rar Ap{rirobation übenandt werden.— Auf 
die Unterscheidui^en zwischen Gratial- und Tertial* 
Gütern» ewigen Af renden» und Lehngütem nach Nor^ 
kOpingschem Recht ron 1604, nahmen die Kommiflsio- 
nen bei der Buckgabe gar keine Rücksicht (*)• Zu- 
gleich ward Allerhöchst zugestanden, dass die Besitzer 
der Lehen ein für allemal befreit sein sollten yon der 
Yerpflichtung, bei jedem Begierungswechsei um Bestlh 
tigung ihrer Rechte an den Lehen zu bitten (**). 

kJjBtraHif keiten ftbar «Us Re«kt dei GAterbMltiefl and dat KinlSswiff»- 
fecht, bis inni K«mpr«mis« Tom 6 Häri 177i. 



In den Akkordpunkten tou 1710, P. 19, hatte sich 
die Livlttndische Bitterachaft das ausschliessliche Bechl 
auf den Kauf und das Becht der Einlösung von adligen 
Gutem ausbedungen; zugleich aber waren den Bigat 
sehen Bürgern, auf die Ton den Städtischen Deputirten 
vorgelegten Artikel (P. 7), im Allgemeinen alle Bech- 
te, Vorzüge und Freiheiten bestätigt worden, deren sie 
seit Allers genossen« — In Folge dessen entstanden in 
Livland, bald nach dessen Vereinigung mit Bussland, 
Tielfache Beschwerden und Prozesse über den Gütern 
besitz, weil die Bitterschaft die Bürgerlichen davon 
entfernen wollte, wShrend diese bewiesen, dass sie das 
Becht des Güterbesitzes wdirend der ganzen Dauer der 
Polnischen und Schwedischen Herrschaft gehabt, dass 
Schereme^ew bei Abscbluss der Bedingungen irgend 
welche neue Bechte weder ertheilen wollte, noch konn- 
te, sondern beiden Theilen nur das bestätigte, in de»» 
sen Besitz er sie fand, und was jedem rechtmässig zu« 
kam« Ausserdem gab die Unbestimmtheit des der Bit* 



C) 171S Min t <i4a6]; 17tt SepU II (iTSS); 171S Sept. It {6iS0 

)• 
D ins S«pl. Sl («TS8); ins S6[^(. II (ttSOii. SSM). 



138 

lerschaft yorbehaUenen Rechts der Einlisuiig, irefehes 
durch keinen Termin begrenzt war, YeraniassQng za 
manchen MissbrAnchen und erschütterte, so zu sagen, 
die Sicherheit des Privateigenthum^ In Yeranlassong 
dessen wandte sich die Liylandische Bitterschaft an 
delL Baron Löwenwolde, der von Peter dem Grossen 
zur Ordnung der dasigen Angelegenheiten abgesandt 
worden war. In Uebereinstimmung mit dem von der 
Bitterschaft angezogenen Punkt 19, gab LOwenwolde 
am 28 September 17 tl eine Besolution, in welcher ge^ 
sagt ijst: da» gemäss der wohlerworbenen und bei der 
jetztigen Veränderung der Herrschaft yon Seiner Zari- 
sehen Majestät bestätigten Privilegien der Bitterschaft» 
sie allein das Becht habe adlige Guter in Livland eu 
kaufen, so sollten in Kraft des 19-ten Punkts def* Ka- 
pitulation alle Bürger, welche in früherer Zeit adlige 
Güter gekauft, yerpflichtet sein, dieselben den Adligen» 
für den Kaufpreis und Alles was dazu gezählt wird» 
abzugeben. 

Am 1 März 1712 (2496) wurden, auf ein yon der 
Liyländischen Bitterschaft eingereichtes Memorial über 
yerschiedene Punkte, wegen Abwesenheit des Kaisers» 
yom Fürsten Menschikow die Antworten ertheilt. Im 
9-ten Punkte dieses Memorials deducirte die Bitter* 
Schaft» welche sich bemühte die yon der Schwedischen 
Begierung an Bürger yerpftindeten Güter in Arrende 
zu erhalten: dass die Belassung der Bürger im Pfand- 
besitze gegen die ritterschaftlichen Priyilegien sei, denn 
in diesen sei ausdrücklich gesagt« dass Niemand ausser 
einem Adligen Güter im Lande besitzen könne» und in 
der Schwedischen Zeit sei dadurch dem Adel grosser 
Nachtheil geschehen, dass den Bürgern erlaubt worden, 
Landgüter zu besitzen u. s. w. Hierauf sich gründend» 
bat die Bitterschaft um ausschliessliche Berechiigung 



13» 

2Hm Besitze yod Staafsarrendegnteni (^. In der Resofan 
tion des Fürsten Menschikow ward dem Adel eröffnet» 
d^ss er immer im Grennss yon Staatsarrenden den Vor- 
zug Yor den Bürgern haben solle, Seine Zariscbe Ma- 
jestät eher auch die Bürger nicht kränken wolle. 

Nach der Abfassung der Matrikel im Jahre ITiT, 
nahm die Ritterschaft, wie das ausschliessliche Recht 
auf Kauf von Grundeigenthum, so auch das unbeschränk'- 
te Recht der Einlösung in Anspruch. Die nicht zur Ma- 
trikel gehörigen Gutsbesitzer, welche seit der Zeit der 
Eröfihung der Gesetzkommission, von 1766 bis 1779, 
die sogenannte Landschaft (**) bildeten, erhoben sich 
hiergegen, so wie gegen einige andere Bestrebungen 
des immatrikulirten Adek, und beide streitenden Thei- 
le stellten ihre Beweise dem damaligen Generalgouyer- 
neur Grafen Browne zur Beprüfung und Entscheidung 
Tor. In Ausführung eines Ukases aus dem dirigiren- 
den Senate, vom 26 Juni 1773, gab Graf Browne am 
5 März 1774 eine kompromissorische Entscheidung 
folgenden Inhalts: Da die RiUerschaft erklärt hat, 
dass sie, zur Wiederhestellung guten Einyemehmens 

(*) Am 5 Dec. 1789 (7961) ivard der Oeselsehen Ritterschaft das Tor- 
lugsrecht auf die Kronsarrenden bestätigt, — am IS Januar 1741 (8319) 
dem eingeborenen Adel in Liy- und Eslhland ein ausschliessliches 
Recht, welcher Ukas auch der Oeselsehen Ritterschaft lur Nachachtunf 
mitgetheilt wurde. Am 5 Dec. 1763 (11984) wurde das ausschliesslich« 
Recht auf Kronsarrenden, ausser wo dieselben durch Kaiserliche Gnade 
Terliehen wurden, den zu den Korporationen der Ritterschaften Yon 
Livland, Esthland und Oesel gehörenden Edelleuten mgesprocfcen. In 
der Folge, bei Veränderung der für die Domainen bestehenden Yerwal« 
tungsweise, ward für unumgänglich anerkannt, auch die Art und die 
Redingungen der ArrendcTergebung zu verändern und awar, sie nicht 
anders als nach Meistbot lu vergeben. Daher sind durch die Allerh. 
bestätigte Meinung des Reichsraths Tom 9 Juni 1840 alle Stände auf 
gleiche Weise zur Erlangung Ton Kronsarrenden lugelaseen. 

{**) Wie bereits bemerkt wurde, war den nicht zur MatriJMl gehöre»^ 
den Edelleuten Ton der Staatsregiernng gestattet worden, einen beson* 
deren Deputirten für die Gesetzkommission zn ernennen. Ret dieser Ge- 
legenheit wählte sich die Landschaft auch einen eigenen Marsehall» 
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imd iiir Yermeiding tob UnacAea ra Miatbelligkei- 
ten» in Zakunft ihre Ansprüche auf das EinlOsungs* 
recht dahin m beachrtnken geneigt sei, daM nicht bloea 
die jetzigen Besitzungen der nicht zur Korporation der 
Ritterschaft gehlVrenden Personen gesichert wären, son- 
dern dass auch kunAig der Ritterschaft das erwähnte 
Recht nur im Laufe der gesetzlichen Frist zustehen 
soUe» die zur Erlassung der nOthigen Publikationen 
festgesetzt sei, und namentlich im Laufe eines Jahres, 
sechs Wochen und dreier Tage, — so müsse sich bei sol* 
eher Erklärung die Landschaft beruhigen, um so mehr 
als die Ritterschaft sich in ihren Beweisen auf zwei 
Privilegien gestützt habe {*)• 

e) Tarwandiiiog der Ltiieo In AlledleB« 

In den Jahren 1761 und 1768 wurde befohlen« Yer- 
teichnisse der Mannlehnguter ttizufertigen, die Besit»- 
akten einzufordern, so wie sonstige Dokumente und 
Nachweisungen, und sie mit den im Kammer-Komp- 
toir der Liy-und Esthländischen Sachen befindlichen 
Registern zusammen zu stellen. Aus demMemoriale die- 
ses Komptoirs vom 28 Januar 1769 ergab sich, dass in 
der Zahl der als AUodien angeführten Guter sich viele 
Mannlehen fänden; dass viele der in Schwedischer Zeit 
durch die Reduktion eingezogenen Güter nicht nach 
Gebühr, sondern in fremde Hände zurück gegeben 
worden; dass von den durch die Kommission zurück- 
gegebenen streitigen Gütern viele nicht vom Senate be- 
stätigt seien; dass viele Gutsbesitzer keine Besitzdokit- 
mente vorlegen gekonnt und nie welche gehabt; dass 



woraof dann der Streit fiber den Ormidbetiti «uibrech. Im I. ITTSeade» 
te das besondere Betleben dieser Lendecbafl nil der Aufhebans de« 
Amte ibres Merseballf. 

{*) Wabrsebeinlicb sind biemnter die Akfcordpunlne und die Ren«- 
Ivtfeaes Uwemvolde*» verstniideo. 
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die MaBBlehen nnaufliOrlieh ans Hand in Hand gingen; 
dais es, wie in Esthland» so auch in Livland, eine 
Menge Güter gebe, die in Pfandbesitz seieti, weldie 
man wieder in die Zabl der Domainen zurücknehmen 
müsse (*)• In Folge dessen schrieb der dirigirende Se* 
nat am 19 Jnli 1781 (15188) dem JnstizkoUegium Tor, 
dass es dem Liylindischen Hofgerichte nnd dem Estli* 
lindischen Oberlandgerichle nnd wem gehörig aofii 
Sirengste einschärfe, daranf m wachen» dass Niemand 
Mannlehngüler za rerkaufen oder zn yerpfilnden, ja 
selbst nur mit Schulden zu belasten wage« Auf die Vor» 
Stellungen und Bitten der ÜYlündischen und EstUändi* 
sehen Bitlerschaft, die sich auf ihre alten Erbrechte 
und Dispositionsrechte im Lehen stützten, setzte die 
Kaiserin Katharina H allen diesen MissverstUndnissen 
ein Ziely durch Erlassung des huldreichen Manifestes 
Tom 3 Mai 1783 (15719), in welchem gesagt ist: Wir 
befehlen Ton nun an für immer, in den GouTomements 
Biga und Betal nur eine Art unbeweglichen Vermiß 
gens anzunehmen, unter dem Namen Wotsehina (AUo- 
die), und dem zufolge alle Mannlehngüter in yoUkom- 
mene Erbgüter yerwandelnd, gestatten Wir einem Je* 
den, sie zu nutzen und mit ihnen zu schalten, wie es 
die dortigen Ton Uns und Unseren Vorfahren bestftti^ 
ten Gesetze besagen. 

4) Streitisk«lt«ii Aber den Oüterbetita, Mit BinfObrmif der sllgenMl- 

a«n GottTerneiMnUTerordniuif • 

Ab im Jahr 1783 Liyland und Esthland der allge- 
meinen Gouvemementsyerordnung gemiss eingerichtet 
worden, begann die örtliche Obrigkeit auf diese Goo* 

{*) Ant den im Jahr 17SS uigefertlsteii Keflttoni der IfaBBlakBgfl- 
t«r tUki man, d«M !■ ihrer Zahl ee der seil der Schweditehen Eegi^ 
nmg Abrlg gebliebenen Horköpingtehen Lehen in BeUiUnd 71, in Ut- 
Innd ISS gab, und datf Yoa denaelben aehr Tiefe, mehrfaeh Terkavfl 
«üd nnftSJahr Vevpliadet, dweh nts s h ie dea a Hfads SÜ—S»* wtwu 
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Temements das aHgemeine Gesetz ansuwenden, wel- 
ches den Niehtadligen verbietet, Leibeigene zu besit- 
zen. Hieraus entstanden yerschiedene Prozesse» die zu- 
erst in den dortigen Gerichtsbehörden geführt wurden, 
dann aber in den dirigirenden Senat kamen, welcher 
am 11 Juli 1809 bestimmte, in den Gouvernements 
Liviand und Esthland das Recht Güter und Leute zu 
kaufen nicht auf Nichtadelige auszudehnen, sondern 
darin nach Inhalt der allgemeinen Beichsgesetze zu 
TerCdihren; obzwar deshalb den adlige Güter ohne be- 
sondere (früher erhaltene) königliche Erlaubniss besit- 
zenden nichtadligen Pastoren, Kaufleuten, Bürgern 
und Leuten anderen Berufs, die nicht die Adelswürde 
haben, eigentlich zum Verkauf dieser Güter eine sechs- 
menatliche Frist zu setzen sei, so werde dennoch — igt 
Rückisicht dessen, dass diejenigen, welche solche Güter 
erworben und im Laufe eines ganzen Jahrhunderts beses- 
sen, wirthschaftliche Einrichtungen auf denselben ge- 
troffen und nicht geringe Auslagen dabei gehabt, und da- 
mit sie nicht durch den Verkauf in einer so kurzen Frist 
Bcdrttigniss und VermOgensuntergang erlitten — ihnen 
eine zweijährige Frist gestattet, jedoch dergestalt, dass 
die dann nicht verkauften Güter einzuziehen seien. 

In Berücksichtigung dessen, dass seit Erlassung (in 
den Jahren 1816 und 1819} der Verordnungen für die 
Esthländischen und Livländischen Bauern, alle Leute 
leibeigenen Standes in diesen Gouvernements die Frei- 
heit erhalten, und auf den gutsherrlichen Ländereien 
nur vermöge kontraktlicher Abmachung bleiben, — 
Grundstücke und anderes unbewegliche Vermögen mit 
Ausnahme von Dörfern zu besitzen, aber nach den all- 
gemeinen Gesetzen auch Personen nichtadligen Standes 
gestattet sei, folglich die jener Frage zu Grunde lie- 
genden Umstände sich von selbst verändert hätten, be- 
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stimmte der Reichsralh bei Beprdfuiig dieser Saoiie im 
Jahre 1828, dass eine weitere BeurtheiluDg derselbea 
umoOtbig« und daher die vorliegende Sache für soi^rohl 
in Beichsralhe, als im Senate beendigt anzusehen sei (*)• 
Hierdurch wurde» wie yom Beichsrathe anerkamit 
worden» die Frage Aber den Besitz yon Grundeigen-» 
thum in den Ostseegouvernements, in Beziehung auf die. 
Yon den allgemeinen Gesetzen des Reichs in Betreff des 
Besitzes yon mit Leibeigenen besetzten Grundstftckea' 
eingeführten Beschränkungen, entschieden. Dagegen^ 
blieb eine imdere yöllig Örtliche Frage unentschieden, 
nttmlich über den Besitz yon adligen Landgätern (flit- 
tergiitern) in dec durch die besondere Gesetzgebung upd' 
die Gewohnheiten des Ostseegebiets ihnen gegebenen 
Bedeutung, die der Reichsrath in seinem spitern [wei* 
ter unten angeführten {**)] Gutachten yom 2 August 
1829 berührte. Daher dauerten die Streitigkeiten hier-; 
über zwischen den yerschiedenen Ständen in den Ost* 
seegouyernemeuts fort. Die einen behaupteten ein aus-« 
schliessliches Recht auf den Besitz von Rittergütern; die 
aftdern verwarfen mit gleicher Hartnäckigkeit ihre Aus^ 
einandersetzungen und Beweise. — Es war unumgäng-* 
lieh dem ein Ende zu machen, und die Regierung fand 
es deshalb nolhwendig, in eine detaillirte Untersuchung; 
aller Gründe für die widerstreitenden Ansprache ein* 
zudringen, und— dieselben mit denjenigen Gesetzbestim- 
mungen des Landes zusammenstellend, wc^lche als bis 
jetzt gültig anerkannt werden müssen — in Ueberein* 
Stimmung damit die vorliegende Frage vollständig und 
allendlich zu entsclteiden. In solcher Gestalt ward diese 
Angelegenheit zur Allerhöchsten Entscheidung durch 

{*) Diese Ueinong des Keiehsraths wurde Allerbdcbsi besUligi am S 
Deebr. tSSS. 
(**) Siebe unten pag. ISt. 
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den Prandenten des Rekhnraths imd den Oberdirigi* 
venden der Zweiten Abiheilnng Seiner Kaiserlichen 
Majestät Eigenen Kanzellei vorgestellt, und duck 
die Yon Seiner MajesUt der Bestätigung gewürdigten 
seUiesslidien Ansichten der Unterlegungen yom 5 und 
19 Juni 1841 ward der Unterschied: zwischen Ritter* 
gutem (im Sinne der örtlichen Gesetzgebung) und an- 
derem Grundbesitze jeder Art — festgestellt und erlän* 
tertt und die Rechte bestinunt, welche mit dem Besitze 
dieser irerscliiedenarligen Grundgnter verbunden sind, 
bi Beziehung auf das Pfilnden von Grundgutem, 
wari am 3 April 1802 (20216) bestimmt, dass Pfsnd- 
kontrakte auf unbewegliche Güter mit Angabe einer 
nicht mehr als zehnjährigen Frist geschlossen werden 
sollten, und im Jahre 1827 am 14 Juli (1241) ward 
festgestellt, dass: 1) Pfandkontrakte nie auf länger als 
Ton ein zu drei Jahren geschlossen werden sollten und 
dass, 8) Pfandkontrakte zwar gefristet werden könnten» 
jedoch nie mehr als auf neun Jahre, vom Tage der 
Vollziehung des Pfandkontrakts an gerechnet. Diese 
Grundsätze wurden abermals bestätigt und ganz ins Ein- 
zelne erläutert, in einer besondem Allerhöchst bestätig- 
ten Meinung des Reichsraths vom 24 Dec. 1841 (15151), 
in welcher bestimmte Regehi über das Einziehen 
der Poschlin bei Pfandbefristungen festgesetzt, und zi»* 
l^eich in den Punkten 6, 8 und 10 die Unterschiede 
angegeben wurden: zwischen Pfandkontrakten über ad- 
lige Güter und solchen über andern Grundbesitz; die- 
selben sind abweichenden Bedingungen unterworfen« 
wie in Beziehung auf die Fristen^ so auch auf die dazn 
beredhtigten Personen« 



t) Mt LiflUdiuheBaOAmrordaiug toa llft. 

Wahrend der oben angegebenen Streitigkeiten kam 
die Yerordnong für die LiylBndischen Bauern zu Stande, 
wobei das Becht des Grundbesitzes neuen Modifr* 
kationen unterlag. Bei Erlassung der Verordnung für. 
die LirUmdischen Bauern yon 1804, ward denselben 
das Recht gegeben (unbesetzte) Ländereien durch Kauf 
eigeüthämlich lu erwerben und auf gleiche Weise wi# 
andere Stände zu besitzen (*), — in der LiTiflndischen 
BaueriFerordnung yon 1819 aber ($ 54) ward bestimmt^ 
dasB der Liylindische Bauer das Becht habe Gruadbe- 
sitft eigenthumlich zu erwerben, mit Ausnahme yon 
Bitlerg&tem (*'). 

SWEITER ABSCHNITT. 

Rechte der Geistlichkeit in LiTLir^n zun Zeit de« 
Polnischen, Schwedischen und Russischen Herrschaft, 

Im Jahre ISdö» nach dem Tode des Erzbischoflb 
Wilhelm» ward das Rigasche Erzbisthum aufgehoben, 
und das Erzstiftische Kapitel sUkularisirte sich. Seit 
der Zeit gab es in Liyland fast nur noch ein Glaubens- 
bekenntnisse das Augsburgische, dessen Kirchenyerfas- 
snng sich schon zur Ordenszeit, sowohl auf dem Lande, 
als in den Städten, allmählich ausbildete. Indessen 
grimdete Stephan Bathory, im Jahr 1582, ein Ro- 
misch-Katholisehes Erzbisthum in Wenden, und such- 
te den ROmbch-Katholischen Glauben wieder aufzu- 
richten (*'*)• Mehr noch that hierfür Sigbmund III, so 
dass allmählich wieder eine Menge Pfarren in die 



n ISOi FebroAr SO (SllSS] SS 17 u. 81. 

(**) IMS Min IS (inSS) Allff. BetUiiiiiiiui|«n I ud III, SS 54, 56^ 
47S. BbemdAMlbtl la den Ponktan X nnd XI wird •rUiri, wti «ntor 
•dlif en GfiUrn (Rlttergttteni) in Terstohen lel. 

(*««) IttshfUfMMfaMtiMi ibar Li? lud t. tSSi, t «od S Qkth. (y«l. 
lAfttB II, f. 1S40). 

10 
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HXiide der Bomisch- KalholiselieB Geblficlieii kamen, 
besonders aber Tiele Guter ram Besten der GeiaÜich- 
keit der BOmischen Kirche eingezogen wurden {*). 
Der Unterschied im Glaubensbekenntnisse bitte gar 
keinen gesetzlichen Einflnss auf die Bechte der Un- 
terthaneuy ausser in Beziehung auf die Aufiiahme in 
die städtischen Gilden und Zfinftei die den Katho- 
liken Terschlossen waren. Die Bemühungen der Pro» 
testanten, diese Ausnahmen weiter auszudehnen, wur* 
den Yon der Pohuschen Begierung beseitigt, welche 
die BOmiscb- Katholische Lehre begünstigte (**). Bei 
der Unterwerfung Liylands unter die Botmissigfceit der 
Polnischen Könige, war der ETangelisch- Lutherisdien 
Geistlichkeit die Bestimmung genugenden Unterhalts, 
die Wiederherstellung der Kirchen, die Unangreifbar^ 
keit des Kircheneigenthums, und Hinzuziehung toq 
Geistlichen der Augsburgischen Konfession zur Hebung 
etwa in dieser Lehre entstehender Zweifel yerspro- 
chen (***) worden, die persönlichen Bechte der Geistli- 
chen aber wurden nicht näher bestimmt. 

Nach der Vereinigung Liylands mit Schweden rer- 
schwand die BOmisch-KathoIische Geistlichkeit TODig, 
die Bechte und Yorzuge der Erangeliscb- Lutherischen 



C) Yergl- ProtokoU dar Kalbolitcbea KirebeiiTUiUtioa fai LiTl«a# 
te Uhr 161S (IreUf fOr QMcUehU m. •. w, I, p. SS-77). 

r*) Yerf 1. dAt Retkripi dei Kltaiift Slephan Batbonr *n dm Uorpl» 
•ek«a Vagbtrat t. IS Januar 15SS, worin etheisti: Zum frötataa 
taldir«Mn haban wir arfahran, daw dia Fanonan Eatholiackan Glan« 
Waa itt Dofyat aiahl anm SiU im Hag iairata and rar Yarwaltnaf d(- 
tetliehar Aastar rasalaaaaa wardan. Dar Budt Dorpat, wia f ana LIt* 
land dia Frailiait daa Ancabargiiehan Olaubanabakanntniiaaa laaaand, 
f laoMaa wir nicht dia Katholif cha Lahra baaintrfiehligt lo aahaa, 
dam woUtaa Tialmahr, daaa dia loleha Lahra bakanaaadaa 
allar Eachta ond Würden aaf § laiche Waiae, wie alle aadr« larfer, 
feaieatea aoUten. 

r**) Urinade Sisieomad AQ|«ffi wa as ll#Teaber liei All. t, f. 
TeteiaifaBfi-Tfrtraf mit LitthaneaTea 15SS, F. 7. 
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äagegen erhieiten Tielfaohe Audelouuig. AUe Sokwe» 
4tsofceii Mooirehen» iasbesondere Kari XI, begÜBstig^ 
teB diese Geistlichkeit: die Pastorate worden tod Auf» 
lagea vod Abgaben befreit, es waatiBa geistliche Kons^ 
atorien errichtet» und endlich ward am 1 Ncyb* 1675aiif 
dem Reichstage ra Upsala der Geistlichkeit ein beson- 
defes Privilegium« das sogenannte Priesterprivileginm» 
•rtfieUt. Dasselbe sicherte ihr riefe persönliche Aechte 
«idVorsnge su. 

Während der Bnssischen Herrschaft wurden die Hech- 
le tmd Vorzüge der Evangelisch - Lutherischen Geist- 
lichkeit nicht bloss erhalten in ihrer ganzen Ausdeh- 
nung, sondern auch in viefer Beziehung weiter ausge- 
dehnt und deutlicher bestimmt» durch das Gesetz 'für die 
Erangelisch- Lutherische Kirche in Russland vom 28 
Dach. 1832 (5870). 

Was die Insel Oes^l betrifft, so haben daselbst gleich- 
artige Veränderungen Statt gefunden, nur dass sofort 
nach dem Aufboren der bischofflichen Regienrng, die 
schon in der fetzten Zeit den Protestantismus begiin« 
stigt hatte, die streng protestantischen Könige von Da- 
nemark die Herschaft erlangten» also keine Katholische 
Reaktion eintrat» ehe die Insel mit Schweden yereinigt 
wurde. 

DiB RbCHTB des RAUEBtfSTilVDBS^m LlVLARP ZUR ZbiT DBE 

PouiiscHSN, Schwedischen uhd Russisghbh HEBRSCHArr. 

/• Reeh$e des Bamerniiandei zur Zeit der Polnüchen. 

Herrschaft. 

Zur Zeit der Polnischen Herrschaft in Livland, wur- 
dendietiandbauer(oolonirustici), jenach der Herrschaft, 
welcher sie unterworfen waren, eingetheilt: in 1) Königli- 
che Rauem oder Kronbauem verschiedener Benennui^, 
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als Starostei-, OekoDomie- Bauern u. a. f. 2) Bauern 
der Geiadichkeit auf den Gütern des Erzbigdiama Wen» 
den, der Kirchen und gottgeflilligen Anstalten, dia 
unter der geistlichen Gewalt standen. 3) Gvlflherr- 
liche Bauern (Rustici dominis subditi). — Die Her- 
ren hatten die bürgerliche Uhd peinliche Gerichts- 
barkeit über ihre Bauern. Letztore konnten, über 
die Arbeiten für ihren Herrn, nicht mit anderes 
Leistungen belastet werden (*)• Uebrigens wandte die 
Polnische Regierung nur wenig Aufmerksamkeit auf 
die Lage der Bauern, und die Yorschlflge {**) Stephan 
Bathory's, in Betreff einer Berathung auf allgemeinem 
Konrente über Massregeln zur Yerhessemng der Exi- 
stenz der sehr gedrückten Bauern, hatten keine weit»* 
reu Folgen. 

//• Rechte de$ BoMernstandes zur Zeit der Schwedischem 

Herrschaft. 

Die Schwedische Regierung wandte eine besondere 
Sorgfalt auf Verbesserung der Lage der Bauern. Karl 
IX schlug, schon in seinen Yerhandlungen yon 1601 
(also yor der Yereiniguog Livlands mit Schweden), der 
Ritterschaft yor, den Bauern die Freiheit zu geben, er- 
reichte aber nicht seine Absicht. Gustey Adolph schrieb 
den Edelleuten yor, ihre Bauern nicht willkührlich zu 
bestrafen, sondern sie yon den Landgerichten richten 
zu lassen (***)• Auch gestottete er den Bauern ihre 
Klagen über Bedrückung gerade ins Hofgericht zu 
bringen {****). Auf dem Landtage in Riga im Jahre 1681 
machte der Generalgouyerneur Lightotm wieder den 
Yorschlag, die Bauern zu befreien, allein der Adel 



• I > 



(*) Drk. Sif IsrntuMl A«gutt*i t. SS Novbr. 1561, P. SS. 

r*) BeiehtUgtordiiititoii Aber LWUnd i. ISSS, P. Si. 
t**') UDdgerichts-Ordijiaiii t. tO M«l ISSO. 
(****) a«Ml. T. tS Jasttar IS3S. 
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yerwarf diese Massregel als voreilig. Schon im Jahr« 
1639 hatte eine Revision aller mit Bauern besetzten 
Landereien Statt gefanden, und es wurden bei die- 
ser Crelegenheit auch die damaligen Leistungen der 
Banem aufj^aeichnet. Doch wurde erst im Jahre 1694 
vorgeschrieben, daas diese Leistimgen (wie sie in den 
sogenannten Wackenbüchem angegeben waren) auf den 
Krongntem von den Arrendatoren nicht erhöht werden 
sollten, und im Jahre 1696 ein besonderes Oekone- 
mie-Reglement für die Kronbauem erlassen« Das Jahr 
vorher aber» war der Adel wieder von dem General* 
.fonvemeur ermahnt worden, milder mit den Bauern 
au verfahren» sowcrfü bei ihrer Bestoafung, als bei ihren 
Leistungen. 

m 

IIL Rechte des Bauernstandes zur Zeit der Russischen 

Herrschaft. 
Im Jahre 1765 traf die Livländische Bitterscbaft auf 
dem Landtage einige Bestimmungen, in Absicht die 
Stellung der Bauern zu verbesserui auf Antrag des Ge- 
neralgouverneurs Grafen Browne. Im Jahr 1796 er- 
weiterte sie dieselben und unterlegte das Projekt der 
Allerhöchsten Entscheidung (*). Der Kaiser Alexander! 
würdigte das ihm vorgelegte Projekt der Beprüfung» 
verbesserte es in Vielem, und befahl dasselbe wieder« 
um dem zum Landtage versanmielten Adel vorzule« 
gen, der einstimmig einwilligte: 1) die politische Exi- 
stenz der Bauern anzuerkennen, 2) ihnen ihr wohler- 
worbenes Eigenthum zu sichern und 3) sie vor will- 
kuhrlicher Behandlung durch Bestimmung der Leistun- 
gen zu schützen. Allein die Art der Ausführung dieser 
Grundsätze brachte auf dem Landtage viele Meinungs- 
verschiedenheit und heftige Streitigkeiten hervor. Cm 

n Vergl. 180t Vti 1 {aOTW}. 
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dMien ein Bnde m rnttohm^ befahl Kdw&r AJexioder I 
ra eineanen: 1) eiim besonderen KomiU, rar Prüfling 
der auf dem Landtage ansgei^roclienen Ansichten nnd 
rar Abfassung einer besonderen Terordnung über üß 
Bauertti und S) Örtliche Kommisskmeny xvrFesIsteUnng 
der biuerlichen Leistungen und rar Abbssung ▼«» 
neuen Wackenbüchern (*)« Im Laufe des Jahres 1803^ 
▼erfasste der Komiti der LirUtadisohen Angeiegenhei* 
ten das Projekt einer Bauerrerordnung und steUte es 
rar AUerhodisten Genehmigung yor* Am 90 Febr. 
1804(21162) wurde dasselbe der AHeriiOchsten Bestäti- 
gung gewürdigt. Jm Jahre 1809 wurden Zusatzregeln 
rar Verordnung Ton 1804 erlassen, und die Leistungen 
der Bauern genauer bestimmt. Auf Grundlage der Bauer- 
Terordnung tou 1804» wurde in den Jahren 1811 und 
1812 Allerhöchst yerboten» LiTlSndische Bauern ohne 
Land zu yerkaufen oder sie in andere Gouyernements 
überzusiedeln f *}. Durch die Vermehrung der Zahl 
der Ordnungsrichter, so wie durch die Beschränkung 
der guisherrlichen Gewalt» wurde die Stellung der 
Bauern yerbessert. Ihre wirlhschaftliche Lage aber 
war bedeutend zum Bessern yerändert, durch die Fes^ 
Stellung der bäuerlichen Leistungen yermöge der Wa* 
ckenbücher» bei deren Abfassung die Kommission sich 
nach der Bodeneigenschaft und anderen örtlichen Cm* 
ständen richtete* Nach wenigen Jahren indessen, im 
Juli 1818, erklärten die Liyländische wie die Oesebche 
Bitterschaft ihren Wunsch » die Allerhöchste Genehmi- 
gung zu erbitten für Abfassung einer neuen, auf die 
persönliche Freiheit der Bauern gegründeten, Verord* 
nung für dieselben. In Berücksichtigung dieser Bitte» 



(*) Bbendatelbit. 

D ISll JoDi SO (S4SSS); ISIS Juni 90 (SSITI). 
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ward Yom Kiifer Alexaiider I eine besondere Kanmiis- 
ntm in Biga eingeBetit, unter Vorsitz eines Lirlindi- 
eefcen Landraths» ans einem Depntirten des Livlindi« 
seilen KarKeralhofs wegen A^t Krongi|sr, einem De- 
imtirten des Bigasdien B^tlis Wegen der Stadtgoter Bi- 
ga's wie anoh der nbrigen Städte, yier Depniirten der 
LiTländischen und einem der Oeselschen Ritterscliaft. 
Diese Kommissiim sollte ein nenes Projekt f&r eine 
jSsnerrerordnongy mit Zugrundelegung dar in EstMand 
nnd Kurland erlassenen, aber mit einigen den Ortlichen 
Yeriialtaissen gemässen Abweichungen, ausarbeiten. 
Dieses Projekt, dem einige Spezialbestimmungen . für 
Oesel angehängt waren, wurde auf den im December 
1818 in Biga und Arensburg yersammelten Landti^gen 
Ton der liyländiscben und yon der Oesebchen Bitter- 
sofaafl genehmigt, und darauf Allerhöchst bestätigt am 
26 Harz 1819 (27735). Zur Einführung dieser Yeiv 
Ordnung wurde in Biga eme Kommission niederge- 
setzt, die unter Yorsits des GiTilgouyemeurs aus dem 
residirenden Landratbe^ einem Bathe des Kameralhofs, 
einem Gliede des Bigasclien .Baths und drei yon der 
Bitterscbaft gewahlfen Gliedern bestand. Dem Zireclce 
ihrer Organisation gemäss, setzte diese Kommission 
ihre Arbeiten bis zum Jahre 1832 fturt, wo der tempo- 
raire Zustand der Bauern durch den Ikbergang Albr 
jnr Freiheit yoUkommen aufhMrte. 
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Rechte dee städtiecken Standes in Lhlamd 
Zeit der Po(ßieoken, Sckwediseken^ mid Rueei- 

sehen Herrschaft. 

EASTsm AmBcamm. 

BbcMtb »BS trlDiucHBR Stahdss m Bma. 

/. Dis Zeü der Polnüchen und darauf der Schoedu^ken 

Hernehmt. 

1. Die yerschiedenen Arten des städtischea 
Standes und die Erwerbung der Recbt« 

desselben. 

' Die alte Eintbeilnng der Rigaseben B&rgergemeinde, 
abgeseben von dem Batbe als dem berrscbenden Stande« 
in die grosse Gilde, welcbe ans zum 6ross*nnd Klein* 
bandel berechtigten Borgern bestand, nnd die ans den 
z&nfiigen Handwerksmeistern bestellende kleine Gilde, 
erbielt sieb nnyerSndert wdbrend der Zeit der Pohn* 
scben nnd Scbwediscben Herrscbaft. Bedingungen lor 
Anftaabme in die Bnrgerscbafk waren: 1) anfangs die 
CbristKcbe Religion im Allgemeinen^ seit 1670 aber die 

%ya[ngeliscb-Lntberiscbe Lebre (*)• 2) Ebelicbe Gebnrl 
Tbki AeRem freien Standes^ 3) der geleistete Unlertbana- 
Mtf {^% Die Bediognngen nur Anfnidhme in die grosse 
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(*) Durch die ESaifllch Sehwedltcli« Rasolatioa t. S Sapteinbw 
1661 wurde betümml, daet den in LiTland aneiesifen ESmitchen Kn* 
Iholiken die SITenUiehe Aueübung dei Gottesdienstes m natersefen mI» 
nnd dess man— nm eine wettere ye il i i e itu ng dieser Lehre sn Terhindei«, 
nicht mehr Katholiken in die Bürgerscltaft aufnehmen, sie auch nicht 
der Rechte derselben geniessen lassen solle. Durch ResoL t. 97 Inli 
1670, erkannte die Regentin Hedwig Eleonore die Bitte Ton Bfirgar- 
meister nnd Rath ffir gereclit, dass Niemand, mm KalTinlstischen oder 
einem andern Ton dem wahren Augsbnrgischen Torsdiiedenen BekMBt- 
nisse gehörend, das Rigasche BArgerreeht lolla erwerben dtrlsB. 

(**) Rigasehe Stntnten. Baeh 1, S U. 



GiUe w«reQt im Baigerreckl und die Etferanag des 
Handels naek ^ da^ festgeaetiten Begeln (*)» — * in 
die kjeine Gilde: das Bofgerrecht ond das lunftige 
Meisterlliiiin (**)• Die Anfnahme in die Borgerscliaft 
hing Tom Batlie ab, die Anfnahnie in die Gilden» t<ni 
den Veraan^mlnngen derselben (***). 

2. Kofporationsrechle des städtischen Standes 

m &Aga. 

Die Haaptgnmdlage der Korporafionsrerfassung der 
Stadt Biga nnd der personiiclien Rechte ihrer Bürger 
bildete, snr Zeit der Polnisdien nnd Schwedischen 
Herrschafk, die Urkunde Stephan Bi^tbory's vom 14 
Januar 1581, bestätigt, von dem Beichstage zu Drohi- 
czin (Corpus PriTegiliorum Stephaneum), und dann die 
Urkunde Gusta? Adolph'syom 25 September 1621 (Cor- 
pus PriTÜcigiorum Gustayianum). Die Yerw^tung der 
Stadt und die Vertretung derselben in allen Yerhsltnis- 
sen war, wie fräher, ein Becht des Baths. Die Verwal- 
tung der grossen und der kleinen Gilde yerblieb nach 
dem Alten ihren besonderen Aeltestenbänken, aus einem 
Aeltermanne und einer bestimmten Zahl Aeltesten be- 
stehend. Die Bürger, welche nicht zu den Aeltesten« 
banken gehörten, hatten ihren Dockmann, der alljähr- 
lich durch den Bath, den Aeltermann und die Aeltesten 
gewählt wurde {****)• ^ Alle zu den Gilden gehörenden 
Bürger nahmen . an den Gildeyersammlungen Theil. 
Gegenstände ihrer Berathung waren: 1) die Wahl zu 
den Ton den Gilden zu besetzenden Aemtern. 2) Dia 
Berathung über das stsdtische Gemeinwesen anf^heitdo 
nnd nicht dem Bathe allein yor behaltene Gegenstände. 



<*) Terfleiche dl« HandelMffdaut t. 10 Ok(ok«r liOS, Kap« I« Att. 1, 

(**) yeiflel«h«^«TiiiekM6iiMi H«ifediratluoi4auiC«iK« 

(«**} mifatelie SUIctM, BBtk I, S li. 

r***} y«rgUielM dl« Selir«s«D der GroMW «ad d«r KMms «Hd^ 
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BechteaeliM koonten in diaseii Yenrnmittagm aiclil 
Terhindelt werden, sondetn gehörten iniMoMletBHch rar 
Kompetenz des Raths (*). Wenn bei Berathungen ober 
denselben Gegenstand sich zwischen den Gilden mm 
Terschiedenheit der Ansichten kund gab, so wnrfc 
der Beschlnss einer jeden yon ihrem AeUennanne dem 
Batho forgelegt» dessen Beistimmnng die eine Ansicht 
znm gemeinsamen Beschhisse erhob. Konnte aber der 
Bath mit keiner derselben tibereinstinmien, so wiUlen 
sowohl er, ab beide Gilden, je sechs Glieder snr §t^ 
meinsamen Entscheidung nach StioBuenmehrheit (**). 

3. Persönliche Rechte der Stadtbfirger. 

Wer nicht zuiLRürgerschafl Riga's gehörte, konnte 
daselbst weder Handel noch Gewerbe treiben {***). Den 
Hebräern war es yOllig untersagt, sich in Riga nieder- 
zulassen ^^**). Die Bigaschen Burger hatten das Rechte 
in LiTland adlige Guter zu erwerben und zu besitzen, 
sowohl nach Pfand- als nach Eigenthumsrecht {,***^). 
Sie unterlagen für im Stadtgebiete begangene Verbre- 
chen nur den bestehenden städtischen Gerichten (^*^. 
Die jeder Gilde insbesondere zustehenden Rechte 
wurden durch deren Schrägen bestimmt, die vom 
Rathe ertheilt wurden. Ausserdem wurden bei Ge- 
legenheit einer zwischen den Bürgern der grossen 
Gilde und der Aeltestenbank ausgebrochenen Strei- 
tigkeit, von der SUtthalterschaft am 20 April 1680 ei- 
nige Bedingungen friedlicher Einigung vorgelegt, in 



IM MkmSiB d«r Ommm MdB, IS tV-SS. Mkudt OiifUv Adolph's 
fom tS September ISSl, SS t$, 19, 

(**) Schraien der Grosaen Gilde, SS IS, IS und folf . 

P«*) Sehrtfen der Gtoeeen Gilde, S SS, der Eletae Ottde, S t. 

(«"^) trii. GoftoT Adolph*i tob Isat^S M. 

{***-*) urlu Slei^htti tetkory'e t. IS RevK tSSSi Ork. Gosl. Ad«lpk'e 
t. tStt, SSS; netolvtion ▼. 81 OeWber ISSS, SSS«>S. 

(**'*'*} XML. aiephaa aaikory'i ?•■ tSSi, ST. 
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Gnuidlage weMber iick beide PaiideB kemhigteD. 
Diese, unter dem Namen der 32 Kfini^ch-Sdiwedi- 
•oken konfirmirten Ponkle kekannten, Bedingugen 
werden neck jetzt als geltend angeseken. 

n. Seit der Xeii der Veremgtmg mü dem Remüd^ 

Rekhe. 

1. Bia znr Eiaffikrnng der Stadtordniiii|f. 
Anfiiakme in die Bfirgenckafl. 

fii der ersten Zeit nack Tereinigung der Stadt Biga 
mit Bussland, gesckak die Anfnakme in die städtiscke 
Borgersckaft auf derselben Grundlage, wie zor Zeit der 
Sckwediscben Herrsckaft. Als sieb aber die Zabl der 
Bossiscben B&rger und Kanflente in Riga sekr bemerk- 
bar Termebrte, nnd der Bigascke Batk sick nickt ni 
ikrer Anfnakme in die Stadtb&rgersckäft keribeilassett 
wollte, so entstanden bald desbalb yiele Sfreitigkei« 
ten und Bescbwerden. Zar Beendigung dieser er- 
folgte, am 22 August 1767 (12967), aus dem dirigi- 
renden Senate ein Ckas, in Welcbem gesagt ist: dass 
die Aufnabme und Yermekrung guter und würdiger 
Borger jeder treuuntertkanigen Stadt nickt im Willen 
der B&rgersckafl selbst, am wenigsten des Rigascken 
Magistrats steke, sondern ein unbestreitbares Monar- 
diisckes Reckt sei, dessen Beobacbtnng, in Grundlage 
der konfirmirten Reckte und ^iyilegien, der Obrig- 
keit anyertrauf worden, wober denn befoUen werde, 
bei der Anfnakme in die Burgersckaft nack den allge- 
meinen Reicksgesetzen zu Terfahren. 

Korporationsreckte des städtiscken Standes. 

Die städtiscke Cremeindeverfassung Riga's (Ratk, 
Aeltestenbfinke, Gildeversanimlungen) erkielt sick un- 
Teründert auf derselben Grundlage wie zur Sckwedi- 
scben Zeit 



PerattBKehe Reokle der Sttdtf>firger. 

Das amscUiessliche Recht der Rigaschen Rarger 
ataf den Retrieb yon Handel nnd Gewerbe in der Stadt 
eriiielt sich in seinem ganzen Umfange, und irard be- 
snagt dnreh den Senatankas vom 3 April 1756 (10585). 
in welchem gesagt ist: die in Riga nicht das Rnrger- 
recht Juben nnd nicht in die dtrtige Kanlmanalchaft 
eingeschrieben aindt sdlen daselbst in Zukunft nur auf 
der Ctrundlage und in der Weise Handel treiben, ab 
^,fkSLch d^Q AUerbnldreichst konBrmirten städtischen 
Priy^gien und Statuten den des Handels wegen Anrei- 
8end<(n verschiedener Nationen gestattet ist» — - nicht 
aber werde» mit Verletzung der städtischen Rechte und 
zum. Schaden der Rigaschen Kaufleute, Lieferungen 
Ufid YerLäufe zu schliessen Fremden jemals erlaubt, 
worauf der Rigasche Magistrat streng zu sehen hat und, 
eine mit den konfirmirten Rechten und Privilegien 
genau iibereinstimmende Verordnung abfassend, soll er 
dieselbe in der ganzen Stadt bekannt machen, damit 
jeder über seine Rerechtigung zum Handel in Kenntniss 
aei u^ sich vor der auf £ntge(|enhandlung gesetzten 
Straff hüten könne. — In der Folge wurde am 15 Ok- 
tober 1772 (13883) den. in Riga handelnden Rauem 
verboten, dort Handel zu treiben, falls sie sich nicht 
auf d^ gehörige Weise in die Kaufmannschaft ein- 
«chtf ^ben. - nun Verkauf ihrer Waaren wurde ihoea 
eine jährige Frist gegeben. 

Die übrigen Rechte des städtischen Standes erhielten 
sich auf dieselbe Weise, nur mit einigen durch den 
Wechsel der Oberherrschaft gebotenen Veränderungen. 

2. Die Einführung der Stadtordnung. 

Ain.4 September 1785 (16256) ward Alkrhöchst be- 
fohlen, die Wahl zu Magistratsgliedem der Städte Bi- 
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ga nnd Heral io Gnroditge der Sladtordinuig nt rw- 
anaUlten» indem dies iiiclit im Geringsten als eine Be- 
einCrttehtigong der Gemeinde in ihren Beehten« Tor- 
dieilen und Yorz&gen angesehen irerden iLtane, sondem 
Tiehnehr dieselben ansddkne, weil die WaU der Glie- 
der far die Magistraisgerichte viel passender der Ge- 
meinde, als dem Magistrate alleine znkomme.<^Im fü- 
genden Jahre, am 5 Jnni (16404)» ward befohlai:.bei 
der Einschreibung in die Borgersohaft nnd Kaufinanih 
Schaft der Städte des Bigaschen und BeTalschen Güt- 
Ternements, die GfonvenementssUldte nicht ausgenom- 
men, bt gemäss der Stadtordnnng und andern ünseneii 
Gesetzen und Ukasen zu Yerfahren, worin auch die 
slädtische Cremeinde nicht absagen kann, wenn der 
(die Auftiahme) Wünschende, bei guter und untadel- 
hafler Führung, auch die übrigen einem Bürger und 
Kaufmanne zustehenden Eigenschaften hat. Im Fall von 
Schwierigkeiten hierin yon Seiten der städtischen Ge- 
meinde, ist die Klage an den Generalgouyerneur und 
die Gouvemementsregierung zu bringen, damit sie den 
Gesetzen gemäss durch ihren Befehl dem abhelfen k5n« 
nen. — In Folge hieryon unterlegte der Bath der Stadt 
Riga ein auf den Allerhöchsten Namen gerichtetes Me- 
morial, in welchem er • — seine Dankbarkeit für die 
Erlheilung an die Stadt Riga derselben Rechte und 
Gnaden, welche Ihre Kaiserliche Majestät ihren übri- 
gen Unterthanen zu spenden beliebt, ausdrückend — ^we- 
gen der besonderen Handelsbeziehungen der Stadt Riga 
mit allen Europäischen Häfen, um Veränderung folgen* 
der Punkte in der Stadtordnung bati 1) die frühere 
Eintheilung der Stadtgemeinde in Magistrat, grosse und 
kleine Gilde aufrecht zu erhalten, so wie auch die frü- 
here Ordnung in den städtischen Tersammlungen; 
2) die Glieder des Magistrats nicht auf drei Jährt 
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goadera jebMiltiigKch, ein fitedthanpt aber gar nidiC 
wIUm wa laMfls; 3) in die gitMe Gilde nidit Jeden 
aiilkmiehiiie09 der ek Kapital aufweise, flondem mur 
Beeil Bepralmig aeiaer Fähigkeit fmd Fjilinuig; 4) die 
firfikere Weise der Verwakung des StadtTenDOgeu 
und fie Znnfteinricktoiig beixobehalten; 5) in Miga 
weder eine aUgemeine nook eine aechssümmige Stadt« 
Dwna m erriekten; 6) die Stadt Ton der Rekmtimiigs« 
hst, sewdbl in Geld als in Nator, m befreien. — ^Diese 
Bitte ward nickt berüeksicktigt, and es erfolgte der 
Befeki, in liga die Stadtordnnng okne die Yerinderong 
einnifiikren, was darauf aack gesckak {*). 

Die kierbei siok ergebenden ZweifelMle wurden im 
Einzelnen entsckieden durck den Senats-Ukas Tom 12 
(Mitoker 1787 (16584), durck welcken die EinricbUing 
aller Stidte der Rigascken Statlkdtersckaft ubeikaupt 
und der Crouvemementsstadt Riga insbesondere be- 
stimmt wurde. Diese in Grundlage der Stadtordnung 
festgestellte Einricktung dauerte bis 1796. 

3. Nacb Wiederherstellung der alten Verfas- 
sung der Stadt Riga. 

Am 28 Nov. 1796 (17584) ward AllerhOcbst befok- 
len, in Lirland und Esthland die früheren Behörden 
wiederherzustellen, die GouTemementsmagistrate auf- 
zulösen und die Stadtmagistrate auf der früheren Grund- 
lage beizubehalten, in Uebereinstimmung mit ihren 
alten Privilegien. In Folge dessen wurde die frühere 
Einrichtung in allen ihren Tbeilen wiederhergestellt,und 
die Wirksamkeit der Stadtordnung aufgehoben. Als 
aber der Kaiser Alexander I, im Manifest rom 2 April 
1801 (19811), die Stadtordnung für eine der haupt- 
sächlichsten, unveränderlichsten und unantastbarsten 



n ivas mcMksr aot itst oku^kn la (ism). 
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SinricAliiogeii «Uttrte» theilta «ich die ligMehe Bfiqier- 
tchaft ia rwai Parteien, ron denen die eine Terlangte, 
daes die Stadtordnu^ in ihrer ganzen Amdekning 
irieder in Biga hergesleUt werden solle, Tilveiid die 
andere die SladtTerlrattang beiiubehatten wnnichte, 
die daieÜMrt firnher in Gmndlage der alten PriTikgien 
besUnden« In der Yeraammlnng der Bigaielien Stadt- 
gemeine am 15 December 1809 ward durch Stimmen« 
mehrheit (151 geg» 2) festgeeetit, «m Wiederheratel- 
Inng der Stadtiurdnnng xn bitten. Der Generatgoarer' 
nenr, dies znr AUerhoehften Kennlniii hrii^iend, unter» 
legte der AUerhOehiten Genebnignng die aUemnterthl» 
nigtten Beschwerden der BigaüAenKamuchenKaufleii- 
te und Bürger, über die yon ihnen erlittenen Bedru|^- 
knngen nnd Krinkni^gen Yon Seiten der dortigen ein- 
geberenen Boiler nnd Ton Seiten des Mi^strats« wel- 
cher Bussen nicht nm Eintritte in die Bürgerschaft an- 
lasse und dadurch sie nicht bloss der Tbeilnahme an 
der StadtTerwaltung, sondern auch an dem städtischen 
Gewerbe, beraube. Jm Jahre 1803, zur Zeit der Aller- 
höchsten Gegenwart Seiner Majestit des Kaisers Ale- 
xander in Biga, übergaben die B&rger Seiner Miyestlt 
neue allerunterthinigste Bittschriften, die Einen um Be- 
•stitigung der StadtpriTÜegien, die Anderen um Einfuh- 
rung der allgemeinen Stadtordnung. Aus diesem Grun- 
de ward am 89 Jamar 1803 AUeriiöchst befohlen, die 
ganie Bigasche Burgerschaft nsammen zu berufen und 
abstimmen zu lassen, ob alle Burger oder wenigstens 
der grossere Theil derselben die Stadtordnung wünsche. 
Beim Ballottement ergab sich: 1) dass die Glieder des 
Magistrats, an Zahl 18, alle ihre Stimmen gegen die 
Einführung der Stadiordnung abgegeben; 2) dass toh 
417 Kaufleuten nur 153 die frühere Verwaltung nnd 
854 die Einfuhrung der Sladtordnung wiinsohlen; 
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3) dt» TOB 514 Hndwerkon 70 f&r md 444 gefM 
die SCadlordnong geslimiil hatten; m» da» im 
615 Stimmen gegen und 334 for die Sladtordmmg 
ren« Darauf yerflnderte ndi die Lage dar in Bign la- 
benden RuMschen Kauflenfe und Bürger nicht, indem 
bei SeUiei0ung (im Jahre 1805) des rar Durchficht dar 
Bigasdien ftMlite und FriTilegien eingesetzten Knmitdi 
AHerhOehit befohlen wurde, die atldtischen PriTÜegien 
in ihrer ganzen Ausdehnung aufihecht zueriialtenbia rar 
AllerliOehsten Anordnung über diaadiien. Die Bftq^dea 
Reehtgtinbigen BekenntiiiiBes leisteten alle städtischen 
Abgabeä und Pflichten» gleich den Bürgern EYangelisch- 
Ludiernchen Bekeantusses; ri>er anfidug in die BHi* 
derschaften einzutreten, konnten sie nicht nur nicht zu 
den GemeindeSmtem wühlen und gewiUt werden, son- 
dern wurden selbst nicht zur Theünahme an den Ge- 
meindeberathungen über Vertheihmg der Abgaben und 
Obliegenheiten zugelassen, so wie auch nicht zur Be- 
schäftigung mit städtischen Gewerben, die ansschliem- 
Kch den Ortlichen Zunflen yorbehalten waren^ Auf 
die Bitte der Bussischen Burger, ihnen zu erlauben 
eigene Zünfte zu errichten, erfolgte von Seiten des Baths 
eine abschlägige Antwort, und es ward ihnen nur er- 
laubt, zu arbeiten mit nicht mehr als zwei Gehulfen 
und unter Aufsicht eines Deutschen Meislers, dem sie 
vlm jedem Rubel der vertragsmässigen Bezahliing fnnf 
Procente abgeben soMen. Alle diese Bedriiökungen 
veranlassten vielfache Klagen und auch Streitigkeiten 
zwischen dem Rathe einerseits und den Russischen 
Kanfleuten und Bürgern andererseits« Die mehr- 
fachen, auf den Allerhöchsten Namen gerichteten, BiM- 
schrülten der Bussischen Burger, die Erklärungen 
des Bigsschen Raths und die Erwiderungen der 
Russen, wurden im Jahre 1827 dem AUethOchat 
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beim Senafe niedergetetcten Komitt rar^Darchsicht der 
Bechfe und PriTÜegien der OstseegouYemements über^ 
geben, und nach Aufhebung desselben im Jahre 1829 
der Zweiten Abtheilung der Eigenen Kanzellei Seiner 
Kaiserlichen Majestät, um sie mit den Gesetzen 
zu yergleichen und darüber im Beichsrathe eine Vor- 
stellung zu machen.— *In Folge dessen erfolgte, auf die 
Vorstellung des Oberdirigirenden der Zweiten Abthei« 
lung der Eigenen Kanzellei Seiner Kaiserlichen Ha« 
jestat, am 19 Juni 1841 (14670} eine Allerhöchst be- 
stätigte Meinung des Beichsraths, durch welche unter 
andern bestimmt wurde: 1) dass in Zukunft über- 
haupt alle Bussische Unterthanen Christlicher Beligion 
zum Eintritt in die Gilden und Brüderschaften zugelas- 
sen werden könnten, und 2) dass auch in die Zünflbe alle 
den Christlichen Glauben bekennenden und zum freien 
Stande gehörenden Handwerker aufzunehmen seien. 
Ausserdem ward dem Örtlichen Magistrate aufgetragen, 
sich mit der Abfassung einer allgemeinen Handwerks- 
ordnung für alle Zünfte und besonderer für jede ein« 
zelne Zunft zu beschäftigen, dem Ministerium der Fi- 
nanzen aber überlassen^ in der Folge auch die sowohl 
in Biga, als in den Ostseegourernements überhaupt, in 
Kraft stehenden Handeb-und Handwerksordnungen ei- 
ner Durchsicht zu unterwerfen {*). 



l*) unterdessen war bereit« «ni 80 Juni ISIO die AllerhSchst bei Ci- 
U|te Vefnnng des Heicbsrethe' erfolgt, fiber Abwelsunf der Ansprüche 
der im Innetn der Stedt lebenden Elffaseben Kanfleute auf Besehrin- 
biaf der Hnndelsreebte der in den Tonladten jrtitmudm MmatlwMf 
oBd am ao JoAl 1811 «aid anf itokbt Wille du 8tapelt«4*l der atadi 

Wf ft aaljiehobeik 
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SWEITES ABSCHHITT« 

&ECBTB DES STAEDTI6CHE1I StANDBS IN DEH KLEIIIEBI 

LlYLAENDlSCHEll StAEDTEIC« 

Die Gesetze der Stadt Riga waren in den übrigen 
Liylftndisclien Städten nun Theil schon bei ihrer Stif- 
tong eingeführt, znm Theil in der Folge in Grundlage 
besonderer Urkonden. Daher waren die Rechte des 
städtischen Standes dort durchaus dieselben, wie in Ri- 
ga, nur mit einigen Beschränkungen in dem Umfange 
der Rechte gemäss den Ortlichen Verhältnissen, woher 
denn auch die Städtische Gemeindeyerfassung in Dor- 
pat und Pernau insbesondere der Riga's ähnlich blieb. 
Die Veränderungen in den Rechten des städtischen 
Standes in Riga dehnten sich mehr oder weniger auch 
auf die Rechte der Bürger in den anderen Lirländi- 
sehen Städten aus. Jetzt aber wird es nöthig sein, auf 
diese Städte, nach Meinung der Zweiten Abtheilung 
der Kaiserlichen Kanzellei, die Bestimmungen der Al- 
lerhöchst bestätigten Meinung des Reichsraths vom 19 
Juni 1841 in Anwendung zu bringen. 



DRITTES KAPITEL. 

Das Ständerecht auf der Insel Oesel seit ISßl. 

Was die Insel Oesel betrifft, so hat sie mit wenigen 
Abweichungen dieselben Schicksale wie Liyland gehabt, 
sowohl bis zum Nystädter Frieden, als auch später un- 
ter dem Russischen Scepter. Nur wurde der sogenann« 
te Landesstaat nicht, wie in Liyland, yemichtet und 
dann erst im XVII Jahrhunderte allmählich wieder 
aufgerichtet. Viehnehr hatte sich derselbe, yon der bi- 
schofilichen Zeit an, durch die ganze Dänische Periode 
(1561-— 1645) und die ersten fünfzig Jahre der Schwe- 
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dischen Herrschaft (1643 — ^1721)^ mit nur wenigen 
yon den UmsUnden gebotenen Veränderungen erhalten. 
Er ward indessen auch in Oesel, ebenso wie in Li?Iand| 
am Ende des XYII Jahrhunderts durch die Schwedische 
Regierung aufgehoben. Zwar hatte die Regentin Ulrika 
Eleonora iiili Jahre 1719 die Wiederherstellung der 
ganzen alten Verfassung dekretirt (*), sie erfolgte aber 
erst, und nur in Beziehung auf die Standesrechte, nach 
dem Njstädter Frieden unter dem Schutze der^ Russi-i 
sehen Herrscher. — Obwohl Oesel zur Schwedischen 
Zeit zu Liyland gerechnet wurde, bildete die dortige. 
Ritterschaft doch immer eine für sich bestehende Kor* 
poration und hatte ihre eigenen Lmidtage^r—die» au^ 
den alten Verschreibungen und Manntagen heryorge« 
gangeuy in ihrer alten Weise fast ununterbrochen (ans« 
8er während einiger wenigen Jahre am Ende des XVH 
Jahrhunderts und am Anfange des XVIU) fortdauer« 
fen. — Ebenso und auf derselben Grundlage erhielten 
sich die Wurde der Landräthe und des Ritterschafts« 
hauptmanns oder Landmarschalls bei dieser Ritterschaft. 
Diese ganze alte Verfassung ward durch die Russische 
Regierung wieder hergestellt; im letzten Viertel des 
XVUI Jahrhunderts wurden aber in Oesel dieselben 
Veränderungen in Reziehung auf die Verfassung yorge- 
nommen,wie in Liyland, die neuen Einrichtungen jedoch 
gleichfalls im Jahre 1796wieder abgeschaflt. In Bezie- 
hung auf die Matrikel der Oeselschen Ritterschaft ist noch 
zu bemerken^ wie auf dieser bsel schon früh gebrauch- 
lieh gewesen zu sein scheint, dass wer an den Rechten 
der Ritterschaft Theil nehmen wollte, um dasindige* 
nat bei derselben ansuchen musste; aus dem Jahre 1^24 



(*} Vergl. die üebersieht der Anßng« und «llmihlUbeo Entirfck«- 
Innd der BehordeBterfaMiuig im OsUeegebiete. 
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iit ein tolcher Fan bekannt (*), AbapUer derOetel- 
aehen Ritlerscliaft der Ukas rom 18 Januar 1741 (8319), 
irelcber dem eingeborenen Adel in Liy-nnd EstUandein 
ansscbliesdiches Recbl auf die Kronsarrenden in die- 
sen Gouvememente bestätigte, mitgetbeilt ward, ymrde 
noch im selben Jidire ein Verzeicfanisa der zur Ritter- 
schaft gehörigen Geschlechter angefertigt (**), wel- 
ches die Grundlage der jetzigen MatrilLel ist. lieber die 
Bedingungen der Aufnahme in früherer Zeit ist nichts 
¥ekamit, doch irterden sie irohl denen in Liyland ge-^ 
glichen haben, wie dies irenigstens gegenwartig gemfisa 
der im Jahre 1827 neu angefertigten und am 5 Septem» 
ber desselben Jahres ton der GouTemementsobrigkeit 
bestätigten Landtagsordnung der Fall ist. Dasselbe gilt 
Ton den in Letzterer angegebenen Regeln aber die 
Iheünahme an den Landtagen, das Wahlrecht u, s. w.*^ 
Was den Güterbesitz imbetrifll, so konnten weder die 
Ordination Stephan Bathory's Ton 1583, noch die den 
Rigensem ertheilt^n Pririlegien, auf Oesel Bezug Ur 
ben. Ebenso htheh daselbst auch keine Streitigkeiten 
mit dem nicht zur Matrikel gehörenden Adel Statt ge- 
habt, und ist daher das für Liyland gültige Eompromisa 
Tou 1774 nicht ab eine Beschrankung für die Oesei« 
sehe Ritterschaft anzufehen, die somit im Besitz des an»» 
schiiesBlichen Rechts Grundeigenthum auf der Insel zu 
erwerben geblieben ist^-^Im Jahre 1739 am 3 Decem* 
ber (7961) ward ihr das Yorz^recht auf die Krön»* 
arrenden bestätigt^ — ^ am 5 December 1763 (11984) 
aber (ebenso wie für die Ritterschaften in Livland und 

\*) Buzliatwded p. IIS. 

(**) Baxkoewden p. 177 nnd fol|f. Es wurden in dlMei Ttnelehnln 
tS Oeichleehter äafgenomnen, Ton denen li wohl ichon teil der bf- 
lehAffllelien Zelt im Lande betltzlich, die fibrif en tpiter ansifeif ff^ 
wordene deuUehe Familien waren» nnd nur eine Schwedischen Gr- 
ipnuf I— die GOIdettitabba« Welche «beo liii Mm ITSI te Indlceut 
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Esthland) ein «nsschlienliGhes Recbt in dieser Beae* 
hiing zuerkannt (*), 

Auch auf der Insel Oesel, vo die YerMtnisse des 
Bauernstandes in den früheren Perioden denen in Liy 
land gleich waren, hatte am Ende des XYUI Jahrhun* 
dertsy und namentlich in den Jahren 1706 und 1798, 
die Ritterschaft unter Sanktion der Staatsregierung 
Bestimmungen zur Erleichterung und Sicherung der 
Lage des Bauernstandes eintreten lassen, insbesondere 
durch Feststellung der Leistungen (**}• Dem im Jahre 
1818 Ton Liyland gegebenen Beispiele folgte auch die 
Oeselsche Ritterschaft; sie vandle sich gleichfalls an den 
Generalgouyemeur Marquis Paulncci mit der Anzeige 
ihres Wunsches, eine neue Yerordnung übet die Bau- 
ern auf Grundlage der ihnen zu ertheilenden persOq- 
liehen Freiheit abzufassen* In Folge dessen "ward ihr 
Allerhöchst gestattet, ein Mitglied in die zu diesem En- 
de in Riga niedergesetzte Kommission zu yrählen, deren 
Projekt, mit mehreren yon den Ortlichen Verhältnissen 
Oesels gebotenen Zusätzen, noch im December dessel- 
ben Jahres Tom Landtage angenommen und darauf «-^ 
wie dessen bei Liyland eryirähnt ist— der Allerhöchsten 
Bestätigung gewürdigt wurde. 

{*) Dltsa Frage ist allendllUh «Dttchiedm ianh dit AnerkSebil IM- 
fatigte Xelnong das neichsraOu yom • J«bI ISIO. (Sieh« p. ItS.) 
C*) Baxhoeifcloii p. 171 and folg. 
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ERSTES KAPITEL. 

Rechte der ländlichen Stände. 

eesteb abscheitt. 

Seghtb pbs Adel»taiides. 

/• Die Zeit der Schwedischen Herrschaft. 

1561 — 1710. 
Der Ursprnng der Standesrechte des Esthländischen 
Adels ist in den Gesetzen und Gewohnheiten zu suchen, 
durch welche die Rechte der Harrisch - Wierischen 
Ritterschaft bestimmt worden. Diese Rechte wurden im 
Jahre 1561; bei der Unterwerfung unter die Rotmäs- 
sigkeit der Krone Schweden, sowohl in dem mit den 
Schwedischen Kommissarien am 4 Juni abgeschlosse- 
nen Unterwerfungsyertrage, als in der Konfirmations- 
lirkunde Erich XIY bestätigt. Diesem Vertrage hatte 
sich auch die, früher dem Orden in Liyland unmittel* 
bar untergebene, Ritterschaft von Jerwen angeschlos- 
sen, und im August 1582 unterwarf sich dann auch die 
Ritterschaft der bis dahin zum Stift Oesel gehörigen 
Wieck. Sie bat zugleich um Ertheilung der Rechte der 
Ritterschaft von Harrien und Wierland, worein König 
Johann III willigte in der Resolution von 25 August 
1584, durch welche alle vier Landschaften für immer 
vereinigt, und ihnen allen gleichmässig die Rechte Har- 
rien und Wierlands ertheilt wurden. 
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1. Korporations-Bechte des Adels. 

Die Landtage. 

Diese gingen aus den alten Yerschreibnngen oder s(h 
genannten gemeinen Manntagen heryor, auf denen die 
Bitterschaften yon Harrien und Wierland zu gemein«» 
schaftlicher Berathung sich yereiniglen» Seit 1560 
nahm auch die Ritterschaft Ton Jerwen an denselben 
Theil, aber erst nach der Vereinigung der ÜVieck 
scheint für diese Yersammlungen der Marne Landtag 
gebräuchlich geworden zu sein f ). Der Landtag wurde 
zuweilen yon den Landräthen(**), meist und später wohl 
ausschliesslich yom königlichen Gouyemeur oder Statt- 
halter, jedoch nach gehaltener Abrede mit ihnen, aus- 
geschrieben (***), und zwar alle drei Jahre (****), jedoch 
in unruhigen Zeiten auch häufiger (^****). Die Yersanmi- 
lung fand in Beyal Statt; am Ende des XYI Jahrhun- 
' derts mehrmals auch auf dem Lande ^**^***), wobei die 
Landtage häufig auch in alter Weise mit den Rechtsta- 
gen yerbunden blieben (•**•***). Auf denselben erschie- 
nen alle Eingesessenen des Landes yon der Ritterschaft 
[welche häufig auch als Landschaft bezeichnet wird, so 



{*) Siehe die Landtags - Protokolle io Brandls Goliektaneeo (Mos. 
LiT. aot. III). 

(**)yergl. z. B. das Anssehreiben ram Landtage in Wosel U05,Bran- 
dis Collektaneen (Hon. Lir. ani. III, p. S3i}. 

(***} yergl. des Statthalters Ausschreiben y. 1596. Braudls Coli. p. 
SSa (Mon. LiT. ant. III); Ritter-nnd Landrecht BachYI, Tit. iy, art. 5. 
Besol. T. 80 Jall 1669, S 7. 

[****) yergl. aitter-ond Landrecht Bach I, Tit. ly, art. S. 

{*****) yergl. die Land-ond Gerlchtstags-ProtohoUe in Brandts Coli, 
p. t48, i96 (Hon. LiT. ant. III). 

(**«*«*) yergl. s. B. die Landtage sa Koil 1585, sn Wosel 159i, 1595 

^.*M«M^ yergl. die Protokolle der Land-nnd GerichtsUge in Brandts 
GoUectaneen p; Si8, 196 (Von. LIt. aot. 111). 



wie 006 MitglMbr ds LmteMmnit abv* AndnH 
buig sdiirerer Geldstrafi» für Nichtendbeineii (*^ Sie 
Gegensübide der Berathong wurden Ton den Landrft» 
theo, ans eigenem Besdiloss oder anf Antrag des König» 
lieben Gonyemenrs oder Statthalters, der Bitterschaft 
übergeben, die über dieselben berieth, eine Antwort 
rerfasste nnd sich dann über den endlichen Beschlnsa 
mit den Landräthen yerglich f **}• Gegen Ende des XYH 
Jahrhonderts scheinen, ausnahmsweise bei BewilligniH 
gen^ auch nicht zur RitterschaftGehOrige auf den Land* 
tagen Zutritt gehabt zu haben, doch nur ab Vertreter 
ihrer abwesenden Herren, deren Arrendatoren u. s. w. 
sie waren (****)• Der Berathung unterlagen alle Ange« 
legenheiten des Landes, so wie YorschlSge in Betreff 
seiner WohIfahrt(*****). Die Beschlüsse scheinen anfangs 
keiner weiteren Bestätigung bedurft zu haben (******)# 
die aber in der zweiten Hälfte des XYU Jahrhunderts er- 
forderlich ward (•***•**). Die Art und Weise der Ver^ 
handlungen scheint durch die Gewohnheit allein be- 
stimmt gewesen zu sein, bis im XYU Jahrhunderte in 
den Landesordnungen, die auf^den Landtagen beschloß» 



{*) Vergl. das AuMchreiben des Sutthalters som Landtag« naeh 
Wosel 1590 nnd Brandts Coli. p. SiO, IX; p. Sit, II.—Eben so wird 
anch hier bereits, im Ricter-nnd Landrechte gans allgemein, der Ana» 
dmck: aitterschafl und Landschaft gebrancht, ohne dass dadnf ch eiiiea 
Unterschied aufzustellen beabsichtigt wird. 

(**} Srandis Coli. p. S35. RiUer-nnd Landrecht. Buch TI, Tli» IT, 
art. S. 

{***) Yergl. die Landtags-Protokolle ffn Brandts Coli. p. SS6, 987. 

C***f Yergl. Marginalien xu Buch YI, Tit. lY, att. 6 dos litteriuiA 
Laudrechts. 

{*****) Yergl. die angefahrten Protokolle, die fibrigens in dar gaaioa 
Beihefolge vom Ende des XYI Jahrhunderts an im ArchiTO der Bitier- 
schaft erhalten sind. 

{******) Yergl. dieselben Protokolle bei Brandts» so wie Bitt«r-uid 
landrecht Buch YI, Tit. lY, art. S. 
(••*••••} Resol. Y. 80 Juli 1688, 87. 
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•et wordtoi» wbea dm Ob gnte innere CNimng des 
Lmdes nmfassendm Bertimmnwgea, aucli solche über 
die Art und Weiae der LaAdlage feftgesetit worden ni 
tein seheinen (*)# Diese Bestimmungen sind yieUeicht 
die Gnudlage der qpiteren Landtagsordnong Ton 17fi( 
gewesen, die bis jetzt in Kraft ist« 

Die Landrftthe« 

Die Einrichtnng der 12 Landräthe» welcbe gewissei^ 
massen eine sich selbst ans der Mitte der Bitterschaft 
ergänzende Korporation Ikildeten, dauerte ans der fr&* 
heren Periode her durch die ganze Zeit der Schwedin 
sehen Herrschaft hindurch fort. Sie nannten sich daher 
wenigstens noch bis ans Ende des XYI Jahrhunderts der 
Bath yon Harrien und Wierland (**], und hatteu, wie 
früher, unter Yorsitz des Statthalters die oberste Ver- 
waltung des Landes (***), namentlich in Beziehung auf 
das Bechtswesen. Letztere Stellung blieb den Landrä« 
dien auch die ganze Schwedische Periode hindurch; in 
Beziehung auf die erstere aber wurden sie im XYII 
Jahrhunderte immer mehr nur die Vertreter der Bit- 
terschaft, während besoldete Bäthe (Assistenz-Bälbe) 
dem Gouyemeur an die Seile gestellt wurden, Indesr 
aen behielten sie die Wahl aller LandesbeamteUt vnd 
standen als regierende Korporation der übrigen Bitter- 
aohaft gegenüber. 

Der Bitterschaftdiauptmantt. 

Das Amt des Bitterschaflshauptmanns dauerte auch 
aus der früheren Periode herüber; nur das« er jetzt 

(*) Darauf deaten i. B. die CiUla ans dar Laodaaardniuit T. ISffS» 
•agefahrt In den MaifinaUsB sa Botli VI, TU. iT| aü. S daa lUteMind 
Landrechtt. 

{**) Z. B. BraadU Coli. p. tSft. 

(***) Yarfleiche Bvandia GoU. p. tsa« Rltlar-uid Laairacll luaT, 
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die RiUerscliaft, nicht mehr bloss Harnen nnd Wier« 
lands, sondern der ganzen Proyinz rertrat f ).Er wurde 
alle drei Jahre ans von den Landräthen Torgeschlage- 
nen Kandidaten von der Ritterschaft gewählt, nnd hat« 
te: 1) die Besorgung und Vertretung der Bedürfnisse 
und Interessen der Ritterschaft bei der Obrigkeit nnd 
den Landräthen; 2) die Leitung der Verhandlungen bei 
den Versammlangen; 3) die Einsammlung der Ton der 
Ritterschaft bewilligten Abgaben, so wie der Beisteuer 
für ihre besonderen Ausgaben {**). Diese wurden aus 
der Kasse der Ritterschaft (der gemeine Kasten) ("**) 
bestritten. Eben s6 bestand der Ausschuss, d« h. die 
Versanunlung der dem Ritterschaflshauptmann beige- 
gebenen Deputirten der Ritterschaft (****}f auch schon 
Tor der Unterwerfung an Schweden, war aber seitdem 
eine stehende Einrichtung geworden. 

Die Adelsmatrikel. 

Die Ritterschaft von Harrien und Wierland, in d< 
ren Rechte nunmehr die Esthländische Ritterschaft ge- 
treten war, früh zu einer korporativen Verfassung ge- 
langt, suchte durch verschiedene Mittel ihre Abge- 
schlossenheit aufrecht zu erhalten. So erlangte sie im 
Jahre 1452, dass der Hochmeister Ludwig von Erlicln 
hausen bei Restätlgung des Jungingenschen Erbrechts 
bestimmte, dass dasselbe nur für die eingeborene Rit» 
terschaft von Harrien und Wierland gelten solle (*****)• 

(*) Dai Ffirfteuthiims Ehtten RiUerrecht, Bach I, art. VI. 

{**) Ritter-lind Laodrecht, Buch I, Tit. IV, art, 2, Vergl. Ewers, RiUer« 
und Landrecht, p. 11, S 5. 

(***) Des Fürstenthams Ehsten Bitterrecht. Bach II, art. I, lex IO.-> 
Bitler-und Landrecht, Buch VI, Tit. IV, art. 5. 

(****) Verfl. Pauckers Ausgabe der Chronik «ad Colleetaneen vom 
Brandts (Hon. LiT. ant. III) p. IX. 

(**«**) Bunge. Entwickeloflg a. •. w. pag« 4S, 55, Annierk. 67; pag. 
VtfAameA» 11. 
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Ab diese sich der Krone Schweden onterwarf, bat aia 
um Bestätigung aller ihrer Rechte und Privilegien, und 
erreichte 1584 die Ansdehnnng derselben auch aof die 
Jenrsche nnd Wiecksche Bitterschaft. Obwohl nun die 
Schwedische Regierung viele Domainen nnd auch einge- 
zogene Güter an Schweden zu Lehen gab » zum Theil auch 
an andere Fremde verpfändete, — begegnet man doch 
unter den zahlreichen Namen der Edelleute, die an den 
Terhandlungen und Beschlüssen der Ritterschaft Theil 
nahmen (*) , keine Namen Schwedischer Familien, son- 
dern nur die der alten ritterschaftlichen und einzelner 
Deuhinzugekommener Deutschen Geschlechter. Dieses 
Abschliessen der Ritterschaft gegen die Schwedischen 
Gutsbesitzer war begünstigt durch die Stellung der Land- 
räthe, die, sich selbst ergänzend, auch zu allen Aemtern 
ernannten und den überwiegendsten Einfluss im Lande 
hatten« Uebrigens geschah auch bei allen auf einander 
folgenden Privilegienbestätigungen immer nur der ein- 
geborenen Ritterschaft Erwähnung. Dass aber besonde- 
re Verzeichnisse über die damals zu ihr gehörigen Fa- 
milien angefertigt worden, dariiber findet sich dennoch 
keine Spur. Des Projekts der Einrichtung einer Matri- 
kel, oder eines Verzeichnisses der Adelsgeschlechter in 
Esthland, wird zuerst in der Königlich-Schwedischen 
Resolution vom 31 August 1643 erwähnt im 9 Punkte^ 
wo gesagt ist: L K. M. ist nicht dem von der Esthlän« 
dischen Ritterschaft ausgedrückten Wunsche entgegen, 
in dieser Provinz eine Kommission einzusetzen, zur 
Zusammenstellung einer Ritterbank, um dadurch ver- 
schiedene Missbräuche abzustellen und in Zukunft 
bloss diejenigen als Edelleute anzuerkennen, die durch 
Abstammung von alten Adelsgeschlechtern oder für ei- 

(*) Siehe die LadtagsprotokoUe u. f. w. In BrtndU Coli. (Moo. 
LiT. «nt. Hl}. 
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geiie oder ihrer Torfahrea Verdienste die adlige Wfir* 
de erlangten und dies dorcb Königliche Diplome be» 
weisen können. Auf gleiche Weise wünscht I. K. M.« 
dliss für dieses Mal die Einrichtung der erwühntenKom- 
voission wirklich geschehe. Daaher in gegenwärtiger 
Zeit die Kriegsyerhältnisse und Begebenheiten yerhia- 
dem, die für diesen Gegenstand nöthigen Anstalten za 
treffen, und keine Zeit lassen, die Sache im Beicha« 
rathe lu beprüfen und allendlich zu entscheiden, M 
behält sich I. K. M. Tor in der Folge, bei Erlangung 
der Yol^ährigkeit, die Einrichtung der Kommission 
zu bestimmen und zu dem Ende passende Solemnitäten 
festzustellen; bis dahin aber werden alle diejenigen^ 
deren adlige Herkunftz weifelhaft ist, sich mit den 
nöthigen Beweisen yersehen können (*). 

Bald darauf, als die Esthländische Rittorschaft, in 
Grundlage der Resolution Ton 1643, um eine endliche 
Anordnung über Abfassung einer Ritterbank nachsuch- 
te, gab die Königin Christine am 17 Januar 1651 eine 
Resolution, welche mit der im Jahre 1650 über den- 
selben Gegenstand der Liyländischen Ritterschaft er« 
theilten (siehe die yorhergehende Abtheilijuig) yoUkom* 
inen übereinstimmte. Indessen blieb die yon der Köni- 
gin Christine gegebene Erlaubniss, eine Ritterbank ein- 
^ufiibren, wahrscheinlich oJme weitere Folgen» Wenig- 
stens heisst es in der fast 25 Jahre später yon Karl XI 
fm 16 Oktober 1975 ertheilten Resolution im Punkt 4: 



(*} In dem gegea das liJir 1S50 ahgeCuit«!! BliUf-ani |«aiitoefct«, 
lluch III, Til. yil, art. l.wird bestimml: «dasi alle Tom Adel/dle lutar 
der Srone Schweden Jarisdiktlon oder ihrer Botmassigkelt wohnen ond 
f eseMen, von aimi i», gleich dieiec Filr»iemhiiiM BingpfCMepe«» 4» 
ihnen einige liegende Grunde ansterben sollten^ eolchee m genieesan 
haben.« Dies, scheint es, beweiset, dass die Esthländische Bittenehall 
fortfuhr, eine Ton doip Schwedisches Adel abgesonderte KorporaUoa 
jia sein. 
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Daatft Ale EBAlindiscbe Rittersdiaft imd Adel niehi 
dadürcli erniedrigt verde» dasd einige Personen sicli 
iideliger Priyilegien nnd Wappen bedienend, ta yieleil 
tlnordnungen und Missverständnissen Anlass geben, s6 
erUnbt I. K. M. ihrer getreuen EstUflndischen Riiter- 
scbaft und Adel znr Abfassung einer Bitterbaiik feine 
besondere Kommission ra ernennen, um diejenigen^ 
irelcfae ihre adelige Abknnft nicht beweisen können^ 
hl zwingen sich der adligen Titel tind Wappen zu enl^ 
Schlagen. — Ob später in dieser Hinsicht Itassregefai g^ 
troffen worden, ist nicht bekannt. Doch findet msoi^ 
dass bei Gelegenheit der Frage Aber das Becht des G%f 
terbesitzes iA Esthländ, in der Resolution von l7 Juni 
1690 g^sjlgt ist: «daher denn auch tisu recipirt ist, dass 
inan denjenigen, die unter hiesiger Rillerschaft nielrt 
sessbaftig tind Ton Meriten das fadigenatsdiploim liiil^ 
kallieileii pflegt, dttttit sie aller RecMii ides EstUtedi^ 
sehen Adeb sich bediene» tnogeh.» 

3. Pers9nliohe Rechte des Esthländischen 

Adelsi 

An Aflgemekien blieben die persönlichen Recht« dc% 
Adek xxäiBßr der Schwediseh^n Herrschaft dieaelben» 
trie hk der fl*üheren Periode. Ifaitaentlich wui^den sii 
ifti Betiehnng mt Gerichtsbarkeit und peinlidies Yeb- 
fahren, auf Freiheit von Gefilngniss Yor gesprochenem 
Urtheil, auf Freiheit tou Abgaben, mit Ausnsdmie der 
neueingefahrten Prinzessinsteuer (*) und des alten 
Röfll^dielQstes, ron dien Schwedischen Regenten beläs- 
tigt Was die übrigen persönlichen Rechte des Adeb 
betriA, so suchte die EsthltedisdK Ritterschaft ufiefar^ 
nuals um Beyorzugung bei Besetzung der von der Kro- 
ne dAiligigen Aemter ulld SteHsil iii EfltUand an. Aj» 



(*) Me. tirl. n« t. S 00pt. 1600. 
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leis die Königin Ghristina erkannte dieses Becht ni^ 
an nnd erklärte, da» die EstUändischen Edellente auf 
gliche Weise wie Sdiweden nnd Finnländer angestellt 
werden sollten, nach Massgabe ihrer Fähigkeiten nnd 
Verdienste (*)« Das Becht Yerträge iiber die samende 
Band in Gütern zu schliessen, welches, wie es 
durch das Jongingensche Erbrecht als aufgehoben 
gesehen (**) und sowohl in Brandis Bitterrechte (Buch 
n, Art. XXXYI, lex 1), als im Bitter-und Landrechfe 
(Buch III, Tit. XIY, art. 1) hierfür erklärt wurde, ward 
auch Ton der Schwedischen Begierung nicht anerkannt. 
Als die Bitterschaft um Wiederherstellung dieses Bechti 
bat, antwortete Karl XI, dass er es bei dem jetzigen 
Bestände hierin bleiben lassen wolle, weil dieses Becht 
seit der Vereinigung Esthlands mit dem Schwedischen 
Beiche nie Statt gehabt (*'*). Die Esthländische Bitter- 
schaft bemühte sich auch, im Laufe der Schwedischen 
Herrschaft, um das den Bürgern Beyals gegenüber aus- 
schliessliche Becht auf Grandbesitz. Bei Abfassung des 
unter dem Namen des Bitter-und Landrechts bekanten 
Gesetzbuchs gegen das Jahr 1650, durch den Assessor 
des Beyalschen Burggerichts Philipp Kruse, wurden in 
dasselbe folgende beide Artikel aufgenommen: 1) Budi 
IV| Tit. XIV, art. 1, aWill jemand unbewegliche 
Erbgüter und Griuide, die durch Erbgang yon der 

~<*) Retol. T. 17 Jtniuur 1051, P. 6. 

C*) Vergl. iowohl den Inhalt der beiden angeführten Geietieittel« 
len, als das Protokoll t. liSO (Brandis Ritterrecht p. SlO. Anmer» 
Icnng 6). 

C**) Resolotlon t* 17 Januar ISSO.— Dagegen blieb das alte Eriirecbl 
bis In« fOnfle Glied minnMeher und weiblicher Seitenlinien unrerin- 
dert (Ritter und Landrecht. Räch III, Tit. X, art. 1), so dass Im Ritter* 
und Landreeht« auf das IiehnsTerhIltniss irelter kann Rfickslebi ge* 
nommen, sondern der Terkanf eines ererbten Gntes nur dorch das 
Niherrecht der nächsten Erben beschrinkt war (Raeh IT, Tit. XIY, 
•ffi.l), eine Ansicht, die freilich die Schwedische Rtglemng bei der 
Redaktion nicht gelten Itsseo wollte. Von den Rorköpingichea ■anale* 
hen Ist Im Rltter-uad Laodrechte fcelaa Spur. 
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Schwerflt-oder Spilbeite anf flin ▼entauunet sein, Ter* 
kaufen, der soll sie Tor allen Dingen anbieten seinen 
nächsten Erben, ob sie dieselben vollen kaufen für 
denselben Preis, was Andere darum geben; yerwei« 
gern sie sich alsdann das Gut zu kaufen» und begeben 
sich also des Kaufs, so mag er das Gut yerkaufen an 
wen er willf so theuer ab er kann, jedoch an keinen 
Anderen, als der adeligen Standes ist» und mögen die 
Erben nach ein Mahl beschehener Verweigerung sich 
der Beisprache ferner nicht gebrauchen.» 

2) Buch m, Tit. yn, art. 1. aObwohl in des Hoch- 
meisters Ludwig Ton Erlichhausen ertheiltenPriyilegio 
enthalten, dass keiner, welcher in diesem Fürstenthume 
Ehsfen keine stehende Erbe oder liegende Griinde hat, 
daselbst auch Jceine liegende Grimde erben kOnne, nun* 
mehr aber diese Lande Harrien und Wierland mit der 
hochlöblichen Krone Schweden und darnach gehörigen 
Landen incorporiret, als sollen alle yom Adel, die un« 
ier der hochlöblichen Krone Schweden Jurisdiktion 
oder dero Botmfissigkeit wohnen und gesessen, Ton 
nun an, gleich dieses Fürstenthums Ehsten Eingesesse- 
nen, da ihnen einige liegende Erbgrunde ansterben soll- 
ten, solches zu gemessen haben. Dieselben aber, welche 
unter fremde Potentaten oder Herrschaften sich wohn- 
haftig niedergelassen, und also in der Fremde ihr 
Brod essen, können zu keiner Erbschaft der liegenden 
Grunde zugelassen werden, oder derselben Freiheit 
gemessen, haar Geld aber, so der Verstorbene nachge- 
lassen, können sie wohl erben. Imgleichen hat ein jeder, 
der in der Fremde wohnhaftig, sein Patrimonium an 
baarem Gelde aus denen Erbgütern zu fordern.» 

Bald nach Abfassung des Bitter- und Landredits er- 
folgte, auf Ton den Deputirten der Bitterschaft Torge- 
stellte Bitten, die Besolntion vom 17 Januar 1651, wo 



17« 

im 84eii Pttokto ({engt iit, «^ dän doriiber irie €B m 
TerUBdefti lei» dasB Michtadlige Güter in Esthlaad be* 
ritieBt !• E. IL för dieses Mal niclits entscheide, soo^ 
den den LandrSthen fiberkflse, ihre Heitnmg ro sageiu 
mf welche Weise dies zu Teranstalten sei, ohne Prftjii» 
die fbr die Rechte der einen oder der andern Seite (*)•-« 
Als die Ritterschaft ihre Bemuhnngen fortsetzte und 
nene Deptttitle nach Stockholm sddckte, ward die Re<- 
aolntioai yom 30 Juli 1662 erlassen, in welcher es unter 
andern im Punkte 15 heisst: dft die Ampr&che weder 
TOB der einen noch tob der andern Seite mit besonde- 
f^B PriyilegieB bewieseB werdea können, und beide 
sich nicht auf andere Weise yertregen mOgen, so solle 
in Zukunft keinem Adligen gestattet sein, Häuser in 
der Stadt xa kaufen und keinem Beyalschen Borgw, 
Grundgäter zu kaufen und nach Eigenthumsrecht m 
besitzen^ sondern nur nach Pfandrecht f *)•-** Die glei- 
cherweise in Stockholm befindlichen Deputirten der 
Stadt Reyal, durch diese Resolution rieh ftir beeintradi^ 
tigt hdtend, baten sogldch um Abindenmg derselben« 
und in Folge dessen erfolgte am Tage darauf, am 1 
August 1662, eine neue Resohrtion, deren ä4er Punkt 
besagt, dass auf die Ritte der Reyalschen Deputirten 
um die firlaubnias adlige Gftter tu kaufen, I. K. M . 
diese&e Entsdieidung ausspreche, die im 15 Puntda 
der Resolution yom 30 Juli geschehen, die jedoch da- 
hin ausgedehnt und erkISrt werde, dass — - obwohl das 



C) HMh Brandii ColleetAiteeii (IHS) ^4 ISi erbte ate am «Imb 
fer TerheifUftele Tochler efaM Edeltauuuis nichu tue den Uflüm 
ikreeyaterf. Im Ritter -und Landreehte (Baehlll« Tiuyil» art. 7) 
Vird der Verlü'gl des Srbrechti tat den ftll beschrlnktyUenn die Bicla 
inmifcMSuHs Bba ihae BUnriUlfuna ier BUen od« Tstwaadies 
fetchehen* 

in toiM iü bettSaigi durch die Xiieliaiiiidli t. 10 Oktb. t«tt, 
»•tl, SAvj|.tMI,KI,lS0ktb.iSto,^.e^ 
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Verbot for jeden etiicehen Bürger gelte — I. K« M. 
»dessen den Kaof solcher Gfiter der Stadt Cor ihre Ge* 
meindebedurfnisse erlaube. — - Ueberdies setzte dann 
noch Karl XI durch Resolution t. 17 Juni 1690 fest: 
es solle ein im adligen Stande sich yerheirathender Unade- 
liger kein adeliges Gut ohne des Königs Zulass erb«- 
Hch behalten. 

Was die Reduktionen betrifft, die so verderblich 
für Liyland gewesen, so erstreckte sich ihre Wirksam- 
keit auch auf Esthland, und obwohl sie mit grösserer 
Schonung in Ausfuhrung kamen, so wurden doch auch 
hier ganze Kirchspiele zumBesten der Krone eingezogen. 
IL Seit der Zeii der Vereinigung mit Rnssland. 
1. Abfassung der Adels-Matrikel oder 

Ritterbank. 

Nach der durch Peter den Grossen erfolgten Wieder- 

berstellung und Bestätigung der alten Verfassung Estb* 
lands, begann die dortige Ritterschaft wieder um Auf- 
stellung einer Tollständigen Ritterbank nachzusuchen, 
wXhrend es übrigens schon früher gebräuchlich gewe- 
sen war, von Seiten der Ritterschaft Indigenats-Diplo- 
me zu ertheilen (*). Vom Landtage 1740 an, begann 
man bereits Familien - Urkunden und Beweise zu em- 
fangen {**). Im Jahre 1741 am 12 Januar ernannte der 
EstUändische Gene ralgouvemeur eine besondere Kom- 

r*J Yergl. MarginaUen lu Buch IV, Tit. XIY, art. 1, des EitterHind Lasd- 
n€ktt,ir» aaeh iwei •olehelndlgenatsdiplame ans dem Jahre 17S9 ange- 
ffihrl werden. 

(**) Yergl. das Kemorial des Prinxen Ton Holstein -Beck (damali- 
f en GeneralgouTernears Ton Esthland) an das lustiikollef ium der LIt- 
imd Esthlandischen Sachen t. IS Mirs 1761, bei dem sich beflndei ein 
IhmTon der Ritterschaft ubergebenes: «Alphabetisches Yerseiohnist 
Ton denjenigen adeligen Familien, welche sichTon dem Anno 1740 gehal- 
tenen Landtage an theils bei der Matrihnlkommisslon legitimlrt und 
ihre Famillenarkonden beigebracht, theils mittelst Indlgenats-Diploma- 
te Ton obigem termino des Landtags bis diese Zeit dem Adel des Her- 
logthnms Esthland infcorporirt worden und folglich sof BstMlndischen 
Vatrilul gehfiren.» 

12 
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mission zur Abfassung einer Matrikel, unter Yorsitz 
des Ritterschaftshauptmanns aus acht Gliedern, zu zwei 
aus jedem Kreise, bestehend. Zugleich forderte er 
durch ein besonderes Publikat alle zur Adels- 
würde Berechtigten auf , im Lauf eines Jahres , 
d. h. bis Ostern 1742, ihre Beweise beizubringen. Im 
Jahre 1743 ward die Bitterbank allendlich festge- 
stellt, wie aus dem am 10 März 1761 yon der 
Bitterschaft bei dem Generalgouyernement eingereich- 
ten Verzeichnisse heryorgeht. In diesem sind übrigens 
die Familien nicht nach Zeitperioden, sondern nur al- 
phabetisch geordnet, ohne Unterschied selbst der bis 
1743 und der bis 1761 eingetragenen Geschlechter. 
Ihre Zahl ist 127 (*). Auf diese Matrikel nimmt dann 



(*) Von dieser Zahl sollen 63 Familien mm alten Stammadel ans der 
Ordensperiode gehören, 7 Familien (Baggehufwud, Grolenbjelm, Kanl- 
bars, Lilienfeld, Pistuhlkors, Silberarm, Stenbock) Schwedischen ür« 
•prnngs sein; drei (Baranof, Bielsky, Naaacken) Russischen Ursprungs, 
aber seit dem XVI Jahrhunderte Ton den Schwedischen Königen mil 
Gütern in Esthland belehnt, und eine lu jener Zeit selbst in die Matri- 
kel aufgenommene Russische Familie: Dolgorucky. Am Ende des XYI 
Jahrhunderts sollen, nach den alten GüterTerieichnissen in Esthland, 
noch andere Russische Familien daselbst belehnt worden sein, wie die 
Romanow, Putilow, Rosladin u. a. m., die aber schon im XVII Jahrhun- 
derte ausgestorben in sein scheinen. In dem Berichte Ton 1791 erwahnl 
die Ritterschaft übrigens, dass im Lande noch andere Russische Fami- 
lien seien, die in früherer Zeit Indigenatsdiplome erhalten, aber sich 
noch nicht bei der 17i3 geschlossenen Hatrikulkömmission gemeldet 
bitten . Die noch übrigen 46 Deutschen Familien sind in der Schwedt* 
■eben und in der Russischen Zeit im Lande ansässig gewordene, oder 
solche, denen man das Indignatsdiplom als Ehrenbezeugung überreich- 
te, wie dem Prinxen Ton Holstein-Beck. Bei dieser Gelegenheit mag be- 
merkt werden, dats während nach dem Nysladter Frieden nur wenige 
Schwedische Familien in Liy-und Esthland xurück blieben, noch we- 
nigere sich bis jetxt daselbst als besitzlich erhalten haben (wie die 
Stenbock, Delagardie, Baggehufwud, Pistohlkors, Lilienfeld, Igelstrom) 
•ehr Tiele ursprünglich Esth-und Litlandische Familien sich in Schwe- 
den angesiedelt haben, wie die Berg, Essen, Fersen, Mellin, Nieroih, 
Paykull, Staekelberg, Stael von Holstein, Taube, Wrede u. s. w., eben 
so wie man Im früheren Litlhauen die altliTlandlschen Geschlechter 
der Borehy Plater, Sieberg, Tiesenhtusen u. a. m. noch jetit findet. 
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auch schon die Landtagsordnung von 1756 Rücksicht, 
in welcher die zur Matrikel gehörenden Edelleu* 
te von den nicht zu ihr gehörenden geschieden werden. 
Im Jahre 1785 wurde in Esthland, auf dieselbe Weise 
wie in Livland, die Adelsordnung eingeführt, kraft 
welcher an die Stelle der Matrikel ein adliges Ge- 
schlechtsbuch trat, welches auf der allgemeinen Grund* 
läge geführt wurde. Im Jahre 1796, bei der Wieder- 
herstellung der alten Verfassung Esthlands^ trat auch 
die Matrikel wieder ins Leben uud die Führung ihrer 
Register ward von neuem dem Ritterschaftshauptmanne 
und der Ritterschaftskanzellei überlassen (*), während 
das Fiihren der adelichen Geschlechtsbucher auch hier 
im Anfange des Jahrhunderts aufhörte. Die Regeln für 
die Aufnahme in die Matrikel beruhen nur auf Gewohn- 
heit und sind vielfach den im Livländischen Gouverne- 
ment befolgten ähnlich. 

2. Korporationsrechte des Adels. 
Ris zur Einführung der Adebordnung. 
Rei der Unterwerfung unter die Russische Rotmässig- 
keity bat die Esthländische Ritterschaft in den Akkord- 
punkten um Erhaltung ihres Rechtes, sich auf Landta- 
gen zu fierathung ihrer Angelegenheiten oder der Pro- 
positionen der hohen Obrigkeit versammeln zu können 
«als eines prinzipalen Stücks ihrer Privilegieni>(**). Auf 
Grundlage der Rewilligung dieses Punkts durch den 
General Rauer und dessen Restätigung durch Peter 



(*) Im Jahre iSiS ward« die damalige HalrilLel als Anhang rar Land- 
tagsordnung gedmekt. Sie enthalt Sil Familien, Ton denen (aoiser der 
schon in der Matrikel Ton 1761 Torkommeuden Dolgorucky^s) 18 Rua- 
iische sind: Bibikow, Golnhxow, Guriew, KoiodawleiTy Knrakin, Haa- 
low, Holtschanow, Mordwinow, Mnrawiew» Orlow« Panin, Sherebaow, 
Speransky, Spiridow» Sobow, Troaehtichiusky, Tf chiUcherin, WlMml- 
tinow. 

{**) 1710 ieptember M (tt99} f. 8. 



/ 
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den GroMen« Temmmelte rieh die EsfUlndische Bifr- 
tersduft, nach der Yereinigmig mit Riudand wie 
froher, auf den Landtagen und in der alten Weise. 
Um diese festznsteUen, ward im Jahr 1756 yon deui 
Landtage eine Landtagsordnnng abgefasst, die auch 
noch jetzt in Kraft ist. Aus derselben gehthenror, 
dass es ordentliche nnd ansserordentliche Landtage gab, 
die auf Bitte der Ritterschaft yom GeneralgouTemenr 
ansgeschrieben wurden (Tit. L art. 1» 2); dass auf dem 
Landtage nur besitzliche Mitglieder der Ritterschaft (d. 
h. des immatrikulirten Adels) erschienen und Stimm- 
recht hatten, unbesitzliche nur wenn sie von einem B&- 
sitzlichen beToUmflchtigt waren (Tit. II, art. 1); dass 
die BestHtigung der zum Gesetz zu erhebenden Be- 
schlüsse des Landtags durch den Gouverneur beim Ge- 
neralgouyemeur zu erbitten war fTit. IX, art. 3, 5, 6). 
Auf dem Landtage wurde der Ritterschaftshauptmann 
Ton der gesammten Ritterschaft aus drei Ton den Land- 
räthen ihr aus derselben Torgeschlagenen Kandidaten 
gewählt (Tit. lY), die Mitglieder des ritterschaftlichen 
Ausschusses aber unmittelbar von der Ritterschaft. Die 
Landräthe ergänzten sich immer selbst, und wählten 
auch aus der Ritterschaft zur Besetzung aller Richter- 
posten. Der Wirkungskreis der Landräthe, des Ritter- 
schaftshauptmanns u. s. w. war derselbe wie früher; 
den ersteren wurde der Generalmajorsrang, dem Letz- 
teren der eines Obersten ertheilt {**). 

Nach Einführung der Adelsordnung. 
Im Jahr 1783 ward in Esthland, eben so wie in Liv- 
land, die Adelsordnung eingeführt, welche in ihrem 
ganzen Umfange daselbst in Wirksamkeit war bis 1796 



(*) Sie ist 1SI6 mit Zusitien gedruckt worden. 
D 17SS Muri 6 (484S). 
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(siehe Zweite Abtheilnng, Kapitel 1), in welchem Jahre 
die alte Einrichtung der Landesrerfassung wieder ein- 
geführt wurde. Im Jahre 1803 erfolgte eine ziemlich 
wichtige YerSndernngy indem die Wahlordnung vom 
Landtage selbst yerändert wurde. Seit dieser Zeit ergfin« 
zen sich die Landräthe zwar noch selbst und wählen zu 
allen Richterposten, aber nur aus Ton der Ritterschaft 
ihnen Tor geschlagenen Kandidaten (*)• Im Jahre 1826 
erschienen in Reyal im Druck: 1) Die Esthlandische 
Landtagsordnung yon 1756, mit denen yon da an erfolg* 
ten Yeryolktändigungen, und 2) die Wahhnethode yon 
1803 mit den bis 1824 erfolgten Zusätzen f *). Auf die- 
sen Ordnungen und den als Zusätze angehängten Land- 
tagsschlüssen sind begründet, sowohl das Verfahren auf 
den Esthländischen Landtagen (^**), als zum Theil auch 
die Rechte und Pflichten der Beamten der Esthländi* 
sehen Ritterschaft. 

3. Personliche Rechte der Esthländischen 

Edelleute. 

Die Rechte und Vorzüge der Esthländischen Ritter- 
schaft: 1) in Beziehung auf den Dienst und die Beset- 
zung der Adelsämter, 2) in Beziehung auf Gerichts- 
barkeit und peinliches Verfahren; 3) in Beziehung auf 
Abgaben und Obliegenheiten,— -unterlagen keiner Ver- 
änderung. Was das Recht eigenthümlichen Grundbe- 
sitzes betrifll, so erstrecken sich alle in der Abthei- 
lung über Liyland angeführten Bestimmungen über 
Ruckgabe der von der Schwedischen Regierung einge- 
zogenen Güter und die Verwandlung der Lehen in Allo- 



i*) yergl. die Wahlmelhod« Ton 1803. 

{**) LandtagsordnuDg und Wahlmethode des Henogthnms Esthland, 
aebsl einem alphabetiachen yerzeichnicse aller tat Bsthlindischen 
Adeltmairikel gehörigen Familien. Retal. lS9d. 

{***) Diese haben, eben so wie in Lif Und, alle drei Jahre und öfter 
bis ietsi SUti gehabt. 
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dien, eben 80 ancli die Entsdieidongen des Senab r^ 
1809 nnd des Beiehsraths Yon 1828 gleicUalls auf 
JEstUand, vo der eingeborene Adel fortwahrend sich 
tun das ansschiiesslicbe Becht auf eigenthomlicheii 
Grandbesitz Yor allen übrigen Ständen bemohie. — Bei 
Erlassnng des Banergesetzbuciis Ton 1816 war im $ 4 
bestimmt worden: aDer EstUändiscIie Bauer hat das 
Beeht» sich Lindereien und anderes unbewegliche Ver- 
mögen zum erblichen Besitz und Eigenthum zu erwer- 
ben9. In Veranlassung der you der EsthlSndischen Bit- 
terschaft erbetenen Abänderung einiger Punkte des 
Gesetzbuchs Yon 1816, erfolgte eine am 2 August 
1829 Allerhöchst bestätigte Meinung des Beiehsraths, 
in welcher zur j^läuterung jenes § 4 unterandeni Fol- 
gendes gesagt wurde: P. 1 • Statt des § 4 der Esthlän- 
dischen Verordnung, nach welchem der Esthländische 
Bauer das Becht hat zum Erbe und Eigenthum Lände^ 
reien und andere unbewegliche Güter zu erwerben, 
ist in dem Projekte (Yorgestellt von dem Adel) Yorge- 
schlagen, folgenden § 54 aus der Livländischen Ver- 
ordnung einzurühren. Der Bauer hat das Becht als Ei- 
genthum unbewegliche Güter zu erwerben, ausser in-* 
dessen adlige Güter. Der Beichsrath bestimmt statt 
dessen, den § 4 der Esthländischen Verordnung zu Yer- 
Yollständigen durch eine Bemerkung folgenden Inhalts: 
aber die jetzigen gutsherrlichen Höfe in Esthland, mit 
allen ihnen beigelegten und nur den zur Matrikel 
gehörenden Edelleuten zukonunenden Bechten und 
Vorzügen, können nicht in erbliches Eigenthum über- 
gehen, als bloss an Personen derselben Korporation, und 
daher kann der Gutsbesitzer nicht eine Parzelle seinem 
Bauer Yerkaufen« wenn er nicht dreissig Tschetwert 
Aussaat in jedem Felde behält, — der Bauer aber, Par- 
zellen Yon grossen gutsherrlichen Uofen kaufend, er- 
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^irbt indessen nicht die Rechte, ddc jenen Edelleuten 
gehören. Da aber im § 126 der Esthländischcn Yer- 
ordnung, der nach dem Projekte in seiner Kraft blei- 
ben soll, gesagt ist: der Esthländische Bauer hat das 
Recht, bewegliches und unbewegliches Eigenthum zu 
erwerben, dasselbe zu besitzen und darüber zu yerfu- 
gen, mit allen nach den Gesetzen den übrigen Bürgern 
des Reichs gestatteten Mitteln, — so muss auch dieser § 
mit der oben angegebenen Bemerkung zu § 4 in lieber- 
einstimmung gebracht werden. — Diese Meinung des 
Reichsraths wurde nicht bekannt gemacht, weil die in 
demselben in Aussicht gestellte Verschmelzung der 
Bauerrerordnungen in allen drei Ostseegouvernements 
bisher noch nicht beendigt worden« 

Die im Kapitel Ton Liyland angegebenen Bestinn 
mungen in Betreff der Kronsarrenden, des Pfandbesit- 
zes in den Oslseegouyernements, die allendliche Ent- 
scheidung der Frage über den Besitz von Grundeigen- 
thum (siehe oben pag. 139, 144), beziehen sich gleicher 
Weise auch auf Esthland. 

ZWEITER ABSCHNITT. 

Rechte dee Geistlichkeit i5 Esthland. 
Die Schwedische Regierung begünstigte die Evange- 
lisch-Lutherische Geistlichkeit, yermehrte die Zahl der 
Kirchen, stellte an ihnen Prediger mit gehörigen Ein- 
künften an (*), errichtete im Jahr 1627 einen geistli- 
chen Sjnod, im Jahr 1629 ein Konsistorium und er- 
nannte 1641 einen besondern Bischoff für Esthland. 
Auch ward das 1675 der Schwedischen Geistlichkeit 
yon Karl XI ertheilte Priesterpriyilegium, wie auf Liy- 
landy so gleichfalls auf Esthland ausgedehnt. — Yon der 
Russischen Regierung wurden die der Eyangelisch-Lu- 

(*) Retolmioa lohtiiD III, t. li lull 1581. 
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theriicheii Geisdicfakeit Tori>elialleiieB Becfcte and Tor» 
zöge nicht Most in fluem ToUen Umfange erliallen, 
dem anch eriSatert nnd znm Theil ausgedehnt, in 
Gesetze for die EYangelisdi-Liitherische Kirche in 
Rnssland t. 28 December 1832 (5870). 



BbCHTB des BiUEBNSTinDBS IN EsTHLAHD. 

/. Die Zeit der Schwedischen Herrschaft. 

(1561—1710). 

Die Schwedische Regierung bemähte sich fortwlh- 
rend um Verbesserung des Zustandes der Bauern. Kö- 
nig Erich XIY, welcher am 2 August 1561 die Erhal- 
tung der Tollen Gerichtsbarkeit («in Hals und Hand») 
der einzelnen Grundherrn über ihre Bauern zugesagt, 
Terbot durch Resolution Tom 8 September 1561 dea 
Edelleuten, die Bauern grausamen Strafen zu unterwer- 
fen. Schon in den Privilegien-Konfirmationen Johann 
III (1570) und Sigismund's (1594) wird die Beschrän- 
kung hinzugefugt, dass diese Gerichtsbarkeit nicht ge« 
missbraucht und der Statthalter oder sonstige König- 
liche Befehlshaber im Gerichte zugelassen werde, was 
in der Bestätigung Karl IX vom 3 September 1600 na- 
mentlich für Kapitalyerbrechen bestimmt wurde, wie 
dies auch in der Resolution Gustav Adolph's y. 24 No« 
vember 1617 ausgesprochen wird. In der Folge ward 
festgestellt, dass Sachen» wo die schuldigen Bauern der 
Todesstrafe zu unterwerfen wären, nicht von den Edel- 
leuten selbst entschieden werden können, sondern zur 
Jurisdiktion der Manngerichte unter Revision des Ober- 
laodgerichts gehören {*). Die in der zweiten Hälfte des 
XYIII Jahrhunderts in Esthland eingeführten Wacken- 
biicher bestimmten die Menge der Frohnarbeiten und 

n Ritter uod Luidrecht Buch IT, Tit. XVIII, Art. 14. 
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die Art ibrer Leistung yon Seiten der Bauern» dme 
dieselben aber yor Erhöbnng der Leistungen darcb die 
Gmndberren» überhaupt yor willkübrlicber Behand- 
lung zu schützen. Es gelang der Schwedischen Begie-* 
rung nichty die Esthlflndische Bitterschaft zur Freilaa- \ 

sung der Bauern zu bewegen. Dagegen aber yerbot sie 
aufs strengste y die in Esthland angesiedelten und bb 
dahin freien Schwedischen und Finnischen Bauern leib- 
eigen zu machen {**). ^ 

IL Seit der Zeit der Vereinigung Bsthlande mit 

Russland. 

Nachdem, in Folge yon zur Kenntniss der Staatsregie- 
rung gelangten Missbrfluchen der gustherrlichen Ge- 
walt über die Bauern, dieselbe yon dem Landtage 1795 
beschränkt worden, beschloss die Esthländische Bitter- 
schaft auf dem Landtage 1802, eine Art Verordnung 
über die Bauern ins Leben treten zu lassen, durch wel- 
che namentlich ein neues Gerichtswesen eingeführt und 
das Eigenthum der Bauern gesichert würde. Das be- 
rügliche Projekt, in Form einer Proklamation an den 
Bauernstand, dem damit eine Art politischer Existenz 
bewilligt wurde, erfreute sich der Allerhöchsten Be- 
stätigung im September 1802. Im folgenden Jahre be- 
schloss der Landtag den Entwurf eines yoUständigen 
Gesetzbuchs für die Bauern und eines Begulatiys über 
die Leistungen derselben zur Allerhöchsten Sanktion 
yorzustellen, welche auch der Kaiser Alexander I am 
27 August 1804 zu gewahren geruhte. 

Auf den im Jahr 1811 yon der Esthlflndischen Bitter- 
schaft ausgesprochenen Wunsch, die Leibeigenschaft 
ihrer Bauern aufzuheben und eine Verordnung ftir 
dieselben zu yerfassen, ge6el es dem Herrn und Kaiser 

(*) letol. ▼. ö Mai 16i9, P. 6, t. 17 Januar 1651, P. 7. 
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Alexander I, eine besondere Kommission zur Abfas- 
sung dieser Verordnung zu ernennen. Sie bestand, 
unter Vorsitz des Esthländiscben Generalgouyemenrs 
Prinzen von Oldenburg, zum Theil aus yon der Ritter- 
schaft gewählten, zum Theil aus yon der Staatsregie- 
rung auf Vorschlag des Presidenten ernannten Gliedern. 
Nachdem dieselbe ihre Arbeit beendet, legte sie der 
Ritterschaft das gemäss der ihr ertheilten Instruktion 
ausgearbeitete Projekt einer Esthländiscben Raueryer- 
ordnung yor. Nach Beprüfung und Gutheissung des 
Projekts durch die auf dem Landtage yersammelte 
Ritterschaft, bestätigte der Herr und Kaiser Alexan- 
der I Allerhöchst dasselbe am 23 Mai 1816 (26279), 
und schrieb der örtlichen Obrigkeit yor, die Verord- 
nung einzuführen mit Aufhebung aller früheren nicht 
namentlich durch dieselbe bestätigten Gesetzesbestim- 
mungen. 

Um dies in Ausführung zu bringen, ward eine be- 
sondere Kommission, unter Vorsitz des Giyilgouyer- 
neurs yon Esthland, aus zwei Begierungsrätheuy einem 
Kameralhofsrath und zwei yon der Ritterschaft gewähl- 
ten Gliedern errichtet. Dieser Kommission wurde eine 
besondere Instruktion am 23 Mai 1816 (26280) gege« 
ben, kraft welcher ihr zur Pflicht gemacht wurde, die 
Aufsicht zu haben über Ausführung der auf die all- 
mähliche Einführung der Baueryerordnung bezüglichen 
Bestimmungen, und auf die Anwendung der, sowohl 
in den temporairen Festsetzungen, als in der Verord« 
nung selbst enthaltenen, Grundsätze zu sehen. Diese 
Kommission dauerte bis 1832, wo die ihrer Sorge sah- 
yertraute Angelegenheit yöllig beendet ward. 
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ZWEITES KAPITEL. 

Rechte des städtischen Standes in Estkland. 

ERSTER ABSCHNITT. 

Rechte des staedtisghen Standes in Reyil. 

/• Die Zeit der Schwedischen Herrschaft. 

(1561 — 1710.) 

1. Die Korporationen der Reyalschen Stadt« 
gemeine und die Erwerbung des Bürgerrechts. 

Anfangs blieb die alte Eintheilung der Reyalschen 
Stadtgemeine in den Magistrat, die Grosse und die 
zwei Kleineu Gilden unverändert. Im Jahr 1675 yer- 
einigte Karl XI die beiden letzteren, trennte sie aber 
wieder 1681. Indessen hörte in der Folge die St. Olai 
Gilde auf, und selbst ihr Name yer schwand. 

Als Grundgesetz über die Erwerbung des Bürger- 
rechts in Reyal ward angesehen der 14te Punkt des am 
24 März 1618 zwischen dem Generalgouyemeur Oxen- 
sticma und der Stadt Reyal abgeschlossenen Vertrags, 
in welchem gesagt ist: Jeder Fremde, welcher Nation 
er auch sei, kann in Reyal das Bürgerrecht erlangen, 
sobald er sich dessen würdig erweiset. Er muss dem 
Rathe Beweise über seine rechtmässige Geburt und ein 
Zeugniss über tadellose Führung beibringen und sich 
in allen Fällen nach den Privilegien der Stadt und den 
königlichen Bestimmungen richten. Ueberdies muss er 
Lutherischen Glaubens Augsburgischen Bekenntnisses 
sein; Christen anderer Konfessionen werden nicht an- 
genommen, ausser wenn sie zum Protestantischen Glau- 
ben übergehen und ihre Kinder in demselben erziehen. 
Sobald einer genügende Beweise über seinen Glauben 
beibringt, iiber seine gute Führung und gesetzliche Ge- 
burt, so hindern die übrigen Umstände in Beziehung 



188 

auf die Nationalität, m der er gehört, ihn nicht, nach 
Erwerbung des örtlichen Bürgerrechts zu allen Ehren- 
ämtern zu gelangen, kein einziges ausgeschlossen (*)•—- 
Diese Festsetzung ward von der Königin Christine 
durch Resolution yom 30 Juni desselben Jahres bestä- 
tigt« Uebrigens hing die Aufnahme in die Bürgerschaft 
yom Rathe ab, dessen Entscheidungen in diesem Falle 
keiner Appellation unterlagen. Der in die Bürgerschaft 
Revals Aufgenommene war unter gewissen Vorausset- 
zungen yerbunden, sich in die Grosse oder die Kleine 
Gilde eintragen zu lassen, und alle allgemeinen und 
besonderen, durch die örtlichen Einrichtungen ihnti 
auferlegten, Obliegenheiten zu erfüllen (**). Jedes Gil- 
deglied hiess eben so wie in Riga Bruder. Besondere 
Verbrüderungen gab es nicht, mit Ausnahme etwa d^ 
Gompagnie der Schwarzenhäupter. 

2. Korporationsrechte des städtischen 

Standes. 
Jede Gilde hatte ihre besondere Aeltesfenbank, die 

«US einer bestimmten Zahl Aeltermänner und Aeltesten 
bestand, die auf Lebenszeit gewählt wurden. Die Pflicht 
der Aeltestenbank bestand darin, dass sie in allen Fäl- 
len, wo nicht eine Bewilligung der ganzen Korporation 
nöthig war, die Interessen ihrer Gilde yertrat. lieber- 
dies hatten die nicht zur Aeltestenbank gehörenden 
Brüder in jeder Gilde ihren eigenen auf sechs Jahre 
gewählten Wortführer ("*). 

In den die ganze Stadtgemeine betreffenden Angele- 
genheiteui die nicht dem Rathe alleine yorbehalten 
waren (****), hatten beide Gilden das Recht sich zu yer- 

(*) yergl. die Schrägen der Grossen Gilde, S 79. 
C^*} Ebendaselbst M ae, it, 51, 60. 
(***) Schrägen der Grossen Gilde, S 65. 

{****) yerträge des Raths mii der grossen Gilde t. 1671 Jan. «7 «ad 
1681 Not. 4. 



189 

sammeln und Beschlüsse zu fassen. Zn solchen Gegem 
ständen gehörten: 1) die Wahlen, 2) alle auf das Wohl 
der Stadtbewohner bezüglichen Massregeln, über wel- 
che nicht bereits in den schon bestehenden Beschlüs* 
sen und Festsetzungen bestimmte Anordnung Torhan- 
denwar (*). Die Gildeyersammlungen konnten nicht 
ohne Wissen des Raths Statt haben, Ton dem auch die 
Bestimmung der zur Berathung der Gildeyersammlun- 
gen gelangenden Gegenstände abhing (**). Nach er- 
folgter Uebereinstimmung des Baths mit beiden oder 
doch mit einer der Gilden ward der endliche Be* 
schluss gefasst, zu dessen Gesetzeskraft es der Bestäti- 
gung der Obrigkeit bedurfte. War der Bath nicht über- 
einstimmender Ansicht mit den Gilden, so gelangte die 
Sache zur Entscheidung des königlichen Gouver- 
neurs {***). Die mit dieser unzufriedene Korporation 
war berechtigt, die Angelegenheit zu Allerhöchster 
Entscheidung gelangen zu lassen. 

3« Persönliche Bechte der Reyalscben 

Bürger. 

Die Beyalschen Bürger beanspruchten das ausschliess- 
liche Becht zum Grundbesitz in der Stadt, was mehr- 
mals yon der Esthländischen Bitterschaft bestritten wur- 
de, die sich um das Becht erblichen Besitzes yon Häu- 
sern in der Stadt bemühte. Unterdessen verlangten die 
Burger ihrerseits das Becht adlige Güter auf dem Lan- 
de erwerben zu können. Zur Entscheidung dieser 
Streitigkeiten bestimmte die Begentin Hedwig Eleono- 
ra, dass die Edelleute nicht Häuser in der Stadt, die 
Bürger Reyals nicht adlige Güter auf dem Lande soU- 



(*) Vergl. yertrag ▼. 1S7S, ZuMturi. 4 (Resol. y« 80 JuU ISSt, 8 4). 
(**} Resol. T. le Oktober 1635, SS. 
r'*} Resolution T.SO JuU 16S9, 14. 
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ten erwerben können (*). (Siehe das erste Kapitel). Die 
Bevalschen Bärger hatten das ansschliessliche Recht 
in der Stadt den Kleinhandel nach Mass nnd Gewicht 
zu treiben. Den fremden Kaufleaten war nur der 
Grosshandel gestattet, .jedoch nicht mit Salz(**). Die 
übrigen persönlichen Rechte der Burger blieben un- 
yerändert wie in der vorigen Periode. 

# 

Anmer kang. Die Bürger des Doms, seit alten Zeiten her eine b^ 
sondere Eorporation (***) bildend, erhielten ihre Yerfassung durch 
Resolntion Tom li Juli 165S. Da diese Korporation bloss aas Hand« 
werkern bestand, so belogen sich die ihr ertheilten Pririlegien auch 
nur auf solches Gewerbe. 

n. Seit der Zeit des Eintritts unter die Russische 

Bottnässigkeit. 

Seit der Unterwerfung unter die Russische BotmSs-^ 
sigkeit, unterlagen die Bechte des städtischen Standes 
in Beyal keinen irgend wichtigen Veränderungen, aus- 
ser zur Zeit der Einfuhrung der Stadtordnung, an de* 
reu Stelle aber im Jahr 1796 wieder die alten Einrich- 
tungen traten« In Bücksicht des Rechts auf den Han- 
delsbetrieb, ward die Wirksamkeit der allgemeinen 
Bussischen Gesetze auch auf Beyal ausgedehnt. Die 
daselbst seit den Zeiten Boris Godunow's lebenden Bus- 
sischen Bürger treiben Handel und bezahlen die Han« 
delsabgaben gleich den Bürgern Eyangelisch-Lutheri- 
scher Konfession (****^. Indessen haben sie nicht das un- 



(*) Resolution t. 80 Jnli und y. 1 August 166S, P. U; Resolution T. S 
August 1664. (Seit dem Anfange des gegenwärtigen Jahrhunderts scheint 
der Anspruch auf ausschliessliches Recht zum Hausbesitx in der Stadl 
sich auf ein Naherrecht beschrankt zu haben). 

{**) Resolutionen Tom S4 Mars 1648, 8 18, 80 Olitober 1635, 8 8, 16 
Oktober 1675, 8 8, 8 Juli 1679. 

(***) Urkunde des 0. V. Pleitenberg t. 1506, Johann III, t. 6 Ho- 
Tonber 1584 und GusUy Adolph't t. 15 Februar 1686; Resol. t. 17 Ok- 
tober 1665. 

(«•*•) 1830 RoT6n^f 80 (5641). 
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bedingte Recht zam Betriebe von zünftigen Handwer'* 
ken und zum Bierbrauen, welches letztere ausschliess- 
lich den in die grosse Gilde aufgenommenen Bürgern 
yorbehalten ist. Auch nehmen sie weder an den Wah- 
len zu den Stadtämtern, noch an der Yertheilung der 
städtischen Abgaben und Obliegenheiten Theil, noch 
überhaupt an den Berathungen über städtische Angele- 
genheiten. 

ZWEITER ABSCHNITT. 

BbGHTB DBS STAEDTISCHEH STANDES IN DEN KLEINEN 

Staedten Esthlands. 

Die Gemeindeyerfassung Naryas, die im Wesentli- 
chen mit der Revals übereinstimmte, hatte auch ähnli- 
che Schicksale wie diese, und eben so gestalteten sich 
auch die Gilden und ihre Einrichtungen auf ähnliche 
Weise. In Hapsal, Wesenberg und Weissenstein (so wie 
später auch in dem erst in Russischer Zeit entstände« 
neu Baltisch-Port), hatte es schon in der Schwedischen 
Zeit keine Gilden gegeben, sondern die Bürgerschaft 
bildete immer nur eine Korporation. Die Aufnahme 
in diese war und ist auch an gewisse Bedingungen ge- 
knüpft, über die in Hapsal der Rath, in den anderen 
Städten das örtliche Yogteigericht entscheidet. Die 
Bürgerschaft in Hapsal hat zur Vertretung ihrer Rech- 
te beim Rath einen Aeltermann, in den anderen Städ- 
ten nur AeltesteUy die in den Bürgeryersammlungen 
den Vorsitz fuhren^ 



V!EBTE_ABTHEn.^^^ 

TON DE& ALLMAEHLICHEll FEBTSTELtmiO DE0 

•TAEHDERECHTS IN KURLAND UND 

PILTEN. 



ERSTES KAPITEL. 

Rechte der ländlichen Stände in Kurland. 

, ERSTER ARSCHNITT. 
BbCHTB DBS ADEL88TA1COB8 IN KüRLAND. 

/. Bü xuT Yereintgung mit Russland. 

1. Korporationsrechte des AdeLs. 

Abfassung einer Adelsmatrikel in Kurland. 

Als die Polnischen Konunissarien im Jahr 1617 die 
/ ' . sogenannte Begiments-Formcl eriiessen, wurde (§ 3) be- 
stimmt, dass die Pohiischeii und Lilthauischen EdeUea* 
te, die Guter in Kurland besässen, als Eingeborene des 
Landes anzusehen seien; zugleich ward (§ 39) festge- 
setzt, eine Kommission zu errichten um zu untersu- 
eben, welche Geschlechter wirklich adlig seien und 
welche sich unrechtmässig die Adelswürde anmass- 
ten (*}• Auf dieser Grundlage erwählte der Kurländi- 
sche Adel im Jahre 1620 achtzehn Deputirte, welche, 
unter Vorsitz des Herzogs selbst, zur Beprüfung der 
TorgesteUten Beweise über den Adelsstand schritteD, 
und zur Zusammenstellung eines Y^i^zeichnisses der 
damals in Kurland befindlichen Adelsgeschlechter. In 
der von der Bitterschaft ihren Deputirten ertheilten 

(*) InUr oos, qui re Tera Nobilef sunt et qul Plobeji, eonttituto Ja* 
diclo eqnettri, quod Tulgo «Rittorbank» «ppaUatiir, difcrliMii flat. 
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Instruktion v. 17 Oktober 1620 ist bestimmt, als Be- 
^eise des Adelsstaiides anzQnehmen: 1} die allgemeine 
Motorietät {*); 2) das Zeugniss andereir Edelleute, nach 
dem Beispiele der Polnischen Konstitutidben nnd Ge- 
brftuche; 3} der Adelsstand in anderen Ländern;^ 4) 
Adelsdiplome von Heistern nnd Hochmeistern; 5) adli- 
ge Geburt; 6} gerichtliche Crtheile nnd Entscheidungen; 
7) Kaiserliche und Königliche Diplome. — ^Die Arbeiten 
der Deputirten wurden am 20 Juli 1634 beendet. In 
dem Ton ihnen angefertigten Verzeichnisse befanden 
sich 115 Geschlechter^ von denen 94 ihren adligen 
Stand durch Notorietät und Producirung ihrer Ahnen 
erwiesen; eilf bewiesen ihre Ahnen durch Siegel nnd 
Briefe; zehn bewiesen ihren Adel durch Kaiserlidie 
und Königliche Diplome; zwölf Geschlechter , da sie 
nicht genügende Beweise beibrachten, wurden mcht, 
aufgenommen {**). Bei Ausfertigung dieses Verzeich- 
nisses der Adelsgeschlechter ward zugleich unter an- 
dern bestimmt: Punkt 5: «Damit auch der abusus des 
Nobilitirens künftig nachbleibe , so soll kein Königlich 
Privilegium inskünftige mehr gelten» das nicht ex 
commendatione Principis et Nobilitatis auf öffentlichem 
Kur-und SemgaUischen Landtage und dem darnach er- 
folgten Landtage durch Tugenden erlanget» {***). — ^Die 
Bestimmungen der Kommission wurden yon dem Land- 
tage am 18 März 1^ bestätigt. Der Pobische König 
Johann Kasimir bestätigte» durch Urkunde Tom 10. 
Februar 1649, alle Handlungen der Kommission und 
yersprach Niemandem das Kurländische bdigenat (Ih- 



(*) Mit dem Notorio, qu« eit probatio probaiiisima. 

(**) KruM. Kurland OBtor den Heridgen. I,p.iia.y6rgleiehe: Ziefen- 
horn. Beilage 131, p. 169 und folg. Polnisehe und Liilhanische Oe- 
fchlechter flnden aich gar nicht In dieaem Yerieicluiiase. 

(««•) Ziegenhora. Beilage 181, p. 171. \ 

13 
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digenatnf ten Nobilitas) ^ne yorgingige Einwilligiag 
4^ Hetxags und des Adek za ertheilen (*)• Seit dieser 
Zeit begann derKarlindiache Adel oder die Rittencliaft 
neue Mitglieder anf den LiQidtagen nadi eigener Wili^ 
knhr anfzonebmen nnd f ntfemt^ yOllig den Pobuschen 
und Littbaniflcben. Adel (**}• v 

Landt a^p und allfipmeine Konferfi^een« 

iei Erlastung derRegimentsformelim Jabr 1617, wur- 
den ancb ausfobrlicb bestimmt: die Znaammensetnmg 
der Kurländiseben Landtage {***)f die Gegenstände ibrer 
Wirksamkeit nnd das YerCabren anf denselben. Die 
Landtage waren gewOhnlicbe nnd jinsserordendiclie« 
Die gewObnlicben Landtage wurden vom Herzoge aJle 
zwei Jabre znaammenbemfen, die ansserordentlicben 
aber nur in besonders wicbtigen FftDen, nacb Bestim- 
mung des Herzogs und seiner Bätbe {****)• Kurland war 
tu bequemerer ZusammenrufuDg der Landtage in 17 
Kircbspiele getbeilt. In jedem Kircbspiele erbielt der 
Oberhauptmann, der Hauptmann oder der zu dem Ende 
erwKblte besitzlicbe Edelmann die herzoglicbe Bekannt 
machung über die Berufung des Landtags und yersam^ 
melte den Adel seines Kirchspiels zur Wahl von Land- 
tagsdepntirteu. Jedes Kirchspiel war yerpflichtet einen 
Deputirten zu erwtthlen; es war zwar erlaubt zwei zu 
senden , doch hatten sie dann nur eine gemeinsame l^tim- 
me. Wegen^icbterwählung eines Deputirten zum Land- 
tage zahlte das Kirchspiel die zwei ersten Male eine 

(*) Vergleiche «ach den LandUgsBchlusi Tom S7 Juli 1746, P. 56. 

(**) Zum ersten Male fand die Anftialinie neuer Glieder naeli Ba. 
kaantmachnng dee Rittarbankreneiclinifiei Ton 1634 staU auf dem 
Landlage von 1646» wo tieben Adebgetchleehier in daaielbe eingetrafon 
wurden. 

{***) pie Landtage In Kurland begannen gleich nach der Oründnnc 
dea Henogthnme. Die Landtagsbeschlutse Ton 1567—1606 sind abfo« 
dmeki im Archi?e fOr GeBchicMe a. s. w. II, p. 166 und folg. 

(****) aegimentiformel, 66 M, 17. 
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Strafe Ton himdert Thaleni; gesdiah es aber dreimal 
Bach einander, so ging das Stimmrecht yerloren {*). 
Die Depatirten yersammelten sich in Mitau, in be- 
sonderen Fftllen jedoch aach in andern Städten (**). 
In Mitau angekommen, schritten die Deputirten znr 
Wahl eines Landbotenmarschalls, der auf dem Land- 
tage den Yorsitz fahrte, die Angelegenheiten Tor« 
legte, welche znr Berathang kamen, and über- 
haapt die Verhandlungen leitete {*). Gegenstände des, 
Landtags waren insbesondere : 1) die Berathung über 
die vom ügrzoge eingegangenen Forderungen und 
VorsfihUlge, iiber die yom ganzen Adel oder einem 
oder mehreren Kirchspielen yorgebrachten Beschwer^ 
den. und Vorschläge, über die Interessen und Bedürf- 
nisse des Adels im Allgemeinen; 2) die Wahl zu allen 
der Besetzung durch den Adel yorbehaltenen Aemtern; 
3) die Durchsicht der Rechnungen der Hitierkaase. seit 
dem Schluss des letzten Landtages her {**). Im Allge- 
meinen konnte auf dem Landtage nichts beschlossen 
werden in Widerspruch zu den Grundgesetzen des 
Herzogthums, d. h. dem Unterwerfungsyertrage, der 
Urkunde über die Inyestitur und der Begiments- For- 
mel (***). Nach dem Schlüsse der Landtagsyerhandlun- 
gen wurde der ][^andtagsschluss yerfasst yom Herzoge 
und den ältesten Bäthen, nach yorgängiger Besprechung 
mit den Landboten, und wurde dann yom Herzoge, den 
ältestai Bäthen, dem Landbotenmarschalle und den 
Landboten unterzeichnet. Damit erhielt der Landtags- 
schluss Gesetzeskraft, und wurde yon den Oberhaupt- 



C) Kommiif ariftliseh«r yerg leleh t. 16ii» S 47. 

(**} Form. Begim, S S6. LandtagMeUof» ▼. ISSi, S II. 

C*^) Ziegenhorn. S 4SS. 

<****} Form. Reg., Si7. Ziegenhora SS il9-4M. 

(«••**) Form« Reg., S 17. KompotltioDiakl« ▼• 17tS, S 4. 
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leaien in den ihnen anvertrauten Oberhanptmann- 
Schäften bekannt gemacht (*)• In der Kompositionsakte 
Tom 18 Februar 1793 ward unter andern bestimmt; 
dass alle ausschliesslich die Rechte des Adeb betreffen- 
de Sachen, als da sind die gemeinen Wiliigungen, die 
Ertheilung des Indigenats, die Wahl yon Bevollmächtig- 
ten des Adels u. s. ve« nicht der Zustimmung des Her-. 
zogs bedürften, sondern durch Stimmenmehrheit der 

auf dem Landtage versammelten Landboten Gesetzes- 

* 

kraft erhalten sollten. \ . 

Ausser den Landtagen gab es in Kurland noch die 
sogenannten bruderlichen Kouferenzen, an denen jdle 
Glieder der Kurländischen Bitterschaft Theil nahmen, 
die Stimmrecht hatten. Sie wurden in ausserordentli- 
chen Fällen vom Herzoge berufen, auch hatten ihre Be- 
schlüsse nicht ohne dessen Zustimmung Gesetzeskraft, — 
im Fall seines Todes, oder seiner Abwesenheit, nicht 
ohne Bestätigung des Königs von Polen. Seit der Er- 
lassung der Regiments- Formel (1617) bis zum Jahre 
1793, während 176 Jahren, haben 129 Landtage Statt 
gehabt, von der ersten brüderlichen Konferenz im Jahr 
1712 an bis 1795^ wahrendes Jahren, haben letzterer 
17 Statt gefunden. Das Amt der Depulirteu hörte mit 
dem Schlusse^des Landtags auf. 

Die ältesten Bälhe und der Bevollmächtigte des 

Adels* 

Ausserhalb der Landlage wurden die Interessen der 
Ritterschaft bewahrt durch die ältesten Bäthe und ei- 
nen besonderen Bevollmächtigten (Landesbevollmäch- 
tigter, Landesdelegirter) , welcher in Fällen von Wich- 
tigkeit erwählt vmrde, um wegen Erhaltung der rilter- 
schaftlichen Rechte beim Könige und dem Polnischen 
Beichstagc wirksam zu sein. - 

(*) LaodUffggcliluss ton 1648, S 13. Ziegenhorn, S &06i 
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2. Persönliche Rechte der Edelleute. 
In Beziehung anf den Dienst. 
Die Enrlilndischen Edelleute hatten das ausscblies^« 
liehe Recht znr Besetzung folgender Aemter: 1} der 
vier ältesten Bäthe (Oberburggraf, Landhofmeister, 
Kanzler und Landmarschall); 2)l. der vier Oberhaupt- 
leute, 3] der acht Hauptleute,. 4) der acht Oberhaupt- 
mannsgerichts * Assessoren, 5) . der vier Mannrichter 
und 6}^ der Offiziere bei den Landestruppen. 

In Beziehung auf Gerichtsbarkeit und peinliches 

Verfahren. 

Die Edelleute unterlagen nur ihrem gewöhnlichen 
Gerichte; die Errichtung ausserordentlicher oder kom- 
missarialischer Justiz über dieselben war nnzulttsaig(*)« 
ausser wenn die beiden streitenden Parteien darum ba- 
ten oder bei Theilungen und Grcnzfiihrungen {**). Die 
Edelleute wurden nur yon Ihresgleichen gerichtet; 
Unadlige konnten nicht über Adlige richten (^**). In 
Kriminalsachen unterlagen Kurlfindische Edelleute nur 
der Jurisdiktion des Oberhofgerichts und der hinzuge- 
zogenen vier Oberhauptleute (****), mit Appellation an 
den Königjausser bei Kapitalverbrecheu (*****). Alle 
Injurien und Kriminakachen der Edelleute wurden 
im akkusatorischen Prozess yerhandelt (******^. Edelleu« 
te konnten nur in den ersten 24 Stunden nach Yer- 
iibung des Verbrechens in Arrest genommen werden, 
ausser wenn sie des Hochyerratfas, des Mords, der Brand- 
et) Kommissarialische Enischeidungen ton 1717, S 19. 

{**) Kurlindische SUlalen, S 8; Komiss. Entsch. t. 1717 ad GraT. 5; 
Koiiipo8ition8akte t. I7i6, S li. , 

(***) Kommlas. EnUeh. 1. 1717 «d grar.S; Komp.-Akte t. 1793, 8 85. 

(****) Form. Heg. v. 1617, 8 16. 

(**«**) Form. R«f., 88 16, 17. 

{******) Kommisa. EnUcli.t. 1717, adgrav. 14 und 1&; tandiagtaehloai 
▼.11 September 1780. * 
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süftnog oder eines andern scbweren Teibrechew 

geklagt worden n. \ 

In Beziehung anf Abgaben nnd Obliegenheiten. 

Die KorUfndischen Edelleute waren von allen Abgar 
ben frei {*")• Indessen war der Herzog berechtigt» in 
FäUen der tossersten Noth nnd mit yorgingiger 2nstini- 
mung der LandtagSt Auflagen auszuschreiben und Bei- 
steuern zu verlangen {***). Zur Kriegszeit zahlte der 
Adel Kontributionen nafih der Hakenzahl, und leistete 
selb_st den ^iegsdienst. 

In Beziehung anf das YermOgen. 

In Folge der Errichtung des Herzogthums Kurland, 
erfolgte im Jahre 1570 die Verwandlung aller dortigen 
Lehen in AÜodien» ungefiihr zwei Jahrhunderte frü* 
her ab diese Hassregel in livland und Esthland zur 
Ausfuhrung kam(****)«Die später ertheilten Lehen, wur- 
den im Jahre ,1776 ebenfalls allodificirt. — Im Jahre 
1617» als die Polnische Regierung eine besondere Kom- 
mission absandte» um den zwischen den Söhnen Gott- 
bsidKßttlers und dem Adel enstandenen Streitigkeiten 
ein Ende zu machen» wurden von der Kommission (je- 
doch unter 9litwirkun{^..der Ritterschaft) die Statuten 
abgefasst, in denen dem Adel unter andern das aus- 
schliessliche Recht auf eigenthümlichen Guterbe- 
iiitz Torbehalten wird (*****). Unerachtet der Vorstellun- 

n Vtk. Henoff GoUhtrdB t. 7 Min IMS and M lani 1S70; Eurl. 
8tatat«n, '% St; Kommis. Entieh. t. 1717, S t5; Kompotltionsaklt t. 
177S, S 6,— so wie Tiele LtndUgsfchliUse. 

{**) Kommis. SDtseh. 1. 1717. 

(***) Vrkuode Hersof Gotthard's Tom 10 IodI 1570, S 10. 

{****) Urk. Hersog Goithard^s t. SO iuni 1570. 
(«•*«*) Im S 105 der SUtuteD ist gesagt: «Es soll keiner, der nicht Ade> 
ligen Standes oder pro indigena angenommen, adelige Güter erblich su 
kainren, bei Yerlost derselben, mächtig sein». Nettelblatt (Statuten 
S 110). NachZiegenhorn*s Versicherang, war dieser Paragraph nicht in 
dem dem Herioge Torgestellten Exemplare und iat erst spiter eingetragen. 
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gen und Ritten der Knrlindischen Städte^ welche ihre 
Bechte auf das Beispiel der Preusaischen Städte und 
die Reichfltagsordination Ton 1582 jiber LiTlaind stütz- / 
ten(*), wurde in der Folge der Streit über den Grund- 
besitz mehr ab eiuQialzum Yortheil des eingeborenen 
Adels entschieden (**), und das ausschliessliche Becht 
desselben wie durch yielfache Gesetzbestimmungen und 
Akten» so auch durch zweihundertjihrige gewisser- 
massen in Gesetzeskraft gekommene Praxis bestä- 
tigt {*''*). Zugleich mit den Bürgern waren auch der 
Polnische und Litthauische Adel yom Güterbesitz ent- 
femt, der anftnglich yiele Besitzungen in Kurland ge- 
habt f ***).— Ausserdem genoss die Kurische Bitterschaft 
ein anffchliessliQhes.Becht auf den Arrendebesitz der 
dem Herzoge vorbehaltenen Lehngüter, nach billigem 
Anschlag und auf nicht Wfniger als sechs Jahre {*****)• 
Der Adel hatte auch das unbeschränkte Bechtt aus 
wohler worbenem Vermögen, welcher Art es auch sei, 
nach Belieben Majorate und Fideikommisse zu stiften, 
SIrbTerträge zu sohliessen und Familienyerträge jeder 
Art einzugehen, c^ioe Biestätigniig des Herzogs.und des 
Königs (***•*•)• ^ 



(*) Antwort der KQrlSndlscheii Stidte t. S Uec. ISSS. Ttrgl« Zl^ea- 
boin, IS Saa, SS8. 

(**) Ko0m.-Yer9leiek ▼• tSiS, S SS. Btttaeheidnog lor Herttolhuif 
foter Ordnong t. 17S7.— LandUgMehlüste t. S Sept. 1719, S S, S Febr. 
17SS, S IS, S lall 17SS, S S. 

C*n Vergl. Zlegenkom, SS Stt, 6SS. 

{****) Tergl . Form, teg-« • 8. 

C****) Komm. Entsch. ▼. 1717, S l xokd Yertrag Henog lohaa« 
Ernst*! T. li Innl 1787, S l.^Kompos.-Akte 1. 1746, S 11. ^ Yerslche- 
rangf akte Henog Karr« y. 95 Okt. 1759, SS. — Kompoi.-Akte t. 1793, 
SS 19, 17.-Uiidt«giteUileee t. ISIS, 16S4, 1S8S, 17», 171S, 17Si imd 
17SS. 

(«*****) Urk. Slgismiind AngutVf t. SS ICet« 1561, S 7. ürk. Heriog 
Gottksrd'i f. tO Juni 1579, S 6. 
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//. Rec^e de$ AdelMandeB in Kurland seit der Fer et- 

nigung mit Russland. 

1. Korporationsrechte des Abdels. 

Zugleich mit der allgemeinen Gouvernementsyerord- 
nnng wurde in Kurland auch die Ädelsordnung einge- 
führt, in Grundlage welcher Adekyersammlungen 
eröffnet wurden, wie im Gouyemement, so in den 
Kreisen. Als aber die alte Verfassung Kurlands im Jah- 
re 1796 wieder hergestellt wurde , traten an die Stelle 
der Adelsyersammlungen abermals Landtage und Kon- 
ferenzen. Im Jahre 1806 yerfasste die Kurländisdie 
Bitterschaft eine Landtagsordnung, durch welche die 
Zusammensetzung des Landtags und das Verfahren bei 
den Berathungen genau bestimmt wurde, lieber die 
zur Verhandlung kommenden Gegenstände, so wie über 
das Verfahren bei der AuAildime in die ritterschaftli- 
che Korporation, finden sich daselbst keiae Bestimmun- 
gen. — Im Jahre 1795 wurden, in Grundlage der Adels- 
ordnung, in Kurland ein Adelsmarschall und 9 Kreis- 
marschälle gewfihlt. Nach Wiederherstellung der alten 
Einrichtungen im folgenden Jahre, beschloss die zu 
einer allgemeinen Konferenz yersanunelte Bitterschaft, 
stehende Beamte zur Vertretung ihrer Interessen aus- 
serhalb der Landtage zu wählen. In Folge dessen 
schwand der Einfluss der Oberräthe auf die Angelegen- 
heiten, und die Besorgung und Vertretung der Korpo- 
rationsinteressen ward dem Bitterschafts-Komitä Aber- 
tragen, der aus dem LandesbeyoUmächtigten und 8 
Kreismarschflllen, zu zwei aus jeder Oberhauptmann- 
schaft, dem Obereinnehmer und dem Bitterschafts-Se- 
kretair zusammengesetzt wurde. Nach der Vereinigui^; 
des Piltenschen Kreises im Jahre 1819 wurde die Zahl 
der Kreismarschälle auf 10. yermehrt, yon denen fünf 
fortwährend inMitau, die andern in ihren Kreisen« 
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sind. Auf dem Landtage ron 1836 wurde das Amt eines 
Obereinnehmeia anfgehoben und seine Befugnisse zom 
TImbiI einem besonderen Kassier, zum llieil einem der 
Kreismarschälle 9 je nach Bestinmmng des Landesbe- 
yollmächtigten, auferlegt. Im Jahre 1838 ward eine 
neue Landtagsordnimg yerfasst, die einige neue Bestim- 
mungen enthielt; sie wurde dem Ministerium des Inne- 
ren yorgestellty yon welchem sie der Zweiten Abthei- 
lung der Eigenen Kanzellei Seiner Kaiserlichen Maje- 
stät mitgetheilt worden ist. ^ 

« 

2. Persönliche Bechte der Kurländischen 

Edelleute. 

Die Bechte und Vorzüge, deren sich die Kurländi- 
sche Bitterschaft zur Zeit der Herzoge erfreute, blie- 
ben in ihrem Wesen unyerämlert. In einigen Beziehun- 
gen aber wurden sie sogar erweitert und yeryoUstän- 
digt durch die Beichsgesetze. 

Als besondere Ausnahme sind, sowohl der Adelj als 
die anderen Stände in Kurland,. yon der Bezahlung der 
Stempebteuer bei den yon ihnen yollzogenen gerichtli- 
chen Handlungen befreit (*) • Die Gesetze über den Grund- 
besitz aus der herzoglichen Zeit blieben in Kraft auch nach 
der Vereinigung mit Bussland, ^m pnfffl^^MiffMlipliA Hfl^^ht 
des Kurländischen Adels auf den Besitz yon adligen 
Gütern ist bestätigt durch die Kurländische Baueryer- 
ordnung, in welcher S 4 gesagt ist: Der Kurländische 
Bauer hat das Becht zu erblichem Besitz unbewegliche 
Güter zu erwerben; was aber das Becht auf Grunde i- 
genthum betrifft, so geniesset er desselben nur auf der- 
selben Grundlage, wie dieses nach den Landesstatuten 
den nichtindigenen Einwohnern des Landes erlaubt 



/; 



(*) nsS Augiut i (186SS); ISM Ao|iu4 19 (800S9). 






ift O-Am 19 Min 1830 (354S) woHe ier frakre 
Pfmdberitz mf 99 Jahr abgodhalR md demKnriiadU« 
seilen Adel Targesdarieben« seine Gvier anf mdil mefar 
ab 10 Jahre za yerpfitoden (**). v 



Bbcbib Dsn ^BmrucHKBiT in KvauLaD. 

Obwohlschonim Jahre 1572eine Kirchenordnoiig(^*) 
for Karland erlassen worden war, nnd selbst Ton den 
Landtagen einige Bestimmnngen iiber die YeriiSltnisse 
der Geistlichkeit gegeben wnrden, so gab es doeh in 
der herzoglichen Zeit keine vollständigen nnd bestimm- 
ten Gesetze über die Rechte der Erangeliscb-Latheri- 
schen Geistlichkeit Indessen mochte anznnehmen sein, 
dass bei dem ganz überwiegenden Einflasse des Adels, 
die Geistlichkeit zar Zeit der Herzöge in Karland 
nicht solche Berechtigungen erwerben konnte, ab es 
in Liy-nnd Esthland, besonders seit dem Priesterpriyi- 
legiam yon 1675, der Fall war. Dorch das Gesetz (ur 
die Eyangelisch-Lutherische Kirche in Rassland yom 
28 Dec. 1832 (5870), worden die Rechte and Vorzöge 
dieses Standes aosfohrlich angegeben and in Vielem 
aasgedehnt. Ueberdies erschien im Jahre 1840 eine be- 
sondere Gesetzbestimmong über die Pastoratswid- 
men (•"*). 



(*) 1S17 Aug. S5 (t70Si) S i. yerffl. Allgemeine yerordnviig, P. 1. 

C*} Am U Dee. ISil (15151) erMgte die Allerhöchst beetlUgte Vel- 
nnng des Reicht rathf, durch welche Ine Biaieliie gehende mul deUU« 
lirie Regeln über den PfandbeslU in den OitfeegoaTernemente §tatr 
geslellt wurden (Siehe ptg. lU). 

(***) ZIegenhoro, S SSI, Anaerkang e. yergl. fiherhavpt S 97S und 
feig. 

(*'*') 18iODec.S5(t4(m)). 
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DmiTTBB AB8CHHITT. 

Rbcbtb des Bauebhstahdbs nc Kürlahd. 

/. 17t« xmr Veretnignng mit Rusiland» 

Die KnrlSndischen Bauern gehörten dem Gutsherrn^, 
auf dessen Besitzungen sie angesiedelt waren, und er- 
füllten die ihnen auferlegten Obliegenheiten oder zahl« 
ten eine Geldabgabe. In Grundlage der Urkunde Herzog 
Gotthard's Tom20 Juni 1570, stand den Edelleuten die 
nnbeschrSnkte peinliche Gerichtsbarkeit über die in 
ihrem Gebiete yon Bauern begangenen Verbrechen zo. 
In den Statuten von 1617 wurde den Edelleuten bei 
Strafe yon 100 Gulden verboten, ihre leibeigenen 
Bauern mit dem Tode zu bestrafen ohne besonderes 
peinliches Gericht {*). Im Falle grausamer Behandlung 
durch den Gutsherrn, war den Bauern gestattet, zum 
Schutze des Herzogs und der Gesetze ihre Zuflucht zu 
nehmen (**). 

//. Seit der Zeit der Vereinigung mit Russland. 

Im Jahre 1814 entwarf eine aus der Mitte des Adels 
im Kurländischen Gouvernement, unter Vorsitz des 
Generalgouvemeurs Marquis Paulucci, Allerhöchst an- 
geordnete^Kommission das Projekt einer Verordnung 
über die Verbesserung des Zustandes der Bauern. Die- 
ses Projekt wurde zugleich mit der Allerhöchst bestlS- 
iigten Esthländischen Bauerverordnung von 1816 der 
auf ausserordentlichem Landtage versammelteA Kurlän- 
dischen Bitterschaft zur Beprüfung vorgelegt. Als im 
Dec. 1816 die Bitterschaft sich für die Annahme einer 
Bauerverordnung nach den Grundsätzen der Esthländi- 
sehen aussprach, wurde eine besondere Konmiission 
von dem Adel erwählt, zu der noch ^in Glied des Ka- 



n Karl. SUtutan, S SS. 
r*) IlegMilMn, S SSL 
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meralhofs ab Vertreter der Krongater hinzukam. Die- 
ser Kommusion ward aufgetragen, nach den in F^^^^'^wf 
angenommenen Gruadsätzen, jedoch mit den durch die 
örtlichen Verhältnisse gebotenen Abweichungen, ein 
neues Projekt zu entwerfen. Als die Arbeiten der Kom- 
mission beendet waren, legte der Rigasche Kriegsgou- 
Y.erneur auf Allerhöchsten Befehl das Projekt einem 
ausserordentlixJiea Landtage yor, und die Ritterschall 
erklärte ihre yoUkommene Genehmigung aller in den»- 
selben enthaltenen Bestimmungen. In Folge dessen ward 
die Kurländisehe Baueryerordnung am 25 August 1817 
(27024) Allerhöchst bestätigt, und eine besondere Kom- 
mission ernannt um dieselbe in Ausführung zu briiH 
gen. Dieselbe bestand, unter Vorsitz des GivilgouTer- 
neurs, aus den Räthen der GouTernemeutsregierung, 
zweien Räthen des Kameralhofs und dreien Kreismar- 
schällen. Sie beendete ihr Geschäft im Jahre 1832, als 
alle Kurländischen Bauern aus der Leibeigenschaft 
ausgetreten waren. 



ZWEITES KAPITEL. 

Rechte des städtischen Standes in Kurland. 

EBSTER ABSCHRITT. 

Rechte DBS STiEDTiscHEN Stakpes in Kurland bis zur 

Vereinigung mit Busslamd. 

/. £ru)erhmg des Bürgßrreehts. 

In den Kurländischen und Piltenschen Städten wur- 
den allgemein bei Erwerbung des Burgerrechts Ter-« 
langt: Beweise über eheliche Geburt und rechtlichen 
Wandel, so wie den dem Herzoge geleistetien Unter- 



205 

thanseid (*). -— Das Lutherische Bekenntniss war keine 
nothwendige Bedingung zur Aufnahme. Yermöge der 
Regimentsformel von 1617 sicherte die Pohlische Re- ' 
gierung den Katholik^ in Kurland und Pilten diesel- 
ben Rechte, wie den Lutheranern.—- Wer das Burger- 
recht erhalten, musste in die Korporationen derKaufleit- 
le oder der Handwerker eintreten. Bei der Aufnahme 
in dieselben, mussten Bedingungen erfüllt werden, wel- 
che in den für jede Stadt insbesondere geltenden Schra- 
gsa angegeben waren. 

//• Die KorporationsrechiQ des städtischen Standes. 

Die l^tadtgemeinden hatten das Recht, sich zur Be- 
rathung über ihre Korporationsangelegenheiten zu yer- 
sammeln. Gegenstände dieser Yersammlungen waren: 
1) die Wahlen zu den Gemeindeämtern (Aeltermänner 

und Aeltesten); J]^Berathung und Beschlussnahme über 
auf die ganze Stadtgemeinde bezügliche Angelegenhei- 
ten; 3) Yertheilung der städtischen Lasten. Das Verfahr 
ren bei der Berathung und bei der Beschlussnahme war 
verschieden und durch die Polizeiordnung jeder Stadt 
festgestellt. 

///. Die persönlichen Rechte der Bürger. 

Das Hauptvorrecht der Kurlandischen und Pllten- 
schen Bürger bestand darin, dass sie ein ausschliessliches 
Recht auf den Betrieb städtischer Gewerbe hatten (**). 
Die den Zünften zustehenden Rechte waren in ihren 
Schrägen bestimmt. 

f *) Yergl. die TerschiedeDen in der Binleitnng lum eraten Theile ao- 
geführten Sladlordnnngen nnd Poliieiordnnngen. 

(**) Entscheidung Herzog Gottliard'i swiicheo der Utiertcliaft «a4 
Goldiogen t. SS Job! 1570; SUt. S 107; UrlL. Kon. Auguit II t. 10 Dec. 
1746. 
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SWSITEB ABMJUIITT- 

BbGBTB l^EB fTJSDTUGHBN STiin>E8 Uf KUMLIMD «BIT IMft 

VeEEINIGUIIG mit BgSSLiNA« 

Die GemeindeTerfassimg der KarUlndiflcheii Stftdle 
blieb auf der aUen Grundlage beruhen« Die durch die 
allgemeinen Beichsgesetze» so wie durch die Anord- 
nungen der Ortlichen Obrigkeit, eingeführten Y^i^ände- 
riingen in den Rechten des städtischen Standes bezie- 
hen sich: 1) auf die Aufiiahme in.die Bürgerschaft der 
Städte 9 welche in Grundlage der allgemeinen Regeln 
und Verordnungen geschieht; 2) auf den Betrjeh^dcr 
Handwerke und anderer Gewerbe , in Übereinstimmung 
mit den allgemeinen Reichsgesetzen. . 



DRITTES KAPITEL. 

Standesrechte in'Pilten. 

SaSTEA ABSCHNITT. 

StAHDESREGHTB in PiLTEF bis zur TeBBINIGUHG VIT 

RUSSLAICD. 

Die (iUensche Ritterschaft bildete eine bfifiondernj 
Ten der KurUlndischen getrennte Koi|^oration. Im Pil- 
tenschen Kreise wurden die Landtage oder Konferen- 
zen Ypm Ortlichen Landgerichte zusammen berufen, 
und zwar alle drei Jahre. Auf dem Landtage oder der 
Konferenz erschienen ^icht Deputirte wie in Kurland» 
sondern im Allgemeinen ^e im Kreise besitdichen 
Edelleute. Ausserhalb der Landtage ruhte die Sorge 
für die Rechte und Freiheiten der Ritterschaft auf dem 
Landgerichte oder Landrathskollegium. Was die jeder 
einzelnen Person zustehenden Rechte betrifft, so genoss 
der Piltensche Adel aller der dem Polnischen und 
Kurlflndischen Adel zukommenden Yorrechte (*). 

(*) BattioiBaiigea der Polnüebon Komissloii für PiUoa t. tSI7, S S. 
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IWEITER ABSCHNITT« 



StAICDESRECHTB in PiLTBH SBIT der YEREnnGUNO HIT 

Von 1795 bis 1819 bildete die Piltensche Ritter- 
schaft eine yon der Kurlündischen yerscIiiedeDe Kor- 
poration, genoss aber in Grundlage ihrer Priyilegien 
«Her Hechte und Vorzüge der letzteren. Die Yerbin- 
dong des Piltenschen Kreises mit Kurland yeranlasste 
den Yerei.nignngsakt. vom 27 März 1819 zwischen bei- 
den Ritterschaften, in deren ]^-tem Artikel bestimmt ist, 
dass Yon nun an alle einer derselben insbesondere yer- 
liehenen Rechte als allgemeine angesehen werden sollen, 
und dass jedes Glied jedweder Korporation als Glied 
der gesammten Kurländisch- Piltenschen Ritterschaft 
gelten solle {*). — ^Auf diese Weise bildet seit 1819 die 
Piltensche Ritterschaft einen Theil der Kurlfindischen, 
nimmt an den Kurlandischen Landtagen Theil und hat 
zu ihrer Verwaltung dieselben ritterschaftlichen Beam- 
ten. — Was die übrigen Stände Piltens betrifll, so ha» 
bensie, wie yor der Vereinigung mit Russland, so auch 
seitdem, alle Rechte und Vorzüge derselben Stände in 
Kurland gehabt. In Beziehung auf die Aufhebung der 
Leibeigenschaft, waren die Massnahmen gemeinschaft- 
lich mit denen in Kurland. 



(*) BeTolImichtigt rar Abfattung des yerelnlgmigtakti waren: Ton 
Selten der KurlindU eben Hitterschalt die Glieder dee BltterschafU- 
\0mM9 ^ Ton Seileo Pllteni die Barone Ton Hahdea nnd Ton R5nna 
und Herr von Virbach. 
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Seile 36 Zeile 8 u. 9 von oben muss es heissen: Nichladeligea 

Undeutsche 
anch gerne 
nichl bloss 
solches mit 
aber nicht 

Herkunft zweifelhxri 
bekannten 
in Kraft ist. (*) 
wohlerworbenem 
das Punktum am Ende der Zeile 
wegTalleu. 
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